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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr. 

Präsidentin Hanna Naber:

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Guten Morgen! Ich eröffne die 28. Sit-

zung im 12. Tagungsabschnitt des Niedersächsi-

schen Landtages der 19. Wahlperiode. 

Tagesordnungspunkt 16: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses fest. 

Geburtstag haben heute die Abgeordneten Jan 

Henner Putzier und Kirsikka Lansmann. 

(Beifall) 

Herr Putzier, Frau Lansmann, ich übermittle Ihnen 

im Namen des ganzen Hauses herzliche Glückwün-

sche. Gesundheit und Wohlergehen für das vor 

Ihnen liegende neue Lebensjahr! 

Zur Tagesordnung. 

(Unruhe) 

- Ich bitte um Aufmerksamkeit! Es wird etwas kom-

plex.  

Wir beginnen die heutige Sitzung mit Tagesord-

nungspunkt 17, das ist der erste Teil der Aktuellen 

Stunde. Anschließend setzen wir die Beratungen 

fort mit dem Bericht des Vorsitzenden des Haus-

haltsausschusses und der anschließenden allge-

meinpolitischen Debatte, in der in grundsätzlicher 

Weise über die Regierungs- und Haushaltspolitik 

gesprochen werden soll. Nach der Mittagspause 

behandeln wir die Haushaltsschwerpunkte „Wissen-

schaft und Kultur“, „Kultus“, „Inneres und Sport“, „Fi-

nanzen und Hochbau“ sowie „Soziales, Arbeit, Ge-

sundheit und Gleichstellung“. 

Im Zuge des Formats „Leibniz im Landtag“ finden 

heute und morgen Gespräche zwischen Abgeord-

neten und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

lern der niedersächsischen Leibniz-Institute statt. 

So soll der Austausch zwischen Politik und Wissen-

schaft gefördert werden. Die für das Projekt verant-

wortliche Leibniz-Gemeinschaft in Niedersachsen 

präsentiert sich heute zudem mit einem Informati-

onstisch in der Portikushalle. 

Die heutige Sitzung soll gegen 19.45 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ihnen 

nunmehr Herr Schriftführer Wille mit. Herr Wille, 

bitte! 

Schriftführer Alexander Wille:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch von mir einen 

schönen guten Morgen! Entschuldigt haben sich: 

von der Fraktion der SPD der Kollege Jörn Domeier 

von 12 Uhr bis 16.30 Uhr und der Kollege Stefan 

Politze, von der CDU-Fraktion die Kolleginnen Lara 

Evers und Laura Hopmann sowie der Kollege Lukas 

Reinken und von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen der Kollege Dr. Andreas Hoffmann und der Kol-

lege Pascal Leddin. 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Wille. - Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 17: 

Aktuelle Stunde  

Wie aus der Tagesordnung zu ersehen ist, hat der 

Ältestenrat die Aktuelle Stunde in der Weise aufge-

teilt, dass heute die Anträge der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen und der Fraktion der AfD und 

morgen die Anträge der beiden anderen Fraktionen 

behandelt werden sollen. 

(Unruhe) 

- Es gibt ein großes Grundgemurmel hier im Raum. 

Die in unserer Geschäftsordnung für den Ablauf der 

Aktuellen Stunde geregelten Bestimmungen setze 

ich als bekannt voraus. 

Ich eröffne die Besprechung zu: 

a) Zukunft und Wohlstand sichern - Niedersach-

sen zum Vorreiter beim Klimaschutz machen - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 

19/3040 

Ich erteile als Erster der Kollegin Marie Kollenrott für 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. Bitte 

schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Marie Kollenrott (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Aktueller könnte 

es heute tatsächlich nicht mehr sein: Derzeit tagt die 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  28. Plenarsitzung am 12. Dezember 2023 

2018 

28. Weltklimakonferenz, und heute Morgen wurde 

das Abschlusspapier öffentlich, in dem von einem 

Ausstieg aus Kohle, Gas und Öl nicht mehr die 

Rede ist. 

(Beifall bei der AfD) 

Deutschland und die EU haben dieses entschieden 

zurückgewiesen. Die einzige Reaktion: Das ist un-

haltbar und fahrlässig. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Leiter der Konferenz ist Sultan Ahmed Al Jaber, der 

Geschäftsführer und CEO von ADNOC, des staatli-

chen Ölkonzerns von Abu Dhabi. Dieser Konzern 

verfügt über die sechstgrößten Ölreserven der Welt 

- 105 Milliarden Barrel Öl. 105 Milliarden Barrel, die 

im Boden bleiben müssen, wenn die Welt das 1,5-

Grad-Ziel von Paris ernst nimmt! 

Auf dieser Weltklimakonferenz findet passender-

weise zum ersten Mal die Globale Bestandsauf-

nahme zum Pariser Klimaabkommen statt. Das Er-

gebnis wird mehr als ernüchternd sein. Der neue 

UNEP Emissions Gap Report stellt bereits fest, 

dass die weltweiten Klimaschutzbemühungen der-

art unzureichend sind, dass sich die Welt auf eine 

Erhöhung um 3 °C zubewegt. Im niedersächsischen 

Klimafolgenbericht ist zu lesen, dass bei uns bereits 

eine Erwärmung um 1,7 °C erreicht ist. Ich habe es 

gestern in meiner Rede zum Klimagesetz kurz skiz-

ziert: Hitze, Dürre, Extremwetter, Überschwemmun-

gen, Feuersbrünste werden die Folgen sein. Der 

Handlungsbedarf ist gewaltig. 

Doch trotz des Austragungsorts und trotz des um-

strittenen Präsidenten hatten wir gehofft, dass wir 

einen Willen zur Veränderung, zur Transformation 

sehen werden. Selbst die Ölstaaten merken - so 

dachten wir -, dass sich das fossile Zeitalter dem 

Ende neigt und dass es auch für sie lebensnotwen-

dig ist, vorneweg zu gehen, statt nur hinterherzulau-

fen. Wer sich zu lange dem Wandel versperrt - und 

einige tun das ja konsequent -, gefährdet am Ende 

sein eigenes Geschäft, aber auch - das ist noch viel 

schlimmer - die Wirtschaftskraft, den Wohlstand, 

den sozialen Frieden ganzer Staaten, ganzer Regi-

onen dieser Welt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und von 

Dr. Dörte Liebetruth [SPD]) 

Deshalb sind auf Niedersachsen bezogen Projekte 

wie das Wasserstoffprojekt SALCOS der Salzgit-

ter AG oder die Förderung der Solarenergiefor-

schung des ISFH so wichtig. Das sind Leuchttürme, 

die zeigen, wo wir hinmüssen. Denn eines ist klar: 

Die Sicherung von Wohlstand und Zukunft geht nur 

mit und niemals gegen den Klimaschutz. 

(Unruhe bei der CDU) 

- Die CDU ist relativ laut. 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Mittel des Klima- 

und Transformationsfonds, der in Deutschland da-

für gedacht ist, den Wandel ins karbonfreie Zeitalter 

anzustoßen, vom Verfassungsgericht mit der Be-

gründung einkassiert wurden, die Schuldenbremse 

dürfe nur für unerwartete, nicht für erwartbare Kata-

strophen ausgesetzt werden. Robert Habeck hat 

dazu gesagt: Wir ziehen in einen Boxkampf und ha-

ben unsere Hände freiwillig auf den Rücken gefes-

selt. - Damit hat er recht. Und in diesem Boxkampf 

geht es um alles. 

Präsidentin Hanna Naber:

Einen Moment, Frau Kollenrott! 

(Ulf Thiele [CDU]: Jetzt bekommen wir 

einen Einlauf!) 

Die Rednerin hat recht. In der ersten Reihe der CDU 

ist es so laut, dass ich sogar den Inhalt der Gesprä-

che verstehe. 

(Zurufe: Oh! - Ulrich Watermann 

[SPD]: Man kann nur jedes Wort ver-

stehen, den Inhalt nicht unbedingt!) 

Fahren Sie fort, Frau Kollenrott! 

Marie Kollenrott (GRÜNE): 

Spätestens seit den Berichten des Club of Rome in 

den 1970er-Jahren laufen wir sehenden Auges in 

die Klimakrise. Worum es dabei bestimmt nicht 

geht, ist Parteipolitik. Ohnehin ist das Selbstreferen-

zielle und das Gehadere damit, was wirklich zu tun 

ist, für die Menschen ein Graus. 

Welcher junge Mensch soll hierfür denn noch Ver-

ständnis haben? Auf den Demos von Fridays for Fu-

ture läuft mittlerweile das Lied „Hurra die Welt geht 

unter“ rauf und runter. Schon mal gehört? 

(Zuruf von der AfD: Nee!) 

Das geht ins Ohr und vor allem ans Herz. Es 

schwinden zusehends die Hoffnungen junger Men-

schen und das Vertrauen in die Politik, dass wir die 

erwartbare Katastrophe noch abfangen und da-

mit - wie es das Verfassungsgericht ausgedrückt 

hat - ihre Freiheit schützen. Das kann und darf uns 

nicht egal sein. 
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Aber es geht hier nicht nur um Freiheit, sondern 

auch um die Sicherung von unserem eigenen Wohl-

stand. Es darf nicht sein, dass Projekte, die gleich-

zeitig das Klima schützen und Niedersachsens Wirt-

schaftskraft für die Menschen zukunftsfähig ma-

chen, durch einen Konstruktionsfehler in der Schul-

denbremse gefährdet werden. Krisenprävention 

und Zukunftsinvestitionen müssen zu jedem Zeit-

punkt möglich sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hierzu brauchen wir, liebe CDU, eine breite Basis 

der demokratischen Parteien im Sinne einer ge-

meinsamen gesellschaftlichen Verantwortung. Wir 

dürfen dabei nicht außer Acht lassen, dass von 

rechts die Faschisten trommeln, es gebe gar keinen 

Klimawandel - alles nur eine globale Verschwö-

rung! -, und auch in diesem Parlament ihr populisti-

sches Gift spritzen. Diese Lügen und diese Fake 

News dürfen nicht verfangen. 

Eine verantwortungsvolle Klimaschutzpolitik ist 

auch eine Sache des Demokratieschutzes. In Nie-

dersachsen sind wir aber glücklicherweise noch 

weit von einer Beteiligung der AfD an der Regierung 

entfernt. 

(Lachen bei der AfD) 

Die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes haben 

sich stattdessen für eine Regierung der Verantwor-

tung entschieden. 

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Bis zur 

nächsten Wahl!) 

Was war gestern noch? - Ich war genervt, ich war 

verärgert. In jedem Plenum, in fast jeder Pressemit-

teilung machen Sie von der CDU deutlich, dass es 

Ihnen nicht schnell genug geht. „Rot-Grün liefert 

nicht“, ist Ihr liebster Wahlspruch. 

(Zuruf von der CDU: Stimmt ja auch! - 

Gegenruf von Wiard Siebels [SPD]: 

Seit gestern weinen Sie, dass es Ihnen 

zu schnell geht!) 

Jetzt bringen wir das Klimagesetz schnell und zü-

gig, wie es nottut, voran, und das ist Ihnen auch 

nicht recht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Letzter Satz - ich komme zum Schluss -: Wenn wir 

Demokratinnen nicht alle gemeinsam mutige Politik 

für die Zukunft machen, haben wir angesichts der 

Zwangsläufigkeiten, die mit dem Klimawandel auf 

uns zukommen, im wahrsten Sinne des Wortes am 

Ende nichts gekonnt. Lassen Sie uns doch beides 

tun: Zukunft und Wohlstand sichern! 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Hanna Naber:

Herzlichen Dank, Frau Kollenrott. - Für die Fraktion 

der SPD hat sich der Kollege Guido Pott zu Wort 

gemeldet. Herr Pott, bitte! 

(Beifall bei der SPD) 

Guido Pott (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wenn 

man in diesen Tagen über Klimaschutz spricht, 

kommt man an der Weltklimakonferenz in Dubai 

nicht vorbei. Acht Jahre nach der wegweisenden 

Klimakonferenz von Paris und der dort getroffenen, 

völkerrechtlich verbindlichen Zielsetzung, die Erder-

wärmung auf 2 °C - möglichst sogar auf 1,5 °C - zu 

begrenzen, kommt die Staatengemeinschaft derzeit 

zum 28. Mal zu einer Weltklimakonferenz zusam-

men. 

Mit den gültigen Klimaschutzplänen steuert die 

Weltgemeinschaft auf eine 2,9 °C höhere Durch-

schnittstemperatur zu. Zugleich bewirken die umge-

setzten Klimaschutzmaßnahmen derzeit lediglich 

eine Reduktion der Zunahme des CO2-Ausstoßes. 

Insgesamt läuft die Weltgemeinschaft also weiterhin 

in die falsche Richtung, nur langsamer. 

Als Ergebnis der COP 28 in Dubai braucht es daher 

klare Bekenntnisse zu einem konsequenten Aus-

stieg aus allen fossilen Energien, zu mehr Tempo 

beim Ausbau der Erneuerbaren und zu einer erheb-

lichen Steigerung der Energieeffizienz. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, wir können hier und 

heute im Landtag nicht über die Abschlusserklärung 

der Weltklimakonferenz entscheiden. Aber wir kön-

nen die Weichen dafür stellen, dass Niedersachsen 

beim Klimaschutz vorangeht und unser Land, die 

niedersächsischen Unternehmen und vor allem die 

Menschen in Niedersachsen zu den Gewinnern des 
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zwingend notwendigen Transformationsprozesses 

gehören. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Während andere in Dubai - wir haben es gerade 

von Frau Kollenrott gehört - versuchen, ihr aus der 

Zeit gefallenes Geschäftsmodell auf Grundlage von 

fossilen Energieträgern noch ein bisschen länger 

profitabel zu halten, macht sich Niedersachsen un-

ter Rot-Grün auf in die Zukunft - 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

eine Zukunft als klimaneutrales und erfolgreiches 

Industrieland.  

Gestern haben wir hier mit einem neuen und ambi-

tionierten Klimagesetz einen weiteren wichtigen 

Meilenstein erreicht und zentrale Weichenstellun-

gen mit Blick auf Klimaziele, die Vorbildfunktion des 

Landes und den Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien vorgenommen. 

Diese Regierungskoalition wird sich jedoch keines-

wegs auf dem Erreichten ausruhen, sondern im 

kommenden Jahr mit dem Gesetz zur Steigerung 

des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land 

nachlegen und dazu beitragen, dass sich nicht nur 

der positive Trend beim Ausbau der Wind- und So-

larenergie fortsetzt, sondern wir in Niedersachsen 

auch unsere Flächenziele von 2,2 % bzw. 0,5 % der 

Landesfläche erreichen werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, um Vorreiter beim Klima-

schutz zu werden, braucht es nicht nur den Turbo 

beim Ausbau der erneuerbaren Energien und der 

dazugehörigen Netzinfrastruktur, es braucht auch 

die erfolgreiche klimaneutrale Transformation unse-

rer Wirtschaft, um Arbeitsplätze, Wertschöpfung 

und damit auch die finanzielle Handlungsfähigkeit 

unseres Staates zu sichern. 

Diese klimaneutrale Transformation bei gleichzeiti-

gem Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähig-

keit ist weder trivial noch ohne Risiken, steckt aber 

voller Potenziale und Chancen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Einer, der gemeinsam mit unseren niedersächsi-

schen Unternehmen tagtäglich darauf hinwirkt, 

diese Chancen und Potenziale zu nutzen, ist unser 

Wirtschaftsminister Olaf Lies. Beispielhaft für sein 

Engagement ist die in diesem Jahr im Wirtschafts-

ministerium eingerichtete Stabsstelle „Transforma-

tion der Wirtschaft“, die unsere Industrieunterneh-

men, den Mittelstand und das Handwerk bei der 

Transformation hin zu klimaneutraler Produktion 

und Dienstleistung begleitet und durch Verfahrens-

vereinfachung unterstützt. 

Doch auch der engagierteste Landeswirtschaftsmi-

nister wird die wirtschaftliche Transformation nicht 

ohne die konsequente regulatorische und finanzi-

elle Unterstützung durch Bund und EU organisieren 

können. Insbesondere aus Berlin braucht es daher 

jetzt ein starkes Signal und Planungssicherheit für 

die Transformation unseres Wirtschaftsstandortes. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD - Zuruf 

von der CDU: Ui, ui, ui!) 

Nur so können wir Transformationsvorhaben der 

niedersächsischen Wirtschaft wie den Solarpark, 

wie das SALCOS-Projekt der Salzgitter AG zur Um-

stellung auf eine CO2-arme Stahlproduktion, welche 

Bund und Land gemeinsam mit bis zu 700 Millionen 

bzw. 300 Millionen Euro fördern, umsetzen. Dabei, 

meine sehr verehrten Damen und Herren, handelt 

es sich um gut investiertes Geld der öffentlichen 

Hand. Denn es wird bis 2033 mit dazu beitragen, 

dass Salzgitter bei der Stahlproduktion 8 Millionen t 

CO2 einspart. Dies entspricht 1 % der gesamten 

deutschen CO2-Emissionen. Das ist gut für die Um-

welt, das ist gut für die 25 000 Beschäftigten, und 

das ist vor allen Dingen gut für den Wirtschafts-

standort Niedersachsen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, wir lassen uns mit Blick 

auf die Berichte von der Weltklimakonferenz in 

Dubai nicht beirren, wenn es um die niedersächsi-

sche Vorreiterrolle beim Klimaschutz geht. Wir müs-

sen nicht die Renaissance der Industrien und der 

Staaten fürchten, die ihren Wohlstand noch bis 

heute auf das Verbrennen fossiler Energieträger 

gründen. Stattdessen gilt es für Niedersachsen, 

sich weiterhin im längst begonnenen internationalen 

Wettbewerb um die klimaneutralen Industriestand-

orte der Zukunft zu bewähren, damit aus der Vorrei-

terrolle beim Klimaschutz auch die Arbeitsplätze 

und der Wohlstand von morgen erwachsen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Pott. - Für die Fraktion der CDU 

hat sich die Kollegin Verena Kämmerling zu Wort 

gemeldet. Frau Kämmerling, bitte! 

(Beifall bei der CDU) 

Verena Kämmerling (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Dass man sich im Rahmen 

der COP 28 nicht auf einen Ausstieg aus den fossi-

len Energien einigen kann, ist sehr bedauerlich. Im 

Umfeld der COP gab es reichlich aktuelle Zahlen 

zur Entwicklung der weltweiten Treibhausgasemis-

sionen, die keinen Rückgang, sondern einen An-

stieg belegen. Das 1,5-Grad-Ziel scheint in weite 

Ferne gerückt. Angesichts der brisanten Folgen des 

Klimawandels stimmt das wenig hoffnungsfroh. 

Im Umfeld der Weltklimakonferenz gab es auch 

eine Menge kluger Interview. Eines kam von Ottmar 

Edenhofer, dem Direktor des Potsdam-Instituts für 

Klimafolgenforschung. Er sagte der Welt: 

„Der Ausbau erneuerbarer Energien sorgt für 

mehr kostengünstiges Angebot, und durch 

die geringere Nachfrage nach fossilen Ener-

gieträgern werden diese ebenfalls billiger. 

Wir haben dann mehr billiges Öl, Gas und vor 

allem Kohle auf dem Markt.“  

Entsprechend sinkt die Nachfrage nach den fossilen 

Brennstoffen nicht. Als Ausweg aus diesem Di-

lemma spricht sich Edenhofer für eine weltweite 

CO2-Bepreisung aus. Denn nur mit diesem ökono-

mischen Instrument sei es zu schaffen, die Preise 

der fossilen Energien so zu steuern, dass sich ihr 

Einsatz immer weniger lohne. 

Der Einstieg in die weltweite CO2-Bepreisung ist 

also ein ganz wesentlicher Schlüssel zum Erfolg. 

Meine Damen und Herren, mit dem Klimaschutzge-

setz des Bundes wurde die CO2-Bepreisung natio-

nal eingeführt, die zu einem breiten Umstieg auf al-

ternative Energieträger anreizen soll. Und warum 

sage ich das? - Weil es hier noch eine gewaltige 

Fehlstelle gibt. Zukunft und Wohlstand sichern wir 

nur, wenn wir unsere Wettbewerbsfähigkeit erhal-

ten, und nicht, wenn wir Industrie und innovative Un-

ternehmen aus dem Land vertreiben. 

(Beifall bei der CDU) 

Deutschland hat sich immer durch eine Technolo-

gieführerschaft ausgezeichnet. Jetzt pumpen die 

USA und China Milliarden in ihre Volkswirtschaften 

und subventionieren massiv die Transformation. 

Und die Bundesregierung schafft es nicht einmal, 

einen Brückenstrompreis auf den Weg zu bringen, 

der unsere energieintensiven Industrien am Leben 

halten könnte.  

Zwar wurden Förderprogramme ausgerollt und die 

EEG-Umlage abgeschafft, aber das Klimageld, das 

Ihre Ampel den Menschen versprochen hat, bleibt 

nach wie vor aus. Ich sage Ihnen eins: Das wird 

auch nicht mehr kommen.  

(Beifall bei der CDU) 

Das Fatale an der Sache: Wenn wir eine breite Ak-

zeptanz des Klimaschutzes in diesem Land erhalten 

wollen, dann geht das nur, wenn wir die Menschen 

nicht im Übermaß belasten.  

Sie reden immer vom Schuldenmachen. Wie wäre 

es denn, wenn erst mal klare Prioritäten im Haushalt 

gesetzt würden und man dann weitersieht, wie man 

die Transformation schaffen könnte? 

Sehr geehrte Damen und Herren, gestern haben 

Sie Ihr Klimaschutzgesetz verabschiedet, und das 

wollen Sie jetzt heute noch mal ordentlich feiern. Ich 

sage Ihnen noch mal: Bei genauer Betrachtung wer-

den alle sehen, dass Ihr Gesetz im nächsten Früh-

jahr generalüberholt werden muss. Was für ein Un-

sinn!  

(Beifall bei der CDU) 

Wenn Sie Zukunft und Wohlstand in diesem schö-

nen Bundesland sichern wollen, gelingt das sicher-

lich nicht durch Papiertiger, sondern nur durch be-

herztes Anpacken der Kernthemen. In Niedersach-

sen sind das der Ausbau der Erneuerbaren, insbe-

sondere der Windenergie - denn hier sind wir 

stark -, die Fortführung der Wasserstoffprojekte, wie 

Frau Kollenrott richtig gesagt hat, die Beschleuni-

gung des notwendigen Netzausbaus - denn ohne 

Netzausbau fließt keine Energie - und eine Unter-

stützung unserer Kommunen, aber auch der Land-

wirte bei der Klimaanpassung, denn die Folgen des 

Klimawandels belasten diese ganz besonders.  

Die bisher beschlossenen oder auf den Weg ge-

brachten Gesetzentwürfe sind dafür noch zu wenig. 

Gerade bei der Digitalisierung der Verfahren kom-

men Sie nicht voran. Eine elektronische Bereitstel-

lung irgendwelcher Unterlagen ist noch lange keine 

Digitalisierung. Sie belasten die Kommunen mit zu-

sätzlichen Berichtspflichten, sei es im Klimaschutz-

gesetz oder in den Gesetzentwürfen zur Beschleu-

nigung des Windenergieausbaus. Sie belasten die 

Wirtschaft und die Privaten mit neuen Solarpflichten 

bei der Sanierung von Dächern oder beim Bau von 
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Parkplätzen. Netzbetreiber warten Wochen und Mo-

nate auf die Freigabe ihrer Projekte durch den 

Kampfmittelbeseitigungsdienst.  

Wir fordern Sie auf: Packen Sie mutig und zuver-

sichtlich die wirklichen Themen an, und verstecken 

Sie sich nicht hinter halbfertigen Gesetzen! 

(Beifall bei der CDU) 

Ein besserer Klimaschutz in Niedersachsen ist 

machbar.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Frau Kämmerling. - Für die Fraktion 

der AfD hat sich der Abgeordnete Ansgar Georg 

Schledde zu Wort gemeldet. Herr Schledde, bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Ansgar Georg Schledde (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Eine Aktuelle Stunde zum Thema „Zukunft 

und Wohlstand sichern - Niedersachsen zum Vor-

reiter beim Klimaschutz machen“ von Ihnen, den 

Grünen. Wie gut Ihr Titel passt, gerade in Bezug auf 

unsere Wirtschaft, kann man nach zwei Jahren Am-

pelregierung in Berlin und in den Wirtschaftsdaten 

verschiedener Institute sehen. Bei dem ersten Satz 

sollte man allerdings hellhörig werden. „Zukunft und 

Wohlstand sichern“ - das heißt bei Ihnen im Klartext: 

Der bestehende Wohlstand kommt weg.  

(Beifall bei der AfD - Zuruf von SPD: 

Oh!) 

Auslöser für diese Aktuelle Stunde war die Weltkli-

makonferenz in Dubai. Die NZZ titelte - ich zitiere -:  

„Es ist ein Gipfel der Heuchelei.“ 

Weiter: 

„Der Blick in die Zukunft aber ist dem ge-

wöhnlichen Sterblichen nicht gegeben, des-

halb müssen Propheten her. Auf der Liste der 

Weltklimakonferenz in Dubai … stehen … 

80 000 davon. Das ist der größte Auflauf aller 

Zeiten.“ 

- Natürlich per Flugzeug usw.  

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Während seit Jahren in der veröffentlichten Mei-

nung eine Klimakatastrophe als globales Unter-

gangsszenario prophezeit wird, stolpert der von 

Möchtegernkatastrophenverhinderern regierte 

Staat unversehens in eine wahrhaftige Krise seiner 

eigenen Begrenzungsunfähigkeit.  

20 Staaten haben sich auf der Konferenz verpflich-

tet, bis 2050 die Kernenergie zu verdreifachen. Da-

runter sind viele EU-Staaten, zum Beispiel Rumä-

nien, Tschechien, Frankreich, Slowakei und Schwe-

den - selbst die Niederlande wollen neue Kernkraft-

werke nahe der deutschen Grenze bauen. Deutsch-

land hat sich energiepolitisch damit in der EU völlig 

isoliert.  

(Beifall bei der AfD) 

Ihr derzeit praktizierter Klimaschutz ist ein Ge-

schäftsmodell für einen kleinen ideologisch gestähl-

ten Kreis Ihrer eigenen Zunft - gewinnbringend na-

türlich -, für den großen Teil der Bevölkerung dieses 

Landes einhergehend mit immensen Wohlstands-

verlusten und Verarmung. Staatslenkende Wirt-

schaften gab es schon in Deutschland. Diese waren 

nicht besonders erfolgreich, nachzulesen bei Lud-

wig von Mises‘ „Allmächtiger Staat“.  

Auch die Ampelkoalition in Berlin gibt sich gerne 

und großspurig neuen Konzepten hin. Kostprobe: 

Ziel ist es, „Deutschland als starken Industriestand-

ort in seiner ganzen Vielfalt“ zu „erhalten. Vom Welt-

konzern … bis zum Kleinbetrieb. Von der energiein-

tensiven Grundstoffindustrie … bis zur Raumfahrt.“, 

heißt es in diesem Konzept.  

Komisch - bevor die Ampel ans Ruder kam, 

brauchte es solche Konzepte nicht. Die deutsche 

Wirtschaft lief von ganz alleine.  

(Beifall bei der AfD) 

Das einfachste und beste Konzept für Deutschland 

wäre, wenn die Ampelparteien allesamt ins politi-

sche Nirwana verschwinden würden -  

(Beifall bei der AfD) 

einhergehend mit einer Wende in der Energiepolitik, 

welche alle Energieerzeugungsträger einbindet und 

damit einen günstigen Strompreis erzeugt, der für 

alle bezahlbar ist und der für den Wohlstand einer 

Volkswirtschaft von immenser Bedeutung ist.  

Aber wie soll eine Partei auch Physik und Chemie 

verstehen im Hinblick auf das postulierte Ziel, nur 

noch Energie aus 100 % Erneuerbaren zu erzeu-

gen, wenn sie schon mit den sichtbaren Folgen der 

eigenen Migrationspolitik  

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

Schon wieder!) 
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und den simplen Problemen einer Energiewende 

heillos überfordert ist?  

(Beifall bei der AfD - Zuruf von den 

Grünen: Kommt jetzt der Wolf auch 

noch?) 

Nein, liebe Grüne, bei der Multiplikation mit null ist 

das Ergebnis immer null - siehe Windenergie und 

Solarthermie. Aber das kommt dabei heraus, wenn 

man einfachste Mathematik ignoriert oder im Unter-

richt hinter einer Säule gesessen hat.  

(Beifall bei der AfD) 

Was Deutschland braucht, ist die Wiederinbetrieb-

nahme der vorhandenen Kernkraftwerke. Weiter 

muss sofort in die Kernforschung investiert werden, 

um die Zukunftsfähigkeit unseres Landes zu erhal-

ten.  

(Zuruf von der SPD: Und dann Brenn-

stäbe aus Russland!) 

Was wir brauchen, ist ein technologieoffener Ener-

giemix und keine ideologische, ins wirtschaftliche 

Aus führende grüne Geisterfahrerpolitik.  

(Beifall bei der AfD) 

Die Weltklimakonferenz in Dubai hat wieder ge-

zeigt, dass Sie diejenigen sind, die bei voller Fahrt 

auf der Autobahn der Geisterfahrer sind und sich 

dabei auch noch wundern, warum Ihnen so viele 

Scheinwerfer entgegenleuchten. Etwas weniger 

Panikmache wäre angebracht.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Schledde. - Für die Landesregie-

rung hat sich Christian Meyer, Minister für Umwelt, 

Energie und Klimaschutz, zu Wort gemeldet. Herr 

Meyer, bitte!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Christian Meyer, Minister für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Während in Dubai darum 

gerungen wird, ob man einen Ausstieg aus den fos-

silen Energien hinkriegt - und ich bin sehr froh, dass 

auch die Kommissionspräsidenten Ursula von der 

Leyen weiterhin zum Green Deal steht und die EU 

dieses Festhalten klar und einmütig ablehnt -, sitzt 

hier im Niedersächsischen Landtag, wie man merkt, 

eine fossile Lobby, die den Klimawandel leugnet 

und den Menschen erzählt, es gebe keine Notwen-

digkeit, Deiche zu erhöhen - denn der Meeresspie-

gel steigt nach AfD-Angaben nicht -, es gebe keine 

Zunahme von Extremwetterereignissen, es gebe 

keine Zunahme von Tornados. Erzählen Sie das 

mal den Menschen, die von Katastrophen betroffen 

sind! 

(Widerspruch bei der AfD) 

2021 hatten wir die große Katastrophe im Ahrtal. 

Damals hat übrigens eine CDU-geführte Bundesre-

gierung zusammen mit der SPD ein Sondervermö-

gen mit einem Volumen von 30 Milliarden Euro ein-

gerichtet - alleine für die Schäden einer Hochwas-

serkatastrophe, die viele Menschenleben gefordert 

hat.  

Wir müssen uns darauf einstellen: Der Klimawan-

del - da kann die AfD noch so viel leugnen - ist real. 

Wir haben einen weltweiten Temperaturanstieg. Er 

wird unser Überleben, unseren Wohlstand usw. ge-

fährden. Und die AfD sitzt an der Seite islamisti-

scher Regime wie Saudi-Arabien, Katar und Iran so-

wie an der Seite Chinas und Russlands, die alle - - - 

(Lachen bei der AfD) 

- Sie haben vorhin geklatscht, als es um den Aus-

stieg aus den fossilen Energien ging. Da 

(Der Redner deutet auf die AfD) 

sitzt die Öllobby, da sitzt die Fossilen-Lobby, 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN, bei 

der SPD und bei der CDU) 

und hier, 

(Der Redner deutet auf die SPD, die 

CDU und die GRÜNEN) 

bei CDU, SPD und Grünen, setzt man wie bei der 

EU-Kommission auf den Green Deal. Wir wollen 

heimische, erneuerbare Energien haben; denn dort 

sind die Arbeitsplätze der Zukunft. In Niedersach-

sen gibt es schon jetzt 40 000 Arbeitsplätze in der 

Windenergiebranche. Und die AfD stellt hier An-

träge für einen Baustopp von Windenergieanlagen! 

Ist das eigentlich Ihre Technologieoffenheit? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wieso brauchen wir eigentlich Kernkraftwerke, 

wenn es den Klimawandel - so sehen Sie es - gar 

nicht gibt? 
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Sie gefährden also die Arbeitsplätze der Zukunft 

und wollen lieber vom Iran, von Saudi-Arabien Ihr 

Öl bekommen, 

(Zuruf von der AfD: Habeck war dort!) 

so wie Sie lange dafür gestritten haben, dass wir 

von Putin für seinen verbrecherischen Angriffskrieg 

das Gas bekommen. 

(Widerspruch bei der AfD) 

Da können Sie noch so viele Vernichtungsphanta-

sien äußern! Sie haben eben gesagt, die Ampelpar-

teien sollen ins Nirvana verschwinden. Das alles 

sind Ausdrucksweisen, die eigentlich nicht ins Par-

lament gehören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Wiard Siebels [SPD]: Schämen 

Sie sich!) 

Sie zeigen auch, wes Geistes Kind Sie sind: Sie 

sind rechtsextrem. Sie wollen unsere Demokratie 

abschaffen und sind eine Gefahr für die Demokra-

tie. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Deshalb bin ich der CDU hier ganz dankbar. Ges-

tern haben wir über das Klimagesetz gesprochen, 

sicherlich auch diskutiert. Aber wir haben einen kla-

ren Kurs. Alle wollen mehr Windenergie. Wir wollen 

gemeinsam, dass die Kommunen 2,2 % der Lan-

desfläche als Vorrangflächen für Windenergie aus-

weisen. Wir wollen gemeinsam, dass die Bürgerin-

nen und Bürger mit einer Abgabe davon profitieren, 

wenn es mehr Wind- und Solarenergie gibt. Wir in 

Norddeutschland sind bereit. Wir sind das Über-

schussland. Schon im letzten Jahr wurde hier mehr 

erneuerbare Energie erzeugt als verbraucht. 

25 TWh Strom hat Niedersachsen in andere Bun-

desländer und ins Ausland exportiert. 

Niedersachsen wird gerade mit der Energiewende 

die Arbeitsplätze der Zukunft haben und ein Ener-

giestandort sein. Niedersachsen wird auch der 

Standort für den grünen Wasserstoff sein; auch 

dazu gibt es einen Konsens. 2,4 Milliarden Euro hat 

bereits die Vorgängerregierung für die tollen, wich-

tigen Wasserstoffprojekte bereitgestellt, darunter 

1 Milliarde Euro für SALCOS in Salzgitter, aber 

auch für die vielen anderen Projekte wie Pipelines 

und Speicher - alles für die Klimaneutralität der Zu-

kunft. Davon profitieren viele kleine und mittlere Un-

ternehmen, ebenso wie große. Sie setzen auf uns 

und wollen hier investieren. So hat ein Wärmepum-

penhersteller - Stiebel-Eltron in Holzminden - ge-

sagt: Wir wollen mehr Wärmepumpen herstellen; 

ohne Förderung durch das Land bauen wir als Fa-

milienunternehmen hier am Standort 1 200 zusätz-

liche Arbeitsplätze auf. - Außerdem wurden einige 

von der Conti im Bereich Gifhorn übernommen. 

Hier siedelt sich also die Industrie an, weil hier der 

günstige Strom der Zukunft ist. Deshalb sichern wir 

den Wohlstand, indem wir unsere Industrie gemein-

sam umbauen. Dazu ist es wichtig, dass wir den 

Green Deal fortsetzen und uns unabhängig von teu-

rem Öl, teurem Gas und teurer Kohle aus Diktaturen 

machen, auf die Erneuerbaren setzen und den 

Speicherausbau vorantreiben. Da hat Niedersach-

sen mit dem Klimagesetz bundesweit Maßstäbe ge-

setzt. 

Wir haben einen großen Konsens mit den Kommu-

nen, dass wir sie weiterhin stärken, so auch bei der 

kommunalen Wärmeplanung. Auch dazu bin ich der 

CDU sehr dankbar, dass sie auch das unterstützt 

und ausweiten will und dass wir jetzt dafür die Fi-

nanzierung sichergestellt haben. Denn es hilft, 

wenn wir fossile Energien ersetzen und unsere Ge-

bäude mit Fernwärme, mit Abwärme von Biogasan-

lagen, mit Erdwärme oder mit Tiefengeothermie kli-

maneutral machen, womit wir uns klimagerecht ma-

chen und zu Einsparungen kommen. Das wird die 

Zukunft sein. 

Wer dabei vorne ist, verfügt über die Zukunftstech-

nologien. Das Wissenschaftsministerium hat ge-

rade noch einmal 12 Millionen Euro für die Solarfor-

schung in Emmerthal bereitgestellt; denn wir wollen 

in Niedersachsen eine Solaranlagenproduktion ha-

ben. Wir als Landesregierung sind zu einer entspre-

chenden Förderung bereit. Es gibt viele Unterneh-

men, die in Niedersachsen in Solarenergiefabriken 

investieren wollen. Dort wird die Zukunft liegen: Wir 

bekommen die Solarzellen nicht aus China, son-

dern wir setzen auf „Made in Germany“. Deshalb 

brauchen wir grüne Industrien in Niedersachsen zu 

guten Preisen. Das sichert Zukunft und Wohlstand. 

Und die fossile Energie ist die Vergangenheit und 

ganz rechts außen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Minister Meyer. 
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Weitere Wortmeldungen zu diesem Teil der Aktuel-

len Stunde liegen mir nicht vor, sodass wir zur Be-

sprechung des nächsten Antrags zur Aktuellen 

Stunde schreiten. Wir kommen zu: 

b) Düstere Aussichten bei Volkswagen - ist die 

Politik eine Gefahr für die Wettbewerbsfähig-

keit? - Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 19/3041 

Zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete Omid 

Najafi. Herr Najafi, bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Deindustrialisierung Deutschlands lässt sich in ei-

nem Satz zusammenfassen: Im Jahre 2016 wurden 

in Deutschland 5,7 Millionen Pkws gefertigt, im Jahr 

2022 waren es nur noch 3,4 Millionen. - Das ist ein 

Einbruch von 40 % in sieben Jahren. Dieses Jahr 

werden es rund 3,8 Millionen Pkws sein. Das ist al-

lerdings auf Nachholeffekte zurückzuführen auf-

grund der vergangenen Chip-Mangellage. Es ist 

folglich kein Grund zur Freude. Ihre Wirtschafts- 

und Energiepolitik bleibt aus volkswirtschaftlicher 

Sicht weiterhin Unsinn. 

Am 28. November brachte VW-Markenchef 

Thomas Schäfer folgende Worte über die Lippen: 

„Wir sind nicht mehr wettbewerbsfähig.“ Gemeint 

sind Verwaltungs-, Lohn- und Produktionskosten, 

welche die Gewinnmarge bei VW auf ein unter-

durchschnittliches Niveau senken. Wie unerwartet! 

Bereits im Juli dieses Jahres - in einer Videokonfe-

renz unter VW-Managern - sagte Thomas Schäfer: 

„The roof is on fire!“ Das brauche ich wohl nicht zu 

übersetzen. Und der VW-Marken-Finanzchef Patrik 

Andreas Mayer sprach folgende Worte: „Unser 

Fahrzeuggeschäft ist krank.“ 

Meine Damen und Herren, die Gewinnmarge bei 

der Kernmarke Volkswagen beträgt mittlerweile nur 

noch 3,4 %, letztes Jahr noch 4,7 %. Der weltweite 

Durchschnitt bei Autoherstellern lag 2022 bei 8,4 %. 

Zum Vergleich: Toyota hat 2021 VW als größten 

Pkw-Hersteller der Welt überholt und wird dieses 

Jahr eine Umsatzrendite von 10,5 % erzielen. 

10,5 %! Und Toyota setzt jetzt nicht sonderlich viel 

auf Elektroautos, sondern beginnt gerade erst mit 

den Großinvestitionen. Das Argument, das Sie häu-

fig ins Feld führen, wir hätten in Deutschland zu spät 

mit den E-Autos angefangen, ist damit hinfällig. 

Wenn wir uns jetzt die Zahlen des Kraftfahrtbundes-

amtes bei den Neuzulassungen anschauen, ist Fol-

gendes zu beobachten: Sobald Ihre Förderun-

gen - sprich: Steuergeldverschwendungen, um ein 

Kaufverhalten zu erzwingen - für den Erwerb von 

E-Autos reduziert werden oder enden, schwindet 

auch die Nachfrage. Der Markt will diese Fahrzeuge 

nicht. Die meisten Menschen wollen sie nicht. Laut 

der letzten Allensbach-Studie glaubt zwar über die 

Hälfte der Befragten, dass sich das Elektroauto 

durchsetzen wird, aber nur 22 % sehen es als ge-

wünscht an. Aber mit Demokratie haben Sie es ja 

nicht so. 

(Beifall bei der AfD - Widerspruch bei 

der SPD und bei den GRÜNEN) 

VW teilte bereits im Juli der Presse mit, dass man 

derzeit eine Kaufzurückhaltung bei den E-Autos 

spüre. Laut Zahlen des Datendienstleisters Mark-

Lines hat VW zwischen Januar und Mai dieses Jah-

res in Europa 97 000 Elektrofahrzeuge der ID-Reihe 

gebaut, jedoch wurden lediglich 73 000 verkauft. 

Meine Damen und Herren, innerhalb der AfD könnte 

ich bereits an dieser Stelle meine Ausführungen be-

enden, 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Wiard Siebels [SPD]: Darauf 

können wir uns verständigen!) 

und jeder hätte ein präzises Lagebild und wüsste 

genau, was zu tun ist. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist ein An-

gebot!) 

Oh! Applaus von der SPD und von den Grünen! 

(Wiard Siebels [SPD]: Ooh!) 

Doch mit Ihnen ist es jetzt etwas komplizierter. Kom-

men wir zuerst zur grünen Kultusministerin, Frau 

Hamburg. Seit einem Jahr sitzt Frau Hamburg im 

Aufsichtsrat bei VW, und es gab bis heute nicht eine 

einzige Meldung oder Stellungnahme von Frau 

Hamburg zu Volkswagen - außer, dass sie ihren 

Posten als gerechtfertigt ansehe. Was für eine Be-

reicherung, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der AfD) 

Gesamtwirtschaftlich treibt Ihre selbstzerstöreri-

sche Energiepolitik dieses Land in den Ruin und re-

sultiert in Preissteigerungen. Letztes Jahr sorgten 

Sie für die höchste Inflation bei den Industriepreisen 

seit Bestehen der Bundesrepublik. Energieintensive 

Betriebe wie Fahrzeughersteller gerieten in Schief-

lagen - - - 
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Präsidentin Hanna Naber:

Einen Moment! Es ist sehr schwer, Sie zu fragen, 

ob Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Sachtle-

ben zulassen. 

Omid Najafi (AfD): 

Danke. Nein. 

(Zurufe von der SPD und von den 

GRÜNEN: Warum nicht?) 

Energieintensive Betriebe wie Fahrzeughersteller 

gerieten in Schieflagen, und durch die Energie-

preisinflation über einen längeren Zeitraum stiegen 

die Lebenshaltungskosten, welche zu Lohnerhö-

hungen führen mussten - und die Preis-Lohn-Spi-

rale war losgetreten. All diese Faktoren erhöhen die 

Produktionskosten und senken die Gewinnmarge 

von Volkswagen, die sich dann nicht mehr in der 

Lage sehen, zu wettbewerbsfähigen Preisen im 

Niedrigpreissegment der Pkws mitzuhalten. Und 

schon bekommen wir Meldungen wie „The roof is on 

fire!“. 

Bis zu 6 000 Arbeitsplätze sind nun in Gefahr, und 

die zusätzlichen 2 000 gefährdeten Stellen bei der 

Softwaresparte Cariad sind da nochmal ein eigenes 

Thema. Sie könnten das Gros der Probleme behe-

ben, indem Sie die konventionellen Kraftwerke 

hochfahren, das EU-Verbot des Verbrennungsmo-

tors stoppen, Bürokratieungeheuer wie das Liefer-

kettengesetz und die Nachhaltigkeitsberichterstat-

tungen streichen. Und zur Zukunftsperspektive 

stand in einem Focus-Bericht vom 29. November 

geschrieben: 

„2028 läuft die aktuelle Generation des VW-

Golf mit Benzin-, Diesel- und Hybridantrieben 

aus. Ob es dann wieder einen Golf mit Ver-

brenner gibt, bleibt offen - jedenfalls dürfte es 

ihn nicht in Europa geben.“  

Meine Damen und Herren, Ideologie hat in der Po-

litik nichts verloren, und Politik hat in Aufsichtsräten 

der freien Wirtschaft nichts verloren. 

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Najafi. Ein kleiner Hinweis: Frau 

Hamburg ist stellvertretende Ministerpräsidentin 

des Landes Niedersachsen. 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich der 

Kollege Heiko Sachtleben zu Wort gemeldet. Herr 

Sachtleben, bitte! 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

„Ist die Politik eine Gefahr für die Wettbewerbsfähig-

keit?“, fragt die AfD recht unpräzise. Daraus lassen 

sich unterschiedliche Szenarien ableiten. Aber ei-

nes ist klar: Wenn mit „die Politik“ die politische Tak-

tik der AfD gemeint ist, dann, meine Damen und 

Herren, ist das eine Gefahr für die Wettbewerbsfä-

higkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine antisemitische, rassistische, unwissenschaftli-

che und in die Vergangenheit gerichtete Politik wäre 

eine große Gefahr für die Konzerne in Niedersach-

sen. Eine sich schnell verändernde Welt braucht 

eine progressive Politik und gutes Unternehmer*in-

nentum. Progressive Politik können wir mit Rot-

Grün liefern. Wir sind enge Verbündete der Indust-

rie und der Wirtschaft in Niedersachsen. Mitten in 

der Klimakrise muss das auch wirklich überall ange-

kommen sein. Die Krise bekommen wir nicht alleine 

in den Griff, sondern wir brauchen für die Verände-

rung Verbündete, die den Mut und den Willen zur 

Veränderung haben. Beides ist etwas, was ich bei 

den Kollegen auf der rechten Seite hier im Plenar-

saal nicht feststellen kann. 

Aber mit einem Blick auf die demokratischen Par-

teien bin ich mir sicher: Die Zukunft gehört uns! 

(Beifall bei den GRÜNEN - Lachen bei 

der AfD) 

Multiple Krisen schaffen einige Probleme. Diese 

brauchen schnelle, kreative und gut durchdachte 

Lösungsansätze. Ein „Weiter so!“ führt zum Still-

stand. 

Und doch bieten uns diese Krisen auch eine Menge 

Chancen - die Chance, die Weichen für eine ge-

rechte und gute Zukunft, für eine klimaneutrale Zu-

kunft zu stellen. Fossile Brennstoffe werden bald 

nur noch Teil der Geschichtsbücher sein, und un-

sere Enkel werden uns entsetzt fragen: Was? Ihr 

habt euch durch Explosionen fortbewegt? 

Der Ukraine-Krieg und seine Folgen haben uns zu 

einem neuen Tempo im Bereich des Ausbaus der 

erneuerbaren Energien gezwungen. Unser Umwelt-

minister hat das realisiert, er hat die Aufgabe ange-

nommen und längst den Turbo gezündet.  

Was haben aber nun erneuerbaren Energien mit 

den Aussichten bei Volkswagen zu tun? - Sie sind 

Teil der Lösung. Es gibt keinen günstigeren Strom 

als den, den Sonne und Wind uns schenken. Erneu-

erbare Energie brauchen wir nicht nur dafür, um 
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Elektrofahrzeuge mit Energie zu versorgen. Wir 

brauchen sie auch, um unsere Wirtschaftsstandorte 

attraktiver zu machen, und schlussendlich auch, um 

Wasserstoff klimaneutral produzieren zu können. 

Präsidentin Hanna Naber:

Einen Moment, bitte, Herr Sachtleben! Lassen Sie 

eine Zwischenfrage des Abgeordneten Najafi zu? 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Na, das ist ja lustig! Ich wollte auch eine Zwischen-

frage stellen. Das ging aber nicht. Also werde ich 

das jetzt auch ablehnen. Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Anders, als mancher hier im Raum glaubt, hat 

Volkswagen schon längst den Prozess verstanden 

und die Transformation eingeleitet. Die Produktion 

und die Entwicklung werden in Zukunft ausschließ-

lich den Elektrofahrzeugen gehören. Wir als pro-

gressive Politiker müssen diesen Prozess weiterhin 

unterstützen und den Unternehmen die Infrastruktur 

zur Verfügung stellen, die sie für diese Transforma-

tion brauchen. 

Als Grüner lege ich großen Wert darauf, dass die 

sozialökologische Transformation auch die Arbei-

ter*innen mitdenkt. Klimabewältigung muss gerecht 

erfolgen. Fakt ist: Der Elektrofahrzeugstrang 

braucht weniger Personal. Es werden also weniger 

Menschen in der Produktion gebraucht. Für die Un-

ternehmen ist das erst mal gut, weil dadurch auch 

die Produktionskosten geringer sind. Wir müssen 

uns aber um diese Menschen, um diese Industrie-

arbeitsplätze kümmern, damit auch sie eine gute 

Zukunft haben. 

Die Komplexität der Fahrzeugentwicklung wird sich 

vom Verbrennungsmotor hin zur Batterietechnik 

verschieben. Daran arbeiten wir. Ich bin mir sicher, 

dass wir darüber in den nächsten Jahren hier viel 

diskutieren werden. 

Noch eine Anmerkung zu diesem Untergangssze-

nario bei VW, das hier gemalt wird: VW, inklusive 

der Nutzfahrzeuge, ist in 7 von 13 Kategorien in den 

deutschen Segmentklassen auch in diesem Jahr 

wieder Sieger. Wolfsburg fährt zum Jahresende 

Sonderschichten und wird 50 000 Fahrzeugeinhei-

ten produzieren. Das ist nicht spitze, aber das ist, 

im langjährigen Mittel gesehen, ein guter Durch-

schnitt. 

Volkswagen ist in der Transformation und auf dem 

richtigen Weg. Dennoch muss eines ganz klar sein: 

Bevor wir bei VW über Entlassungen sprechen, 

müssen wir über Managergehälter und hohe Boni 

sprechen. 

Danke, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Kollege Sachtleben. - Für die 

Fraktion der SPD hat sich der Kollege Christoph 

Bratmann zu Wort gemeldet. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Christoph Bratmann (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja 

schon gestern und auch heute in den Ausführungen 

wieder deutlich geworden: Die AfD verfolgt eine völ-

kisch-nationalistische Ideologie. Das ist gestern in 

der Diskussion zum Versammlungsrecht deutlich 

geworden. Die AfD verfolgt die Ideologie, dass es 

keinen menschengemachten Klimawandel gibt. Da 

reiht sie sich ein mit anderen rechtsextremen und 

rechtspopulistischen Parteien in Europa. 

(Lachen bei der AfD - Zuruf von der 

AfD: Langweilig!) 

Sie wirft aber allen anderen Parteien in diesem 

Hause ideologiegetriebene Politik vor. Das ist so

durchschaubar, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

und das zeigt, dass Sie da auf dem völlig falschen 

Weg sind. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Im Übrigen, Kollege Najafi, würde ich mich in der 

Sache etwas besser informieren. Die Aussage, 

dass Toyota stärker auf Verbrenner und nicht so 

stark auf Elektromobilität setzt, ist überhaupt nicht 

faktenbasiert wie das meiste andere, das Sie hier 

ausgeführt haben. Toyota hat als Erstes schon vor 

26 Jahren - 1997 - mit dem Prius einen marktfähi-

gen Hybrid auf den Markt gebracht. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Toyota ist auch deshalb so erfolgreich, weil sie 

schneller im Segment der Elektromobilität unter-

wegs sind. Von daher bitte zurück zu den Fakten! 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist aber auch 

nicht von der Hand zu weisen, dass VW in einer 

ernst zu nehmenden Krise steckt. 

(Zurufe von der AfD: Aha!) 

Viele Mitglieder auch meiner Fraktion - auch ich, der 

aus einer VW-Region, aus einem VW-Standort 

kommt - sind im Moment viel unterwegs: bei Be-

triebsversammlungen, in Gesprächen mit VW - vom 

Konzernvorstand bis zu den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern in der Produktion - und mit vielen Wis-

senschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie For-

schenden in der Automobilindustrie im Bereich der 

Mobilität. Klar ist, dass Entwicklungen verschlafen 

wurden. Klar ist, dass Kosten zu hoch sind. Klar ist 

auch, dass Fehler bei der Modellstrategie gemacht 

wurden. 

Wenn man mit all denen spricht, die ich gerade auf-

gezählt habe, wird deutlich, dass alle einer Meinung 

sind: Das, was Sie fordern - zurück ins Gestern -, ist 

keine Strategie, sondern das ist der Weg in den si-

cheren Untergang, weil man damit international 

nicht mehr konkurrenzfähig ist, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Denn es gibt zwei Entwicklungen am internationa-

len Automarkt, die anders, als Sie hier darstellen, 

nicht mehr umkehrbar sind. Der erste Teil ist: Elekt-

roantriebe lösen zunehmend Verbrenner ab. Der 

zweite Teil ist: Das Auto ist zunehmend Bestandteil 

einer vernetzten Erlebniswelt. Das ist jetzt alles 

nicht neu, aber die Wucht des Wandels wird insbe-

sondere anhand der Konkurrenz aus den USA und 

aus China deutlich. 

Klar ist auch, dass VW sich insbesondere bei seiner 

Kernmarke im Moment schwertut, hier konkurrenz-

fähig zu sein, insbesondere bei den Preisen und 

insbesondere in den unteren Modellsegmenten. 

Klar ist auch, dass die Transformation des VW-Kon-

zerns eine riesige Herausforderung ist. Es ist vor al-

lem - das ist jetzt deutlich geworden, insbesondere 

auch bei der Kritik des Betriebsrats - nicht allein 

durch Spar- und Effizienzprogramme zu regeln, 

sondern es braucht eine klare Strategie. Daran hat 

es bisher gefehlt. Wir alle können nur hoffen, dass 

es dem Konzernvorstand gelingt, diese klare Stra-

tegie aufzulegen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter mitzunehmen, und es braucht dafür natürlich 

auch die politische und finanzielle Unterstützung bei 

der Transformation, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Deswegen ist es auch so wichtig, dass wir die 

Transformation sowohl von der Bundes- als auch 

von der Landesebene finanziell und politisch unter-

stützen. Wenn man hier den Blick nach China und 

in die USA wirft und sieht, mit welcher Vehemenz 

und mit welchen finanziellen Mitteln dort staatlicher-

seits die Transformation unterstützt wird, dann kann 

man nur sagen: Es ist ein großer Fehler, wenn wir 

auf der Bremse stehen, während andere den Turbo 

zünden. - Mit der Bremse meine ich die Schulden-

bremse, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Was hat Volkswa-

gen mit der Schuldenbremse zu tun? 

Jetzt wird es langsam krass! - Ulrich 

Watermann [SPD]: Das ist ja wie bei 

der Atomkraft!) 

Präsidentin Hanna Naber:

Herr Bratmann, lassen Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Najafi zu? 

Christoph Bratmann (SPD): 

Nein, danke. 

Klar ist: Wir brauchen, wie eben aufgezeigt, diese 

klaren Strategien. Es ist wichtig, dass der Konzern 

nicht alles über den Haufen wirft, was in der Vergan-

genheit gut war. Der Konzern VW muss sich auf 

seine Stärken besinnen. Die Stärken hat man im-

mer aus den Modellen gezogen, die am Markt  

Autoikonen waren. Passat, Golf, Polo, Tiguan und 

VW Bulli haben für ein hohes Maß an Identifikation 

gesorgt. Diese Identifikation ist es, die den VW-Kon-

zern und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ausmacht.  

Deswegen ist es so wichtig, dass wir als SPD-Frak-

tion beispielsweise die Transformationsagentur der 

IG Metall unterstützt haben, weil wir gesagt haben: 

Eine Transformation, die den Menschen vor Ort in 

der Produktion nur Angst macht, eine Transforma-

tion, die nur die Risiken und nicht die Chancen nach 

vorne stellt, wird nicht gelingen. - Auf diesem Weg 

müssen wir weitergehen: Die Transformation des 

VW-Konzerns braucht unsere Unterstützung in po-

litischer, wirtschaftlicher und natürlich auch finanzi-

eller Hinsicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Klar ist, um noch einmal auf die Rede von Herrn 

Najafi einzugehen: Es ist jetzt die Zeit bei Volkswa-

gen für eine ehrliche Analyse der Fehler und Ver-

säumnisse der Vergangenheit. Es ist Zeit für eine 

klare Zukunftsstrategie. Es ist Zeit für politische und 

finanzielle Unterstützung der Transformation. Es ist 
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aber nicht die Zeit für Untergangsszenarien und für 

ein Zurück in die Vergangenheit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber:

Herzlichen Dank, Kollege Bratmann. - Für die Frak-

tion der CDU hat sich der Abgeordnete Scharrel-

mann zu Wort gemeldet. Herr Scharrelmann, bitte! 

(Beifall bei der CDU) 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Noch keinen Monat ist es her, da 

veröffentlichte die Wirtschaftszeitschrift Capital die 

Ergebnisse einer Befragung von über 60 Unterneh-

men zum Umgang mit der AfD. Volkswagen hat sich 

als eines der wenigen befragten Unternehmen sehr 

stark geäußert und positioniert. Ich zitiere: 

„Die Ziele der AfD stehen unseren Werten 

und Kerninteressen fundamental entgegen: 

Forderungen nach Austritt aus der EU, Leug-

nen des Klimawandels oder das Instrumenta-

lisieren ökonomischer Sorgen für den Wider-

stand gegen Transformation.“  

(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: Da 

merkt man den politischen Einfluss bei 

VW!) 

Inhaltlich ist das eine Klatsche auf ganzer Linie. 

Deutlicher hätte der Konzern Ihnen, verehrte Kolle-

gen, nicht bescheinigen können, dass Ihre Partei 

nicht der Rede wert ist.  

(Starker Beifall bei der CDU) 

Von Ihnen kommen keine Impulse zur Weiterent-

wicklung des Konzerns, keine zukunftsgerichteten 

Pläne, wie der Konzern die Herausforderungen der 

Zukunft angehen soll, und noch weniger Ideen, wie 

langfristig die Arbeitsplätze bei uns im Land erhal-

ten werden können. Nur draufzuhauen, nur Kritik zu 

üben, nur die Ängste und Sorgen der Menschen 

aufzunehmen, reicht nicht aus. Wir brauchen hier 

aktive, konstruktive Zusammenarbeit für die Zukunft 

dieses wichtigen Feldes der Wirtschaftsnation 

Deutschland, gerade im Bereich der Automobilin-

dustrie. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber:

Herr Scharrelmann, lassen Sie eine Zwischenfrage 

des Abgeordneten Najafi zu?  

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Auch ich führe erst aus. Danke. 

Präsidentin Hanna Naber:

Alles klar. 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Doch nur auf die AfD zu zeigen, greift bei dieser so 

wichtigen Debatte zu kurz. Als Land Niedersach-

sen, als Autoland Nummer eins, müssen wir uns fra-

gen, ob unser Engagement ausreicht.  

„Wenn VW hustet, dann hat Niedersachsen eine 

mittelschwere Grippe“ - ein geflügelter Spruch, der 

als Indikator angesehen werden kann, wo die Reise 

hingeht. Dass es bei Husten und Grippe in diesen 

Wochen nicht ratsam ist, unsere hier anwesenden 

VW-Aufsichtsratsmitglieder - Herrn Ministerpräsi-

denten Weil und Frau Kultusministerin Ham-

burg - nach einem Rezept oder Hausmittel zu fra-

gen, ist leider ebenfalls nicht von der Hand zu wei-

sen. Es sind nämlich weder von Ihnen, Herr Minis-

terpräsident, noch von Ihrem Co-Aufsichtsratsmit-

glied, Frau Hamburg, noch vom fachlich zuständi-

gen Wirtschaftsminister noch von irgendeinem an-

deren Kabinettsmitglied - noch nicht einmal vom 

ehemaligen Volkswagen-Mitarbeiter Falko 

Mohrs - Ideen oder Pläne zu vernehmen, wie es bei 

Volkswagen und wie es mit unserer Automobilin-

dustrie weitergehen soll.  

(Sebastian Lechner [CDU]: So ist es!) 

Wo bleibt Ihr Engagement, wenn Arbeitsplätze ab-

gebaut werden sollen? 

(Beifall bei der CDU) 

Wo ist Ihr Masterplan für die Zukunft des VW-Kon-

zerns in Niedersachsen? Die konstruktive Zukunft 

der Automobilwirtschaft bei uns im Land findet de 

facto nur dann hier bei uns im Niedersächsischen 

Landtag statt, wenn wir als CDU unsere Ideen ein-

bringen.  

(Beifall bei der CDU) 

Über ein Jahr habe ich gewartet, ob es eine Initiative 

dieser Landesregierung zur Zukunft unserer Auto-

mobilindustrie gibt. Über ein Jahr habe ich gewartet, 

ob es von Rot oder Grün eine Initiative zur Zukunft 

dieses wichtigen Wirtschaftszweiges gibt. Über ein 

Jahr spielten die Automobilbranche und damit über 
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340 000 Facharbeitskräfte in Niedersachsen in die-

sem Haus keine Rolle, weder durch die Initiative der 

Landesregierung noch durch die Initiative von Rot 

oder Grün.  

Erst dank unseres Antrags im Oktober beschäftigte 

man sich wieder mit dieser wichtigen Schlüsselin-

dustrie dieses Landes - ein Antrag, der die Zukunft 

von über 340 000 Fachkräften und vielen nachgela-

gerten Betrieben sichern soll, der den Konzern und 

die Zulieferer bei den Herausforderungen des Mark-

tes unterstützen, der in die Forschung investieren 

und mehr Innovation nach Niedersachsen holen 

soll, einfach zusammengefasst: der den Konzern 

und die Branche zukunftsfest macht und die Rah-

menbedingungen setzt, die es in einem konkurrenz-

fähigen Umfeld braucht.  

Ich freue mich auf die Beratungen unserer Initiative 

im zuständigen Ausschuss, wenn es nicht darum 

geht - wie heute von der AfD versucht -, ein düste-

res Bild zu zeichnen, sondern wir um die Ideen strei-

ten, die Volkswagen und der gesamten Branche ei-

nen Zukunftsrahmen geben.  

Ich hatte es bereits im Oktober betont, aber ich 

möchte es auch heute zum Abschluss meiner Rede 

noch mal ganz klar sagen: Niedersachsen als Auto-

land Nummer eins in Deutschland und Volkswagen 

als Autokonzern Nummer eins in Europa und der 

Welt ist machbar. Wir müssen es aber wollen und 

endlich die Politik machen, die unser Aushänge-

schild in der Welt auch braucht. Wir haben dazu be-

reits im Oktober einen konkreten Vorschlag vorge-

legt. Lassen Sie uns gemeinsam endlich anfangen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Scharrelmann. - Ich erteile der 

Landesregierung das Wort. Zu Wort gemeldet hat 

sich Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Verkehr, 

Bauen und Digitalisierung. Minister Lies, bitte! 

(Ulf Thiele [CDU]: Wir dachten, Frau 

Hamburg spricht!) 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Bauen 

und Digitalisierung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Herr Scharrelmann, ich bin 

Ihnen erst einmal sehr dankbar, dass es ein klares 

Bekenntnis - das war, ehrlich gesagt, auch nicht an-

ders zu erwarten - zu einer Zukunftsentwicklung 

von Volkswagen und eine klare Abgrenzung gibt. 

Die Demokraten hier in diesem Land stehen hinter 

einem Unternehmen, auf das wir, glaube ich, als 

Niedersachsen zu Recht stolz sind. Wir sind den 

vielen Kolleginnen und Kollegen, die dort arbeiten, 

auch dankbar. Vielen Dank dafür. Wir stehen hier 

zusammen, wenn es um Volkswagen geht. Das ist 

gut so. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Und darum soll es auch gehen: um den strittigen 

Prozess, wo wir hinwollen und wie wir diese Ziele 

erreichen.  

Ich glaube, das ist zurzeit eine extrem schwierige 

Aufgabe. Die Verhandlungen, die gerade bei Volks-

wagen geführt werden, werden intensiv sein. Ich will 

an dieser Stelle ganz besonders Daniela Cavallo als 

Betriebsratsvorsitzender, aber auch Oliver Blume 

als Vorstandsvorsitzendem danken, die jetzt in ei-

nem sehr ruhigen Rahmen dafür sorgen, dass die 

Zukunftsfähigkeit von Volkswagen sowohl in der 

Frage der Produktion als aber auch in der Frage der 

Ausrichtung sichergestellt ist.  

Ich glaube, wir alle warten darauf, dass nicht nur 

dort die Produktion und die Arbeit der Beschäftigten 

gesichert sind, sondern ein Stück weit auch klar 

wird, welche Modellpalette Volkswagen zukünftig 

eigentlich nach vorne bringen will. Wir erwarten 

auch - das darf man, glaube ich, deutlich sagen -, 

dass Volkswagen an der Stelle seinem Namen ge-

recht wird und auch Fahrzeuge baut, die sich die 

Menschen in diesem Land leisten können. Das ist 

unsere Erwartungshaltung. Das muss auch umge-

setzt werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Herausforderungen sind groß. Es wird quasi ein 

neues Auto entwickelt. Die Digitalisierung und die 

Elektrifizierung sind zwei der elementaren Treiber, 

die wir international spüren. Ich glaube, das ist die 

Abgrenzung, die die Demokraten in diesem Land 

gegenüber den anderen haben. Die sagen nämlich: 

Wer Veränderung stoppt, der wird dafür sorgen, 

dass es keine Zukunft der Automobilindustrie in un-

serem Land gibt. Wir wollen die Zukunft der Auto-

mobilindustrie. Dafür müssen wir die Veränderung 

hin zur Digitalisierung und hin zur Elektromobilität 

gemeinsam voranbringen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dazu gehört auch 

die Einordnung, wo wir eigentlich gerade stehen. Es 

gibt heute nicht das gute und das schlechte Auto. 

Es gibt fantastische Verbrenner, die bei Volkswa-
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gen - ehrlich gesagt, auch bei anderen, aber im We-

sentlichen bei Volkswagen - produziert und verkauft 

werden. Das sind gute Autos, die auch aufgrund der 

Entwicklung der letzten Jahre einen erheblichen 

Beitrag dazu leisten, die Emissionen zu senken.  

Es gibt gute und tolle Entwicklungen bei der Elekt-

romobilität. Beides ist am Markt verfügbar. Wir müs-

sen als Erstes sagen: Niemand wird heute dazu ge-

zwungen, ein Auto zu kaufen, das nur elektrisch ist, 

sondern jeder hat die freie Wahl der Entscheidung, 

und das über ganz viele Jahre. 

Volkswagen bietet allen Kunden ein hervorragen-

des und zuverlässiges Angebot. Das ist ganz wich-

tig.  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Klar ist aber auch: Während es heute Verbrenner 

und E-Mobilität gibt, wird es ab 2035 keine Neuzu-

lassung von Verbrennern in Europa mehr geben. 

Das heißt, wir brauchen Planungssicherheit für die 

Unternehmen, die sich darauf einstellen, dass sie 

die Entwicklung, die Transformation hin zur Elektro-

mobilität weiter konsequent gehen. Das ist genau 

das, was letztlich auch die EU macht, indem sie 

sagt: Die Flottenemissionen werden immer weiter 

gesenkt, und die Lösung, emissionsfreie Fahrzeuge 

in den Markt zu bringen, ist notwendig; denn ab 

2035 ist der Markt bestimmt von Elektrofahrzeugen.  

Wir müssen uns also heute darauf einstellen. Wir 

können nicht eine Veränderung ignorieren bzw. 

diese erst dann angehen, wenn der Markt keine an-

deren Möglichkeiten mehr bietet. Wir müssen schon 

heute die Voraussetzungen dafür schaffen. Wir 

brauchen also ein Angebot, das dafür sorgt, dass 

sich die Menschen in unserem Land Elektroautos 

auch leisten können; denn nur dann, wenn die Un-

ternehmen auch Elektroautos verkaufen, sind wir in 

der Lage, diesen Transformationsprozess erfolg-

reich zu bestehen.  

Das machen andere Länder auch. Manchmal habe 

ich bei der Debatte, die weit rechts in diesem Hause 

geführt wird, den Eindruck, als seien wir und Volks-

wagen die Einzigen in Deutschland, die auf den 

Weg der klimaneutralen Mobilität und der Elektro-

mobilität setzen. Das ist weit gefehlt. Das muss man 

immer dazusagen. Es ist ein sehr enges Bild, das 

Sie anscheinend von dieser Welt haben.  

Der inzwischen größte Hersteller von Elektromobi-

len ist eben nicht Volkswagen, sondern die größten 

Hersteller sind BYD mit 1,8 Millionen Fahrzeugen, 

Tesla mit 1,3 Millionen Fahrzeugen und SAIC mit 

1,2 Millionen Fahrzeugen - und VW produziert 

830 000. Aufgabe wird es also sein, in dem Kern-

markt Deutschland und Europa dafür zu sorgen, 

dass Volkswagen die hervorragenden Fahrzeuge, 

die es auch als Elektrofahrzeuge auf den Markt 

bringt, auch verkaufen kann. Wir müssen durch 

Rahmenbedingungen dafür sorgen, dass am Ende 

auch die Hersteller aus Deutschland und gerade 

VW die Perspektive haben, Fahrzeuge als Elektro-

fahrzeuge zu verkaufen. Das ist die Aufgabe, die wir 

haben, und nicht wegzuschauen und zu sagen: Das 

werden die anderen schon lösen.  

(Beifall bei der SPD und von Volker 

Bajus [GRÜNE])  

China baut inzwischen 61 % der Elektroautos welt-

weit. Man kann einmal nach Niedersachsens Küste, 

nach Wilhelmshaven, schauen. Dort stehen sie rum 

und werden in den Markt gebracht. Das heißt, wir 

müssen jetzt Bedingungen schaffen, die dafür sor-

gen, dass wir die Produktion in Deutschland sichern 

und halten.  

Warum ist die Stimmungslage eigentlich so, wie sie 

ist? Dazu will ich an dieser Stelle noch etwas sagen. 

Sie ist vor allen Dingen deshalb so, weil der Versuch 

unternommen wird, Zukunft und Veränderung 

schlechtzureden, weil der Eindruck entsteht, wenn 

wir nur an Kernenergie und Kohlekraft festhielten, 

wäre der Welt Genüge getan. Aber das ist völlig 

falsch.  

Wir brauchen einen Schritt nach vorn. Wir brauchen 

Transformation, wir brauchen Veränderung, wir 

brauchen eine klimaneutrale Zukunft. Diese setzt 

eben genauso den Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien voraus, wie sie voraussetzt, dass wir die Stahl-

industrie dekarbonisieren, dass wir die Automobilin-

dustrie hin zu Elektrofahrzeugen umbauen, dass wir 

die Chemieindustrie dekarbonisieren. Das ist der 

Weg in die Zukunft, den wir gehen: dafür zu sorgen, 

dass wir auch morgen noch eine wettbewerbsfähige 

Industrie haben, und nicht denen glauben, die uns 

erklären: Wir müssen nur das weitermachen, was 

heute ist, dann wird morgen alles gut. - Es ist fatal, 

was Sie von der AfD in diesem Land verkünden! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen die-

sen Weg der Transformation unter Rahmenbedin-

gungen, und wir müssen vielleicht ein Stück weit 

aufräumen bei den Diskussionen. Ja, die Reich-

weite der Fahrzeuge ist nicht wie beim Verbrenner. 
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Aber ist das für die Menschen tatsächlich ein großes 

Problem?  

(Zurufe von der AfD: Ja!) 

- Ja? Das ist es eben nicht. Autos stehen zu 97 oder 

98 %. Ich weiß nicht, ob Sie andauernd Auto fahren. 

Sie sitzen ja zwischendurch auch hier rum.  

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Die Antwort ist, glaube ich, eine andere. Die Antwort 

ist, dass die Autos stehen. Die Reichweite ist in den 

Köpfen der Menschen und wird von denen, die 

Elektromobilität einfach schlechtreden wollen, im-

mer nach vorn gestellt. Die Menschen können allein 

entscheiden - das sollen sie übrigens auch -, ob das 

in Ordnung ist.  

Zur Ladeinfrastruktur: Wer selbst Elektroauto gefah-

ren ist oder fährt, weiß, dass das Bild der Ladeinfra-

struktur nicht so ist, wie es hier gezeichnet wird. Sie 

funktioniert nämlich relativ gut. Die meisten sind 

ganz zufrieden. Sie muss weiter ausgebaut werden, 

weil ja auch die Anzahl der E-Autos zunimmt, aber 

es funktioniert.  

Das heißt, wir müssen davon wegkommen, dass 

bewusst öffentlich das Bild gezeichnet wird, dass 

die Zukunft der E-Mobilität ein Problem ist. Die 

E-Mobilität ist eine zwingende Voraussetzung, um 

auch die Dekarbonisierung der Energieversorgung 

zu erreichen und um auch dafür zu sorgen, dass die 

Batterien in den Autos als mobile Speicher vorhan-

den sind.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 

eine zukunftsgerichtete Diskussion zur Transforma-

tion führen! Lassen Sie uns deutlich machen, dass 

unser Automobilhersteller Volkswagen dabei eine 

zentrale Rolle spielt! Lassen Sie uns an der Seite 

der Kolleginnen und Kollegen stehen! Sie wollen 

diese Transformation, und wir als Politik sollten die-

sen Weg auch im Sinne der Beschäftigung der Kol-

leginnen und Kollegen unterstützen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank. - Die Kollegen Scharrelmann und 

Najafi haben zusätzliche Redezeit beantragt. Da sie 

nur noch eine Restredezeit von einer Sekunde res-

pektive sechs Sekunden haben, gewähre ich eine 

zusätzliche Redezeit von zweieinhalb Minuten.  

(Beifall bei der AfD - Detlev Schulz-

Hendel [GRÜNE]: Das ist aber viel! - 

Zuruf von der SPD: Ist schon Weih-

nachten?) 

Der Kollege Scharrelmann hat sich als Erster ge-

meldet.  

(Beifall bei der CDU) 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Es ist schon schade, dass bei 

diesem so wichtigen Thema unser Ministerpräsi-

dent, der im Aufsichtsrat dieses Konzerns sitzt, der 

Debatte nicht folgt.  

(Beifall bei der CDU - Immacolata 

Glosemeyer [SPD]: Der örtliche Abge-

ordnete ist auch nicht da! 

Es ist schon schade, dass der Wirtschaftsminister, 

der nicht Mitglied dieses Aufsichtsrats ist, in die Bre-

sche springen muss. Das muss man Olaf Lies las-

sen: Das waren wieder einmal sehr schöne, warme 

Worte.  

Elektromobilität ist sicherlich eines der wichtigsten 

Themen. Die aktuelle Automobilwoche beschäftigt 

sich noch einmal sehr intensiv damit, wie es eigent-

lich weitergeht und ob uns die Chinesen überholen, 

was die Zukunft der Automobilbranche angeht. Da-

bei geht es nicht nur um die E-Mobilität und die 

Wettbewerbsfähigkeit hinsichtlich der Preise für die 

Erzeugung der Batterien. Hierbei geht es auch um 

Nachhaltigkeit, um neue Materialien, es geht auch 

darum, wie das Auto als Lifestyle-Produkt weiterent-

wickelt werden kann. Die Chinesen zum Beispiel 

schauen viel stärker auf den Lifestyle-Gedanken als 

auf die letzten technischen Raffinessen, die uns 

Deutsche mit unserer Ingenieurskunst in den letzten 

Jahrzehnten zu einem der führenden Autohersteller 

in dieser Welt gemacht haben.  

Insoweit brauchen wir auch neue Lösungen, neue 

Technologien. Unser Antrag beinhaltet, dass wir in 

Niedersachsen auch in dem Bereich der Forschung 

nach neuen Materialien, nach zusätzlicher Soft-

warekompetenz Ausschau halten. Das fehlte mir 

heute in dieser Rede auch wieder. Wir schauen im-

mer nur auf die Elektromobilität. Der globale Markt, 

der größte Markt für die Autos, ist allerdings in 

China, ist in den USA, und erst dann kommt der eu-

ropäische Markt. Das dürfen wir dabei nicht aus den 

Augen lassen.  
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Insofern ist es uns besonders wichtig, dass wir uns 

diese zukünftigen Technologien, diese Kernberei-

che, ebenfalls anschauen. Wie gesagt: Es ist sehr 

schön, dass zumindest der Wirtschaftsminister in 

der Debatte heute tätig wird. Aber weiterhin vermis-

sen wir die beiden Aufsichtsratsmitglieder. - Doch, 

er ist dazugekommen! Vielen Dank, Herr Minister-

präsident, dass Sie der Debatte wieder lauschen.  

(Anne Kura [GRÜNE]: Er sitzt schon 

eine ganze Weile da! - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Zumindest Ihr Beitrag 

hat nicht erfordert, dass er anwesend 

war!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Scharrelmann. - Zusätzliche Re-

dezeit erhält nun der Abgeordnete Najafi, ebenfalls 

zweieinhalb Minuten.  

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Werte Damen und 

Herren! Herr Minister Lies hat etwas überzogen. So 

kennt man ihn. Dafür gibt es noch etwas Redezeit, 

und Sie haben Zwischenfragen ja auch nicht zuge-

lassen.  

Herr Sachtleben, China und USA haben Sie ge-

nannt. Natürlich China und USA! Natürlich können 

Chinesen und Amerikaner günstiger Elektrofahr-

zeuge herstellen. Sie haben auch genügend Strom, 

wunderschöne Kernkraftwerke, Kohlekraftwerke. 

Das haben wir in Deutschland nicht.  

Und wenn Sie immer die erneuerbaren Energien 

hochloben möchten: Am 1. Dezember dieses Jah-

res, als es noch vereist war und noch Schnee gefal-

len ist, haben Kohlekraftwerke die Stromversorgung 

absichern müssen. 50 % Stromerzeugung nur 

durch Kohlekraftwerke; erneuerbare Energien oder 

wetterabhängige Energien kamen auf keine 10 %. - 

Das zu Ihrer Stromversorgung.  

Außerdem: Die Elektrofahrzeuge in den USA! Laut 

einer Studie verkauften sich die Elektrofahrzeuge in 

den USA genauso schlecht. 92 000 unverkaufte 

E-Fahrzeuge in diesem Jahr - das ist ein Plus von 

350 % gegenüber letztem Jahr.  

Und, Herr Scharrelmann, wer hat denn die Kern-

kraftwerke abgeschaltet? Das war Angela Merkel 

von der CDU.  

(Beifall bei der AfD - Ulf Thiele [CDU]: 

Nee, das waren schon Schröder und 

Trittin!) 

Herr Lies sagt ja auch: Jeder kann die Fahrzeuge 

kaufen, die er möchte, ob nun Elektrofahrzeug oder 

Verbrenner - allerdings nur bis 2035. So ein Wider-

spruch! Denn ab 2035 ist die Freiheit, das Auto zu 

erwerben, das man möchte, nicht mehr vorhanden. 

Ansonsten kann ich nur sagen - auch wenn Minis-

terpräsident Weil da vorne gerade in einem Ge-

spräch ist, einem Gespräch zwischen den Auf-

sichtsräten bzw. den Aufsichtsratsmitgliedern -: 

Selbst wenn Ministerpräsident Weil nicht anwesend 

wäre - die stellvertretende Ministerpräsidentin, 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Jetzt 

aber!) 

Frau Hamburg, ist ja anwesend. Sie könnte ja auch 

noch was zum Besten geben. Aber auch hier: Fehl-

anzeige!  

(Wiard Siebels [SPD]: Was soll man 

dazu auch noch sagen?) 

Es ist einfach keine Kompetenz mehr vorhanden. 

Vielen lieben Dank. Das war alles dazu. 

(Beifall bei der AfD - Meta Janssen-

Kucz [GRÜNE]: Das war keine Kompe-

tenz!) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Najafi. Ich muss Sie korrigieren: 

Sie haben keine zusätzliche Redezeit bekommen, 

weil der Herr Minister überzogen hat, sondern weil 

die Fraktionen ein Recht auf Erwiderung haben. 

Das nennt man Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Zuruf von Stephan Bothe [AfD]) 

- Ein Anhaltspunkt ist die Redezeit der Landesregie-

rung - ein Anhaltspunkt. 

(Stephan Bothe [AfD]: Ah, weil sie 

überzogen wurde!) 

- Herr Bothe, wenn Sie jetzt noch einmal Kritik an 

der Sitzungsleitung üben, gibt es einen Ordnungs-

ruf. 

(Stephan Bothe [AfD]: Sie machen das 

wunderbar!) 
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Ebenfalls zusätzliche Redezeit hat der Abgeordnete 

Bratmann aus der Fraktion der SPD begehrt, und 

die bekommt er auch.  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Christoph Bratmann (SPD): 

Ganz herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Auch in dem zusätzli-

chen Beitrag von Herrn Najafi wurde es nicht bes-

ser, sondern aufgezeigt, dass auch zu den Strom-

preisen relative Unkenntnis vorhanden ist. Was den 

Strompreis nach dem Merit-Order-Prinzip nach 

oben getrieben hat, war der erhöhte Gaspreis in-

folge des Russland-Ukraine-Krieges und nicht die 

Abschaltung der Kernkraftwerke. Außerdem ist in 

Deutschland noch kein E-Auto liegen geblieben, 

weil es keinen Strom hatte, weil kein Strom verfüg-

bar war. Von daher ist der Vorwurf einer Ideologie 

der Energiewende, den Sie äußern, völlig verfehlt in 

dieser Diskussion. 

Es geht um Volkswagen. Da sind der Kollege Schar-

relmann und ich uns durchaus einig, dass diese 

Strategie, die Volkswagen eingeschlagen hat, 

durchaus unumkehrbar ist.  

Ich will aber noch etwas sagen, weil der Minister-

präsident und die Landesregierung angesprochen 

wurden und ihnen Untätigkeit unterstellt wurde: Die 

Tätigkeit, das Engagement für den Volkswagen-

Konzern macht sich ja nicht daran fest, ob eine 

Fraktion viele Entschließungsanträge dazu stellt. Es 

ist auch nicht so, dass die Ministerinnen und Minis-

ter der Landesregierung - ob Falko Mohrs oder Olaf 

Lies - oder der Ministerpräsident dem VW-Konzern 

sagen, welche Strategie er zu fahren hat.  

Was wir in Niedersachsen machen, ist: Wir unter-

stützen die Mobilitätsforschung mit vielen Millionen 

Euro aus dem Landeshaushalt, auch aus dem Bun-

deshaushalt. Das ist unheimlich wichtig. Ich komme 

aus einer Region, wo der Hotspot der Mobilitätsfor-

schung liegt, wo am autonomen Fahren geforscht 

wird, wo am vernetzten Fahren geforscht wird, wo 

an dem geforscht wird, was E-Autos praxistauglich 

macht, nämlich Reichweite und Ladedauer. Das ist 

alles unheimlich wichtig. Das wird alles schon seit 

vielen Jahren - unter anderem auch von Olaf Lies 

und Stephan Weil - von der Landesregierung unter-

stützt. Das ist der richtige und gute Weg, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eines ist auch klar: Unabhängig von der Anwesen-

heit bei solchen Debatten - Stephan Weil und auch 

Olaf Lies und seit einem Jahr auch unsere stellver-

tretende Ministerpräsidentin Julia Willie Hamburg 

haben sich, glaube ich, in kurzer Zeit einen sehr gu-

ten Ruf erarbeitet, sowohl beim Konzernvorstand 

als auch bei der Arbeitnehmervertretung. Die VW-

Leute wissen, auf wen sie sich verlassen können. 

Das wird immer wieder deutlich, auch in Gesprä-

chen vor Ort. 

Klar ist auch - das kann ich für die SPD-Fraktion sa-

gen -: Es waren immer wieder Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten, die als wichtige Ansprech-

partner vor Ort, aber auch in den Landesparlamen-

ten und in den Bundesparlamenten dafür gesorgt 

haben, dass die Arbeitsplätze bei Volkswagen auch 

in Krisen erhalten bleiben, dass Volkswagen immer 

auch durch schwere See gekommen ist. Es ist ja 

nicht die erste Krise, die dieser Konzern erlebt. Die 

VW-Leute wissen, sie können sich auf uns von der 

SPD verlassen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Kollege Bratmann.  

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, so-

dass ich auch diesen Teil der Aktuellen Stunde 

schließe. Somit ist die Aktuelle Stunde für heute be-

endet. 

Bevor wir nun die Tagesordnungspunkte 18 bis 30 

zusammen aufrufen, nehmen wir einen Wechsel in 

der Sitzungsleitung vor. 

(Vizepräsidentin Barbara Otte-

Kinast übernimmt den Vorsitz)

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wie schon an-

gekündigt, werden jetzt die Tagesordnungs-

punkte 18 bis 30 zusammen aufgerufen. 

(Unruhe) 

- Bitte ein wenig mehr Ruhe! Es ist doch relativ kom-

plex. Wir sind jetzt am wichtigsten Punkt in diesem 

Jahr. Wir steigen in die Haushaltsberatung ein. Des-

wegen bitte ich um volle Konzentration und Auf-

merksamkeit. - Danke.  
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Tagesordnungspunkt 18: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 

des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 

(Haushaltsgesetz 2024 - HG 2024 -) - Gesetzent-

wurf der Landesregierung - Drs. 19/1900 neu - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt 

und Finanzen - Drs. 19/3000 - dazu: Änderungsan-

trag der Fraktion der AfD - Drs. 19/3022 - Ände-

rungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/3082 - 

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für 

Haushalt und Finanzen zu den Einzelplänen - Drs. 

19/3001 bis Drs. 19/3018 - dazu: 7. Übersicht über 

Beschlussempfehlungen der ständigen Aus-

schüsse zu Eingaben (Eingaben zum Haushalt)

- Drs. 19/3019 

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen empfiehlt 

dem Landtag, den Gesetzentwurf zum Haushalts-

gesetz mit Änderungen und der in der Beschluss-

empfehlung genannten Maßgabe zu § 1 sowie mit 

Änderungen zu 15 der 17 Einzelpläne anzunehmen. 

Der Änderungsantrag der Fraktion der AfD in der 

Drucksache 19/3022 bezieht sich auf die Einzel-

pläne. Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU 

in der Drucksache 19/3082 betrifft sowohl den Ge-

setzentwurf zum Haushaltsgesetz selbst als auch 

die Einzelpläne. 

Tagesordnungspunkt 19: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2024 - 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/2229 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt 

und Finanzen - Drs. 19/3020 - Schriftlicher Bericht - 

Drs. 19/3064 - Änderungsantrag der Fraktion der 

CDU - Drs. 19/3083

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

mit Änderungen anzunehmen. 

In die Haushaltsberatungen einbezogen sind - wie 

Sie der Tagesordnung entnehmen können - dar-

über hinaus vier Gesetzentwürfe, vier Entschlie-

ßungsanträge und ein Antrag der Landesregierung. 

Dabei handelt es sich um die Tagesordnungs-

punkte 20 bis 28. Die Einzelheiten dazu bitte ich 

der Tagesordnung zu entnehmen.  

Ich gehe von Ihrem Einverständnis aus, dass ich die 

in die Haushaltsberatungen einbezogenen Tages-

ordnungspunkte erst im Rahmen der einzelnen 

Haushaltsschwerpunkte im Detail aufrufe. 

Eine Berichterstattung zu den Tagesordnungspunk-

ten 20, 21, 24 und 27und 28 ist nicht vorgesehen. 

Die inhaltliche Behandlung dieser Beratungsgegen-

stände findet jeweils im Rahmen der Debatte über 

die fachlich entsprechenden Haushaltsschwer-

punkte statt. Die Beratung zu den Tagesordnungs-

punkten 20 und 21 ist der allgemeinpolitischen De-

batte zugeordnet. 

Sämtliche Abstimmungen zu den soeben aufgeru-

fenen Beratungsgegenständen sind für Donnerstag 

vorgesehen. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 29: 

Berichterstattung zum Entwurf eines Haushalts-

gesetzes 2024 und zum Entwurf eines Haus-

haltsbegleitgesetzes 2024  

Zunächst wird nun der Vorsitzende des Ausschus-

ses für Haushalt und Finanzen einen zusammen-

fassenden Bericht über die Ausschussberatungen 

zum Haushaltsgesetz und zum Haushaltsbegleitge-

setz geben. Zum Haushaltsbegleitgesetz liegt Ihnen 

darüber hinaus in der Drucksache 19/3064 ein 

schriftlicher Bericht vor. 

Der Ausschussvorsitzende, Herr Abgeordneter 

Thümler, hat das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Dr. h. c. Björn Thümler (CDU), Berichterstatter: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin, für die Möglichkeit, 

den Bericht vorzutragen. - Sie brauchen jetzt mehr 

als zehn Minuten starke Nerven, weil ich sehr aus-

führlich vortrage, damit die Zuschauenden auch mit-

bekommen, was wir hier gleich veranstalten wer-

den.  

Meine Damen und Herren, in der Drucksache 

19/3000 empfiehlt Ihnen der federführende Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen, den Entwurf ei-

nes Haushaltsgesetzes 2024 mit Änderungen und 

mit der aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen 

Maßgabe zu § 1 des Gesetzes anzunehmen. Die 

Empfehlung, den Entwurf des Gesetzestextes des 

Haushaltsgesetzes 2024 mit Änderungen anzuneh-

men, kam im federführenden Ausschuss mit den 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  28. Plenarsitzung am 12. Dezember 2023 

2036 

Stimmen der Fraktionen von SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der Fraktio-

nen von CDU und AfD zustande. 

Zu den Einzelplänen liegen Ihnen jeweils geson-

derte Beschlussempfehlungen in den Drucksachen 

3001 bis 3018 vor. Zu den Einzelplänen 12 - Staats-

gerichtshof - und 14 - Landesrechnungshof - emp-

fiehlt Ihnen der Ausschuss jeweils einstimmig keine 

Änderungen. Zum Einzelplan 01 - Landtag - haben 

für die Beschlussempfehlung des Ausschusses, die 

auf einem Änderungsvorschlag der die Regierung 

tragenden Fraktionen beruht, die Fraktionen von 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen gestimmt, die 

Fraktion der CDU hat dagegen gestimmt, und die 

Fraktion der AfD hat sich der Stimme enthalten. 

Zum Einzelplan 17 - Landesbeauftragter für den 

Datenschutz - haben der Beschlussempfehlung des 

Ausschusses, die ebenfalls Änderungen gegenüber 

dem Gesetzentwurf vorsieht, alle Fraktionen mit 

Ausnahme der CDU-Fraktion gestimmt; diese hat 

gegen die Beschlussempfehlung votiert. Die weite-

ren Beschlussempfehlungen zu den übrigen Einzel-

plänen kamen jeweils mit den Stimmen der die Re-

gierung tragenden Fraktionen gegen die Stimmen 

der Oppositionsfraktionen zustande.  

Zu den Einzelplänen 05 - Sozialministerium -, 

07 - Kultusministerium - und 11 - Justizministe-

rium - liegt ihnen in der Drucksache 3018 außerdem 

eine gemeinsame Beschlussempfehlung der Frakti-

onen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen 

vor, die Maßnahmen gegen Antisemitismus und die 

christlich-jüdische Zusammenarbeit betrifft. Diese 

Beschlussempfehlung kam mit den Stimmen der 

drei genannten Fraktionen bei Stimmenthaltung der 

Fraktion der AfD zustande. 

Die in die Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-

setzes im Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

einbezogenen drei Eingaben sollen nach der inso-

weit jeweils einstimmigen Empfehlung des Aus-

schusses mit der Verabschiedung des Haushalts-

gesetzes 2024 für erledigt erklärt werden. Diese Be-

schlussempfehlung finden Sie gesondert in der 

Drucksache 3019. 

Darüber hinaus empfiehlt Ihnen der Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen in der Drucksache 3020, 

den Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2024 mit 

umfangreicheren Änderungen anzunehmen. Diese 

Änderungen sind aus der Anlage zu der genannten 

Drucksache ersichtlich. Auch diese Empfehlung 

kam mit den Stimmen der die Regierung tragenden 

Fraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-

tionen zustande. 

Wie in jedem Haushaltsgesetzgebungsverfahren 

haben die Beratungen des Haushaltsausschusses 

damit begonnen, dass der Finanzminister den Ent-

wurf des Haushaltsgesetzes und die die Regierung 

tragenden Fraktionen den Entwurf des Haushalts-

begleitgesetzes dort vorgestellt haben. Der Aus-

schuss hat dann die Stellungnahme des Landes-

rechnungshofs entgegengenommen und die Ar-

beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-

bände angehört. Der Landesrechnungshof hat die 

Beratungen des Ausschusses danach fortlaufend 

begleitet. Wie üblich waren alle Fachausschüsse an 

der Beratung des Haushaltsgesetzentwurfs beteiligt 

und haben zu den jeweiligen Einzelplänen ihre Mit-

beratung durchgeführt.  

Grundlage der abschließenden Beratung des Haus-

haltsgesetzes im Haushaltsausschuss waren au-

ßerdem die von den Fraktionen von SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen zum letzten Beratungsdurch-

gang vorgelegten Änderungsvorschläge. Diese be-

standen wie üblich aus einer politischen Liste und 

einer technischen Liste.  

Zum Haushaltsbegleitgesetz haben die Fraktionen 

von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ebenfalls ei-

nen umfangreichen Änderungsvorschlag vorgelegt. 

Diese Änderungsvorschläge der die Regierung tra-

genden Fraktionen sind im Wesentlichen unverän-

dert in die Beschlussempfehlung des Ausschusses 

eingeflossen. Dabei betrafen zwei Punkte kommu-

nale Belange. Die Arbeitsgemeinschaft der kommu-

nalen Spitzenverbände hat sich dazu ergänzend 

schriftlich geäußert. 

Daneben hatte auch die Fraktion der CDU zur 

Schlussberatung des Haushaltsausschusses Ände-

rungsvorschläge sowohl zum Haushaltsgesetz als 

auch zum Haushaltsbegleitgesetz vorgelegt. Diese 

fanden allerdings beide keine Mehrheit im Aus-

schuss. 

Hinsichtlich des Beratungsverfahrens im Haushalts-

ausschuss spielte das Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 15. November zum Zweiten 

Nachtragshaushalt 2021 des Bundes eine tragende 

Rolle. Auf Antrag der CDU-Fraktion hat das Finanz-

ministerium den Ausschuss über die möglichen 

Auswirkungen des Urteils auf den Landeshaushalt 

umfassend und fortlaufend unterrichtet. Das Minis-

terium trug dabei vor, dass aus seiner Sicht unmit-

telbare rechtliche Auswirkungen auf Niedersachsen 

allenfalls in geringem Ausmaß zu erwarten seien. 

Gleichwohl sei es möglich, dass Bundesmittel, die 

im Landeshaushalt eingeplant seien, nicht mehr an 
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das Land ausgezahlt würden. Es sei jedoch gegen-

wärtig vollkommen unklar, in welchen Bereichen 

und in welcher Höhe dies der Fall sein könnte. Et-

waige daraus resultierende Veränderungen von 

Einnahmen oder Ausgaben im Haushaltsplanent-

wurf seien daher nicht veranschlagungsreif und 

könnten nicht beplant werden.  

Vor diesem Hintergrund beantragte die Fraktion der 

CDU, die abschließende Beschlussfassung über 

den Haushalt des Landes für das Jahr 2024 im Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen noch zu ver-

schieben. Diesen Antrag lehnte der Ausschuss mit 

den Stimmen der die Regierung tragenden Fraktio-

nen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 

ab.  

Lassen Sie mich Ihnen nun noch einen kurzen gro-

ben Überblick über die vom Ausschuss zum Haus-

haltsgesetz und zum Haushaltsplan sowie zum 

Haushaltsbegleitgesetz empfohlenen Änderungen 

geben: 

Nach den von den Fraktionen von SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen beschlossenen Änderungsvor-

schlägen, die der Ausschuss mehrheitlich aufgegrif-

fen hat, sollen bis zu 120 Millionen Euro in die wei-

tere Unterstützung des flächendeckenden Breit-

bandausbaus fließen. Außerdem sieht die politische 

Liste der die Regierung tragenden Fraktionen wei-

tere Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen in 

Höhe von 56 Millionen Euro vor. Diese verteilen 

sich nach Erklärung der Fraktionen von SPD und 

Bündnis 90/Die Grünen insbesondere auf die von 

ihnen so bezeichneten Bereiche: „Zukunftsfeste Re-

gionen gestalten“ - ca. 12,4 Millionen Euro -, „De-

mokratie, Vielfalt und Teilhabe leben“ - ebenfalls 

ca. 12,4 Millionen Euro -, „Umwelt und Klima schüt-

zen“ - ca. 12 Millionen Euro -, „Unser Zusammenle-

ben sichern“ - ca. 7,6 Millionen Euro - sowie „Nach-

haltig lernen, arbeiten und wirtschaf-

ten“ - ca. 11,4 Millionen Euro. 

Zum Haushaltsgesetz selbst: Die vom Ausschuss 

zum Gesetzestext selbst empfohlenen Änderungen 

sind überwiegend redaktioneller und rechtsförmli-

cher Natur oder Präzisierungen. Neu ist im Wesent-

lichen, dass in der Anlage 1 - dem Gesamt-

plan - eine Darstellung der Berechnung der verfas-

sungsrechtlich zulässigen Nettokreditaufnahme 

aufgenommen wird. Die dazugehörige Änderung 

der Landeshaushaltsordnung finden Sie in Artikel 5 

des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes. 

Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuss auf Vor-

schlag der die Regierung tragenden Fraktionen, die 

Finanzhilfe für die Verbraucherschutzzentrale von 

500 000 Euro auf 2,6 Millionen Euro zu erhöhen 

und eine Finanzhilfe an den Landessportbund in 

Höhe von 1,7 Millionen Euro zur Förderung von 

Schwimmkursen und der Qualifikation von Übungs-

leiterinnen und Übungsleitern im Bereich Schwim-

men zu regeln. 

Zum Haushaltsbegleitgesetz: Über den Gesetzent-

wurf hinaus sollen auf Vorschlag der Fraktionen von 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen mehrere zusätzli-

che Artikel aufgenommen werden. Diese betreffen 

Änderungen erstens des Niedersächsischen Beam-

tengesetzes, zweitens des Gesetzes über das 

„Sondervermögen Wohnungsbau, Wirtschaft und 

Agrar“, drittens des Niedersächsischen Hochschul-

gesetzes, viertens von vier Verordnungen über Stif-

tungshochschulen sowie fünftens des Niedersäch-

sischen Jagdgesetzes. Außerdem soll die in Arti-

kel 3 des Gesetzentwurfs vorgesehene Änderung 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes noch 

ergänzt werden. 

Breiteren Raum in den Ausschussberatungen nahm 

das Thema Sondervermögen ein. Zwar waren sich 

das Finanzministerium und der Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienst darin einig, dass das bereits 

genannte Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

vom 15. November 2023 keine neuen Erkenntnisse 

zu den allgemeinen verfassungsrechtlichen Anfor-

derungen an die Errichtung und Nutzung von Son-

dervermögen mit sich bringt. Der GBD hat aber den 

Umstand, dass der Gesetzentwurf in den Artikeln 4, 

8 und 11 vorsieht, den jeweiligen Sondervermögen 

über einen Zeitraum von weiteren 24 Jahren Haus-

haltsmittel in insgesamt nicht unerheblicher Milliar-

denhöhe zuzuführen, zum Anlass genommen, sich 

mit der Verfassungsgemäßheit der betroffenen 

Sondervermögen und der vorgesehenen Zuführun-

gen zu befassen.  

Das Ergebnis dieser Prüfung war, dass der GBD 

hinsichtlich der in den Artikeln 4 und 8 des Gesetz-

entwurfs adressierten Sondervermögen letztendlich 

keinen Änderungsbedarf im Hinblick auf die ge-

nannten Zuführungen sieht. Hinsichtlich des Wirt-

schaftsförderfonds, der von Artikel 11 des Gesetz-

entwurfs betroffen ist, hat der Gesetzgebungs- und 

Beratungsdienst dagegen ein gewisses verfas-

sungsrechtliches Problem bzw. Risiko gesehen und 

mehrere Maßnahmen angeregt, um dieses zu ver-

mindern. Diesen Anregungen ist der Ausschuss mit 

seinen Empfehlungen teilweise gefolgt.  

Die weitere Anregung des Gesetzgebungs- und Be-

ratungsdienstes, in § 2 des Gesetzes über den Wirt-

schaftsförderfonds das Wort „insbesondere“ zu 
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streichen, um die Zweckbindung der Mittel strenger 

zu fassen, und einen neuen § 6 in das Gesetz ein-

zufügen, um den Wirtschaftsförderfonds rechtlich 

verbindlich an das jährliche Haushaltsgesetz zu bin-

den, wurde zwar vom Landesrechnungshof und der 

CDU-Fraktion unterstützt. Die Landesregierung hat 

erklärt, diese Anregungen seien durchaus erwä-

genswert, sollten aber zunächst weiter abgewogen 

und geprüft und einem späteren Gesetzgebungs-

verfahren vorbehalten bleiben.  

Der Ausschuss hat sich dieser Sichtweise mehrheit-

lich angeschlossen.  

Zur Erläuterung der weiteren Einzelheiten zu den 

Empfehlungen des Ausschusses zum Haushaltsbe-

gleitgesetz verweise ich auf den schriftlichen Be-

richt hierzu, der Ihnen in der Drucksache 19/3064 

vorliegt. 

An dieser Stelle möchte ich dem Finanzministerium 

herzlich danken, das den Ausschuss für Haushalt 

und Finanzen stets sehr umfangreich begleitet hat. 

Ich darf sagen, dass uns namentlich insbesondere 

Frau Wethkamp und ihr Team sehr hilfreich zur 

Seite gestanden haben. Liebe Frau Wethamp, dafür 

Ihnen und Ihrem Team herzlichen Dank.  

(Beifall) 

Das Gleiche, meine Damen und Herren, gilt für den 

Landesrechnungshof und auch für den Gesetzge-

bungs- und Beratungsdienst, die in unzähligen Sit-

zungen immer wieder darauf hingewiesen haben, 

wo man noch einmal etwas anders sehen oder wie 

man verfahren könnte. Auch das, denke ich, ver-

dient unseren Applaus, weil es uns hilft, einen Ge-

setzentwurf zu verabschieden, der verfassungskon-

form ist. Auch dafür herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Und, meine Damen und Herren, zum Abschluss 

möchte ich mich persönlich, aber ich hoffe, auch in 

Ihrer aller Namen, ganz herzlich bei Frau Keuneke 

bedanken, die, wenn ich das richtig sehe, das letzte 

Mal den kompletten Durchgang eines Haushaltsge-

setzgebungsverfahrens mit uns gemeinsam durch-

gezogen hat. Ich kann sagen: Frau Keuneke ist eine 

verlässliche Bank. Frau Keuneke sorgt dafür, dass 

alles reibungslos, geräuschlos, vernünftig funktio-

niert. Und dafür von mir persönlich, aber auch in un-

ser aller Namen, einen herzlichen Dank an Sie, 

liebe Frau Keuneke. 

(Beifall) 

Damit die Kontinuität beibehalten wird, haben wir 

Frau Armbrecht an die Seite gestellt bekommen, die 

von Frau Keuneke sozusagen angelernt wird. Wenn 

ich das so sagen darf, Frau Armbrecht, auch Sie 

machen das ganz hervorragend, auch sehr ge-

räuschlos, und vor allen Dingen im Sinne des Aus-

schusses genau richtig. Also auch dafür herzlichen 

Dank. 

(Beifall) 

Ganz zum Schluss möchte ich auch denjenigen 

danken, die all das, was wir ständig sagen oder viel-

leicht auch nur hauchen, nämlich den Stenografen. 

Denn sie müssen - und beim Haushaltsausschuss 

gehen wir auf die 41. Sitzung zu - alles das auf-

schreiben. Also herzlichen Dank auch an den Ste-

nografischen Dienst für seine Dienste. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, zum Schluss meiner Be-

richterstattung bitte ich Sie namens des Ausschus-

ses für Haushalt und Finanzen, den vorgelegten Be-

schlussempfehlungen zu den Gesetzentwürfen, zu 

den Einzelplänen und zu den in die Beratungen ein-

bezogenen Eingaben Ihre Zustimmung zu erteilen.  

Wenn Sie jetzt noch Lust haben, zu diskutieren, tun 

Sie das. Ansonsten können Sie auch sofort abstim-

men.  

Vielen Dank. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank, Herr Dr. Thümler.  

Das war die Berichterstattung. Wir kommen jetzt zu: 

Tagesordnungspunkt 30: 

Haushaltsberatungen 2024 - Allgemeinpoliti-

sche Debatte  

Im Rahmen der allgemeinpolitischen Debatte sollen 

zugleich die folgenden Anträge inhaltlich behandelt 

werden:  

Tagesordnungspunkt 20: 

Abschließende Beratung: 

Den Erwerb selbstgenutzter Immobilien verein-

fachen! - Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 19/2447 

- Beschlussempfehlung des Ausschusses für Haus-

halt und Finanzen - Drs. 19/3060 
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Tagesordnungspunkt 21: 

Abschließende Beratung: 

Einbringung von Liegenschaften des Landes in 

die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG - An-

trag der Landesregierung - Drs. 19/2928 - Beschlus-

sempfehlung des Ausschusses für Haushalt und Fi-

nanzen - Drs. 19/3061 

Die Redezeiten entnehmen Sie bitte der Ihnen vor-

liegenden Tagesordnung. Der Ältestenrat ist davon 

ausgegangen, dass die Landesregierung in diesem 

Beratungsteil eine Redezeit von 17 Minuten nicht 

überschreitet. 

Wir beginnen mit der Debatte. Der Kollege aus der 

Fraktion der CDU, der Fraktionsvorsitzende Sebas-

tian Lechner, fängt an. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Sebastian Lechner (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Sie beide, Herr Ministerpräsident und 

Frau stellvertretende Ministerpräsidentin, haben 

zum einjährigen Jubiläum von Rot-Grün einen ge-

meinsamen Brief an die Niedersachsen geschrie-

ben. Den habe ich natürlich mit Interesse gelesen. 

Und ich hoffe für Sie, dass dieses lieblose Papier 

nicht noch besonders viele andere Niedersachsen 

gelesen haben - weil es leider deutlich zeigt, dass 

Sie keine Lust haben, dieses Land zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU) 

Und es zeigt auch, dass Sie nicht in der Lage sind, 

dieses Land zu gestalten. Das will ich mal am Bei-

spiel Ihrer „Topleistung“ festmachen, die Sie in die-

sem Brief schildern. Sie rühmen sich damit, dass 

Sie nach wenigen Tagen schon einen ersten Nach-

tragshaushalt in diesem Parlament beschlossen ha-

ben. Den haben wir sogar mitbeschlossen. Aber ich 

muss Ihnen sagen: Nach einem Jahr ist die Bilanz 

dieses ersten Nachtragshaushaltes ziemlich dürftig.  

Ich will es mal im Detail sagen: Bei der Veranstal-

tungsbranche zum Beispiel hat das Wissenschafts-

ministerium von Herrn Mohrs von 50 Millionen Euro 

bisher, nach einem Jahr, bisher gerade einmal 

5 Millionen Euro ausgezahlt. Im Bereich der sozia-

len Infrastruktur des Sozialministeriums von Herrn 

Philippi sind von 30 Millionen Euro nach einem Jahr 

bisher 460 000 Euro ausgezahlt worden.  

Und den Negativrekord, den hat unser Wirtschafts-

minister Olaf Lies aufgestellt. 

(Uwe Schünemann [CDU]: Was? - Zu-

rufe aus der CDU: Oh!) 

200 Millionen Euro im Landesprogramm „Wirt-

schaftshilfen KMU Niedersachsen“. Das haben Sie 

sogar noch mal überarbeitet, noch mal neu formu-

liert.  

(Uwe Schünemann [CDU]: Das will 

trotzdem keiner!) 

Und bis heute ist kein einziger Euro abgeflossen. 

Das muss man erst mal hinkriegen! Kein einziger! 

Kein einziger, Herr Lies! Nicht einer! Nicht einer!  

(Beifall bei der CDU - Uwe Schüne-

mann [CDU]: Was? Unglaublich!) 

Überall dort, wo Sie selbst zuständig waren und 

nicht die Kommunen oder der Landessportbund, ist 

das Geld wegen prohibitiver Fördermittel leider 

nicht abgeflossen. Und Sie, Herr Ministerpräsident, 

haben den Menschen damals versprochen - ich 

habe es noch im Ohr -, Sie wollten ihnen das Geld 

zurückgeben, das wir durch hohe Inflation zusätz-

lich im Steuersäckel haben. Aber das haben Sie 

nicht getan! 

(Beifall bei der CDU - Uwe Schüne-

mann [CDU]: Gebrochen! Gebrochen!) 

Das ist ein Beispiel. Dieses schöne Land hat so 

große Chancen. Das haben Sie heute Morgen 

selbst auch immer wieder vorgetragen. Aber Sie 

schaffen es leider nicht, diese auch wahrzunehmen.  

Wir haben zum Beispiel die Chance, zur wirtschaft-

lich stärksten Region Deutschlands aufzuwachsen. 

Niedersachsen als führende Wohlstandsregion ist 

machbar! Auch eine aktuelle Bertelsmann-Studie, 

die schildert, dass besonders die Regionen hier 

oben in den nächsten Jahren viele, viele Chancen 

haben, legt das noch einmal dar. Aber sie sagt 

auch, dazu muss man klug investieren. Und das 

machen Sie leider nicht.  

Beim Thema Wasserstoff - das hatten wir ges-

tern - ist aktuell leider Chaos, und Sie haben keinen 

Plan B. Bei den Häfen haben wir Ihnen einen Kraft-

akt über 1 Milliarde Euro vorgeschlagen - ein Drittel 

Bund, ein Drittel Land, ein Drittel Kommunen. In Ih-

rem Haushalt ist dazu nichts vorgesehen. Für 

NPorts sind in der mittelfristigen Finanzplanung so-

gar Kürzungen vorgesehen.  

(Uwe Schünemann [CDU]: Unglaub-

lich!) 
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Bei den Autobahnprojekten A 20 und A 39 traue ich 

mich überhaupt nicht mehr nachzufragen, weil über-

all Stillstand herrscht. Beim kommunalen Straßen-

bau wollten Sie 15 Millionen Euro herausnehmen. 

Aufgrund unseres Drucks haben Sie das dann wie-

der eingestellt.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD] lacht) 

Und bei den Landesstraßen sieht es auch nicht bes-

ser aus.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das ist 

aber ein angestrengtes Schönreden 

der eigenen Leistung!) 

Wir haben Ihnen einen Haushaltsentwurf zum klu-

gen Investieren in Straßen, Häfen, Klimaprojekte 

vorgelegt. Das ist ein wirkliches Konzept. Ihr Ent-

wurf ist es nicht! 

(Beifall bei der CDU) 

Und stattdessen, Herr Tonne, investieren Sie in 

eine Landeswohnungsgesellschaft.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Grant Hendrik Tonne [SPD]: 

Dass Sie das Thema nach Gestern 

freiwillig noch mal aufmachen!) 

Gestern standen Sie hier und haben so richtig auf 

die Tränendrüse gedrückt! 

(Wiard Siebels [SPD]: Das braucht 

man gar nicht, wenn man die Situation 

kennt!) 

Sie haben Vorwürfe uns gegenüber formuliert. 

(Wiard Siebels [SPD]: Mit Recht!) 

Herr Tonne, Sie wollten laut Koalitionsvertrag 

40 000 Wohnungen bauen. 

(Wiard Siebels [SPD]: Und deswegen 

machen Sie lieber gar nichts!) 

Moment! Ich muss kurz suchen, weil die Zahl so 

klein ist: Jetzt sollen es 1 600 Wohnungen werden. 

Das ist wirklich eine grandiose Zahl. Wirklich gran-

dios! 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 

der AfD - Grant Hendrik Tonne [SPD]: 

Und Sie? - Sie machen null!) 

Auf jede der 939 Gemeinden Niedersachsens sind 

das dann genau 1,7 Wohnungen. Damit werden wir 

den Wohnungsmangel in Niedersachsen beheben. 

Damit werden wir ihn wirklich beheben. 

(Beifall bei der CDU - Wiard Siebels 

[SPD]: Deswegen machen Sie lieber 

gar nichts! Gar nichts!) 

Anstatt jetzt steuerliche Anreize zu setzen, Flächen 

verfügbar zu machen, Menschen zu ermöglichen, 

zu bauen, planen Sie eine neue Behörde mit gut be-

zahlter Geschäftsführung. 

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, ja! Als ob es 

da um die Geschäftsführung ginge!) 

Was könnte man mit diesen 100 Millionen Euro in 

Niedersachsen alles machen? Wenn es in der Zei-

tung heißt, dass wir diese Gesellschaft erst unter-

stützen, wenn die Hölle zufriert, sage ich: Selbst 

dann nicht! Selbst dann werden wir diese Gesell-

schaft nicht unterstützen. 

(Starker Beifall bei der CDU - Wiard 

Siebels [SPD]: Das glauben wir Ihnen 

sogar!) 

Wir haben aber auch die Chance, Bildungsregion 

Nummer eins zu werden. Eine bessere Bildungspo-

litik ist auch machbar. Wir haben so viele engagierte 

Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzie-

her, Bürgermeister und Landräte, Eltern und Kinder, 

die jeden Tag daran arbeiten. Aber alle warten da-

rauf, Frau Ministerin, dass Sie endlich mal irgendet-

was entscheiden. Nach einem Jahr mit zwei Staats-

sekretären sind wir im Grunde immer noch dort, wo 

wir vorher waren.  

Woran liegt es? Wo können wir helfen, Frau Ham-

burg, sodass da endlich mal etwas entschieden 

wird? 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Ihr Ministerpräsident hat gesagt, er wolle mehr pen-

sionierte Lehrer in den Schuldienst integrieren. Ge-

rade erst letzte Woche habe ich wieder einen pen-

sionierten Lehrer getroffen, der mir schilderte, dass 

er sich jetzt neu bewerben muss und dass er dann 

wieder einsteigen darf - im Einstiegsamt, nicht zu 

der Besoldung, die er mal verdient hat. Er muss wie-

der vorne anfangen. Seit einem Jahr tragen wir 

Ihnen das hier vor. Sie können das ändern, aber Sie 

tun es nicht. 

Wir haben Ihnen ein Quereinsteigerprogramm vor-

geschlagen. Wir sind das einzige Land in Deutsch-

land, bei dem die Quote der Quereinsteiger beim 

Lehrkörper sinkt. Aber der Finanzminister hat im 

Oktober-Plenum hier noch vertretungsweise vorge-

lesen, dass Sie Dialogprozesse starten und Projekt- 

und Unterarbeitsgruppen einsetzen. Ergebnisse bis 

heute? - Keine! 
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Und beim Ganztag müssen Sie sich dazu beken-

nen, dass der Ganztagsanspruch 2026 eben nur in 

der offenen Ganztagsschule zu erfüllen ist. Das 

weiß jeder, das sagt Ihnen jeder, aber Sie entschei-

den es nicht. Und Sie brauchen auch mehr Geld für 

den Ganztag. Wir haben Ihnen vorgeschlagen, 

15 Millionen Euro mehr dafür in die Hand zu neh-

men. Mein Gott, Frau Ministerin! Hören Sie auf mit 

Problembeschreibungen, Runden Tischen, Stuhl-

kreisen! Sie drehen sich im Kreis. Sie müssen end-

lich machen. So war Ihr Wahlkampfspruch, den Sie 

vorgetragen haben. 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Personalmangel gibt es auch bei den Kitas. Grup-

pen werden geschlossen. Rand- und Betreuungs-

zeiten werden reduziert. Wir haben Ihnen vorge-

schlagen, die dualisierte Ausbildung auf die Vollzeit 

auszuweiten, und Sie nehmen in Ihrem Haushalts-

begleitgesetz eine sprachliche Anpassung vor, die 

eine Förderung von Auszubildenden in Vollzeit so-

gar kategorisch ausschließt. 

(Uwe Schünemann [CDU]: Unfass-

bar!) 

Wir haben außerdem einen Gesetzentwurf vorge-

legt, der den Kommunen in den Randzeiten und bei 

den Vertretungen mehr Flexibilität bieten würde. 

Aber dieser Gesetzentwurf wird von Rot-Grün im 

Ausschuss blockiert. 

Vielleicht tue ich Ihnen unrecht, Frau Ministerin. 

(Zurufe von der CDU: Nein!) 

Eine Entscheidung haben Sie getroffen. 

(Zuruf von der CDU: Oh! Donnerwet-

ter!) 

Sie wollen keine Noten mehr in den Schulen. 

(Lachen bei der CDU) 

Ich finde, das passt. Keine Lehrer, kein Ganztag, 

keine Mittel - dann lieber auch keine Noten, damit 

nicht auffällt, welchen Leistungsstand unsere Kin-

der haben werden. Das ist ein kluges Bildungskon-

zept. Das verstehe ich jetzt erst. 

(Starker Beifall bei der CDU - Zurufe 

von den GRÜNEN) 

Aber wir haben auch die Chance, Gesundheitsre-

gion Nummer eins in Deutschland zu werden. Eine 

bessere flächendeckende Gesundheitsversorgung 

ist machbar. Wir haben Unikliniken und andere 

große Krankenhäuser in allen unseren Landestei-

len, engagierte Ärzte und bis zur Selbstaufgabe 

schuftende Pflegekräfte. Dennoch verzweifeln die 

Kommunen und freien Träger der Krankenhäuser. 

Ihnen fehlt Liquidität, und sie schließen. 

Herr Philippi, wir tragen Ihnen seit Monaten vor, wie 

man es mit einem Kabinettsbeschluss lösen könnte. 

Aber Sie singen alle drei Monate dasselbe Lied. Im 

Dezember reden Sie von einem Fonds, in den der 

Bund einzahlen muss - Meldung vom NDR, 4. De-

zember. Im September davor sagen Sie, dass der 

Bund endlich für die Zahlungen zuständig sein 

soll - NDR-Meldung vom 13. September. 

Im Juni und im März davor fordern Sie, dass der 

Bund endlich ein Nothilfeprogramm auflegen soll - 

am 29. Juni und am 23. März. Und Sie rufen immer 

wieder nach Berlin. Und dann titelt der Rundblick

am 9. November: „Philippi enttäuscht: Lauterbach 

hat Weils Vorschlag für Kliniken ignoriert“. 

(Zurufe von der CDU: Oh! Das gibt es 

ja nicht!) 

Herr Philippi, uns ist schon lange klar, dass dieser 

Ministerpräsident leider keinen Einfluss in Berlin 

hat. Wann wird es Ihnen endlich klar? Sie rufen 

sinnlos nach Berlin und müssen endlich selbst auch 

mal handeln und Verantwortung in diesem Lande 

übernehmen. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

der AfD) 

Bei der Pflege ist es nicht besser. Wir fordern eine 

einjährige Pflegehelferausbildung mit niedrigen Zu-

trittshürden. Hessen macht das erfolgreich. Sie leh-

nen es ab und sagen, Sie haben die Pflegeassisten-

tenausbildung verkürzt. Das ist Augenwischerei, 

Herr Philippi, weil es immer noch der gleiche Aus-

bildungsgang ist. 

Bei der Pflegefachkraftausbildung halten Sie nach 

wie vor an dem hohen Anteil allgemeinbildender Fä-

cher fest, anders als alle anderen Bundesländer.  

Auch bei der akademisierten Pflegeausbildung leh-

nen Sie die Förderung in Niedersachsen ab - ich 

war gerade erst bei der Ostfalia und habe mir das 

schildern lassen -, obwohl auch das in fast allen 

Bundesländern der Fall ist. 
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Herr Philippi, wir müssen das Angebot bei der 

Pflege ausweiten und jede Chance nutzen. Aber die 

Pflege brennt, und Philippi pennt. 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Es ist wirklich wahr: Sie pennen. 

Wir haben auch die Chance, eine bessere Asyl- und 

Flüchtlingspolitik zu machen. Eine Flüchtlingspolitik 

mit Herz und Konsequenz ist machbar. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Lie-

ber Herz als Merz!) 

Wir haben Menschen, die sich in der Flüchtlingshilfe 

engagieren, engagierte Polizeikräfte, Kommunen, 

die alles versuchen. Aber Sie lassen sie im Stich. 

Nach wie vor gibt es nicht mehr Erstaufnahmeplätze 

als vor ein paar Wochen. Und Sie müssen jetzt, wie 

prognostiziert, auf Zeltplätze umstellen, 

(Zurufe von der CDU: Unglaublich! 

Und das im Winter! - Ulf Thiele [CDU]: 

Das hat nichts mit Herz zu tun!) 

weil Sie ein Jahr lang versäumt haben, dafür vorzu-

sorgen. 

Dann haben wir im November endlich einen MPK-

Beschluss mit richtigen Schritten, den Sie, Herr Mi-

nisterpräsident, in Ihrer Regierungserklärung auch 

loben. Und genau vier Tage nach der Regierungs-

erklärung von Ministerpräsident Weil wurde auf dem 

Landesparteitag der Grünen ein Beschluss zur 

Asyl- und Migrationspolitik gefasst, der Grenzkon-

trollen, die Umstellung auf Sachleistungen und die 

verschärften Abschiebemaßnahmen als Scheinlö-

sungen brandmarkt. Die Verschärfungen seien 

menschenverachtend, hieß es.  

Der grüne Koalitionspartner, Herr Ministerpräsident, 

lehnt weite Teile Ihrer eigenen Regierungserklärung 

schlicht ab. Das ist genauso bezeichnend für den 

Zustand dieser Koalition. Sie brauchen auch so 

lange, weil Sie sich auf nichts einigen und auf nichts 

verständigen können. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir haben auch die Chance, einen modernen und 

digitalen Staat zu bekommen. Ein schlanker und 

schlagkräftiger Staat in Niedersachsen ist machbar. 

Wir haben Kommunen, die wollen. Alle Menschen 

warten auf den modernen und digitalen Staat. Aber 

Sie wollen nicht. 

Wenn Sie mir nicht glauben, dann vielleicht immer-

hin dem Landesrechnungshof, der ein schonungs-

loses Urteil über die von der SPD verantwortete Di-

gitalisierung der Landesverwaltung in den letzten 

zehn Jahren trifft. Wir müssen mehr einkaufen, we-

niger selber machen, klare Vorgaben machen und 

auch über die Ressorthoheit bei der Digitalisierung 

sprechen. 

Und wir brauchen eine Verwaltungsreform, die sich 

um die Prozesse im Lande kümmert und nicht um 

mehr Behörden, mehr Räte und mehr Stellen; denn 

das hat mit Verwaltungsreform überhaupt nichts zu 

tun. 

(Beifall bei der CDU) 

Aber den größten Bock des Jahres hat unser Wirt-

schaftsminister Lies geschossen. Sie strichen die 

Breitbandförderung und meinten, Sie könnten die 

Industrie dazu bewegen, auch die letzte Meile aus-

zubauen. Das ging schief. Dann ruderten Sie zurück 

und strichen das Geld beim Mobilfunkausbau, um 

den Breitbandausbau gegenzufinanzieren. Auch 

das ging schief. Dann ruderten Sie wieder zurück. 

Jetzt muss der Digitalbonus dran glauben. 

(Christian Fühner [CDU]: Wahnsinn!) 

Ich sage Ihnen, Herr Lies: Das ist kein Politikkon-

zept. Überlegen Sie vorher! Machen Sie sich einen 

Plan, bevor Sie an die Presse gehen! Dann müssen 

Sie auch nicht dauernd in der Gegend herumrudern 

und zurückrudern. Aber so kann man keine verant-

wortliche Politik für Niedersachsen machen. So 

nicht! 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, all diese Beispiele zei-

gen, dass die Chancen in diesem Land leider nicht 

genutzt wurden in dieser einjährigen Periode von 

Rot-Grün.  

Mit einer Politik, die klug investiert - in die wirtschaft-

lichen Chancen dieses Landes und in den Woh-

nungsbau -, die schnelle Entscheidungen in der Bil-

dung trifft, die Krankenhäuser stützt und die Pflege 

ausbaut, die eine Asylpolitik mit Herz und Konse-

quenz macht und die an einem modernen digitalen 

Staat arbeitet, wäre ein besseres Niedersachsen 

machbar.  

Aber das ist unsere Politik und leider nicht Ihre. Des-

wegen ist diese Landesregierung ein Chancentod 

für Niedersachsen. 

Herzlichen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

CDU) 
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Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die 

Aussprache fort. Jetzt hat der Kollege Tonne aus 

der Fraktion der SPD das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Grant Hendrik Tonne (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Im Vorfeld einer solchen Generalausspra-

che überlegt man sich: Was wird die Opposition the-

matisieren? - Verschiedene Szenarien kann man 

durchdenken. Und dann erlebt man das! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 

mit den GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: 

Eine knallharte Abrechnung mit euch!) 

- Herr Thiele, wenn Sie das als knallharte Abrech-

nung auffassen, dann bitte! Ich will Sie in dem Glau-

ben lassen. Aber es könnte sein, dass wir da zu ei-

ner anderen Einschätzung kommen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Es war ein Ritt durch Themen, ein Äußern von Kritik. 

Er hat nur vergessen, eigene Vorschläge daneben-

zulegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Wiard Siebels [SPD]: Dafür hat 

es nicht gereicht! Schade! - Carina 

Hermann [CDU]: Dabei haben wir 

Ihnen in den letzten zwölf Monaten so 

viel präsentiert! - Weitere Zurufe von 

der CDU) 

Und da, wo er von dieser Linie ein einziges Mal ab-

weicht, ist die finanzielle Grundlage schlicht und er-

greifend Murks. Das muss man schon mal hinkrie-

gen, Herr Lechner, solch eine Rede hier zu halten 

und sich dann vorzugsweise am Nachtragshaushalt 

2022 abzuarbeiten.  

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Das ist ein Hinweis darauf, dass Ihnen gar nichts 

mehr eingefallen ist. 

(Ulf Thiele [CDU]: Man kann daran 

eure Glaubwürdigkeit sehen! Die ist 

nämlich nicht vorhanden!) 

Ich sage Ihnen mal eines: Das entschlossene Han-

deln der Landesregierung,  

(André Bock [CDU]: Wo denn? An wel-

chen Beispielen denn?) 

das Auf-den-Weg-Bringen einer Rettungsmilli-

arde - übrigens wie im Wahlkampf verspro-

chen - war ein wesentlicher Beitrag dazu, dass wir 

viel besser über diesen unheimlich kritischen Winter 

gekommen sind. Wir haben im Herbst 2022 mitei-

nander darüber diskutiert, wann die Energieversor-

gung zusammenbricht, und wir haben gesagt: Wir 

lassen hier keinen alleine. - Genau das ist umge-

setzt worden.  

Dass Sie Kritik daraus ableiten, dass wir besser 

durchgekommen sind und Mittel nicht in Anspruch 

genommen wurden, das ist nun wirklich eine bemer-

kenswerte Verdrehung der Fakten. Das war ein 

Kraftakt dieser Landesregierung, ein Kraftakt der 

Gesellschaft. Wir können dankbar dafür sein, dass 

wir so gut durchgekommen sind. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, diese Woche ist eine 

gute Woche. Sie ist eine gute Woche, weil wir am 

Ende dieser Woche den Haushalt 2024 verabschie-

den werden, einen Haushalt, bei dem ein Aufschie-

ben keine Option ist, einen Haushalt, der entschei-

dungsreif ist, einen Haushalt, der Planungssicher-

heit und Verlässlichkeit bietet. Gerade in diesen Zei-

ten sind das immens hohe Güter für die Niedersäch-

sinnen und Niedersachsen. Sie können sich darauf 

verlassen, dass Planungssicherheit und Verläss-

lichkeit gegeben sind. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Der Haushalt setzt Schwerpunkte, auf die ich gleich 

noch zu sprechen komme: Gesundheit, Wirtschaft, 

Transformation, Arbeit, richtigerweise auch Breit-

bandförderung, Bildung, Klimaschutz. Das sind die 

für Niedersachsen wichtigen Themen. 

Richtig ist auch, dass wir einen klaren Schwerpunkt 

auf die Stärkung unserer Demokratie setzen. Das 

ist im Jahre 2023 leider nötiger denn je. Ohne Wenn 

und Aber und mit aller Entschlossenheit werden wir 

mühsam errungene Werte wie Frieden, Freiheit, 

Demokratie, Europa, Solidarität verteidigen. Jeder 

kann sich darauf verlassen: Rot-Grün wird genau 

das machen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, wir hören in den aktuel-

len Debatten immer wieder, man dürfe hier bei uns 

nicht alles sagen. Das ist grober Unfug. Meistens 

wird das übrigens von denen behauptet, die nun 
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wirklich nachweislich dummes Zeug erzählen. Aber 

das ertragen wir. Das muss eine Demokratie ertra-

gen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Es ist aber ein Irrtum, zu glauben, dass, wenn so 

etwas gesagt wird, wir es unwidersprochen stehen 

lassen müssten. Genau das ist nicht der Fall, und 

das werden wir auch nicht tun. 

Ich sage Ihnen eines: Die rote Linie ist überschrit-

ten, wenn diejenigen versuchen, die Axt an unsere 

Demokratie zu legen. Denen werden wir keine 

Rücksichtnahme zukommen lassen. Die Demokra-

tie in unserem Land ist nicht verhandelbar, und wir 

stärken sie auch durch den Haushalt 2024. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, ich will zu Beginn vielen 

Beteiligten Dank sagen.  

Beginnen will ich mit einem Dank an die Kolleginnen 

und Kollegen von der CDU, nämlich dafür, dass wir 

es hinbekommen haben, einen gemeinsamen An-

trag zu formulieren. Ich will ganz ausdrücklich die 

Bereitschaft aller Beteiligten begrüßen, in den Be-

reichen Gedenkstätten, christlich-jüdische Zusam-

menarbeit und Bekämpfung des Antisemitismus zu-

einanderzukommen und gemeinsam Schwerpunkte 

zu formulieren. Bei aller Unterschiedlichkeit in der 

Bewertung der sonstigen Themen ist das ein gutes 

und ein richtiges Zeichen für Niedersachsen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich will recht herzlichen Dank sagen an die Landes-

regierung, an Ministerpräsident Stephan Weil, an 

Finanzminister Gerald Heere, an die Ministerinnen 

und Minister für die Erstellung des Haushaltes, 

Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Häuser und des GBD. Auch ich erlaube mir, stell-

vertretend für ganz viele Frau Wethkamp herzlichen 

Dank auszurichten. Sie hat meinen großen Res-

pekt, nicht nur für ihr immenses Fachwissen, son-

dern auch für ihre unerschöpfliche Geduld bei der 

Beantwortung so vieler Fragen, die wir immer wie-

der stellen. Herzlichen Dank an Sie! 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Ich sage herzlichen Dank an die Arbeitskreise und 

die Ausschüsse für die geleistete Arbeit. Ich glaube, 

dass die Anregungen und das Fachwissen, die dort 

miteingeflossen sind, nicht nur die Diskussion berei-

chert haben, sondern sich auch in den Änderungs-

vorschlägen zum Haushalt 2024 widerspiegeln.  

Ich möchte auch ganz herzlich Danke sagen für die 

kollegiale Zusammenarbeit mit dem Koalitions-

partner, mit den Grünen. Diese Kooperation hat sich 

als eng und vertrauensvoll erwiesen, wenn es da-

rum ging, bei unterschiedlichen Schwerpunktset-

zungen gemeinsame Werte und Ziele zum Wohle 

aller in Niedersachsen umsetzen zu können. Wir 

debattieren miteinander und haben dann auch ge-

meinsame Ergebnisse. Auch das ist ein hohes Gut. 

Vielen Dank dafür! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, der Haushalt, der jetzt 

vorliegt, ist ein Beleg dafür, dass Niedersachsen auf 

einem guten und richtigen Weg ist. Dieser Landtag 

macht seinen Job - bodenständig, mit klaren 

Schwerpunkten, seriös bearbeitet und entspre-

chend umgesetzt. Ich glaube fest daran, dass ge-

nau das die Erwartungshaltung der Menschen in 

diesem Land ist.  

Deswegen ist es gut, dass der Haushalt eine solide 

finanzielle Basis hat, dass die Sondervermögen aus 

eigenen Mitteln bestückt und nicht kreditfinanziert 

sind. Das ermöglicht es uns auch, unseren Haushalt 

wie geplant umzusetzen, ohne dabei von externen 

Entscheidungen abhängig zu sein.  

Schauen wir auf ein paar Schwerpunkte.  

Ich greife gerne den Bereich der Krankenhäuser 

heraus, den Bereich von Invest in Krankenhäuser. 

Niedersachsen - allen voran Minister Philippi - 

macht seine Hausaufgaben und sorgt dafür, dass 

eine langfristige Sicherheit bezüglich der Investitio-

nen möglich ist. Investitionssicherheit von 230 Milli-

onen Euro pro Jahr, Klarheit und Planung für ein 

Vierteljahrhundert, meine Damen und Herren. Nie-

dersachsen steht an der Spitze aller Bundesländer 

bei dieser Klarheit, was das Invest in Krankenhäu-

ser anbetrifft.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ja, wir stehen auch sehr klar zu der Verantwortung. 

Wir wollen die Struktur in der Fläche erhalten. Wir 

hätten uns sehr gewünscht, auch vom Bund, dass 

bei den Betriebskosten viel mehr Bewegung mög-

lich wäre.  
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Aber eines, meine Damen und Herren von der 

Union, lasse ich Ihnen nicht durchgehen: Wir erle-

ben gerade, dass in dieser schwierigen Lage, wo 

ein Vorschlag von Bundesgesundheitsminister Lau-

terbach zu den Themen Anhebung des Landesba-

sisfallwerts und weitere Unterstützung durch Ener-

giebeihilfen auf dem Tisch liegt, die Union eine Blo-

ckadehaltung im Vermittlungsausschuss einnimmt 

und wir deshalb nicht zu schnellen Ergebnissen 

kommen.  

Man kann sich nicht hier in Niedersachsen hinstel-

len, um das Land in einem Bereich zum Handeln 

aufzufordern, in dem der Bund tätig werden müsste, 

und dann dort, wo wir Entscheidungen des Bundes 

vorantreiben können, wo wir unterstützen können, 

blockieren. Meine Damen und Herren, das geht 

nicht! Das ist unredlich. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Sebastian Lechner [CDU]: Das 

ist leider so falsch! - Gegenruf von Wi-

ard Siebels [SPD]: Genau so ist es! - 

Gegenruf von der CDU: Nein!) 

Nehmen wir die Landeswohnungsgesellschaft! Das 

ist ein Schritt nach vorne. Wir halten Wort, wir bauen 

Werte mühsam wieder auf - Werte, die Sie ver-

scherbelt haben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Widerspruch bei der CDU) 

Herr Lechner, sich hier hinzustellen und zu sagen, 

die Zahl der Wohnungen, die damit geschaffen wer-

den kann, ist uns nicht groß genug, und deshalb 

schlagen wir vor, nichts zu machen,  

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist gerade ein-

mal falsch!) 

ist wirklich eine bemerkenswerte Ignoranz bei die-

sem wichtigen Thema.  

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN - Zuruf von Reinhold Hil-

bers [CDU]) 

- Jetzt ist es übrigens wieder Herr Hilbers, der da-

zwischenruft. Das ist bemerkenswert; das war ges-

tern schon so.  

Ich kann gerne noch einmal Ausführungen zum 

Thema angemessenes Wohnen machen. Wir ha-

ben eine andere Auffassung davon, was für Fami-

lien angemessenes Wohnen ist. Wir sind auch der 

Auffassung, dass sie einen Anspruch darauf haben, 

eine Wohnung zu finden. Das unterscheidet sich  

diametral von der Gleichgültigkeit, die von Ihrer 

Seite permanent durch den Raum getragen wird.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn wir uns den Bildungsbereich anschauen, kön-

nen wir feststellen, dass das zentrale Wahlverspre-

chen, das wir abgegeben haben, miteinander um-

gesetzt wird, und das lautet - - - 

(André Bock [CDU]: Kohle für alle!) 

- Das war schön. Wo kam das her? „Kohle für alle“?  

Es lautet, dass wir A 13 für alle Lehrkräfte umset-

zen. Meine Damen und Herren, auch bei dieser Dis-

kussion gilt: Es ist wunderbar, dass wir diese Unter-

schiedlichkeit hier haben. Das ist nämlich unsere 

Auffassung von Respekt und Wertschätzung ge-

genüber der Leistung von Lehrkräften 

(Wiard Siebels [SPD]: So ist es!) 

im Grundschulbereich, im Hauptschulbereich, im 

Realschulbereich, an IGSen und KGSen. Das ist 

nicht diese Geringschätzung, die Sie dazwischenru-

fen. Die haben es verdient, weil sie eine wertvolle 

Arbeit machen.  

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Das gilt übrigens auch für die Fachpraxislehrkräfte 

an BBSen, die bei so etwas gerne vergessen wer-

den. Auch hier haben wir entsprechende Signale 

drin.  

Es ist aber auch über die politische Liste etwas ein-

gestellt worden, was ich nur jedem empfehlen kann, 

nämlich eine zusätzliche Unterstützung der Ideen-

Expo. Wenn wir über gute Berufsorientierung reden, 

über wertvolle Anregungen, die wir jungen Men-

schen mitgeben können, dann ist es gut, wenn wir 

die Ideen-Expo entsprechend unterstützen und es 

vielen ermöglichen - wir sollten auch anraten, das 

zu tun -, sich genau anzugucken, was dort stattfin-

det. Das ist wirklich ein exzellentes Beispiel in Nie-

dersachsen für gutgemachte Arbeit vieler Betriebe, 

vieler Beteiligter. Deswegen ist unsere zusätzliche 

Unterstützung dort richtig.  

Man könnte diese Liste an Themen, die sich in un-

serem ersten Haushalt wiederfinden, fortsetzen. Ich 

schaue mir den Bereich des Deutschlandtickets an. 

Auch hier ist Niedersachsen seiner Verantwortung 

nachgekommen, eine verlässliche Finanzierung bis 

2027 sicherzustellen - im Gegensatz zu ganz vielen 

anderen. Wir machen das, weil wir auch hiermit ei-
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nen Beitrag zum Gelingen der Mobilitätswende leis-

ten wollen. Die Einbeziehung des Semestertickets 

ist ein weiterer riesengroßer Schritt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich nenne die zusätzlichen Mittel, die im Bereich der 

Erwachsenenbildung, des Antirassismus, der Lan-

deszentrale für politische Bildung auf den Weg ge-

bracht werden. Ich hatte die Gedenkstättenarbeit 

schon genannt.  

Übrigens zu den Gedenkstätten: Wir haben in Nie-

dersachsen ein Pfund, mit dem wir richtig wuchern 

können: eine dezentrale Gedenkstättenlandschaft. 

Kein anderes Bundesland hat das. Wir sind seit vie-

len Jahren dabei, genau das schrittweise auszu-

bauen und jungen Menschen die Möglichkeit zu ge-

ben, diese Gedenkstätten zu besuchen und diesen 

Bezug in unmittelbarer Nähe zu haben. Wenn wir 

darüber reden, wie wir Demokratie stärken können, 

wie wir Erinnerungskultur aufrechterhalten können, 

dann spielen die eine ganz wichtige Rolle. Sie wer-

den zunehmend wichtiger, je weniger wir auf Zeit-

zeugen zurückgreifen können. Deswegen ist auch 

dies Geld richtig gut angelegt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, dieser Landeshaushalt 

2024 ist damit ein Haushalt der Möglichkeiten, ein 

Haushalt der Verantwortung und auch ein Haushalt 

des Fortschritts.  

Ich will es mir nicht nehmen lassen, zum Schluss 

wenigstens zwei, drei Sätze zu dem Änderungsan-

trag der CDU zu sagen.  

Der hauptsächliche Beitrag, nämlich 357 Millionen 

Euro aus der allgemeinen Rücklage zu entnehmen, 

hat zugegebenermaßen etwas Verlockendes. Aber 

das ist nicht nur kurzfristig gedacht, sondern auch 

noch gefährlich kurzsichtig. Dem Änderungsantrag 

fehlt jegliche finanzielle Substanz; Wohltaten wer-

den verteilt. Aber das machen Sie nur, weil Sie ganz 

genau wissen, dass Sie davon nichts umsetzen 

müssen. Nur dann kann man einen solchen Ände-

rungsantrag auf den Weg bringen.  

Ich will Ihnen das sehr deutlich sagen: Sie entneh-

men Geld, das für den Ausgleich der Mipla notwen-

dig ist, und reißen damit eine Lücke. Sie bringen es 

auf den Weg für jährlich wiederkehrende Ausgaben. 

Das macht die Lücke übrigens deutlich größer.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist nicht richtig! 

- Gegenruf von Wiard Siebels [SPD]: 

Das ist exakt richtig!) 

- Wenn das nicht richtig ist, dann können wir uns 

gleich Einzelbereiche Ihres Haushalts angucken.  

(Ulf Thiele [CDU]: Ja, können wir ma-

chen!)  

- Dann haben Sie Ihre eigenen Anträge nicht ver-

standen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Keine 10 % sind 

wiederkehrend! - Gegenruf von Wiard 

Siebels [SPD]: Herr Thiele, lassen Sie 

sich das mal erklären!) 

Jetzt kommt noch hinzu, dass Sie das Geld, das Sie 

ohnehin nicht haben, noch einmal entnehmen, um 

daraus einen Notfallfonds zu kreieren. Das sind Ta-

schenspielertricks, meine Damen und Herren,  

(Ulf Thiele [CDU]: Auch das ist falsch!) 

und das müssen Sie sich auch so vorwerfen lassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Ulf Thiele [CDU]: Herr Tonne, 

Sie müssen bei der Summenbildung 

aber noch mal nachlernen! - Gegenruf 

von Wiard Siebels [SPD]: Lassen Sie 

sich das mal erklären, Herr Thiele!) 

Zweite Anmerkung: Sie haben tatsächlich wieder 

reingeschrieben, dass ein Europaministerium aus 

Ihrer Sicht unnötig sei. Ich finde das unangemessen 

gegenüber allen Kolleginnen und Kollegen, die sich 

dort jeden einzelnen Tag auf den Weg machen und 

gute Arbeit leisten.  

Ich will Ihnen aber seitens meiner Fraktion und der 

Koalition sagen: Wir brauchen mehr Europa und 

nicht weniger.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Wiard Siebels [SPD]: So ist es!) 

Wir brauchen mehr regionale Entwicklung und nicht 

weniger. Wir brauchen mehr dezentrale Steuerung 

und Gestaltung durch die Ämter für regionale Lan-

desentwicklung und nicht weniger. Das Modell der 

Zukunftsräume ist ein wirklicher Erfolg. Deswegen 

sagen wir ganz herzlichen Dank an die Ministerin, 

an alle, die dort im Haus tätig sind. Sie bearbeiten 

wertvolle und richtige Themen, und sie sind unver-

handelbar für uns. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Meine Damen und Herren, der Haushalt 2024 kann 

naturgemäß nicht alle Probleme lösen. Er kann na-

turgemäß auch nicht den kompletten Koalitionsver-

trag umsetzen. Es wird aber auch nicht der letzte 

Haushalt von Rot-Grün sein, 

(Zurufe von der AfD: Schade!) 

sondern es ist der erste. Der Haushalt 2024 setzt 

die richtigen Akzente für Niedersachsen. 

Hannover ist nicht Berlin. Die dortigen Probleme ha-

ben wir nicht, und wir werden es auch nicht zulas-

sen, dass sie herbeigeredet werden. 

Ich freue mich auf die Einzelplanberatungen in den 

nächsten Tagen. Es liegen seriöse Vorschläge vor - 

keine Wolkenkuckucksheime! Wir können es guten 

Gewissens anpacken und stolz auf diesen Haushalt 

sein. Er bringt Gutes für Niedersachsen. 

Herzlichen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank, Kollege Tonne. - Nun bitte ich den 

nächsten Redner nach vorne ans Pult: von der Frak-

tion der AfD der Kollege Marzischewski-Drewes. 

Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Danke schön. - Sehr geehrte Frau Landtagspräsi-

dentin! Verehrte Kollegen! Liebe Landsleute und 

Vertreter der Presse! Niedersachsen ist so ein 

schönes und wundervolles Bundesland - ja, wenn 

es die Grünen und die SPD nicht in Regierungsver-

antwortung geben würde. Ein Jahr Agonie! Über 

365 Tage des Stillstands lähmen unser schönes 

Bundesland. Dabei wären doch gerade jetzt Leiden-

schaft, Verantwortungsgefühl und Augenmaß ge-

fragt, um uns allen Hoffnung zu geben und Selbst-

heilungskräfte freizusetzen. Nichts von alledem 

strahlt die Regierungsbank - weder zur Linken noch 

zur Rechten - aus. 

Über 365 Tage der Unvernunft des Handelns bzw. 

des Nichthandelns - entgegen jedweder Vernunft 

und Logik - liegen hinter uns. Das ist der traurige 

Ausblick leider auch für die Zukunft, für das Jahr 

2024 unter Rot-Grün. 

Passend dazu gestern die Regierungserklärung un-

seres SPD-Ministerpräsidenten, Herrn Weil: Schön-

färberei statt Realitätssinn, Mutlosigkeit statt Auf-

bruch. „Flasche leer!“ würde mancher Fußballtrai-

ner sagen. Realitätsverlust der Sozialdemokratie 

nicht nur in Berlin, sondern auch hier in Hannover!  

Dabei weiß jeder: Von den Grünen ist nichts ande-

res zu erwarten. Überall, wo sie an der Macht sind, 

geht es bergab mit Bildung, Finanzen und Wirt-

schaft. Dafür steigen Günstlingswirtschaft und Bü-

rokratie. Ein Beispiel gefällig? - Umweltminister 

Meyer gönnt sich 20 Stellen und 1,8 Millionen Euro 

auf Kosten der Steuerzahler. Macht nichts, wir ha-

ben es! - Nein! Richtig muss es heißen: Wir nehmen 

es uns einfach von den Steuerzahlern, von den 

Leistungsträgern unserer Gesellschaft, schröpfen 

die, von denen noch etwas zu holen ist. Das ist Po-

litik unter Rot-Grün! 

(Beifall bei der AfD) 

Unsere grünen Günstlinge müssen halt versorgt 

werden. Wichtig ist halt Geschwätzigkeit, aber nicht 

Leistung. Das Geld kommt von den 14 Millionen 

Menschen, die hier alles am Laufen halten. Diesen 

Menschen wird es genommen. Diese müssen mit 

dem auskommen, was sie im Monat verdienen. 

Diese Menschen leben solide, ehrlich und haushal-

ten mit dem, was sie haben - genau so, wie es die 

AfD in Regierungsverantwortung tun würde. Solide, 

nachhaltige Finanzen - oh mein Gott, wie spießig 

und althergebracht! Schulden sind doch ach so fort-

schrittlich und sexy! Das Grundgesetz - was schert 

es hier die SPD und die Grünen? Offener Verfas-

sungsbruch wird von der Ampel in Berlin schönge-

redet, gestern hier im Landtag von Ministerpräsi-

dent Weil angedeutet, aber offen vom Fraktionsvor-

sitzenden der SPD, Herrn Tonne, angesprochen - 

die Schuldenbremse einfach aussetzen zu wollen. 

Wo ist eigentlich der Verfassungsschutz, wenn man 

ihn braucht? 

(Ulrich Watermann [SPD]: Der passt 

auf euch auf!) 

Ach ja, richtig! Diskreditierung der einzigen Opposi-

tionspartei, die auf die Einhaltung der Verfassung 

dringt. Einen politisch instrumentalisierten Verfas-

sungsschutz braucht keiner, auch in Niedersachsen 

braucht diesen Regierungsschutz keiner. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Das kann 

ich mir vorstellen!) 

Auf dem Parteitag der SPD gab es Applaus dafür, 

die Schuldenbremse erneut ohne triftigen Grund 

auszusetzen. Das ist auch der Plan B der SPD hier 
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im Landtag. Dass es einen Nachtragshaushalt im 

Frühjahr geben wird, wissen wir doch alle. Es wird 

Zeit, dass sich Herr Scholz nicht seinen Delegier-

ten, sondern unserem Volk zur Abstimmung stellt. 

(Beifall bei der AfD) 

Neuwahlen in Berlin sind das Gebot der Stunde. Die 

Minister sind doch längst abgesichert. Fiktiv: Das 

Ruhegehalt steht allen Ministern bereits seit dem 

8. Dezember für vier Jahre im Amt zu. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Wir 

reden hier über einen Landeshaushalt 

und nicht über Ihre Fantasien zu Neu-

wahlen! Unglaublich!) 

Selbstbedienungsmentalität der Altparteienkaste 

von ihrer schönsten Seite! Oder schlicht und ein-

fach: unsozial! Halt typisch SPD - Sozialabbaupartei 

Deutschlands. 

Für Rentner ist kein Geld da. Aber 315 Millionen 

Euro für Fahrradwege und Busse in Peru. Hanno-

ver, unsere Landeshauptstadt, hätte sich sicherlich 

auch darüber gefreut. 100 Millionen Euro gleich am 

Anfang bei der Weltklimakonferenz in Dubai von 

Annalena an die Welt verschenkt! Liebe Landsleute, 

es ist Ihr Steuergeld. Wir Niedersachsen sind antei-

lig mit rund 10 % an all diesen Ausgaben der Selbst-

herrlichkeit der rot-grünen Nomenklatura dabei. Die 

Haushaltskrise scheint wohl nur eine Fata Morgana 

zu sein. Da können auch 250 rot-grüne Ge-

schwätzwissenschaftler ins Wüstenparadies flie-

gen. Demut - weit gefehlt! Kosten - wie immer egal! 

Schlechtes Gewissen - gibt es nicht! Wichtig ist, 

dass die Frisur und der Glamour von Annalena stim-

men - auf Kosten der Steuerzahler! 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Das 

ist für Sie „Ministerin Baerbock“ und 

nicht „Annalena“! Mein Gott!) 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts kann 

Klimajüngern egal sein. 

Schon soll erneut in Berlin getrickst werden - erneut 

soll der Notstand ausgerufen werden. Dabei weiß 

ein jeder: Du musst mit dem Geld auskommen, das 

du hast. - Unsere Ampelregierung, 

(Anne Kura [GRÜNE]: Sagen Sie auch 

mal was zum Landeshaushalt?) 

aber auch unsere rot-grüne Regierung müssen zur 

Schuldenberatung. Unsere einzige Notlage, die wir 

zurzeit wirklich haben, ist das Trio Infernale aus Ha-

beck, Lindner und Scholz. Genauso sehen es über 

80 % aller Bundesbürger. Wir haben einen in 

Trance regierenden Bundeskanzler und eine im 

Amt überforderte Bundesregierung. 

Aber auch unsere Landesregierung und auch die 

hiesige CDU denken nicht daran, kürzerzutreten 

und Schulden abzubauen. Unser Finanzminister, 

Herr Heere von den Grünen, möchte die Schulden-

bremse des Landes nur allzu gerne aufweichen, 

wird doch viel Geld für grüne Ideologie benötigt: 

Wasserstoff! Ja, Herr Lechner, auch Sie waren so 

ein Freund des Wasserstoffs. Sie scheinen eine 

Pressemeldung des NDR vom 17. November die-

ses Jahres nicht zu kennen: „Grüner Wasserstoff - 

Raffinerie Heide bricht Vorreiter-Projekt ab“. Kos-

ten: 36 Millionen Euro. Folgerichtig haben wir, die 

AfD, 80 Millionen Euro dieses Wahnsinns aus dem 

Haushalt gestrichen. 

(Britta Kellermann [GRÜNE]: Weil Sie 

das Geld für Ihre rechte Ideologie wol-

len!) 

Grüner Wasserstoff ist finanziell nicht wirtschaftlich. 

Dass Grün nicht haushalten kann und will, weiß je-

der. Unser Ministerpräsident Weil stimmt gestern in 

seiner Regierungserklärung dennoch freudig ein. 

Schamgefühl dabei? - Nicht zu erkennen! Die Grü-

nen geben es offen zu, Deutschland abschaffen zu 

wollen. Dass Sie, die SPD, diesem Ansinnen folgen, 

zeigt, dass Sie nicht nur Mitläufer, sondern bewusst 

Mittäter sind und sich am Niedergang unserer Hei-

mat schuldig machen. 

(Britta Kellermann [GRÜNE]: Sie wol-

len die Demokratie abschaffen!) 

Die Schulden von heute sind nun einmal die Steu-

ern und Abgaben von morgen. Sie, die SPD, tragen 

seit Jahren zum Sozialabbau bei. Nur die AfD be-

kennt sich zur Generationengerechtigkeit. Wir 

bauen 370 Millionen Euro Schulden ab. Das ist 

nachhaltig, das ist Generationengerechtigkeit. Wir 

machen das und stehen stolz dazu, 

(Beifall bei der AfD) 

da wir in Generationen denken und wissen, was un-

ser Land groß und erfolgreich gemacht hat. 

Vor einigen Wochen erreichte uns kurz eine Nach-

richt der Hoffnung und Zuversicht aus dem Rathaus 

von Hannover: Die SPD kündigte das Bündnis mit 

Hardcore-Ideologen, mit dem grünen Oberbürger-

meister Onay. Ab jetzt soll für Abstimmungen immer 

das stärkste Argument gelten. - Hört, hört! Nur Mut, 

Herr Tonne und Herr Watermann von der SPD! Ent-

grünen Sie die Landesregierung! 8 Millionen Nie-

dersachsen würden sofort aufatmen. Wir von der 
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AfD reichen Ihnen die Hand, um unser Heimatland 

wieder nach vorne zu bringen. Anpacken, anfassen, 

machen! Das alles wäre mit uns sofort möglich. 

Mit uns können Sie sofort eine Gesetzesinitiative 

auf den Weg bringen zur Reaktivierung der beste-

henden Kernkraftwerke. Das würde billige grund-

lastfähige Energie für die Wirtschaft und jeden Bür-

ger bedeuten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ich glaube, 

diese Platte hat einen Sprung! - Ulrich 

Watermann [SPD]: Ist Ihr Landkreis 

bereit, die Castoren aus Grohnde auf-

zunehmen?) 

Schulen vom ideologischen Unsinn befreien! Gen-

der-Ideologie braucht keiner! Die Abschaffung kos-

tet nichts, aber bewirkt viel. Andere Bundesländer 

sind dem Vorschlag der AfD schon gefolgt.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Bei Ihnen im 

Garten die Castoren aus Grohnde!) 

Wann tun Sie es, Herr Weil? Wann tun Sie es, Herr 

Watermann? Wann folgen Sie endlich dem Mehr-

heitswillen der Bevölkerung und nicht mehr grüner 

Ideologie? 

Es gäbe einen weiteren Vorteil für Sie: Für Ihren 

Thronfolger, Herrn Lies, wäre dann auch noch ein 

Platz im VW-Aufsichtsrat frei - ohne die Grünen. Er 

könnte zeigen, dass er unsere Schlüsselindustrie 

voranbringt. Dazu gehören natürlich der Stopp des 

unsinnigen Verbrennerverbotes in Brüssel und sich 

für deutsche Nationalinteressen einzusetzen - und 

nicht für grüne Lobbyisten. 

(Beifall bei der AfD) 

Herr Lies, vielleicht ist Ihnen die Meldung aus Oslo 

vor zwei Tagen entgangen, wo die E-Mobil-Flotte al-

ler Busse stillsteht, weil nicht wintertauglich. 

Im gleichen Zuge könnten Sie, liebe SPD, auch tat-

sächlich mal ernst machen mit dem Bürokratieab-

bau. Das Europaministerium mit Ministerin Osigus 

braucht niemand. Das haben wir auch in unserem 

Haushaltsantrag entsprechend gefordert. Eine Mi-

nisterin, die noch nicht mal angeben kann, wann 

und wie oft sie in Brüssel war, ist überflüssig. 

(Zuruf von der AfD: Da ist sie wie 

Scholz!) 

Das Umweltministerium würde endlich wieder der 

Umwelt dienen und nicht zur Zerstörung unserer 

Natur durch Rodung unserer Wälder missbraucht 

werden.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das Ein-

zige, was hier niemand braucht, ist 

diese Rede! - Zuruf von den GRÜNEN: 

Als ob Sie etwas davon verstehen wür-

den! - Gegenruf von der AfD: Ruhe da-

hinten!) 

Ganz zu schweigen davon, dass endlich den unge-

zügelten Wölfen Einhalt geboten würde. Die Weide-

tierhalter würden Freudenfeuer auf den Äckern an-

zünden.  

Ja, Niedersachsen könnte so ein schönes Land sein 

ohne Grüne in der Regierung. Aber Sie von der SPD 

machen sich mitschuldig am Niedergang unseres 

Landes und verstärken ihn auch noch. Die Ergeb-

nisse der jüngsten PISA-Studie scheinen an Ihnen 

vorbeigegangen zu sein. Vermutlich hat es Sie in-

tellektuell zu sehr überfordert. 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei der 

SPD - Ulrich Watermann [SPD]: Ich 

weiß nicht, ob Sie mal in den Spiegel 

gucken!) 

Wenn an Grundschulen im ersten Jahrgang mehr 

als 40 Sprachen vorherrschen und auf dem Schul-

hof nur noch rudimentär Deutsch gesprochen wird, 

kann keine Bildung unter Laissez-faire-Stil und grü-

ner Wokeness gelingen. Daher die klare Forderung 

der AfD: Einschulung nur mit guten Deutschkennt-

nissen! Klare Regeln für Zuwanderer, sich unserer 

deutschen Leitkultur anzupassen! Integration ist 

halt eine klare Bringschuld und nicht umgekehrt. 

(Beifall bei der AfD) 

Keine weitere illegale Massenmigration in unsere 

Sozialsysteme, so wie es der SPD-Bundesparteitag 

beschlossen hat! Wer unseren Kindern eine Zukunft 

geben will, beendet sofort die unkontrollierte Zu-

wanderung. 

Und Herr Tonne: A 13 ist nichts anderes als ein 

Schweigegeld an die Lehrer, die durch Ihre ver-

fehlte Multikulti-Politik überfordert worden sind. 

(Wiard Siebels [SPD]: Aber dann sind 

die ja anscheinend käuflich! Das ist ja 

interessant!) 

- So ist es. Sie sind käuflich. Aber sie haben die 

Rechnung - - - 

(Ulrich Watermann [SPD]: Da spricht 

einer aus Erfahrung! - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Jetzt äußern Sie sich 

mal ein bisschen ausführlicher! Das ist 

ja spannend, welche Vorstellungen Sie 
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haben! - Zuruf von den GRÜNEN: Das 

ist Beamtenbeleidigung! - Weitere Zu-

rufe - Unruhe) 

- Sie haben die Rechnung - - - 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Na los! - 

Gegenrufe von der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: Er hat gesagt: käufliche Leh-

rer!) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Hallo! 

(Klaus Wichmann [AfD] - zur SPD -: Er 

hat Käuflichkeit unterstellt! - Gegenruf 

von Wiard Siebels [SPD]: Genau so ist 

es, hat er gesagt! Er hat sich wahr-

scheinlich versprochen! - Weitere Zu-

rufe - Anhaltende Unruhe) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Weitere Zurufe) 

- Die Präsidentin spricht gerade hier oben, verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! 

Haushaltsdebatten sollen lebendig und interessant 

sein und uns alle miteinander nach vorne bringen. 

Deswegen bitte ich an der einen oder anderen 

Stelle jetzt wirklich wieder um Ruhe. Der Redner 

führt jetzt fort. Wir haben ja noch ein paar Redebei-

träge vor uns. - Vielen Dank für die Ruhe im Saal. 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Wo haben Sie eigentlich die Pensionsverpflichtun-

gen in Ihrem Haushalt für die nächsten Jahre einge-

plant? Generationengerechtigkeit und Geld - damit 

wussten die Sozen noch nie etwas anzufangen. 

Die SPD will noch mehr Menschen mit Migranten-

geld - sprich: Bürgergeld - beglücken. Wie unsozial 

ist das! Die SPD verkommt zum woken NGO-Verein 

und lässt die Arbeiter im Stich. Welch ein Irrsinn und 

Wahnsinn gegen jedwede Vernunft! Die Kinder in 

unseren Schulen baden diese Politik aus. 

Auch Sie, verehrte Kollegen der SPD, können doch 

nicht völlig realitätsfremd sein! 

(Zuruf von der AfD: Doch! - Ulrich Wa-

termann [SPD]: Nein, mit Sicherheit 

nicht! Entschuldigung, das sind Sie!) 

Wenn Sie wirklich Deutschland lieben, wenn Sie 

Ihre Kinder lieben, dann treten Sie aus der SPD aus! 

Wir brauchen mehr Wohnraum, aber keine Woh-

nungskaufgesellschaft, die nur gut dotierte Posten 

für Genossen, aber keinen bezahlbaren Wohnraum 

für die viel zitierte Krankenschwester schafft. Weite-

rer Familiennachzug, den Sie wollen, führt genau 

zur Wohnungsnot für diese Krankenschwester. So 

sieht die unsoziale Politik von Rot-Grün aus. 

Damit mich keiner falsch versteht: Wir sind für Fa-

miliennachzug, und zwar per Abschiebung in die 

Heimatländer. 

(Beifall bei der AfD - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Diese Rede ist an Wider-

lichkeit nur noch schwer zu überbie-

ten!) 

Den Weg zu mehr Wohnraum haben wir mit unserer 

Gesetzesinitiative gezeigt: die Grunderwerbsteuer 

für die selbst genutzte Immobilie zu reduzieren. 

Sachverstand, Augenmaß und Realität - dafür ste-

hen wir mit unseren Haushaltsvorschlägen. Ja, wir 

halten Wort. Wir machen Politik für die Mitte unserer 

Gesellschaft. Wir tun, was wir vor der Wahl sagen: 

Abschaffung der ungerechten Straßenausbaubei-

träge. Auf uns, die AfD als Partei der Mitte und Ver-

nunft, können sich die Bürger in Niedersachsen ver-

lassen. Herr Althusmann von der CDU ist mit die-

sem Versprechen mal in den Wahlkampf gezogen. 

Ach ja, die CDU verspricht in ihrem opportunisti-

schen Zeitgeist jetzt Lösungen für Probleme, die sie 

selbst herbeigeführt hat. Sie beklagt, dass Weih-

nachtsmärkte sich in Hochsicherheitszonen ver-

wandelt haben. Die Politik unter 16 Jahren Merkel 

ist dafür verantwortlich. Sie hat damit begon-

nen - sie, die CDU -, Deutschland abzuschaffen. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD) 

Folgerichtig wollen die Wüsts, Priens und Günthers 

diesen Kurs mit dem Kinderbuchautor Habeck mun-

ter weiter fortführen. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Wir 

haben einen Minister Habeck!) 

Passend dazu sind die gegenderten Reden von der 

CDU auch im Landtag und das Anbiedern an die 

grüne CO2-Scientology-Sekte. Arbeiten Sie Ihre 

Vergangenheit auf! Brechen Sie mit Merkel! Ent-

schuldigen Sie sich bei unseren Landsleuten! 

(Beifall bei der AfD) 
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Hauptschuldige des PISA-Desasters sind auch Sie. 

Auch Sie sind verantwortlich für zwei Gruppenver-

gewaltigungen pro Tag und importierten Antisemi-

tismus 

(Ulf Thiele [CDU]: Jetzt wird es aber 

krass, mein lieber Herr Gesangsver-

ein!) 

und einen erodierenden Sozialstaat. Selbst das 

BKA muss zugeben, was jeder Bürger längst weiß: 

Mehr Zuwanderung führt zu mehr Kriminalität. 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Das ist so un-

fassbar! Unverschämtheit! Es muss 

doch auch mal reichen!) 

Aber Sie, die Regierungsfraktionen und die Reser-

vefraktion der CDU, sind Migrationsjunkies, die im-

mer noch mehr wollen, obwohl die Diagnose klar ist. 

Sie lautet: Sofortiger Entzug! Remigration ist das 

Gebot der Stunde. 

Dass unter der Ampel der Abstieg noch rapider 

geht, bedeutet eben nicht, dass die CDU eine Alter-

native ist. Es gibt nur eine Alternative für eine Poli-

tikwende zum Besseren für unsere Landsleute. Die 

AfD ist - - - 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Entschuldigung, darf ich Sie kurz unterbrechen? - 

Es gibt den Wunsch auf eine Zwischenfrage von der 

Abgeordneten und Ministerin Behrens. 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Ja, bitte, selbstverständlich! 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Von unserer Abgeordneten und Kollegin Frau Beh-

rens von der SPD, die auch unsere Innenministerin 

ist. Bitte schön! 

Daniela Behrens (SPD): 

In der Tat darf ich Fragen stellen, da ich auch Ab-

geordnete bin.  

Sie haben uns ja eben einem Bombardement von 

Anschuldigungen im Bereich der Kriminalität unter 

Geflüchteten und von Geflüchteten unterzogen. 

Können Sie mir sagen, woher Sie die Daten, die 

Hinweise und die Fakten für Ihre Redebeiträge jetzt 

gerade bekommen haben? Wo gibt es also mas-

senhaft Gruppenvergewaltigungen? Wo werden 

alle zwei Tage Frauen von Gruppen vergewaltigt?  

Ich hätte gerne Hinweise dazu, woher Sie das ha-

ben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Sehr geehrte Frau Ministerin Behrens, sehr geehrte 

Abgeordnete Frau Behrens, diese Daten kennt je-

der. 

(Lachen bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Zuruf von der CDU: Vom 

Telegram-Kanal!) 

Diese Daten kennt jeder! 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist doch 

keine Quelle! Bei Facebook oder was? 

- Carina Hermann [CDU]: Das ist un-

fassbar! - Grant Hendrik Tonne [SPD]: 

Das ist doch wirklich eine Schande! 

Das ist unglaublich! - Weitere Zurufe) 

Wenn Sie der Statistik des Bundeskriminalamts  

(Wiard Siebels [SPD]: Was ist die 

Quelle?) 

und der Statistik des Innenministeriums des Bundes 

nicht glauben - - - 

(Ulrich Watermann [SPD]: Das steht 

da nicht drin! - Wiard Siebels [SPD]: 

Wo steht das da? - Ulrich Watermann 

[SPD]: Aber wenn man geraucht hat, 

dann ist das so! - Weitere Zurufe - Un-

ruhe) 

- Herr Watermann - - - 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Bitte wirklich etwas mehr Disziplin! 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Herr Watermann, ich bin Nichtraucher. Wir wissen, 

dass die SPD Cannabis freigeben will, damit Sie 

sich alle berauschen können,  

(Wiard Siebels [SPD]: Keine Quelle 

nennen können und andere beschimp-

fen! Sie sollten sich schämen!) 

weil Sie Ihrer rot-grünen Politik des Versagens nicht 

mehr folgen wollen und diese nur noch benebelt zu 

ertragen ist. 

(Wiard Siebels [SPD]: Gucken Sie 

doch mal nach, wo die Quelle ist! Wilde 

Beschimpfungen, aber ohne Fakten! 
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Wie immer! - Gegenruf von der AfD: Er 

hat doch eine Quelle genannt! 

Mit der AfD in Regierungsverantwortung wird es 

wieder mehr Sicherheit für alle in unserem Land ge-

ben, und nur mit der AfD. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Das 

ist der absolute Tiefpunkt heute! Tiefer 

kann man nicht sinken! - Wiard Siebels 

[SPD]: Und dafür ohne Fakten! - Ge-

genruf von Klaus Wichmann [AfD]: 

Herr Schulz-Hendel, die Zahl ist be-

legt! - Unruhe) 

- Ich würde gerne mit meiner Rede fortfahren. 

Danke.  

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Sie haben auch noch das Wort, und der Rest des 

Saales nimmt sich ein wenig zurück. Das gilt übri-

gens für alle, auch für Ihre eigenen Fraktionskolle-

gen. 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Remigration ist das Gebot der Stunde. Dass unter 

der Ampel der Abstieg noch rapider geht, bedeutet 

eben nicht, dass die CDU eine Alternative ist. 

Die AfD 2024 zur stärksten Partei bei allen Wahlen 

zu machen, ist das Gebot der Stunde. Dann wird es, 

Herr Ministerpräsident Weil, Herr Lechner, endlich 

wieder echte konservative Ministerpräsidenten ge-

ben, nämlich Ministerpräsidenten der AfD in Bran-

denburg, Sachsen und Thüringen.  

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Was 

hat das mit dem niedersächsischen 

Haushalt zu tun?) 

Unser Haushalt und unsere Anträge hier im Landtag 

sind der Beweis: Die AfD hält Wort. Auf uns ist Ver-

lass. Wir stellen mehr Geld für innere Sicherheit und 

Polizei zur Verfügung. Wir sind bereit zu mehr. 

Dazu gehört auch, dass wir uns dem Kernproblem 

stellen, welches Sie noch nicht einmal erwähnt ha-

ben: der demografischen Katastrophe, die unser 

Land seit über 30 Jahren heimsucht. Ein Volk, wel-

ches sich nicht selbst reproduziert, gibt sich, seine 

Kultur, seine Werte, sein Land auf. Eine Politik unter 

der SPD, die Familien mit Kindern benachteiligt, die 

die Identität von Vater und Mutter infrage stellt, führt 

dazu und ist staatszersetzend und unsozial. Sie zer-

stören seit Jahren das Fundament, auf dem unser 

Staat aufgebaut worden ist.  

Auch hier wird es Zeit für eine grundlegende Politik-

wende, so wie es unser Grundgesetz vorsieht. Die 

Familie steht unter dem besonderen Schutz des 

Staates. Dieser Aufgabe müssen wir uns sofort auf 

allen Ebenen stellen. Die Familie ist der Mittelpunkt 

des Handelns - und keine woken lautstarken Sek-

ten. Wir, die AfD, vertreten genau diesen Kern und 

die Mitte der Gesellschaft. Wir stehen für glückliche 

Familien, 

(Britta Kellermann [GRÜNE]: Aber 

nicht für Freiheit!) 

Sicherheit und Ordnung, Bildung und Leistungsbe-

reitschaft - Freiheit, exakt - und Wohlstand. Mit uns 

gibt es ein Zurück zur Normalität, wonach sich die 

Menschen in diesem Land so sehr sehnen. Die 

Menschen können sich darauf verlassen, dass wir, 

die AfD, Wort halten.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Es gibt eine Kurzintervention der Ab-

geordneten Frau Schröder-Köpf. Bitte schön! 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 

Herr Marzischewski-Drewes - es fällt mir schwer, 

Sie mit „Kollege“ anzusprechen -, ich weise es für 

mich persönlich und auch für meine Kolleginnen 

und Kollegen allerschärfstens zurück, dass Sie uns 

für Gruppenvergewaltigungen verantwortlich ma-

chen, und verlange hiermit eine Entschuldigung. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Sie haben das Recht, auf eine Kurzintervention zu 

antworten. Möchten Sie das? - Ja, das sieht so aus. 

Bitte schön! 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Sehr geehrte Frau Kollegin Schröder-Köpf, ich habe 

Sie nicht persönlich dafür verantwortlich gemacht. 

(Marie Kollenrott [GRÜNE]: Alle haben 

Sie dafür verantwortlich gemacht!) 

- Nein. 
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Es geht um die politische Verantwortung. Ja, Sie 

tragen die politische Verantwortung. Noch einmal: 

die politische Verantwortung! Es wird Zeit, dass Po-

litiker endlich für das haften, was sie tun. 

(Beifall bei der AfD - Marie Kollenrott 

[GRÜNE]: Jetzt tun Sie es doch schon 

wieder! - Wiard Siebels [SPD]: Das 

würde für Sie dann auch mal gelten, 

aber ganz dringend!) 

BKA-Statistik, 2022: 789 Fälle von Gruppenverge-

waltigungen. 

(Zurufe von der AfD: Aha!) 

Über 50 % der Tatverdächtigen haben keinen deut-

schen Pass. Das ist die Realität, der wir uns hier alle 

stellen müssen.  

(Zuruf von der AfD: Hört, hört!) 

Und noch einmal: Politische Verantwortung für das, 

was seit über 16 Jahren unter Merkel und seit 

2 Jahren unter Herrn Scholz passiert, tragen Sie! 

Vielleicht sollten Sie auch darüber nachdenken, 

dass die, die die ganze Zeit unser Land führen, kin-

derlos sind. Vielleicht erklärt das auch, warum nie 

über das - - - 

(Marie Kollenrott [GRÜNE]: Was? Das 

stimmt nicht!) 

- Frau Merkel hat keine Kinder, Herr Scholz hat 

keine Kinder - kinderlos. 

(Ulf Thiele [CDU]: Jetzt wird es ja wohl 

echt zu bunt!) 

Vielleicht sollten Sie deswegen darüber nachden-

ken, warum der demografischen Katastrophe in un-

serem Land so wenig Zeit gewidmet wird. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD - Zuruf: Unwürdig, 

Ihre Redebeiträge! - Ulrich Watermann 

[SPD]: Schmutzfink bleibt Schmutz-

fink! - Ulf Thiele [CDU]: Das ist ja un-

glaublich, Menschen ihre Kinderlosig-

keit vorzuwerfen! Das ist echt unglaub-

lich! Schämen Sie sich was! Sie sollten 

sich was schämen! - Gegenrufe von 

der AfD: Sie sich auch! - Wiard Siebels 

[SPD]: Widerwärtig!) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Verehrte Kollegen, es geht noch ein bisschen wei-

ter. Es liegt eine weitere Wortmeldung für eine 

Kurzintervention vor, von Frau Hillberg. 

(Stephan Bothe [AfD]: Das ist doch 

jetzt die zweite Kurzintervention! Pro 

Fraktion eine Kurzintervention! Sie hat 

nicht das Recht dazu!) 

- Das stimmt, pro Fraktion eine Kurzintervention. 

Entschuldigung. 

Bevor wir mit einem Redner aus der Fraktion der 

Grünen weitermachen, nehmen wir hier einen 

Wechsel vor. Vielen Dank. 

(Vizepräsidentin Meta Janssen-

Kucz übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Sehr geehrte Abgeordnete! Wir fahren fort mit der 

Haushaltsdebatte. Für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen hat der Fraktionsvorsitzende, Herr Abge-

ordneter Detlev Schulz-Hendel, das Wort. Bitte! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! Der Haus-

haltsplan 2024 umfasst ein Gesamtvolumen von 

rund 42,4 Milliarden Euro und, Herr Lechner, ist ein 

Haushalt, der verantwortungsvoll gestaltet. Wich-

tige Investitionen in die Zukunft des Landes prägen 

den Haushalt. Wir investieren im Übrigen als Land 

2,4 Milliarden Euro. Das sind 700 Millionen Euro 

mehr, als es unter Finanzminister Hilbers hier in die-

sem Land der Fall war.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Da waren 

auch 2,3 Milliarden mehr in der 

Kasse!)  

Trotz und gerade wegen der schwierigen Rahmen-

bedingungen finde ich das eine beachtliche Leis-

tung.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir haben hier ein geordnetes Haushaltsaufstel-

lungsverfahren. Aber ein Blick über die Landesgren-

zen hinaus zeigt uns, wie turbulent es gerade an-

derswo haushaltpolitisch zugeht. Das Bundesver-

fassungsgericht hat den Nachtragshaushalt der 

Bundesregierung für 2021 für nichtig erklärt, und 

der Bundeshaushalt 2024 ist auf das nächste Jahr 

verschoben. In Sachsen-Anhalt hat die Landesre-

gierung letzte Woche den Entwurf für einen Nach-

tragshaushalt 2023 beschlossen und plant sowohl 

für 2023 als auch für 2024 mit einer Notlage. Die 

Notlage für 2023 und 2024 wurde auch in Schles-

wig-Holstein erklärt. In Berlin ist alles andere als 
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klar, ob dort in diesem Jahr noch ein Haushalt be-

schlossen wird.  

Liebe Kolleg*innen, zugegeben, gegen diese haus-

haltspolitischen Turbulenzen anderswo wirken un-

sere Haushaltsberatungen fast langweilig. Boden-

ständig, solide und verlässlich sind die Attribute die-

ses Haushalts - eben typisch niedersächsisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Dieser Haushalt zeigt vorsichtige Finanzplanungen 

und Investitionen in die Zukunft unseres Landes. 

Beides ist eben kein Gegensatz. Damit beweisen 

wir wie schon bei den Nachtragshaushalten ein ho-

hes Maß an Verantwortung für die Menschen in Nie-

dersachsen.  

Ich möchte an dieser Stelle auf zahlreiche Maßnah-

men dieses Haushaltsplans eingehen.  

Die größte politische Einzelmaßnahme liegt in Nie-

dersachsen mit der Anhebung der Einstiegsgehälter 

für die Grund-, Haupt- und Realschulkräfte auf A 13 

im Bereich der Bildung, und das, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, geschieht in einem Rutsch und nicht 

stufenweise.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Auch wenn dieser Schritt mit künftig bis zu 176 Mil-

lionen Euro jährlich eine finanzielle Kraftanstren-

gung bedeutet, werden wir damit angesichts des 

Lehrkräftemangels, den wir zu verzeichnen haben, 

einer wichtigen gesellschaftlichen und bildungspoli-

tischen Notwendigkeit gerecht. SPD und Grüne ha-

ben es im Koalitionsvertrag vereinbart, und jetzt, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, liefern wir.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Mit dem Haushalt 2024 legt Rot-Grün aber auch ei-

nen Investitionshaushalt für die Zukunft unseres 

Landes vor. Ich möchte insbesondere den Abbau 

des Investitionsstaus an unseren Kliniken, den Kli-

maschutz und die Sanierung von landeseigenen 

Gebäuden nennen. Nicht nur im Haushalt 2024 wer-

den wir hier kräftig finanzieren, sondern wir schaffen 

darüber hinaus Planungssicherheit über entspre-

chende Verpflichtungsermächtigungen.  

Insgesamt mobilisieren wir für die nächsten zehn 

Jahren sage und schreibe 3 Milliarden Euro für un-

sere Krankenhäuser, und 2 Milliarden Euro davon 

werden bereits im Jahr 2024 bewilligungsfähig. Ich 

finde, das ist ein beachtlicher Erfolg kluger Haus-

haltspolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Für die Sanierung von landeseigenen Gebäuden 

haben wir bereits im Jahr 2023 wichtige Weichen-

stellungen vorgenommen. Hier gehen wir aber kon-

sequent weiter voran und stellen mit dem Haushalt 

2024 eine halbe Milliarde Euro mit den entspre-

chenden Verpflichtungsermächtigungen zur Verfü-

gung, darüber hinaus 100 Millionen Euro an Start-

kapital für die Landeswohnungsgesellschaft, damit 

diese nun endlich ihre Arbeit aufnehmen kann.  

Zukunftsfeste Regionen stärken, Demokratie, Viel-

falt und Teilhabe leben, Umwelt und Klima schüt-

zen, unser Zusammenleben sichern und nachhalti-

ges Wirtschaften, Arbeiten und Lernen - das sind 

die Eckpfeiler unserer politischen Liste. Der größte 

Einzelposten sind hierbei die 50 Millionen Euro für 

den flächendeckenden Breitbandausbau. Mit insge-

samt 80 Millionen Euro sichern wir alle angemelde-

ten Projekte für das Jahr 2024 ab. Wir investieren 

aber darüber hinaus in den Ausbau und in die Sa-

nierung von Radwegen, in unsere Tourismusregio-

nen und auch in das Programm „Zukunftsräume“.  

Unsere gemeinsame gesellschaftliche Aufgabe, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es, offensiv für 

unsere Demokratie einzutreten und jegliche Form 

von Antisemitismus und Rassismus gemeinsam zu 

bekämpfen. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Wichtige Bausteine sind dabei für uns die Finanzie-

rung des Landesaktionsplans gegen Rassismus, 

aber auch die Förderung des Queeren Netzwerks 

Niedersachsen. Mit letztgenannter sorgen wir für 

weitere Maßnahmen gegen Diskriminierung von 

queeren Menschen auch in unseren ländlichen 

Räumen.  

Darüber hinaus stärken SPD und Grüne - es ist 

schon gesagt worden: in diesem Fall gemeinsam 

mit der CDU - die Arbeit der Gedenkstätten sowie 

die Arbeit gegen Antisemitismus. Es ist gut, dass wir 

das gemeinsam tun. Das ist ein ganz wichtiges Sig-

nal.  

Im Bereich der Kultur möchte ich zwei Themen kurz 

hervorheben. Unsere Musikschulen fördern wir mit 

2 Millionen Euro, und - auch das ist wichtig - durch 

unsere Hilfen für die kommunalen Theater werden 
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im Jahr 2024 die Tarifsteigerungen für die Mitarbei-

tenden abgesichert.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Im Bereich Umwelt und Klima setzen wir als Frakti-

onen von SPD und Grünen natürlich auch eigene 

Schwerpunkte. Neu ist dabei das Maßnahmenbün-

del zum Wassermanagement. Im nächsten Jahr 

werden wir aber auch besonders innovative Photo-

voltaikprojekte fördern, und wir sichern die wichtige 

Beratung durch die Verbraucherzentrale in Nieder-

sachsen ab.  

Mit der Unterstützung der European Medical School 

in Höhe von 5 Millionen Euro und der Unterstützung 

der Ideen-Expo mit 1,35 Millionen Euro zusätzlich 

unterstreichen wir unseren Einsatz für den Bil-

dungs- und Wissenschaftsstandort Niedersachsen. 

Wir erhöhen die Mittel der Erwachsenenbildung, 

stärken die Digitalisierung an den Schulen, finanzie-

ren eine Werbekampagne für mehr Fachkräfte in 

Kitas, und nicht zuletzt setzen wir uns mit Finanz-

mitteln weiterhin für die Fortführung der erfolgrei-

chen Start-Guide-Projekte ein.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

So, Herr Lechner! Falls Sie schon darauf gewartet 

haben, dass Sie dran sind: Sie sind es jetzt. Die Vor-

schläge der Opposition will ich hier nicht unterschla-

gen.  

Bei aller Wertschätzung für Ihre Oppositionsrolle: 

Die Haushaltsberatungen hier in Niedersachsen 

verschieben zu wollen - das haben Sie ja gefor-

dert -,  

(Sebastian Lechner [CDU]: Ja, aber 

nur - - - - Grant Hendrik Tonne [SPD]: 

Das war nicht ernst gemeint, nicht 

wahr? - Gegenruf von Sebastian Lech-

ner [CDU]: Doch!) 

ist das Gegenteil von verantwortungsvoller Politik.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Lechner, der Versuch, populistisch aus den 

bundespolitischen Entwicklungen Kapital zu schla-

gen, war falsch, erzeugt nur unnötige Verunsiche-

rung der Bürger*innen und hilft am Ende nur 

Rechtsaußen. Das können Sie eigentlich besser, 

Herr Lechner.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir werden hier auf jeden Fall ein geordnetes Haus-

haltsverfahren haben und am Ende diesen Haushalt 

auch beschließen.  

Wenn wir schon über Inhalte sprechen: Unter dem 

Deckmantel des Bürokratieabbaus über alle Häuser 

hinweg eine globale Minderausgabe von 1 % beim 

Personal vorzuschlagen, zeugt, bei allem Respekt, 

schon von einer ausgeprägten Ideenlosigkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Lechner, Sie plündern mit Ihren Vorschlägen 

hauptsächlich die allgemeine Rücklage für die Ge-

genfinanzierung. Das ist angesichts der fortbeste-

henden Krisensituation fahrlässig. Denn die Rück-

lage wird in den kommenden Jahren über die Mipla 

abgebaut werden. Das wissen Sie. Und mitnichten 

wird hier, wie von Ihnen schon phobieartig verbrei-

tet, Geld für Wahlkämpfe gebunkert.  

Nun haben Sie auch noch nachgesteuert und einen 

Vorschlag für einen Reserveposten von 1 Milliarde 

Euro für möglicherweise ausfallende Bundesmittel 

gemacht. Dass Sie als Opposition dem Finanzmi-

nisterium hierbei die Verantwortung übertragen,  

(Ulf Thiele [CDU]: Unter Vorbehalt der 

Zustimmung des Haushaltsausschus-

ses!) 

zeugt für mich erst einmal von einem großen Ver-

trauen in unseren Finanzminister Gerald Heere. Da-

für bedanke ich mich ausdrücklich.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Aber, Herr Lechner, es ist klar: In der Sache können 

wir dem Vorschlag natürlich nicht zustimmen. 

(Sebastian Lechner [CDU]: Haben Sie 

kein Vertrauen?) 

Es ist zu diesem Zeitpunkt wenig sinnvoll, eine sol-

che Vorsorge hauptsächlich aus der allgemeinen 

Rücklage vorzusehen, wenn wir aktuell noch gar 

nicht wissen, ob, und wenn ja, in welcher Größen-

ordnung es überhaupt eine solche Vorsorge 

braucht. Damit würden wir vielmehr ein völlig fal-

sches Signal nach Berlin senden; denn hier ist an 

erster Stelle Bundesfinanzminister Lindner gefor-

dert, tragfähige Lösungen für 2024 zu finden.  

(Ulf Thiele [CDU]: SPD und Grüne hal-

ten sich heraus?) 
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Zum Vorschlag der AfD abschließend nur so viel: Es 

ist das Gleiche wie immer. Sie bleiben Ihrer Linie 

treu, wollen alles streichen, was mit Integration, 

Vielfalt, Gleichberechtigung, demokratischer Teil-

habe auch nur im Entferntesten zu tun haben 

könnte, und fast alles in die Schuldentilgung ste-

cken. Das braucht niemand.  

Meine Damen und Herren, ich bin am Ende meiner 

Ausführungen angelangt, bedanke mich herzlich 

und freue mich auf die Einzelberatung.  

(Starker, anhaltender Beifall bei den 

GRÜNEN und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Meine Damen und Herren, wir setzen die haushalts-

politische Debatte fort. Für die CDU-Fraktion hat 

Herr Abgeordneter Ulf Thiele das Wort. Bitte! 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

der SPD) 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! Ich 

will mich zunächst dem Dank, der geäußert wurde, 

anschließen - zunächst in Richtung des Finanzmi-

nisteriums. Hier wurde zuvorderst Frau Wethkamp, 

Abteilungsleiterin I, genannt. Ich glaube, ich verrate 

kein Geheimnis, dass es nicht nur für Frau 

Keuneke, der ich hiermit ebenfalls danke - und dem 

gesamten Team der Landtagsverwaltung -, sondern 

für beide wahrscheinlich die letzte originäre Haupt-

haushaltsberatung ist. Sie haben beide über viele 

Jahre Kärrnerarbeit geleistet, den Haushaltsaus-

schuss und dieses Parlament durch viele Haus-

haltsberatungen gebracht. Ich glaube, dafür gebührt 

Ihnen nicht nur an dieser Stelle, für den Haushalt 

2024 und dessen Beratung, sondern für diese lange 

Zeit und für die breite Unterstützung, die wir von 

Ihnen immer hatten - aus der Regierung und aus 

der Opposition heraus -, ein ganz herzliches Dan-

keschön. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

der SPD) 

Danken möchte ich an einer Stelle auch SPD und 

Grünen, weil wir der Auffassung sind - - - 

(Sebastian Lechner [CDU]: Jetzt wird’s 

komisch!) 

- Lieber Sebastian Lechner, mehr wird’s dann auch 

nicht mit dem Dank. Keine Sorge! 

(Heiterkeit bei der CDU und bei den 

GRÜNEN) 

Wir sind der Auffassung, dass es ein wichtiges Sig-

nal war, dass wir es geschafft haben, auch nach-

dem SPD und Grüne ihre Haushaltsberatungen ei-

gentlich schon abgeschlossen hatten, noch ein ge-

meinsames Paket, das immerhin eine knappe Mil-

lion schwer ist, zum Thema Bekämpfung und Prä-

vention des Antisemitismus in Niedersachsen zu 

schnüren und dieses auch gemeinsam zu tragen. 

(Beifall von Djenabou Diallo-Hartmann 

[GRÜNE]) 

Ich gebe offen zu: Wir hätten uns an dieser Stelle 

vielleicht noch ein bisschen mehr gewünscht. Aber 

dass wir das zusammen hinbekommen haben und 

damit - gerade in dieser Zeit - ein Signal zugunsten 

unserer jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 

und gegen diejenigen senden, die glauben, dass sie 

mit antisemitischen, antiisraelischen, antijüdischen 

Parolen Staat machen können, ist ein wichtiges Zei-

chen dieses Landtages. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 

den GRÜNEN und von Klaus Wich-

mann [AfD]) 

Nicht danken - ganz im Gegenteil - können wir der 

AfD-Fraktion. Nicht nur, dass Sie sich an den Haus-

haltsberatungen bis zum heutigen Tage eigentlich 

gar nicht beteiligt haben. 

(Widerspruch von Peer Lilienthal [AfD]) 

- Nee, Herr Lilienthal. 

Es reißt ja langsam ein, dass Sie Ihre Haushaltsan-

träge immer erst zum Plenum einbringen. 

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Schneller 

als Sie!) 

Entschuldigung - die ganze Debatte im Haushalts-

ausschuss über sind Sie blank. Sie bringen keinen 

Haushaltsantrag in den Haushaltsausschuss ein. 

Ich weiß nicht, warum. Ich glaube, weil es Ihnen am 

Ende nur um das YouTube-Video von diesem Pult 

aus geht. Weil es Ihnen nämlich überhaupt gar nicht 

darum geht, einen konstruktiven Beitrag zur Haus-

haltsdebatte zu leisten. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Widerspruch von 

der AfD) 

Aber das, was wir heute in diesem YouTube-Video 

sehen werden, das war schlimm, Herr Marzischew-

ski. Das war schlimm.  
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Es war schon schlimm, dass Sie die Lehrerinnen 

und Lehrer dieses Landes beleidigt haben, indem 

Sie hier von diesem Pult aus erklärt haben, sie seien 

käuflich. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Volker Bajus 

[GRÜNE]: So ist es!) 

Das war eine Unverschämtheit gegenüber all den 

Lehrerinnen und Lehrern, die in diesem Land jeden 

Tag einen harten Job machen. Das war eine Unver-

schämtheit. 

(Veronika Bode [CDU]: Ein Eigentor!) 

Dass Sie dann die Dreistigkeit haben, von diesem 

Pult aus diesem Parlament - in Wahrheit haben Sie 

ja alle Parlamente in Deutschland gemeint und ins-

besondere den Deutschen Bundestag - den Vor-

wurf zu machen, die Parlamentarier seien verant-

wortlich für Gruppenvergewaltigungen in diesem 

Land, das ist - Entschuldigung - wahrhaft bösartig! 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, warum Sie das tun. Wir alle wissen, 

dass für eine Straftat - und das sind schlimme Straf-

taten - die Täter verantwortlich sind und nicht die 

Parlamentarier - niemand sonst.  

(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: 

Wer hat die ins Land geholt? - Weitere 

Zurufe von der AfD) 

Sie tun das, weil Sie die Parlamente in diesem Land 

desavouieren wollen, weil Sie nämlich diese Parla-

mente zerstören wollen. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Genau!) 

Sie haben heute als Antidemokrat die Maske von 

Ihrem Gesicht gerissen, Herr Marzischewski. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Veronika Bode 

[CDU]: Genau!) 

Ich gebe zu, ich habe jetzt weite Teile meiner Haus-

haltsrede gerade zur Seite legen müssen, weil mir 

echt wichtig war, das hier zu sagen. Ich muss aber, 

Herr Tonne, wenigstens kurz noch auf das einge-

hen, was Sie hier von sich gegeben haben. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Bis jetzt 

kannst du so weitermachen! - Wiard 

Siebels [SPD]: Bis jetzt war’s okay! - 

Heiterkeit) 

Ich fange mal mit dem Sofortprogramm an. Sie ha-

ben gesagt: Wir sind gut durch den Winter gekom-

men. Die Wahrheit ist: Diese Landesregierung hat 

dazu, dass dieses Land einigermaßen durch den 

letzten Winter und durch das Jahr gekommen ist, 

überhaupt keinen Beitrag geleistet, 

(Grant Hendrik Tonne [SPD] lacht - Wi-

ard Siebels [SPD]: Die Hilfspakete! 

Hallo?) 

weil die Mittel bei den Haushalten und bei den Un-

ternehmen nämlich nicht angekommen sind. Ihre 

ganzen Programme sind alle ins Leere gelaufen, 

und sie waren alle darauf angelegt, dass sie gar 

nicht helfen sollten. Das waren Taschenspieler-

tricks, Herr Tonne. 

(Beifall bei der CDU) 

Zur Wahrheit gehört auch, dass insbesondere die 

kleinen und mittelständischen Unternehmen in die-

sem Land dieses Geld sehr gut gebraucht hätten, 

das Sie in Ihrem Haushalt bunkern, das in die Rück-

lage zurückfließen wird, das Sie nicht genutzt ha-

ben, 

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, ja, die alte 

Leier!)  

weil unsere Unternehmen in diesem Land nämlich 

nach wie vor ein handfestes Problem haben, weil 

die Insolvenzrate steigt, weil sich die Arbeitslosen-

zahlen in Niedersachsen jetzt gegen den Trend ent-

wickeln.  

Mein lieber Herr Gesangsverein! Sie haben gerade 

die These aufgestellt, dass diese Landesregierung 

den Menschen da draußen, den Unternehmen ge-

holfen hat.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Sicher-

heit gegeben hat, genau!) 

Nix haben Sie getan im letzten Jahr! 

(Beifall bei der CDU) 

Dann haben Sie erklärt, Sebastian Lechner habe 

keine Alternativen genannt. Ich glaube, Sie haben 

nicht zugehört, und gelesen haben Sie auch nicht.  

Wir haben den Hafenpakt genannt. Wir haben die 

Ausweitung des Straßenbaus genannt. Wir haben 

den Breitbandausbau - anders finanziert, solide fi-

nanziert - genannt, den Ganztagsausbau, den Aus-

bau der Medizinstudienplätze - wenigstens die Pla-

nung dafür, dass wir das in dieser Legislaturperiode 

noch hinkriegen -,  
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(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Geld, 

dass Sie nicht zur Verfügung haben! - 

Wiard Siebels [SPD]: Unseriös! Jeden 

Euro dreimal ausgeben!) 

die Bekämpfung der Clankriminalität und und und. 

Unser Haushaltsantrag zeigt, dass man dieses 

Land viel besser regieren kann, als Rot-Grün das 

überhaupt will.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen, meine Herren, Herr Tonne, Sie müs-

sen zuhören, und Sie müssen lesen, wenn Sie über 

Haushaltspolitik reden! 

(Wiard Siebels [SPD]: Jeden Euro dop-

pelt und dreifach ausgeben, das kann 

jeder!) 

Abschließend dieser bemerkenswerte Hinweis zur 

Verteidigung des Sozialministers. Das eine ist: Ja, 

Sie geben mehr investive Mittel für den Kranken-

hausbau.  

(Wiard Siebels [SPD]: Ja! Vorher mit 

euch war nix möglich! - Gegenruf von 

Volker Meyer [CDU]: Eine Milliarde!) 

Das Dumme ist, da fehlt noch eine Viertelmilliarde. 

Das kann man ausrechnen - da fehlt noch eine Vier-

telmilliarde. 

Das Zweite, was Sie hier gerade gemacht ha-

ben - den Angriff weise ich entschieden zurück -: 

Dieser Minister kriegt es seit Monaten nicht hin, sei-

nem Parteifreund in Berlin mal deutlich zu sagen, 

dass es nicht in Ordnung ist, in die Kompetenzen 

der Länder bei der Krankenhausplanung einzugrei-

fen.  

(Wiard Siebels [SPD]: Da hast du doch 

selber noch zugestimmt in Niedersach-

sen! Sehr schnell vergessen!) 

Der einzige Grund, warum die CDU-geführten Län-

der diesem bemerkenswerten Gesetzespaket, dem 

Transparenzgesetz und den Energiehilfen - das hat 

doch nichts mit Energiehilfen zu tun -, so nicht zu-

stimmen können, ist, dass Lauterbach damit die 

Kompetenzen der Länder bei der Krankenhauspla-

nung beschneidet - und das nicht für ein Jahr, son-

dern für alle Zeiten. Das ist nicht in Ordnung, und 

das müsste dieser Minister ihm eigentlich ins 

Stammbuch schreiben. Das tut er nicht. Das ist 

schlimm genug. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist ja eine 

super Begründung!) 

Dieser Angriff, Herr Tonne, war insofern falsch und 

ist zurückzuweisen.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Zurufe von Wiard 

Siebels [SPD]) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Es gibt eine Kurzintervention der AfD-Fraktion nach 

§ 77 unserer Geschäftsordnung. 90 Sekunden, Herr 

Abgeordneter Lilienthal. Bitte! 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Er erklärt 

jetzt, warum er im Haushaltsaus-

schuss nichts gemacht hat!) 

Peer Lilienthal (AfD):

Jawoll. 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Ja, ich nehme das 

zum Anlass, um zu klarifizieren, wie eigentlich 

Haushaltsberatungen laufen. 

(Lachen bei der SPD - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Erklären Sie das doch 

mal Ihrem Vorsitzenden! - Zurufe von 

Wiard Siebels [SPD]) 

Wir haben unseren Änderungsantrag natürlich erst 

nach Beschlussfassung des Haushaltsausschus-

ses eingebracht. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Lilienthal, warten Sie bitte ganz kurz, bis hier 

wieder Ruhe eingekehrt ist. Dann können Sie Ihre 

Vorstellung der Haushaltsberatung darlegen. - Jetzt 

ist Ruhe. Bitte! 

Peer Lilienthal (AfD):

Wir haben den Änderungsantrag eingereicht, bevor 

Sie Ihren vorgelegt haben, Kollege Thiele.  

(Zuruf von der AfD: Aha!) 

Das ist die Wahrheit. Sie sagen dann immer, wir ha-

ben im Haushaltsausschuss keinen Änderungsan-

trag eingereicht. Änderungsanträge sind nach Be-

schlussfassung des Haushaltsausschusses dran. 

Sie haben auch keinen Änderungsantrag im Haus-

haltsausschuss vorgelegt. Das stimmt einfach nicht. 

Also bleiben Sie doch bitte bei der Wahrheit! 
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Im Übrigen beglückwünsche ich Sie natürlich nach 

dem Desaster, was Sie mit dem ersten Nachtrag an-

gerichtet haben, dass Sie jetzt die richtigen Vorla-

gen gefunden haben,  

(Stephan Bothe [AfD]: Alles falsch da-

mals!) 

dass keiner auf dem Internet gestanden hat, dass 

Ihr Karnickel die Hausaufgaben nicht aufgefressen 

hat. Das ist alles ganz hervorragend.  

Dieses Mal haben Sie es anders geschafft, Chaos 

in die Beratung zu bringen. Sie haben erst einen Än-

derungsvorschlag formuliert. Dann haben Sie bean-

tragt, die Beratung auszusetzen. Dann kam ein Än-

derungsantrag. - Was wollen Sie denn jetzt eigent-

lich? Ich habe mich schon gewundert, dass die 

ganze Fraktion überhaupt hier ist. Ich dachte, Sie 

wollen an den Beratungen nicht teilnehmen, weil 

das alles nicht möglich ist. 

Also von daher: Immer bei der Wahrheit bleiben! 

Unser Änderungsantrag war vor Ihrem da, Kollege 

Thiele. 

(Beifall bei der AfD - Stephan Bothe 

[AfD]: Jawoll! - Wiard Siebels [SPD]: 

Dolle Leistung, wunderbar!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Der Kollege Thiele hat jetzt das Wort. 90 Sekunden. 

Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin! Herr Lilienthal, mein Eindruck ist: 

Sie haben es irgendwie nicht so ganz mit der Wahr-

heit. Haushaltsberatungen laufen in diesem Haus 

immer so - zumindest haben wir das so gehand-

habt -, dass es Änderungsvorschläge zum Haus-

haltsplanentwurf der Regierung nicht nur von den 

die Regierung tragenden Fraktionen, sondern auch 

von den Oppositionsfraktionen gibt. Und wir als 

Christdemokraten 

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das 

„Christ“ lassen Sie mal besser weg!) 

haben sehr rechtzeitig einen Änderungsvorschlag 

zu dem Haushaltsplanentwurf der Landesregierung 

eingereicht. Das, was Sie hier gerade behauptet ha-

ben, war insofern schlicht falsch, und das weise ich 

zurück. 

Richtig ist, dass wir den gleichen Vorschlag, ergänzt 

um die Notfallreserve, dann als Antrag ein zweites 

Mal eingebracht haben, damit wir auch in diesem 

Plenum darüber abstimmen können. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das kann aber 

nicht jeder so schnell verstehen, das 

ist schon klar!) 

Sie hingegen haben es nicht hinbekommen, vor die-

sem Plenum in den Haushaltsberatungen des Aus-

schusses auch nur eine Andeutung davon zu ge-

ben, welche politischen Vorstellungen Sie haben - 

genauso wenig hat es Ihr Fraktionsvorsitzender hier 

gerade hinbekommen, auf Ihren Haushaltsantrag 

einzugehen. Der ist nämlich in Wahrheit das Papier 

nicht wert, auf dem er steht. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Wiard Siebels 

[SPD]: So ist es!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Wir haben hier eine Wortmeldung zu einer Persön-

lichen Bemerkung nach § 76 der Geschäftsordnung 

vorliegen. 

(Wiard Siebels [SPD]: Am Schluss der 

Debatte!)  

Wie es in unserer Geschäftsordnung vermerkt ist, 

Herr Kollege Siebels - darauf möchte ich gerade 

hinweisen -, erteile ich das Wort dazu nach Schluss 

der Besprechung. 

Wir haben hier erst einmal weitere Wortmeldungen 

abzuarbeiten. Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Ab-

geordnete Raulfs das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Philipp Raulfs (SPD): 

Kollege Siebels hilft, wo er kann. 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Auch ich will mich ganz herzlich dem Dank, der 

schon vielfach geäußert wurde, an alle diejenigen 

anschließen, die dazu beigetragen haben, dass wir 

heute einen Haushalt vorliegen haben, den wir in 

dieser Woche auch beschließen können. Den Be-

schluss fassen ja wir Abgeordnete, aber die Erstel-

lung, die Beratung und die Unterstützung haben 

viele andere Menschen geleistet, allen voran im Fi-

nanzministerium und bei uns in den einzelnen Frak-

tionen. Vielen herzlichen Dank dafür auch von mei-

ner Seite! 

Dass wir in dieser Woche einen Haushalt beschlie-

ßen können, ist für sich genommen ja noch kein 
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Kunststück. Die Zeiten, die wir gerade miterle-

ben - das wurde im Haushaltsausschuss und auch 

in den Debatten immer wieder deutlich -, sind aber 

besondere Zeiten. Die Beratungen waren geprägt 

von unterschiedlichen Ereignissen, von neuen, 

auch positiven Entwicklungen und von Veränderun-

gen. Dazu hat der Ministerpräsident gestern in sei-

ner Regierungserklärung einiges gesagt. 

Als Haushälter ist es unsere Aufgabe, eine ordentli-

che und intensive Beratung im Haushaltsausschuss 

durchzuführen, zu kontrollieren, nachzubessern, zu 

vermitteln und Lösungen zu finden. Ich will dazu 

gleich sagen - ich wollte es eigentlich später sagen, 

aber hier passt es besser -, dass der Eindruck, den 

Ulf Thiele gerade geschildert hat, nämlich dass drei 

Fraktionen diskutiert, debattiert und um die besten 

Lösungen gerungen haben, der einzig richtige ist. 

Die AfD-Fraktion hat sich nicht beteiligt, hat keine 

Fragen gestellt und auch nichts vorgelegt, was wir 

im Haushaltsausschuss hätten beraten können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD, das ist 

schlicht und ergreifend viel zu wenig, was Sie hier 

abliefern. Das will ich einmal deutlich sagen. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Wir jedenfalls treten nicht auf der Stelle, sondern wir 

wollen in dieser Woche für die Menschen in Nieder-

sachsen einen Haushalt beraten und beschließen, 

und das ist auch gut so. Der Vorsitzende der SPD-

Fraktion ist bereits auf die großen Eckpunkte einge-

gangen. Natürlich sind es Themen wie A 13 für alle 

Lehrkräfte, der Start der Landeswohnungsgesell-

schaft, das Deutschlandticket, die Krankenhausin-

vestitionen, die dieses Land nach vorne bringen.  

Die Kolleginnen und Kollegen der AfD und der 

CDU - eigentlich nur der CDU - haben in ihren Re-

den viel Zeit darauf verwendet, unsere Ideen, un-

sere Projekte, unsere Vorhaben kleinzureden. Das 

lassen wir natürlich nicht durchgehen. Ich will Ihnen 

sagen, dass diese Koalition - wir Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten und die Grünen -, wir 

alle gemeinsam fest entschlossen sind, einen guten 

Haushalt aufzustellen und damit dieses Land ent-

schieden nach vorne zu bringen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Und natürlich sind es die großen Projekte, die für 

dieses Land wichtig sind. Aber wir haben auch noch 

viele einzelne andere Projekt in unserem Haushalt 

verankert. Wir haben zum Beispiel Haushaltsmittel 

für zukunftsfeste Regionen in Niedersachsen vorge-

sehen; wir bauen das Förderprogramm für die Zu-

kunftsräume aus, stärken den Tourismus, unterstüt-

zen die Landschaften und bauen die Direktvermark-

tung aus. Und wie auch in den vergangenen Jahren 

können sich die Niedersächsinnen und Niedersach-

sen darauf verlassen, dass es weiterhin ein siche-

res Niedersachsen gibt, nämlich indem wir die Digi-

talisierung bei der Polizei vorantreiben, den Brand-

schutz endlich weiterentwickeln und gut finanzieren 

und den Schutz von Kindern und Frauen deutlich 

mit Mitteln unterstützen. Insgesamt haben wir als 

Fraktion über 100 Millionen Euro Mittel für weitere, 

für zusätzliche Projekte auf den Weg gebracht. Wo 

das im Einzelnen stattfindet, werden wir, denke ich, 

noch in den Beratungen zu den Einzelplänen hören. 

Ich will einen weiteren in diesen Zeiten äußerst 

wichtigen Bereich benennen, der, glaube ich, uns 

allen am Herzen liegen muss. Themen wie Teil-

habe, Zusammenhalt und Demokratie sind gerade 

in diesen Zeiten wichtig. Und deshalb ist es gut, 

dass es uns gelingt, das Thema Arbeitsförderung zu 

stärken, die Landeszentrale für politische Bildung 

auszubauen und den Landesaktionsplan Antirassis-

mus zu finanzieren. 

(Beifall von Djenabou Diallo-Hartmann 

[GRÜNE]) 

Das alles, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind 

deutliche Signale, die dieses Land in diesen Zeiten 

von uns braucht.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Weil alle in ihren Reden die ausgestreckte Hand an-

gesprochen haben, will ich sie auch einmal anspre-

chen. Liebe CDU-Fraktion, natürlich strecken auch 

wir Ihnen und euch die Hand aus. Sie können unse-

ren Haushaltsvorschlag mit beschließen und bei un-

seren Ansätzen mitmachen, die wir als sehr sinnvoll 

erachten und wo wir langfristig investieren wollen. 

Ich muss auch einfach mal sagen: Sie haben sich 

hier hingestellt und gesagt, welche großen Projekte 

Sie alle finanzieren wollen. Wir müssen leider bilan-

zieren und feststellen, dass die Haushaltsansätze, 

die Sie bilden, für ein Jahr sicherlich ganz richtig 

sind, aber sie funktionieren nicht langfristig. Wir als 

regierungstragende Fraktionen können eben jeden 

Euro nur einmal und nicht dreimal ausgeben. Das 

unterscheidet die beiden Haushaltsanträge, glaube 

ich, ganz erheblich voneinander.  
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Der Reiz, mit unseriösen und kurzfristigen Haus-

haltsansätzen einmalige Effekte zu erzielen, war of-

fensichtlich in den Beratungen, die Sie alle gemein-

sam innerhalb der CDU-Fraktion geführt haben, am 

Ende größer als das Verantwortungsbewusstsein 

für das Land. Wir sind für solide Finanzen und nicht 

für einmalige Effekte; das unterscheidet unsere Vor-

schläge voneinander. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dann muss ich auch etwas zum Haushaltsent-

wurf - wobei das Wort dafür eigentlich nicht gerecht-

fertigt ist - der AfD-Fraktion sagen. Ich habe mir ge-

rade noch die Worte „große Welle, keine Quelle“ 

aufgeschrieben. Das ist, glaube ich, das, was wir 

hier heute in dem Vortrag des Fraktionsvorsitzen-

den gehört haben. Man muss sich schon fragen, 

warum in einer Haushaltsdebatte eine Viertelstunde 

lang über alle möglichen Themen diskutiert und ge-

redet wird, aber ganz wenige Sätze zum Haushalt 

gesagt werden. 

Ich kann Ihnen genau sagen, woran das liegt: Es ist 

Ihnen schlicht und ergreifend nicht gelungen, einen 

ordentlichen Haushaltsentwurf aufzustellen. Das ist 

eine Kopie alter Nachtragshaushaltsentwürfe. Am 

meisten ärgert mich an dieser ganzen Debatte ei-

gentlich, dass Sie es nicht geschafft haben, an der 

Debatte, die wir im Haushaltsausschuss - bei allen 

Meinungsunterschieden - sehr intensiv geführt ha-

ben, bei der wir uns Gedanken gemacht und um die 

besten Lösungen gerungen haben, teilzunehmen. 

Ich bin mir auch nicht sicher, ob die Kolleginnen und 

Kollegen ab der zweiten Reihe überhaupt wissen, 

was dieser Nicht-Entwurf, den Sie hier vorgelegt ha-

ben, für sie bedeutet. Er sendet nämlich einzig und 

allein das Signal, dass nicht mal Ihre Fraktions-

spitze daran glaubt, dass die Sachen, die Sie hier 

und in den anderen Plenarsitzungen vorgetragen 

haben, Einzug in einen Haushaltsplanentwurf hal-

ten könnten. Nichts von dem, was Sie hier beschlie-

ßen möchten, hat Einzug in Ihren Haushaltsplanent-

wurf gehalten, und Sie haben auch keine Ansätze 

dafür definiert. Das ist schlicht und ergreifend zu 

wenig. Wenn es noch einen Beweis gebraucht 

hätte, dass Sie den Stillstand des Landes verwalten 

wollen, dann wäre es dieser Haushaltsplanentwurf 

gewesen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 

AfD. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Abschließend will ich sagen, dass die regierungstra-

genden Fraktionen in enger Abstimmung mit der 

Landesregierung einen guten Haushaltsentwurf, ei-

nen guten Haushalt für das kommende Jahr vorge-

legt haben. Dabei haben wir die Zukunft des Landes 

genauso wie die soliden Finanzen ganz klar im 

Blick. Die Zeiten sind turbulent und finanzpolitisch 

mindestens nicht immer ganz einfach. Das wissen 

wir alle miteinander. Aber gerade aus diesen Grün-

den ist es, glaube ich, unsere Verantwortung, ge-

meinsam für das kommende Jahr einen soliden, ei-

nen guten Haushalt zu beschließen, damit Orientie-

rung zu geben, Ziele zu formulieren und für Klarheit 

zu sorgen. Das alles ist uns in den intensiven De-

batten im Haushaltsausschuss schon gelungen. 

Wenn man noch ein Manko mit Blick auf den Haus-

halt finden möchte, dann ist es sicherlich, dass es 

der letzte Haushalt von Frau Wethkamp und Frau 

Keuneke sein wird. Alles andere ist, glaube ich, sehr 

solide und sehr gut aufgestellt. Ich freue mich auf 

die Debatte in dieser Woche und dann auf einen gu-

ten Beschluss zum Haushalt für das kommende 

Jahr und für die Menschen in Niedersachsen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen hat jetzt Frau Abgeordnete Sina Beckmann das 

Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sina Maria Beckmann (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! Die Generaldebatte um den Haus-

halt 2024 und unsere Redebeiträge von Rot-Grün 

zeigen doch jetzt schon eines: Wir machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Und wir sehen: Unser Haushalt ist konkret im Hier 

und Jetzt, innovativ für die Zukunft und krisenfest 

konzipiert. Wir plündern nicht die Rücklage. Wir ge-

hen verantwortungsbewusst mit ihr um, denn sie ist 

Teil unserer mittelfristigen Finanzplanung zum 

Wohle des Landes. Das zeigt unser konsequentes 

Handeln in der gesamten Legislatur.  
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Denn SPD und Grüne gestalten Niedersachsen zu-

kunftsfest und solidarisch, so wie es unser Koaliti-

onsvertrag versprochen hat: Sicher in Zeiten des 

Wandels. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zukunftsfest, zum Beispiel im Bereich Digitalisie-

rung. Ich könnte jetzt lamentieren: darüber, was wir 

so geerbt haben, darüber, dass zum Beispiel die 

Breitbandförderung bei Ihnen, liebe CDU, nicht in 

der mittelfristigen Finanzplanung war. War sie doch 

nicht so wichtig? Für uns - für Rot-Grün - ist sie 

wichtig. Und für uns ist klar: Wir brauchen heute Lö-

sungen, und wir müssen heute unser Land digitaler 

machen. Denn mit einem stabilen Internet, mit star-

kem Mobilfunk und mit schnellem Glasfaser sind wir 

wirtschaftlich erfolgreich und gesellschaftlich ver-

bunden.  

Und so ist es wichtig, dass wir auch für 2024 die 

Förderung für den Breitbandausbau zur Verfügung 

stellen. Mit 80 Millionen Euro gehen wir hier weiter 

voran. Wir unterstützen die Wirtschaft, wir fördern 

die Gesellschaft, und wir sichern so Wohlstand, 

meine Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Die IHK befragte im Februar ihre Mitgliedsunterneh-

men zum Thema „Digitalisierung tritt auf der Stelle“. 

Und was sagen die Unternehmen? - Wir wünschen 

uns mehr Unterstützung, digitale und schnellere 

Verwaltungsprozesse und eine praxistaugliche Ge-

setzgebung. - Das sind Aufträge an uns alle, liebe 

Kolleg*innen - an die Politik, aber auch an die Ver-

waltung und an die Ministerien. Und genau das ge-

hen wir jetzt gemeinsam an, zum Beispiel mit der 

am 17. Oktober im Kabinett beschlossenen Digital-

strategie 2030, mit dem Innovationszentrum oder 

auch mit der Digitalagentur.  

Zukunftsfest bedeutet im Übrigen auch, die Wirt-

schaft weiter anzukurbeln, Wohlstand zu sichern, 

Niedersachsen attraktiv für alle zu gestalten, die 

Standortqualität zu sichern und weiterzuentwickeln, 

Innovationen zu fördern, zum Beispiel über Start-

ups. Und als Sprecherin für ebenjene Start-ups und 

Innovationen kann ich Ihnen sagen: Diese Branche 

ist unglaublich kreativ. Sie sieht das Heute und das 

Morgen als Chance, ist vielfältig, in Niedersachsen 

besonders weiblich und immer mehr nachhaltig.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gerade Oldenburg, Hannover und Osnabrück sind 

da - ganz passend - unsere Zugpferde. Durch un-

sere landeseigene Initiative Startup.Niedersachsen 

stärken wir alle als Parlament aktiv die Entwicklung 

dieses Ökosystems; das möchte ich an dieser Stelle 

noch einmal sagen. Start-ups, das sind die Speed-

boote, und die bringen Innovationen und schnelle 

Lösungen für die Unternehmen, für den Mittelstand, 

die massiven und grundsoliden Tanker mit guter 

Bonität und jahrelanger Erfahrung. Beide zusam-

men bringen Niedersachsen voran. Und wenn das 

matcht, dann würde ein Bekannter aus der Branche 

sagen: It‘s magic!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ja, es ist Magie, was da passiert! Ich kenne sie 

auch, diese Magie vom Gründen, wenn etwas 

Neues entsteht! Und die zehn vom Land geförder-

ten Start-up-Zentren in Braunschweig, Göttingen, 

Hannover, Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück 

helfen und leisten richtig tolle Arbeit, um innovative 

Ideen für unser Land in Geschäftsmodelle zu wan-

deln. 

Zukunftsfest heißt im Übrigen auch, selber klima-

freundlich zu agieren, selber mit gutem Beispiel vo-

ranzugehen und nicht immer nur Reden zu schwin-

gen wie die Opposition. Unsere Landesliegenschaf-

ten, die Polizeigebäude, Finanzämter, Ministerien, 

Universitäten und weitere Gebäude brauchen - wie 

würden Sie es sagen, liebe CDU? - ein Update. Das 

brauchen sie übrigens schon länger. Und da Sie nur 

reden und wir „einfach machen“, gehen wir die ener-

getische Sanierung jetzt einfach an. Dabei greift die 

Devise „worst first“. Die größten Energieschleudern 

gehen wir als Erstes an. Und so investieren wir über 

die nächsten Jahre 500 Millionen Euro in die Lan-

desliegenschaften.  

Wir wollen Niedersachsen bis 2035 klimaneutral 

machen und fangen bei uns an. Die Energieversor-

gung wird dabei in allen Gebäuden auf klimafreund-

liche Wärme und klimafreundlichen Strom umge-

stellt. Denn wir wissen, dass nachhaltige Transfor-

mation Jobmotor und Wohlstandssicherer ist, dass 

durch die Installation von Wärmepumpen, den Bau 

von Windkraftanlagen und das Errichten von Solar-

parks viel Wertschöpfung entsteht, vor allem im 

ländlichen Raum. Aber wir brauchen die Menschen 

dafür. Wir brauchen die, die auf allen Ebenen mit-

machen, und die, die es umsetzen. Und deshalb 

bleibe ich bei meinem Slogan: Energiewende 

braucht Handwerker*innenhände!  

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Wir machen das zusammen mit allen Niedersäch-

sinnen und Niedersachsen - in Partnerschaft, auf 

Augenhöhe, miteinander. Deshalb beraten wir jetzt 

über einen Haushaltsentwurf, der mutig in die Zu-

kunft geht, der investiert und dabei nachhaltig ist, 

der erhält und erneuert.  

Wir sind uns unserer besonderen Verantwortung 

bewusst. Wir sind von der Stärke Niedersachsens 

überzeugt! Wir wissen, was die Menschen in unse-

rem Bundesland können, und auch, was sie von uns 

erwarten: Sicher in die Zukunft, sicher in Zeiten des 

Wandels, und sicher in das Jahr 2024! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Für die Landesregierung hat jetzt Herr Finanzminis-

ter Gerald Heere das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Es sind eher ungewöhnli-

che Zeiten, wenn die Haushalts- und Finanzpolitik 

so sehr die Schlagzeilen beherrscht. Deshalb will 

ich zu Beginn kurz auf die Auswirkungen des Be-

schlusses des Bundesverfassungsgerichts zu spre-

chen kommen. Dieses Urteil aus Karlsruhe nehmen 

wir selbstverständlich mit Respekt zur Kenntnis und 

ziehen daraus Erkenntnisse für die zukünftige 

Haushaltspolitik in außergewöhnlichen Notsituatio-

nen.  

Lassen Sie mich zudem klar sagen: Auswirkungen 

auf diese Haushaltsaufstellung gibt es nicht. Im Ge-

gensatz zum Bund hat Niedersachsen keine 

Corona-Notlagenkredite umgewidmet, sondern die 

Mittel zweckgemäß und zeitlich befristet verwendet. 

Sehr geehrter Kollege Hilbers, die alte und die neue 

Landesregierung, haben diesbezüglich jeweils ei-

nen vorausschauenden und guten Job gemacht. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und vereinzelt der CDU) 

Hinzu kommt: Nicht benötigte Kredite wurden ent-

weder gar nicht in Anspruch genommen oder unter 

meiner Verantwortung bereits in diesem Frühjahr 

getilgt. Die noch offenen Forderungen an das 

Corona-Sondervermögen, zum Beispiel die Erstat-

tungen nach Infektionsschutzgesetz, konnten wir 

bereits in diesem Jahr und können wir auch künftig 

vollständig aus Eigenmitteln im Bestand des Son-

dervermögens - also ohne Kredite - erfüllen. 

Positiver Nebeneffekt: Durch die vorzeitige Ablö-

sung der Notkredite werden in Zukunft Mittel frei. 

Insgesamt 2,6 Milliarden Euro werden in den nächs-

ten 24 Jahren nicht mehr für Tilgungen benötigt. 

Doch wir lassen diese Mittel nicht verplätschern, 

sondern wir binden sie jetzt gesetzlich, damit sie zu-

verlässig und dauerhaft in Zukunftsinvestitionen flie-

ßen: für die Krankenhausinfrastruktur, für den Kli-

maschutz und die Sanierung von Landesgebäuden. 

So schaffen wir legale Spielräume für die Zukunft. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Eine verzögerte Haushaltsaufstellung des Bundes 

allein ist keine ausreichende Begründung dafür, un-

sererseits den Haushaltsbeschluss zu verzögern. 

Es widerspräche auch dem Haushaltsgrundsatz der 

Vorherigkeit aus Artikel 65 Abs. 4 der Niedersächsi-

schen Verfassung.  

(Ulf Thiele [CDU]: Wir haben das in ei-

ner Sondersitzung gemacht!) 

Zudem wäre es verfehlt, sich zu Beginn des Jahres 

ohne Not in den Zustand einer vorläufigen Haus-

haltsführung ohne beschlossenen Haushaltsplan zu 

begeben. Nein, gerade jetzt brauchen wir ein Signal 

der finanzpolitischen Stabilität, nicht der Verunsi-

cherung. Der Niedersächsische Landtag kann 

selbstbewusst sagen: Das ist unser Landeshaus-

halt. Er ist sturmfest und erdverwachsen, und er ist 

sicher nicht abhängig von Berlin! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Sebastian Lechner [CDU]: Ist er 

doch!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Gesamtvolu-

men des Haushaltsplanentwurfs für das Jahr 2024 

beträgt rund 42,4 Milliarden Euro. Das ist knapp 

1 % mehr als 2023. Obwohl die Bedingungen also 

nicht einfach sind, legen wir keinen Spar-, sondern 

einen Investitionshaushalt vor. Gegenüber dem 

letzten Haushaltsplan der vorherigen Landesregie-

rung steigern wir zum Beispiel die Investitionen um 

gut 700 Millionen Euro und die Investitionsquote im 

Kernhaushalt auf 5,8 Prozent.  

Einen Schwerpunkt bilden die Investitionen in die 

Krankenhausinfrastruktur: Neben dem Kranken-

haus-Sondervermögen, über das ich eben schon 

sprach, verstetigen wir den Ansatz auf 210 Millio-

nen Euro und erhöhen ihn ab 2025 wie geplant auf 

230 Millionen Euro, sodass wir in zehn Jahren, alles 
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zusammen, 3 Milliarden Euro Investitionen in un-

sere Krankenhausinfrastruktur stemmen können.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Für die soziale Wohnraumförderung stellen wir bis 

2027 neben den ca. 900 Millionen Euro aus Bun-

desmitteln ergänzend Landesmittel in Höhe von ca. 

400 Millionen Euro zur Verfügung. Und - mehrfach 

diskutiert - es kommen im nächsten Jahr weitere 

100 Millionen Euro als Startkapital für den Aufbau 

der Landeswohnungsgesellschaft als Beitrag zur 

Entspannung des Wohnungsmarktes in besonders 

angespannten Lagen, um mit der Schaffung von 

Wohnraum in Niedersachsen endlich vorwärtszu-

kommen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Mir ist es darüber hinaus noch einmal ein besonde-

res Anliegen, herauszustellen, dass wir bis 2027 

fast eine halbe Milliarde Euro zusätzlich für die Di-

gitalisierung der Landesverwaltung einplanen. Ein 

Teil dieses Geldes fließt auch an die Kommunen. 

Dies ist sehr gut angelegtes Geld, verbessern wir 

dadurch doch die Servicequalität gegenüber den 

Bürgerinnen und Bürgern und steigern zugleich die 

Effizienz des Verwaltungshandelns. Gerade in Zei-

ten des Fachkräftemangels sind das notwendige 

Anstrengungen, um unser Personal so zielgerichtet 

wie möglich einsetzen zu können und auch das Ver-

trauen in staatliche Verwaltung zu stärken.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ein weiterer Schwerpunkt ist natürlich der Bildungs-

bereich. Hier sticht insbesondere die bereits er-

wähnte Anhebung des Einstiegsgehalts für die 

Grund-, Haupt- und Realschullehrkräfte auf die Be-

soldungsgruppe A 13 heraus, aber natürlich auch 

die Beteiligung des Landes an den kommunalen In-

vestitionskosten zur Umsetzung des schulischen 

Ganztags. Es freut mich sehr, dass diese und viele 

andere Schwerpunkte dieses Haushalts auch in den 

Ausschussberatungen die Zustimmung des Parla-

ments gefunden haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die konstruktiven 

Ausschussberatungen haben wie immer viele De-

tailänderungen und Verbesserungen des Regie-

rungsentwurfs ergeben. Hierzu werden wir sicher-

lich noch einiges in den Beratungen der Einzelpläne 

hören. Ich habe bei der Einbringung ja gesagt, dass 

ich es sportlich nehme, wenn die Fraktionsberatun-

gen zu einer Verbesserung unseres Entwurfs füh-

ren werden. 

Besonders gefreut hat mich, dass in konstruktiven 

Gesprächen der regierungstragenden Fraktionen 

mit den beteiligten Ressorts eine Anschlussfinan-

zierung für die Förderung des Breitbandausbaus 

gefunden werden konnte. Das ist eine wichtige 

Maßnahme, um das Zeichen, das wir mit dem Aus-

bau der digitalen Angebote der Verwaltung setzen, 

auch in die Fläche zu tragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich eine recht kurz-

fristige Entwicklung. Mit diesem Haushalt gibt das 

Land die dankenswerterweise von den Ministerprä-

sidentinnen und Ministerpräsidenten mit dem Bund 

ausgehandelten zusätzlichen Mittel des künftigen 

atmenden Systems bei der Flüchtlingsfinanzierung 

an die Kommunen weiter. Dabei werden wir auch 

jenen Teil vorfinanzieren, der vom Bund erst nach-

gelagert erstattet wird. Insgesamt wird das Land 

1,1 Milliarden Euro für die Bewältigung des Flucht-

geschehens in 2024 ausgeben, wovon 765 Millio-

nen Euro an die Kommunen gezahlt werden sollen. 

Der Bund beteiligt sich daran mit rund 235 Millionen 

Euro und gibt somit nochmals etwas weniger als in 

den letzten beiden Jahren. Sie sehen an diesen 

Zahlen, wie sehr sich das Land für die Bewältigung 

dieser Lage engagiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wenn ich mir an dieser Stelle einen Hinweis auf den 

Änderungsantrag von ganz rechts außen erlauben 

darf: Sie wollen bei diesen Summen deutlich kür-

zen. Sie kündigen damit jede Solidarität mit unseren 

Kommunen auf. Aber die demokratischen Fraktio-

nen dieses Hauses werden Ihnen das ganz sicher 

nicht durchgehen lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD sowie von Sebastian Lechner 

[CDU] und Barbara Otte-Kinast [CDU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine Sa-

che hat mich sehr irritiert. Es gibt eine rituell vorge-

tragene Kritik insbesondere aus der Opposition, 

dass das Land zur Erfüllung seiner Aufgaben auch 

Personal einstellt. Für diese Kritik habe ich insbe-

sondere in dieser Pauschalität wenig Verständnis. 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  28. Plenarsitzung am 12. Dezember 2023 

2065

Zur Erinnerung: Im Bundesstaat sind die Länder zu-

sammen mit den Kommunen nicht nur für die Um-

setzung ihrer eigenen Gesetze und Verordnungen 

zuständig, sie sind auch überwiegend zuständig für 

die Umsetzung der Gesetze und Verordnungen des 

Bundes. Irgendwer muss das machen. Jemand 

muss als Polizist oder Polizistin auf der Straße die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung aufrechterhal-

ten. Jemand muss die Strafgefangenen bewachen. 

Jemand muss unsere Kinder unterrichten. Jemand 

muss die Straßen frei und befahrbar halten. 

(Ulf Thiele [CDU]: Um die geht es 

nicht! Es geht um die Leute, die Sie zu-

sätzlich im Ministerbüro beschäftigen! 

- Gegenruf von Wiard Siebels [SPD]: 

Mal eben zuhören!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Kollege Thiele, Sie können jederzeit eine Zwi-

schenfrage stellen. Ich bin mir sicher, dass Herr Mi-

nister darauf antwortet, wenn es zur Klärung des 

Sachverhaltes dient. - Bitte, Herr Minister! 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Jemand muss die Qualität und Sicherheit unserer 

Lebensmittel kontrollieren. Und ja, jemand muss 

auch die Verwaltungsverfahren abwickeln, die zu ei-

nem entwickelten Staatswesen dazugehören. Dies 

kann und sollte ein Computer künftig natürlich im-

mer stärker unterstützen. Aber auch den Computer 

muss erst jemand programmieren, überwachen und 

warten. Ohne ausgebildetes und angemessen be-

zahltes Personal geht es nicht. 

Wenn also im Haushalt die Einrichtung neuer Stel-

len steht, dann sind dies nach bestem Wissen und 

Gewissen notwendige Stellen zur Erfüllung gesetz-

licher oder parlamentarischer Aufträge. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Diese Stellen liegen in diesem Haushaltsentwurf zu 

90 % im nachgeordneten Bereich der Landesver-

waltung und dienen insbesondere der Beschleuni-

gung von Verfahren und dem Ausbau einer digitalen 

Verwaltung. Beides wird von Wirtschaft und Gesell-

schaft stark unterstützt und gefordert. Und das kann 

ich auch hier heute sehr gut vertreten. 

Und am Rande bemerkt: Der Personalkostenanteil 

am Landesaushalt ist seit etwa 15 Jahren ungefähr 

konstant und liegt im Entwurf für 2024 etwas unter 

dem Wert des Nachtragshaushaltes 2010. Das 

war - zur Einordnung - die Zeit, als die CDU das 

letzte Mal den Ministerpräsidenten stellte. Insofern 

bitte ich, diese Debatte doch etwas sachlicher zu 

führen. Die Personalausgaben, die wir hier einge-

stellt haben, sind notwendig, um Niedersachsen 

nach vorne zu bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wenn es um eine angemessene Bezahlung geht, 

so finde ich, dass der Tarifabschluss vom Wochen-

ende sehr respektabel ist und natürlich auch unsere 

Wertschätzung für unsere Beschäftigten im Lande 

deutlich macht. Er zeigt, dass die Art, wie wir in die-

sem Lande unsere Gehälter aushandeln, gut funkti-

oniert. Wir werden den Abschluss auf die Beamtin-

nen und Beamten übertragen. Und auch wenn die 

Einigung den Haushalt sehr stark belastet, werden 

wir sie in 2024 ohne Korrekturen am Zahlenwerk be-

zahlen können. Deshalb: Vielen Dank dafür an alle 

Verhandlerinnen und Verhandler beider Tarifpar-

teien! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sprechen in 

Haushaltsdebatten viel über Stabilität und verant-

wortungsvolle Haushaltspolitik. Herr Thiele, daher 

finde ich Ihre Kritik am Nachtrag 2022 schwierig. Wir 

haben gemeinsam diesen Nachtrag beschlossen, 

um ein klares und wichtiges Signal in einer großen 

Krise, deren Dimension wir am Anfang nicht über-

blicken konnten, zu setzen. 

Wir haben die Kommunen unterstützt. Wir haben 

Geld für die Unterbringung von Geflüchteten be-

zahlt. Wir haben energetische Maßnahmen bezahlt, 

zum Beispiel für das LNG-Terminal in Stade. Wir 

haben die Erhöhung des Wohngeldes bezahlt. Wir 

haben ein Sofortprogramm gemacht mit wichtigen 

Elementen von Beratungsleistungen, die in An-

spruch genommen wurden. Wir haben Sportvereine 

und Tafeln unterstützt. Kindertagesstätten wurden 

beim Kita-Essen unterstützt. 

Und ja, die Wirtschaftshilfen sind nicht optimal ab-

geflossen. Das stimmt. Sie sind aber zweimal nach-

gearbeitet worden. Die Veränderungen sind mit den 

Verbänden intensiv diskutiert worden. Es ist doch 

eigentlich ein gutes Signal, dass wir es am Ende 

dieser Krise geschafft haben, für die Bewältigung 

dieser Situation weniger Geld zu brauchen, als wir 

am Anfang eingeplant hatten.  
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Insofern war die vorausschauende Planung im 

Haushalt wichtig und dieses Signal zur Bewältigung 

dieser Krise ganz entscheidend. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, würden Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Thiele zulassen? 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Ja. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Bitte, Herr Kollege Thiele! 

(Ulf Thiele [CDU] geht zum Saalmikro-

fon) 

Das Saalmikrofon ist an. Ich habe es angeschaltet. 

(Das Saalmikrofon funktioniert nicht - 

Ulf Thiele [CDU]: Dann habe ich es ka-

putt gemacht!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich schalte es noch einmal kurz aus und dann wie-

der an. 

(Ulf Thiele [CDU] geht zu einem ande-

ren Saalmikrofon - Heiterkeit) 

Wir lösen solche kleinen Probleme ganz pragma-

tisch. Bitte, Herr Abgeordneter Thiele! 

(Das andere Saalmikrofon funktioniert 

ebenfalls nicht - Ulf Thiele [CDU]: Jetzt 

habe ich das Mikrofon bei der SPD 

auch kaputt gemacht!) 

Wir haben ja noch eine kleine Auswahl an Mikrofo-

nen. Vielleicht klappt es in der Mitte. - Warten Sie 

kurz! Bitte nichts mehr drücken! Das Mikro sollte 

jetzt funktionieren. Bitte! 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Jetzt 

ganz schnell wieder ausschalten! - Zu-

ruf: Herr Thiele, müssen Sie es noch 

anschalten!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Es ist an. 

Ulf Thiele (CDU): 

Wunderbar! 

(Beifall) 

Ich hoffe, ich komme hier gleich lebend wieder raus. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Wenn du 

dir darüber Gedanken machst, ist das 

schon mal richtig! - Sebastian Zinke 

[SPD]: Jetzt die richtige Frage stellen!) 

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie ge-

rade in Ihrer Rede den Eindruck erweckt haben, die 

Krise sei beendet, frage ich: Sind Sie mit uns der 

Meinung, dass insbesondere die mittelständische 

Wirtschaft, aber auch weite Teile der Industrie mo-

mentan immer noch in einer schweren Rezession 

stecken? Und können Sie uns die Frage beantwor-

ten, wie mit einem nicht genutzten Fördertopf für 

kleine und mittelständische Unternehmen und ei-

nem so gut wie nicht genutzten Fördertopf aus Bun-

desmitteln für die kleinen und mittelständischen Un-

ternehmen dieser Wirtschaft aus der Krise geholfen 

worden sein soll, so wie Sie es gerade hier darge-

stellt haben? Oder ist es nicht eher so, dass Sie die 

Unternehmen in dieser Krise alleingelassen haben 

und wir deshalb diese schwere Rezession haben? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Die Frage ist angekommen. 

Noch ein ganz kurzer Hinweis: Wir schalten von hier 

oben die Saalmikros an. Sie schalten sie immer aus, 

wenn Sie noch einmal draufdrücken. 

(Heiterkeit - Ulf Thiele [CDU]: Nein, ich 

habe dreimal gedrückt!) 

Wir versuchen es jetzt mal mit diesem Weg. 

Jetzt antwortet Herr Minister Heere. Bitte! 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr verehrte Damen und Herren! Sehr geehrter 

Herr Thiele, ich habe natürlich nicht den Eindruck 

erwecken wollen, die Krise sei zu Ende.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das haben Sie aber 

gesagt!) 

Selbstverständlich ist sie nicht zu Ende.  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie haben „am Ende 

dieser Krise“ gesagt!) 
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Selbstverständlich ging es in meinem Debattenbei-

trag einzig allein um die Krisenmaßnahmen des 

Nachtragshaushalts 2022/2023, den wir gemein-

sam beschlossen haben. Das sollten Sie zur Kennt-

nis nehmen. Dieser ist in Zeiten höchster Unsicher-

heit beschlossen worden, mit richtigen, guten Maß-

nahmen, die vielfach auch Wirkung gezeigt haben. 

Da, wo sie die nicht gezeigt haben, wurde nachzu-

arbeiten versucht. Das ist gute Politik: Wir haben 

versucht, auf die Situation einzugehen. 

Wir werden selbstverständlich die Situation - auch 

die der Wirtschaft - weiter im Blick behalten und uns 

darum kümmern, dass sie weiter in die Zukunft geht. 

Das ist einfach eine der zentralen Maßnahmen, die 

wir uns selber auferlegt haben und die wir auch sel-

ber an dieser Stelle vorantreiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zurück zum Text! Zur Stabilität gehört insgesamt 

auch, dass wir als Landesregierung einen über fünf 

Jahre hinweg ausfinanzierten Finanzplan ohne Kre-

ditaufnahme vorlegen. Wir starten in 2024 sogar mit 

der planmäßigen Tilgung der notlagenbedingten 

Kredite. Die Effekte aus der Konjunkturbereinigung 

decken wir durch Entnahmen aus der Konjunktur-

bereinigungsrücklage ab.  

Darüber hinaus nutzen wir - das ist wichtig - die Mit-

tel der allgemeinen Rücklage, um den Haushalt 

über den Planungszeitraum auszugleichen. Den 

Leistungsumfang des Haushalts 2024 können wir 

nur auf diesem Wege in der Zukunft aufrechterhal-

ten. Die unerwarteten Mehreinnahmen und Minder-

ausgaben der Vergangenheit finanzieren so die 

Stabilität des Leistungsumfangs für die Zukunft.  

Gerade deshalb wäre es fatal, liebe Kolleginnen 

und Kollegen von der CDU, die Rücklage, wie es Ihr 

Haushaltsantrag vorsieht, schon in diesem Jahr 

weitgehend aufzubrauchen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Sie kriegen ja im 

Jahresabschluss über 1 Milliarde 

Euro!) 

Hinzu kommt, dass Sie pauschal 1 Milliarde Euro 

einplanen wollen, um mögliche Kürzungen seitens 

des Bundes aufzufangen. Das ist auch ein fatales 

Signal in Richtung des Bundesfinanzministers: Für 

den Fall möglicher Kürzungen stellen Sie schon 

heute ein Einspringen des Landes in Aussicht. 

Wir wollen aber den Bund nicht aus der Verantwor-

tung lassen. Er muss zu seinen wichtigen Zusagen 

stehen. Ich bin ganz sicher: Es wird am Ende eine 

gute Lösung geben; es wird mit diesem Land in Zu-

kunft weiter vorangehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir können Ihre pauschale Mehrausgabe auch gar 

nicht bezahlen. Ihr Vorschlag, die Auflösung des 

Sondervermögens für die Sanierung von Landesge-

bäuden, ist absolut kurzsichtig. Denn diese Mittel 

sind vollständig für Maßnahmen eingeplant. Aber 

das müssen Sie im Zweifel den Kolleginnen und 

Kollegen vor Ort in den betroffenen Dienststellen er-

klären. 

Auch Ihr Antrag, durch den Griff in die Rücklage in 

der Mittelfristigen Planung eine Lücke von über 

1 Milliarde Euro zu hinterlassen, ist nun definitiv das 

Gegenteil von Vorsicht und das Gegenteil von sta-

bilitätsorientierter Haushaltspolitik.  

Rot-Grün steht dagegen für die langfristige Zuver-

lässigkeit der eingeschlagenen Politik. Das zeigen 

wir auch mit diesem Haushalt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Unabhängig von diesem Antrag macht sich die Lan-

desregierung natürlich Gedanken über drohende 

Kürzungen auf der Bundesebene. Gerade bei Maß-

nahmen zur Transformation - wenn wir antreten, 

eine neue, klimaneutrale Stahlindustrie in Salzgitter 

aufzubauen und weiter zu stärken oder Knoten-

punkte der Wasserstoffwirtschaft an der Küste zu 

schaffen - geht es um hochprioritäre Mittel, die die 

Zukunft des Landes sichern werden. 

Dafür haben wir eine Milliardensumme an Landes-

mitteln bereitgestellt, und ich bin zuversichtlich, 

dass die meisten Maßnahmen auch kommen wer-

den. Und wenn doch irgendwo kritische Bundesmit-

tel ausfallen sollten, wird die Landesregierung das 

in Ruhe analysieren und dann ganz sicher hand-

lungsfähig sein. Da können Sie sicher sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, Zuverlässigkeit 

und Zukunftsorientierung machen diesen ersten 

grundständigen rot-grünen Haushalt aus.  

Nach dieser Zusammenfassung freue ich mich auf 

die nun folgende abschließende Beratung, mit all 

den Details, auf die ich leider selber nicht eingehen 

konnte.  

Allen Beteiligten möchte ich für die vertrauensvolle 

Zusammenarbeit danken: den Mitarbeiterinnen und 
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Mitarbeitern der Ministerien - Ihnen, Frau Weth-

kamp, ganz besonders für den letzten Haushalt, 

den Sie hier gemeinsam mit mir betreut haben -, na-

türlich auch dem GBD, den angehörten Verbänden, 

den Fraktionen - insbesondere natürlich den regie-

rungstragenden Fraktionen - für ihre wichtigen Im-

pulse für einen Haushalt, der Niedersachsen in 

2024 weiter nach vorne bringt. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen zur all-

gemeinpolitischen Debatte zu den Haushaltbera-

tungen 2024 vor. 

Wir kommen an dieser Stelle zu einer persönlichen 

Bemerkung nach § 76 unserer Geschäftsordnung. 

Ich weise darauf hin, dass ein Mitglied des Landta-

ges in einer persönlichen Bemerkung nur Angriffe, 

die in der Aussprache gegen es gerichtet wurden, 

zurückweisen oder eigene Ausführungen berichti-

gen darf. Die persönliche Bemerkung darf nicht län-

ger als fünf Minuten dauern. Bei Verstößen werde 

ich nach § 71 Abs. 4 das Wort entziehen. 

Bitte, Herr Abgeordneter Lilienthal! 

Peer Lilienthal (AfD):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich werde keine Mi-

nute brauchen. Das geht ganz schnell. 

Ich möchte die Angriffe des Kollegen Thiele, die er 

eben in der Debatte gegen mich erhoben hat, zu-

rückweisen. Herr Thiele hat behauptet, ich hätte 

über den Beratungsverlauf die Unwahrheit gesagt, 

hinsichtlich der Zeitpunkte, zu denen die Ände-

rungsanträge eingereicht wurden. Das stimmt nicht.  

(Ulf Thiele [CDU]: Doch!) 

Ich habe dazu die Wahrheit gesagt.  

Ich kann jedem von Ihnen einen einfachen Fakten-

check anheimstellen, indem Sie auf Ihre Tagesord-

nung schauen und zur Kenntnis nehmen, dass der 

Änderungsantrag meiner Fraktion der erste war, 

zeitgerecht - am Mittwoch, meine ich - eingereicht; 

Drucksachennummer: 3022.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist ja wohl frech! 

Das ist wirklich frech!) 

Der Änderungsantrag der CDU kam am Freitag, so-

dass kaum noch jemand Gelegenheit hatte, ihn zur 

Kenntnis zu nehmen; Drucksachennummer: 3082. 

Es waren also 60 Drucksachen dazwischen. 

Im Übrigen können Sie das auch klarstellen, Herr 

Thiele, indem Sie - - - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Abgeordneter Lilienthal, es geht um persönli-

che Angriffe  

(Zuruf von der AfD: Dazu spricht er 

doch!) 

und nicht darum, noch einmal den Verlauf darzu-

stellen, den Sie eben schon dargestellt hatten. Per-

sönliche Angriffe können Sie von hier vorne zurück-

weisen, oder Sie können Ihre eigenen Ausführun-

gen korrigieren. Sie haben sie wiederholt; das ist 

keine Korrektur. 

(Klaus Wichmann [AfD]: Nein, er erläu-

tert das!) 

Peer Lilienthal (AfD):

Frau Präsidentin, ich will aber gern schon darstel-

len, wie die Wahrheit - jedenfalls aus meiner 

Sicht - war. Wenn ich hier irgendwie als Lügner - - - 

(Zuruf von Thordies Hanisch [SPD]) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Dann ist das Instrument der persönlichen Bemer-

kung nicht das richtige Instrument. Darauf muss ich 

Sie leider hinweisen. Denn in einer persönlichen 

Bemerkung nach § 76 können Sie nur persönliche 

Angriffe zurückweisen, die in der Aussprache gegen 

Sie gerichtet wurden. 

(Zurufe von der AfD) 

Peer Lilienthal (AfD):

Wenn jemand sagt, ich habe die Unwahrheit ge-

sagt, geht das gegen meine Ehre. Das ist für mich 

ein persönlicher Angriff. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Den können 

Sie ja zurückweisen! Aber keine Rede 

halten!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Dann versuchen Sie, es mal genau auf den Punkt 

zu bringen. Wir haben noch etwas Geduld. 
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Peer Lilienthal (AfD):

Frau Präsidentin, wir werden miteinander nicht 

mehr warm. Ich stelle das hier ein. 

Danke. 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der 

AfD: Unglaublich! Unsäglich! Unmög-

lich!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Wir als Präsidium haben die von uns wahrgenom-

menen Zwischenrufe seitens der AfD-Fraktion vor 

allem dem Herrn Abgeordneten Bothe zugeordnet. 

Ich erteile Ihnen hiermit eine Rüge. 

Meine Damen und Herren, wir treten jetzt in die Mit-

tagspause ein. In dieser Mittagspause trifft sich das 

Präsidium. Allen anderen eine gute Mittagspause!  

Wir treffen uns um 14.15 Uhr wieder und beginnen 

dann mit der Debatte über ausgewählte Haushalts-

schwerpunkte. 

(Unterbrechung der Sitzung von 

12.38 Uhr bis 14.17 Uhr) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte 

diejenigen, die noch vor ihren oder neben ihren Sit-

zen stehen und sich unterhalten, Platz zu nehmen, 

sodass im Plenarsaal langsam Ruhe einkehren 

kann. Denn wir hören noch eine Unterrichtung des 

Umweltministers, bevor wir in die Tagesordnung 

zum Punkt 31 einsteigen.  

Zusätzlicher Tagesordnungspunkt: 

Unterrichtung durch den Minister für Umwelt, 

Energie und Klimaschutz zur Entscheidung des 

Bundesumweltministeriums zum Logistikzent-

rum für das Endlager Schacht Konrad  

Der Umweltminister hat mitgeteilt, dass er eine Un-

terrichtung zu dem oben genannten Thema abge-

ben möchte. Ich erteile ihm hierzu das Wort. Bitte 

schön, Herr Meyer!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Christian Meyer, Minister für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich möchte Ihnen eine gute Nachricht aus 

Berlin zu einer Angelegenheit mitteilen, die diesen 

Landtag mit vielen parteiübergreifenden Beschlüs-

sen auch aus der letzten Wahlperiode betroffen hat.  

Sie wissen, im Jahr 2020 gab es die Entscheidung 

des Bundes, am Standort Würgassen, direkt an der 

Landesgrenze, 200 m von Niedersachsen und der 

Wohnbebauung entfernt, ein großes Logistikzent-

rum für den schwach und mittelradioaktiven Atom-

müll für Schacht Konrad zu bauen. Seitdem gab es 

parteiübergreifend von allen betroffenen Kreistagen 

Holzminden, Höxter, Northeim, Göttingen und Kas-

sel-Land einstimmige Beschlüsse dagegen. Die 

Bürgerinitiativen und Gemeinden haben sich zu-

sammen mit den Ländern dafür stark gemacht, dass 

man dies nicht braucht.  

Ich möchte vor allem dem Ministerpräsidenten Ste-

phan Weil danken, der in Gesprächen in den letzten 

Monaten noch einmal klargemacht hat, dass wir den 

Standort Würgassen direkt im Überschwemmungs-

gebiet der Weser für ungeeignet halten. Ich möchte 

auch Olaf Lies danken; denn in der letzten Legisla-

turperiode ist parteiübergreifend ein Gutachten zu-

sammen mit Nordrhein-Westfalen in Auftrag gege-

ben worden, wonach man ein solches Bereitstel-

lungslager auch gar nicht braucht.  

Die heutige Entscheidung des Bundes lautet: Kein 

Logistikzentrum für das Endlager Konrad - weder in 

Würgassen noch anderswo. Also auch keine neue 

Debatte zu anderen Standorten, was wir auch sehr 

begrüßen.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Die Bundesumweltministerin hat entschieden, das 

Vorhaben komplett zu beenden und - ich zi-

tiere - eine wahrscheinliche Fehlinvestition von rund 

2 Milliarden Euro zu vermeiden. Das wären die jetzt 

geschätzten Kosten gewesen, wenn man das ge-

baut hätte, um etwas zu machen, was eigentlich kei-

nen Vorteil gehabt hätte.  

Die Bundesregierung ist den Argumenten des Gut-

achtens, das das Land Niedersachsen in der letzten 

Periode mitfinanziert hat, gefolgt und hat die Fehl-

entscheidung der Vorgängerregierung korrigiert 

und rechtzeitig die Reißleine gezogen, um auch 

diese Mehrkosten zu vermeiden. Zukünftig wird das 

Endlager Konrad dezentral beliefert, so wie wir es 

haben, und es wird kein zusätzliches Bereitstel-

lungslager gebaut.  

Die heutige Entscheidung hat die Bundesumweltmi-

nisterin den betroffenen Ländern übermittelt. Sie hat 

auch mitgeteilt, dass das Ergebnis dem fortwähren-
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den Austausch mit den beteiligten Landesregierun-

gen - damit sind wahrscheinlich Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen gemeint - zu verdanken sei.  

Daher ist das, glaube ich, auch ein Lehrstück für die 

Demokratie, dass man eine Entscheidung, die ein-

mal getroffen war, die parteiübergreifend kritisiert 

wurde, die Fehler in der Auswahl dieses Standortes 

aufwies, korrigieren kann und damit zeigt, dass man 

lernfähig ist, indem man entschieden hat, darauf zu 

verzichten.  

Das ist für Südniedersachsen und auch für die vie-

len Atommülltransporte, die es durch diese Region 

über Hann. Münden, Göttingen nach Salzgitter ge-

geben hätte, eine gute Nachricht. Das ist ein guter 

Tag für Deutschland, dass wir auf diese Kosten ver-

zichten, dass wir auf dieses Bereitstellungslager 

endgültig verzichten.  

Es zeigt aber noch einmal, wie - und das betont sie 

auch - gefährlich dieser Müll ist, wie hoch die Kosten 

sind, den Atommüll zu entsorgen. Sie sagt auch: 

Gut, dass das Atomzeitalter beendet ist; denn auch 

der schwach und mittelradioaktive Müll, der bei dem 

Abriss von den Atomkraftwerken anfällt, muss si-

cher entsorgt werden, was Kosten verursacht. 

Atomenergie ist nicht billig.  

In dem Sinne wollte ich Sie unterrichten, denn ge-

rade für Niedersachsen, das sich dafür und für die 

Region sehr stark parteiübergreifend eingesetzt hat, 

ist es ein gutes Zeichen, dass dieses Atommülllager 

nicht in Würgassen und auch nicht anderswo reali-

siert wird.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Herr Minister Meyer. Ich danke Ihnen 

für die Unterrichtung.  

Nach unserer Geschäftsordnung ist über die Aus-

führung die Besprechung zu eröffnen, wenn dies 

zehn Mitglieder des Landtags verlangen. Ich frage 

daher, ob eine Besprechung verlangt wird. - Das 

sind mehr als zehn Mitglieder des Landtags, wenn 

die Meldungen auch sehr zögerlich waren.  

Im Übrigen liegt auch schon die Wortmeldung des 

Abgeordneten Uwe Schünemann vor. Bitte schön, 

Herr Schünemann!  

(Beifall bei der CDU) 

Herr Kollege Schünemann, einen Punkt müssen wir 

hier noch kurz klarstellen. Die Unterrichtung durch 

Minister Meyer hat 3:30 Minuten gedauert. Für die 

nun folgende Aussprache erhalten vereinbarungs-

gemäß die beiden großen Parteien ebenso viel Re-

dezeit, nämlich jeweils 3:30 Minuten, und die beiden 

kleineren Fraktionen werden daher dann - wir wol-

len ruhig großzügig sein - zwei Minuten Redezeit 

bekommen. Liegt das Einverständnis der Fraktio-

nen hierzu vor? - Ich sehe Nicken. Gut.  

Bitte schön, Herr Schünemann!  

Uwe Schünemann (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Herr Minister Meyer, ausdrücklich herzli-

chen Dank für die Unterrichtung. Ich kann es nur 

bestätigen: Das ist eine großartige Botschaft und 

Nachricht für unsere gemeinsame Heimatregion. Es 

ist aber auch ein spätes Eingeständnis des Bundes-

umweltministeriums für ein fehlerhaftes und völlig 

intransparentes Standortauswahlverfahren. Würg-

assen war eben keine fachliche Entscheidung, son-

dern eine politische Entscheidung. Ich darf hier 

schon einmal feststellen, dass das aus meiner Sicht 

auf gar keinen Fall, gerade wenn es um ein atoma-

res Bereitstellungslager geht, passieren darf.  

Zu Beginn der ganzen Diskussion, auch vor Ort, 

habe ich darauf hingewiesen, dass ein solches Be-

reitstellungslager in der heutigen Zeit eigentlich gar 

nicht notwendig ist. Es war sehr zögerlich, Herr da-

maliger Umweltminister Lies, aber wir haben es 

dann doch fraktionsübergreifend geschafft, dass 

Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen ein Gut-

achten dazu in Auftrag gegeben haben. Und das Er-

gebnis war klar: Es braucht kein Bereitstellungsla-

ger. Deshalb hat die jetzige Bundesumweltministe-

rin die Reißleine gezogen, damit diese Fehlinvesti-

tion von 2 Milliarden Euro nicht stattfindet.  

Ich möchte mich ausdrücklich bei den Bürgerinitiati-

ven bedanken, die - übrigens anders als die eigent-

lichen Fachleute im Bundesumweltministe-

rium - ganz hoch qualifizierte Stellungnahmen ab-

gegeben haben, die von herausragender Expertise 

gewesen sind. 

Deshalb ist es heute, glaube ich, ein richtig guter 

Tag, Herr Minister, wie Sie es gesagt haben, für die 

Demokratie. Es ist gut, dass man, nachdem frakti-

onsübergreifend sachlich und fundiert Fehlent-

scheidungen dargestellt wurden, diese korrigiert 

und dann die richtige Entscheidung trifft.   

(Vizepräsident Jens Nacke über-

nimmt den Vorsitz)
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Fehler zuzugeben, fällt schwer, verdient aber Res-

pekt. Diesen Respekt verdient die heutige Entschei-

dung. Es ist eine richtige Entscheidung. Insofern bin 

ich froh und dankbar dafür. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Schünemann. 

Sie sehen vor sich den eingesprungenen Vizepräsi-

denten, damit der eigentlich gerade amtierende Vi-

zepräsident Bosse die Gelegenheit erhält, sich zu 

Wort zu melden. Das erteile ich ihm jetzt. Bitte 

schön! 

Marcus Bosse (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Das sind gute, sehr gute Nachrichten für 

Niedersachsen - nicht nur für den Bereich von 

Würgassen in NRW, sondern natürlich auch über 

die Weser hinüber für die Region mit den verschie-

denen Wahlkreisen, letzten Endes aber auch für 

das ganze südliche Niedersachsen; denn dort wer-

den die Atommülltransporte obsolet: kein Logistikla-

ger in Würgassen, keine Transporte durch verschie-

dene Dörfer! 

Aber auch kein Logistiklager irgendwo anders in 

Niedersachsen! Auch das muss an dieser Stelle klar 

sein. Es wurden verschiedene Standorte genannt, 

zum Beispiel nördlich von Braunschweig, nämlich 

im Landkreis Gifhorn. Auch der Landkreis Helm-

stedt war durchaus schon im Gespräch. Nun haben 

wir Klarheit an dieser Stelle. Es wird kein Logistikla-

ger geben. Das ist eine durchaus vernünftige Ent-

scheidung, eine richtige Entscheidung, die die Bun-

desministerin hierzu getroffen hat. 

An dieser Stelle geht ein großer Dank an unseren 

Ministerpräsidenten Stephan Weil, aber letzten En-

des auch an den damaligen Umweltminister Olaf 

Lies dafür, dass er gemeinsam mit NRW dieses 

Gutachten in Auftrag gegeben hat, dem die Bundes-

ministerin nun eindeutig folgt. Ein recht herzlicher 

Dank geht auch an die verschiedenen Initiativen vor 

Ort, dass sie sich dafür eingesetzt haben; denn nur 

mit dem gemeinsamen Druck konnte das so passie-

ren. 

Das alles - das muss ich einräumen - hat aber auch 

einen kleinen bitteren Beigeschmack, den ich als 

Kind der Region Braunschweig nicht unkommentiert 

lassen kann.  

Ich bin durchaus entsetzt über die Pressemitteilung 

des Arbeitsministers Karl-Josef Laumann, der heute 

geschrieben hat, man solle doch auch den Standort 

Braunschweig prüfen, denn dort befinde sich der 

Schacht Konrad. Erstens zeugt das von großer re-

gionaler Unkenntnis - das könnte man an der Stelle 

noch entschuldigen -, und zweitens wird wieder der 

Fehler gemacht, von politischer Seite zu versuchen, 

auf einen anderen Ort zu zeigen - natürlich jenseits 

der eigenen Landesgrenze, jetzt in Niedersachsen.  

Ich sage ganz deutlich: Wir haben da schon eine 

große Last zu tragen, und das wird möglicherweise 

auch in Zukunft so sein. Aber diese Methoden müs-

sen der Vergangenheit angehören, meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren. Das sage ich ganz deut-

lich. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dass das Logistiklager nach dieser Diskussion nun 

endlich der Vergangenheit angehört, ist eine gute 

Entscheidung. Mit der können wir alle, glaube ich, 

gut und vernünftig leben und mit gewisser Zuver-

sicht in die Zukunft schauen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Bosse. - Als Nächstes hat 

sich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau 

Kollegin Kellermann zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Britta Kellermann (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das sind 

doch mal gute Nachrichten für Niedersachsen, ins-

besondere auch für die Region Südostniedersach-

sen rund um den Standort Würgassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Diesen Erfolg dürfen sich insbesondere die Bürger-

initiativen und Umweltverbände auf die Fahnen 

schreiben. Herr Schünemann, Sie haben es vorhin 

schon gesagt: Mit der Expertise der Bürgerinitiati-

ven und Umweltverbände ist dieser Standort weg-

argumentiert worden, und das ist gut so. Die Bür-
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gerinitiativen haben schon die ganze Zeit über ge-

sagt, dass ein Bereitstellungslager nicht gebraucht 

wird, und immer wieder auf die Probleme mit die-

sem Standort hingewiesen: Hochwassergefahr, 

Eingleisigkeit der Bahnstrecke, ungeeignete Stra-

ßen; Marcus Bosse hatte es eben schon gesagt. 

Mein besonderer Dank geht an der Stelle auch an 

den Minister Christian Meyer, der unsere nieder-

sächsischen Interessen in dieser Angelegenheit in 

hervorragender Weise immer wieder in Richtung 

Bund vertreten hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Das ist die richtige Entscheidung in einer ansonsten 

doch eher verfahrenen Situation, was die Endlage-

rung der Hinterlassenschaften des Atomzeitalters 

angeht. 

In Richtung der CDU und der AfD möchte ich noch 

eines sagen: Es ist Ihre Sache, wenn Sie perma-

nent fordern, die AKWs wieder hochzufahren. Aber 

zur Ehrlichkeit gehört dann auch dazu, endlich mal 

Verantwortung auch für die Endlagerung zu über-

nehmen und sie nicht immer nur denen zu überlas-

sen, die diese Art der Energieversorgung nie ge-

wollt haben. Denn am Ende wollen auch Sie die 

Endlagerung nicht in Ihren Wahlkreisen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD - Ulf Thiele [CDU]: 

Und Sie verteilen das aufs nächste 

Jahrhundert!) 

Noch eine Anmerkung mit Blick auf das Endlager 

Schacht Konrad: Auch dieser Standort ist ungeeig-

net. Wenn jetzt Würgassen weg ist, sollten wir un-

sere Bemühungen in diese Richtung lenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD - Zuruf von den GRÜ-

NEN: Genau!) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Kellermann. - Ich habe 

noch eine weitere Wortmeldung aus der Fraktion 

der SPD für die Restredezeit, vom Kollegen Water-

mann. 38 Sekunden, Herr Kollege Watermann. 

Fassen Sie sich kurz. 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das fällt 

mir gar nicht so schwer. Es geht nur um eine einfa-

che Feststellung: Bei uns gibt es das Zwischenlager 

in Grohnde, wir sind im hohen Maße betroffen. Ich 

war vorhin bei einer Besuchergruppe, zu der die 

Kollegen Dannenberg und Althusmann gesagt ha-

ben, wie sehr sie für Atomkraft sind. Ich habe ihnen 

angeboten, bei ihnen ein paar Castoren zwischen-

zulagern. 

Ich will hier nur deutlich feststellen: Wenn es diese 

Entwicklung in Würgassen nicht gibt, dann ist das 

für die Region gut. Aber das muss auch heißen, 

dass wir um Grohnde nicht die Opfer dieser Veran-

staltung sind. Bei uns wird das Zwischenlager 

schon länger betrieben. Ich sage Ihnen: Dagegen 

würden wir uns auch wehren. 

Vielen Dank. - 38 Sekunden: Genau hingekommen! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Watermann. Das war 

eine Punktlandung. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann 

wechselt hier wieder der Vorsitz, und der Kollege 

Bosse kann die Arbeit fortsetzen. 

(Vizepräsident Marcus Bosse über-

nimmt den Vorsitz)

Vizepräsident Marcus Bosse:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ta-

gesordnungspunkte 31 bis 35 rufe ich zusammen 

auf. Wir beginnen nun mit der Debatte über ausge-

wählte Haushaltsschwerpunkte. Soweit Entschlie-

ßungsanträge inhaltlich in die Beratung einzelner 

Einzelpläne einbezogen werden sollen, werde ich in 

den entsprechenden Fällen darauf hinweisen. 

Die Redezeitkontingente entnehmen Sie bitte der 

Ihnen vorliegenden Tagesordnung mit aktualisier-

ten Redezeiten. Der Ältestenrat ist davon ausge-

gangen, dass die Landesregierung eine Redezeit 

von jeweils neun Minuten nicht überschreitet.  

Um die Debatte zu strukturieren, bitte ich, dass Sie 

sich schriftlich zu Wort melden und dabei angeben, 

zu welchem Schwerpunkt Sie sprechen möchten. 

Wir kommen nun zu: 

Tagesordnungspunkt 31: 

Haushaltsberatungen 2024 - Haushaltsschwer-

punkt Wissenschaft und Kultur  
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Die erste Wortmeldung liegt aus der CDU-Fraktion 

von der Abgeordneten Cindy Lutz vor. Bitte schön, 

Frau Lutz! 

(Beifall bei der CDU) 

Cindy Lutz (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Unsere Wissenschaft treibt Innova-

tion und Fortschritt voran, während unsere Kultur 

die Vielfalt und Identität der Gesellschaft bereichert. 

Die Erwachsenenbildung wird in Zeiten, in denen 

kaum mehr jemand über sein gesamtes Berufsle-

ben denselben Job ausübt, immer mehr an Bedeu-

tung gewinnen. Auch die Anforderungen an ein und 

denselben Job verändern sich heute stetig. Die 

wichtige Rolle unserer Hochschulen, die als zentra-

ler Ort für vertiefte Bildung und Forschung die Zu-

kunft unseres Landes gestalten, muss ich Ihnen 

nicht näher erläutern. 

Aufgrund der Bedeutung der einzelnen Themen des 

MWK ist ein verantwortungsbewusster Umgang mit 

den finanziellen Ressourcen entscheidend, um den 

Menschen - egal, ob jung oder alt - optimale Bil-

dungsmöglichkeiten auch nach der Schulzeit sowie 

kulturelle Entfaltung zu ermöglichen. Minister Mohrs 

präsentiert sich zwar gerne als Vorreiter, als Ver-

fechter unserer Wissenschafts- und Kulturland-

schaft. Leider müssen wir aber feststellen, dass die 

Realität hinter den schönen Worten und Verspre-

chungen der rot-grünen Koalition aus ihrem Koaliti-

onsvertrag und denen des Wissenschaftsministers 

leider zurückbleibt. 

In Ihrem Haushaltsentwurf bleibt die versprochene 

Steigerung der finanziellen Mittel für Wissenschaft 

und Kultur leider aus. Wir sehen in Ihrem Haushalt 

2024 keine substanziellen Verbesserungen für die 

Ausstattung unserer Hochschulen, Universitäten, 

Forschungseinrichtungen, Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung und kultureller Institutionen.  

Wir sehen leider keine echten eigenen neuen Im-

pulse. In der Zeitung stand zur Jahresbilanz von 

Rot-Grün: Der Turbo zündet noch nicht. - Das gilt 

leider auch im Bereich Wissenschaft und Kultur. 

Was Sie sich nicht alles in Ihrem Koalitionsvertrag 

vorgenommen haben! 

Sie wollten die Grundfinanzierung der Hochschulen 

erhöhen und moderne Hochschulentwicklungsver-

träge auf den Weg bringen. Herr Minister Mohrs, 

wenn man bei Google „Hochschulentwicklungsver-

trag“ und „Mohrs“ eingibt, findet man unter dem Rei-

ter „News“ den Hinweis: „Deine Suchanfrage ‚hoch-

schulentwicklungsvertrag mohrs‘ stimmt mit keinem 

Nachrichtenergebnis überein.“ Das sagt so ziemlich 

alles aus! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Klickt man dann auf „Alle Ergebnisse“, findet man 

exakt zwei relevante Einträge: zum einen die Be-

richterstattung über die entsprechende Ankündi-

gung in Ihrem Koalitionsvertrag von vor einem Jahr 

und zum anderen ein Interview der Vorsitzenden 

der Landeshochschulkonferenz von Mitte Novem-

ber dieses Jahres. - Immerhin! Aber wo ist der Ver-

trag nach über einem Jahr im Amt? - Wir stellen fest: 

Still ruht der See! 

Sie wollten ein modernes Hochschulgesetz in den 

Landtag einbringen. Sie wollten damit mehr Autono-

mie in Lehre und Forschung ermöglichen. Herr Mi-

nister Mohrs, wo genau ist denn Ihr Gesetzentwurf 

dazu? Auch hier nach über einem Jahr: Still ruht der 

See! 

(Beifall bei der CDU) 

Nächster Versuch: Sie wollten die Möglichkeit der 

Promotion für Absolventinnen und Absolventen von 

Hochschulen für angewandte Wissenschaft sowie 

Promotionsbetreuung durch Professorinnen und 

Professoren der Hochschulen für angewandte Wis-

senschaft ausbauen. Zugegeben, man kann über 

dieses Vorhaben lange streiten. Aber Sie haben 

sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt. Und 

was machen Sie, was macht Ihre Koalition? - Im 

März teilt Ihr Ministerium bei der Beantwortung mei-

ner Kleinen Anfrage mit, dass Sie alles prüfen und 

besprechen wollen. - Okay, das kann ich nachvoll-

ziehen. Und dann? - Statt dass die rot-grüne Lan-

desregierung einen Gesetzentwurf einbringt und 

damit handelt, legen die Regierungsfraktionen ei-

nen Entschließungsantrag vor, mit dem sie ihre ei-

gene Regierung auffordern, ein Promotionsrecht 

per Gesetz einzuführen. 

Herr Mohrs, da gibt es jetzt genau zwei Möglichkei-

ten: Entweder ist das Politik für die Galerie, oder die 

Regierungsfraktionen mussten Ihnen mit diesem 

Antrag Begleitschutz geben, weil Sie im Ministerium 

wissen, dass es bei diesem Thema auch großen Wi-

derstand gibt und Sie allein nicht die Durchset-

zungskraft haben, das umzusetzen, was Sie in Ih-

rem Koalitionsvertrag geschrieben haben. 

Am Ende stellen wir auch hier fest: Gesetzentwurf? 

- Bislang Fehlanzeige! Still ruht der See! 

(Beifall bei der CDU) 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  28. Plenarsitzung am 12. Dezember 2023 

2074 

Nächstes Beispiel: Ausweislich des Koalitionsver-

trages wollten Sie sich für gute Beschäftigungsbe-

dingungen an Niedersachsens Hochschulen einset-

zen. Sie wollten dabei über eine Bundesratsinitia-

tive Regelungen zur Verbesserung der Beschäfti-

gungssituation schaffen.  

Herr Minister Mohrs, ich habe mir das einmal auf der 

Homepage der Landesregierung angesehen. Dort 

stehen insgesamt sensationelle sechs Bundesrats-

initiativen dieser rot-grünen Landesregierung für 

das gesamte Jahr 2023. Davon betrifft mit dem Wis-

senschaftsfreiheitsgesetz tatsächlich auch eine Ihr 

Ressort. Wenn man aber genau auf diese Initiative 

blickt, stellt man fest: Die stammt in Wahrheit gar 

nicht von Ihnen, sondern von den Ländern Baden-

Württemberg und Sachsen. Das Land Niedersach-

sen ist lediglich beigetreten. 

(Christian Fühner [CDU]: Ach, guck!) 

Und das Thema Ihres Koalitionsvertrags - die Be-

schäftigungsbedingungen an unseren Hochschu-

len - wird damit auch nicht adressiert. 

Auch hier stelle ich also fest: Nach über einem Jahr 

im Amt gibt es von Ihnen keine Bundesratsinitiative. 

Still ruht der See! 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Mohrs, ich will das jetzt nicht fortführen, weil 

auch so schon deutlich wird, dass Sie Ihre eigenen 

Themen nicht beherzt genug angehen. Beschäfti-

gen Sie sich stattdessen doch wenigsten mit unse-

ren Vorschlägen! Wir haben Ihnen vorgeschlagen, 

kräftig in die European Medical School zu investie-

ren, um zügig 100 neue Medizinstudienplätze zu 

schaffen. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Das 

machen wir doch!) 

Sie steigen auch in 2024 nicht richtig in die Planung 

für höhere Kapazitäten ein. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: 

Bitte? Haben Sie nicht aufgepasst? - 

Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]: Gar 

nichts! Null!) 

Allein für den dritten Bauabschnitt an der European 

Medical School in Oldenburg sind 25 Millionen Euro 

erforderlich. Sie stellen jetzt zwar 5 Millionen Euro 

über die politische Liste zur Verfügung, aber das 

reicht nicht aus. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: 

Doch! Mehr können die dieses und 

nächstes Jahr nicht verarbeiten! - Ge-

genruf von Ulf Thiele [CDU]: Nein!) 

In Ihrem Haushaltsentwurf ist zudem kein einziger 

Euro für die MHH in Hannover und auch nicht für die 

UMG in Göttingen vorgesehen, um den Einstieg in 

den wichtigen Aufbau der Medizinstudienplätze 

auch dort zu schaffen. 

(Carina Hermann [CDU]: Traurig!) 

Wir haben Ihnen vorgeschlagen, einen neuen Apo-

theker-Studiengang aufzubauen, um zusammen mit 

der TU Braunschweig flächendeckend im ganzen 

Land genügend Apotheker auszubilden. Wir schla-

gen Ihnen vor, 10 Millionen Euro in die Hand zu 

nehmen, um gemeinsam mit den Universitäten die 

Wasserstoff-Forschung zu intensivieren. Wir wollen 

auch mehr Geld für die Erwachsenenbildung in die 

Hand nehmen, um unter anderem die Sprachkurse 

für Geflüchtete im Haushalt abzusichern. An kon-

struktiven Ideen mangelt es uns nicht. 

Meine Damen und Herren, abschließend kann ich 

nur sagen, dass es für eine kluge Wissenschaftspo-

litik mehr braucht, als die Millionen aus der Sonder-

dividende von Porsche konzeptlos und mit der 

Gießkanne über das Land zu verteilen. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Minister Mohrs, auch für das zweite Jahr Ihrer 

Amtszeit verpassen Sie die Gelegenheit, eigene 

Schwerpunkte zu setzen. Eine bessere Politik im 

Bereich Wissenschaft ist machbar. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU - Immacolata 

Glosemeyer [SPD]: Sie sind in der Op-

position angekommen!) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank. - Die nächste Wortmeldung kommt 

von der Kollegin Martina Machulla. Bitte schön, 

Frau Machulla! 

Martina Machulla (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen Abgeordnete! Rot-Grün hat es 

mit dem Haushaltsentwurf verpasst, dem kulturellen 

Sektor in Niedersachsen die Unterstützung und An-

erkennung zukommen zu lassen, die er dringend 

benötigt.  

In der vorherigen Wahlperiode haben wir mit unse-

rem Wissenschaftsminister Dr. Björn Thümler das 
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Kulturfördergesetz als grundlegendes Rahmenge-

setz auf den Weg gebracht. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das war ja wohl 

unser Verdienst!) 

Dieses Gesetz muss nun mit Inhalten gefüllt und 

auch mit Geld hinterlegt werden. Im rot-grünen Ko-

alitionsvertrag wurde betont - darüber haben wir 

uns gefreut -, dass Kultur und Kunst in Niedersach-

sen verlässliche Rahmenbedingungen benötigen - 

mit dem Versprechen, die Pro-Kopf-Ausgaben für 

Kultur in Niedersachsen zu erhöhen. Doch was tun 

Sie? - Sie liefern mit diesem Haushaltsentwurf nicht!  

Betrachten wir beispielsweise das Investitionspro-

gramm für kleine Kultureinrichtungen. Sie, Herr Mi-

nister Mohrs, haben das in Ihrem Haushaltsentwurf 

zunächst komplett gestrichen und damit für erhebli-

che Verunsicherung gesorgt.  

Sie wollen bei den kleinsten Kultureinrichtungen 

sparen. Das geht nicht! Das zeigt aber, welche Be-

deutung Sie dem Bereich Kultur in Ihrem Ministe-

rium tatsächlich beimessen. Immerhin heilen jetzt 

die Regierungsfraktionen diesen Fauxpas dadurch, 

dass über die politische Liste Geld bereitgestellt 

wird. Verlässliche Rahmenbedingungen werden da-

mit aber nicht geschaffen. 

(Beifall bei der CDU) 

Das war es aber noch nicht. Auch die kommunalen 

Theater, das Göttinger Symphonieorchester und die 

Staatstheater sind von dieser Vernachlässigung 

durch das Ministerium betroffen. Ab März 2024 wer-

den die Tarifsteigerungen im öffentlichen Dienst die 

Budgets der Theater erheblich belasten. Einen Aus-

gleich dafür gibt es nicht, obwohl im Koalitionsver-

trag steht, dass die ausgehandelten Tariferhöhun-

gen durch die Landesregierung anerkannt und min-

destens anteilig übernommen werden sollen.  

Herr Minister Mohrs, es ist beschämend, wie die Zu-

sagen im Koalitionsvertrag von Ihnen und Ihrer Ko-

alition bislang ignoriert werden. Es ist nicht in Ord-

nung, dass die Staatstheater und die anderen The-

ater, die darauf gesetzt haben, dass sie die Tarifer-

höhungen nicht alleine tragen müssen, jetzt einfach 

darauf sitzen bleiben. Die Theater können sich das 

nicht leisten. Es ist schon jetzt keine ausreichende 

Finanzierung da. Wenn jetzt auch noch diese Erhö-

hungen auf die Theater zukommen und die Unterfi-

nanzierung dadurch größer wird, werden erhebliche 

Einschränkungen in der kulturellen Ausstattung er-

folgen müssen. 

Was wird passieren? - Den Theatern - wir haben mit 

den Staatstheatern und auch mit den anderen ge-

sprochen - wird nichts anderes übrigbleiben, als am 

Ende tatsächlich in bestimmten Bereichen zu kür-

zen. Es werden Sparten gestrichen werden müs-

sen. Denn es bringt einem Theater nichts, wenn 

eine Aufführung nur 10- statt 20-mal stattfindet. Die 

Kosten sind trotzdem da. Es werden also Sparten 

gestrichen werden müssen, und das wird auch zur 

Folge haben, dass die Theater an der Stelle ihrem 

Bildungsauftrag, den sie ja auch haben, nicht mehr 

im vollen Umfang nachkommen können, wie sie es 

eigentlich wollen und müssen. Gerade die Heran-

führung von Kindern und Jugendlichen an die Kultur 

ist aber ein ganz wichtiger Aspekt, den wir auch ge-

samtgesellschaftlich nicht vernachlässigen dürfen.  

(Beifall bei der CDU) 

Über die politische Liste sind 500 000 Euro den 

kommunalen Theatern zugewiesen worden. Das ist 

ein Tropfen auf den heißen Stein und löst das Prob-

lem an dieser Stelle nicht annähernd. 

Es ist enttäuschend, dass der Haushaltsentwurf 

keine eigenen innovativen Ideen der Landesregie-

rung zur Förderung der Kultur enthält. Wir bleiben 

einfach bei dem, was immer war. Etwas Neues an 

Ideen kommt nicht dazu. 

Wir haben den deutlichen Eindruck, dass auch die 

Grünen mittlerweile auf dem Boden der Tatsachen 

angekommen sind. Während in der letzten Legisla-

turperiode noch nichts gut genug sein konnte, 

schaffen es insbesondere die Grünen in dieser Si-

tuation nicht, ihren Ministerpräsidenten und ihren 

grünen Finanzminister davon zu überzeugen, dass 

Kultur mehr Geld braucht. 

(Beifall bei der CDU) 

Kunst und Kultur sind essenziell für eine lebendige 

und dynamische Gesellschaft. Darüber dürften wir 

uns alle einig sein. Kultur ist nicht nur ein Spiegel 

unserer Zeit, sondern auch ein Motor für Innovation 

und sozialen Zusammenhalt. Wenn wir diesen Sek-

tor vernachlässigen, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen, dann vernachlässigen wir auch einen Teil 

unserer eigenen Identität und unseres kulturellen 

Erbes. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine bes-

sere Kulturpolitik ist machbar. Lassen Sie uns ma-

chen!  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Frau Machulla. - Die nächste Wortmel-

dung kommt aus der Fraktion der SPD, von der Ab-

geordneten Silke Lesemann. Bitte schön, Frau Le-

semann! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dr. Silke Lesemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kolle-

ginnen und Kollegen! Wenn man die beiden CDU-

Kolleginnen so hört, dann würde ich mir wünschen, 

sie wären in der letzten Wahlperiode dabei gewe-

sen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dann würden sie die eine oder andere Formulierung 

anders gesetzt haben. Aber so kann ich das nur als 

Polemik empfinden und sie daran erinnern, dass wir 

im ersten Jahr unserer Regierungszeit sind. Sie wis-

sen es vielleicht nicht, aber andere wissen, dass 

zum Beispiel das NHG von Minister Thümler erst im 

vorletzten Jahr der gemeinsamen Regierungszeit 

von Rot und Schwarz vorgelegt wurde. 

Sie wissen auch, dass am Hochschulentwicklungs-

vertrag gefeilt und gearbeitet wird, dass Herr Minis-

ter Mohrs im intensiven Austausch mit den Hoch-

schulen ist und wir hier insgesamt noch vier weitere 

Jahre gemeinsam zu gehen haben. Dann wird un-

ser Koalitionsvertrag an der Stelle auch abgearbei-

tet sein. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, die vergangenen Jahre 

haben anschaulich bewiesen, welch entscheidende 

Beiträge Wissenschaft und Forschung zur Bewälti-

gung von Krisen leisten. Gleichzeitig liefern sie we-

sentliche Grundlagen für die Innovationsfähigkeit 

unseres Bundeslandes. Und in Wissenschaft zu in-

vestieren, heißt, Zukunft zu gestalten. Deshalb bin 

ich froh, dass es uns trotz aller Schwierigkeiten ge-

lungen ist, einen Haushalt vorzulegen, der in vielen 

Bereichen für Stabilität und Sicherheit sorgt. 

Der Gesamtetat des MWK gehört mit rund 4 Milliar-

den Euro zu den größten Einzelhaushalten in die-

sem Bundesland. Und das ist auch ganz richtig so.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Damit werden nämlich die für unser Land so wichti-

gen Innovationen weiterhin möglich sein.  

Bevor ich im Einzelnen darauf zu sprechen komme, 

möchte ich mich bei allen Beteiligten, die an den 

Haushaltsberatungen mitgewirkt haben, ganz herz-

lich bedanken. Ein besonderer Dank gilt unserem 

Minister Falko Mohrs, der einen sehr guten Vor-

schlag vorgelegt hat, der mit den Herausforderun-

gen umgehen konnte. Mein Dank gilt natürlich auch 

allen im Geschäftsbereich des MWK tätigen Men-

schen - gleich ob an den Hochschulen oder Kultur- 

und Erwachsenenbildungseinrichtungen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Sie tragen nämlich sehr viel dazu bei, dass sich un-

ser Bundesland positiv entwickelt. Das gilt sowohl 

für den Bereich der Innovationen, ohne die Nieder-

sachsen seine Wettbewerbsfähigkeit nicht steigern 

könnte, als auch für den Bereich der Kultur, der den 

Zusammenhalt in unserem Land stärkt und für Le-

bensqualität sorgt.  

Ich begrüße es deshalb sehr, dass schon im Haus-

haltsplanentwurf wesentliche Punkte für eine Stär-

kung der niedersächsischen Hochschullandschaft 

vorgesehen sind. Um nur einige wesentliche Punkte 

zu nennen:  

Die Tarifsteigerungen für die Hochschulen konnten 

übernommen werden. Die Ansätze für die Bewirt-

schaftungskosten wurden angehoben. Und um op-

timale Lern- und Forschungsbedingungen an unse-

ren Hochschulen zu gewährleisten, sollen zusätz-

lich 94 Millionen Euro für Sanierungen bereitgestellt 

werden. Diese Mittel ergänzen die bereits im Haus-

halt vorgesehenen 180 Millionen Euro pro Jahr für 

Investitionen an Hochschulen. Die Kofinanzierung 

für die Bund-Länder-Programme Zukunftsvertrag 

„Studium und Lehre“ und „Innovation in der Hoch-

schullehre“ sowie das Professorinnenprogramm 

werden weiterhin übernommen.  

Erhöht wird die Finanzhilfe für die Studierenden-

werke um 700 000 Euro auf dann 18 Millionen Euro. 

Denn eine gut funktionierende soziale Infrastruktur, 

wie sie unsere Studierendenwerke unter anderem 

mit Mensen, Wohnheimen und Beratungsangebo-

ten vorhalten, ist eine konkrete Hilfe für die Studie-

renden und trägt zu einem erfolgreichen Studienab-

schluss bei.  

Für den Aufwuchs an der Universitätsmedizin 

Oldenburg um 80 auf insgesamt 200 Studienplätze 

werden die Vorbereitungen getroffen und die Bau-

maßnahmen zügig vorangetrieben. Aktuell wird die 
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Haushaltsunterlage Bau für den ersten Bauab-

schnitt des Labor- und Bürogebäudes durch das 

Staatliche Baumanagement erstellt. Ziel ist es, 2024 

die Planungen für den zweiten Bauabschnitt voran-

zutreiben, sodass es keinen Verzug bei der Baure-

alisierung gibt. Das gilt auch für den dritten Bauab-

schnitt, das Lehrgebäude. Dazu gehört auch die 

Etablierung einer Governance-Struktur, die in der 

Begutachtung des Wissenschaftsrats als eine der 

Voraussetzungen für die Weiterentwicklung der 

EMS genannt wurde. Selbstverständlich werden die 

dann erforderlichen Finanzbedarfe für 2025 in den 

Haushaltsberatungen der kommenden Jahre aufge-

griffen werden. 

Als Koalitionsfraktionen haben wir uns auf eine zu-

sätzliche Förderung in Höhe von 5 Millionen Euro 

verständigt. Damit beteiligt sich das Land erstmals 

an den Mehrkosten, die für die kooperierenden 

Krankenhäuser entstehen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, über die politi-

sche Liste konnten wir zudem weitere Erfolge für die 

Stärkung von Demokratie, Vielfalt und Teilhabe er-

zielen. Die Landeszentrale für politische Bildung 

wird mit 300 000 Euro, die Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung werden mit 2 Millionen Euro zu-

sätzlich bedacht. Wir fördern zum wiederholten 

Male die Initiative ArbeiterKind über die politische 

Liste und unterstützen damit den Studienerfolg jun-

ger Menschen, die zu den ersten Studierenden ihrer 

Familie gehören. Das ist ganz wichtig, da Arbeiter-

kinder immer noch die geringste Studienbeteiligung 

aufweisen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Nicht zu vergessen: Für die Ausrichtung und Vorbe-

reitung der Ideen-Expo kommen 1,35 Millionen 

Euro zusätzlich in den Haushalt.  

Meine Damen und Herren der Opposition, selbst-

verständlich kann man an den Maßnahmen und de-

ren Finanzierung grundsätzlich Kritik üben. Das ist 

auch Aufgabe einer Opposition. Aber es muss auch 

erlaubt sein, die Fakten in Niedersachsen einfach 

zur Kenntnis zu nehmen und zu würdigen.  

Die Fraktion rechts außen will - das war auch zu er-

warten - Mittel für Internationalisierung, Frauen- und 

Geschlechterforschung und das Professorinnen-

programm streichen. In Niedersachsen ist nur jede 

vierte Professur von einer Frau besetzt. Es ent-

spricht der rückwärtsgewandten Politik der AfD, da-

ran nichts ändern zu wollen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie 

haben im MWK-Haushalt ein Plus von mehr als 

55 Millionen Euro notiert. Das steht allerdings im di-

ametralen Gegensatz zur Politik während der rot-

schwarzen Koalition. Die derzeitigen Investitionsbe-

darfe sind auch deshalb so hoch, weil sich der ehe-

malige Finanzminister die Wissenschaftspolitik und 

auch den Haushalt des MWK nicht gerade als Ste-

ckenpferd auserkoren hatte. Das sollten Sie mal zur 

Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Wiard Siebels [SPD]: Deshalb 

hat er bei der Rede auch nicht ge-

klatscht!) 

Ihre Vorschläge zur Gegenfinanzierung sind teil-

weise ideenlos und dazu noch gefährlich. Die Strei-

chung von Personal macht noch lange keinen Büro-

kratieabbau. Es wurde Ihnen heute Morgen schon 

gesagt, dass pauschale Kürzungen mit Aufgaben-

zuweisungen kollidieren und zu Zufallsergebnissen 

führen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir müssen uns 

in Niedersachsen wahrlich nicht verstecken, denn 

wir verstehen es, Krisen zu meistern. Dazu leistet 

die Wissenschaft einen gehörigen Anteil. Ich bin 

deshalb froh, dass die finanziellen Spielräume der 

Wissenschaft durch Mittel der VW-Stiftung und die 

Sonderdividende aus dem Porsche-Börsengang er-

heblich erweitert werden. Die Zukunftsfelder Trans-

formation, Digitalität und Spitzenforschung profitie-

ren davon erheblich und helfen dabei, unser Leben 

in Niedersachsen besser zu machen.  

Vielen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung kommt ebenfalls aus der 

Fraktion der SPD, vom Abgeordneten Ulf Prange. 

Die Restredezeit beträgt 7:05 Minuten. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Ulf Prange (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ohne 

Kultur wäre unser Leben um einiges ärmer. Kultur 

und Kunst vermitteln zunächst einmal ein jedenfalls 

in der Regel schönes und bereicherndes Erleb-

nis - sei es der Konzert-, Theater- oder Museums-

besuch -, und das ist gut so.  
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Kultur ist aber sehr viel mehr. Kultur leistet einen 

wichtigen Bildungsbeitrag, nicht nur für junge Men-

schen. Kunst und Kultur regen den Diskurs an, kon-

frontieren mit anderen Perspektiven, regen zum 

Nachdenken an und bringen Menschen zusammen. 

Unsere Kulturorte sind Räume des Austauschs, in 

denen gesellschaftliche Themen und Entwicklun-

gen diskutiert werden. Dies alles leistet gerade in 

der aktuellen Situation einen wichtigen Beitrag zum 

gesellschaftlichen Zusammenhalt. Viele Kultur-

schaffende und Kultureinrichtungen - vom Staats-

theater über die soziokulturellen Einrichtungen bis 

hin zum kleinen Museum - engagieren sich gegen 

Spaltung und Menschenfeindlichkeit und für unsere 

Demokratie. Dafür gilt ihnen unser Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Kultur ist also relevant, gerade in diesen Zeiten. Die 

Förderung von Kultur ist deshalb eine gute Investi-

tion in unsere Demokratie und unsere Zukunft. Des-

wegen haben wir uns im Koalitionsvertrag vorge-

nommen, Geld in die Hand zu nehmen - denn ohne 

Geld geht es nicht -, um die Kultur besser zu ma-

chen, kulturelle Vielfalt und Teilhabe zu gewährleis-

ten. Dies ist aber ein Koalitionsvertrag, der, liebe 

Kolleginnen und Kollegen von der CDU, nicht in ei-

nem Jahr abgearbeitet wird, sondern das ist ein Ar-

beitsprogramm für fünf Jahre. 

An der Stelle will ich noch einmal betonen, dass wir 

mit dem vorliegenden Entwurf der Landesregierung 

und den Ergänzungen über die politische Liste - wir 

geben ja noch 6 Millionen Euro drauf - ganz wich-

tige Aussagen treffen und einen Beitrag zu einer gu-

ten Kulturlandschaft im Flächenland Niedersachsen 

leisten. 

Ich habe mir eben drei Stichworte notiert. Es ging 

mit dem Kulturfördergesetz los. Ja, das haben wir in 

der letzten Legislaturperiode beschlossen. Ich kann 

mich erinnern, dass die SPD es von Anfang an 

wollte und die CDU sehr lange mit sich gerungen 

hat. Am Ende ist dann ein Kulturfördergesetz her-

ausgekommen, das im Wesentlichen keine Inhalte 

hat. 

(Zurufe von der CDU) 

Das ist ein Gesetz aus einem Haus, das CDU-ge-

führt war. Wir haben gesagt - so steht es auch im 

Koalitionsvertrag -: Man muss es mit Leben füllen. - 

Wir wollen nicht noch einmal ein Gesetz vorlegen, 

wie Sie es vorgelegt haben, sondern eines, das 

auch mit Geld hinterlegt ist.  

Wenn Sie fragen: „Warum haben Sie das nicht in 

einem Jahr repariert?“, könnte man antworten: Sie 

hatten ja die Zuständigkeit für beide relevanten Mi-

nisterien, für Kultur und Finanzen. Warum haben 

Sie es nicht selbst auf den Weg gebracht? 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Kommen wir zum Investitionsprogramm für kleine 

und mittlere Kultureinrichtungen. Ich kann mich er-

innern, dass Volker Bajus und ich es in der 

17. Wahlperiode als kulturpolitische Sprecher auf 

den Weg gebracht haben, weil wir festgestellt ha-

ben, dass es ganz große Bedarfe in den kleinen Ein-

richtungen gibt - sei es das kaputte Dach, die feh-

lende Barrierefreiheit, die kaputte Vitrine oder Tech-

nik und Ausstattung. Dieses Programm hat es dann 

tatsächlich in den Koalitionsvertrag von Rot und 

Schwarz geschafft.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Das gab es schon 

vorher!) 

Es ist in den insgesamt fünf Jahren nicht ein einzi-

ges Mal gelungen, dieses Geld im Haushaltsplan-

entwurf der Landesregierung, im Haushalt von 

Herrn Thümler, zu verankern.  

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Das ist jedes Mal über die politische Liste passiert. 

Das ist jetzt genauso. Wir machen das auch. Aber 

das können Sie uns doch nicht ernsthaft vorwerfen! 

Da gilt vielleicht der Spruch: „Wer im Glaskasten 

sitzt, …“  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Bei den kommunalen Theatern gibt es eine noch 

viel längere Geschichte. Man erinnere sich an 

schwarz-gelbe Zeiten hier im Land, wo brutal bei 

den kommunalen Theatern gespart worden war. 

Das wirkt heute noch nach.  

Jetzt haben wir einen Minister, der 2,9 Millionen 

Euro für die kommunalen Theater bereitgestellt hat. 

So viel haben wir in den letzten Jahren nie zur Ver-

fügung gestellt. Das ist eine Erhöhung um 10 %. Wir 

wissen aber auch, dass das nicht reicht. Deswegen 

haben wir noch 500 000 Euro aus der politischen 

Liste mobilisiert, und es gibt die Zusage des Minis-

ters, dass die beiden Häuser in Celle und Lüneburg, 

die durch die Corona-Zeit und deren Nachwirkun-

gen besonders belastet sind, auch noch auf den 

Härtefallfonds zurückgreifen können.  
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Wir haben eine tragbare Lösung für dieses Jahr ge-

funden. Wir wissen aber auch - das wissen wir aus 

den Gesprächen mit den kommunalen Theatern -, 

dass die kommunalen Theater Planungssicherheit 

brauchen. Dafür werden wir uns in den nächsten 

Jahren auch einsetzen. Sie sind herzlich eingela-

den, dabei mitzutun.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Sie haben eben gesagt: Still ruht der See. In Bezug 

auf Kultur kann ich das nicht feststellen. Wir haben 

einen Minister, der für den Kulturbereich einen 

Nachtragshaushalt vorgelegt hatte, den wir hier 

auch beschlossen haben und der 22 Millionen Euro 

vorgesehen hat. Damit haben wir zum Beispiel die 

Mittel in dem Investitionsprogramm für kleine und 

mittlere Kultureinrichtungen um 2,5 Millionen Euro 

aufgestockt und die große Herausforderung des 

energetischen Umbaus von Kultureinrichtungen 

adressiert. Darin waren auch noch viele andere 

Punkte enthalten. Nur so ist es gelungen, die Kultur 

in Niedersachsen in der Energiekrise am Laufen zu 

halten. 

Neben all diesen Dingen, die wir schon gemacht ha-

ben, sind viele weitere Dinge zu erwähnen. Ich will 

an die Einigung zum Sprengel Museum erinnern, 

die nach vielen Jahren Diskussion erfolgt und mit 

5,5 Millionen Euro hinterlegt ist. Ich habe eben ge-

hört, die Tariferhöhungen bei den Staatstheatern 

seien nicht abgedeckt. Das ist schlichtweg falsch. 

Oldenburg und Braunschweig bekommen die Mittel 

als Landeseinrichtungen ohnehin, und auch für 

Hannover ist eine Regelung getroffen worden.  

Wir haben zusätzlich gesagt: Wir wollen jungen 

Menschen den Zugang zu Kultur noch leichter ma-

chen. Deswegen gibt es für die Theaterpädagogik 

250 000 Euro. Das ist ein Betrag, der jetzt verstetigt 

ist. Er ist in den letzten Jahren auch immer über die 

politische Liste gekommen. Die Musikschulen erhal-

ten 2 Millionen Euro extra. Wir Kulturpolitiker waren 

ja alle bei der Mitgliederversammlung in Wolfsburg, 

wo, glaube ich, sehr deutlich geworden ist, dass es 

da Bedarfe gibt.  

Das großartige Projekt „Wir machen die Musik!“ 

wird mit 500 000 Euro zusätzlich finanziert. Ich kann 

Ihnen allen das nur nahelegen und empfehlen, sich 

das in Ihren Wahlkreisen mal anzusehen. Ich habe 

da mal vor einigen Jahren hospitiert und durfte da-

bei sein. Es ist einfach eine Freude zu sehen, wie 

Kinder dort mit Musik zusammenfinden. Ein ganz 

tolles Projekt, das wir auch absichern. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Die Theaterpädagogik hatte ich schon genannt.  

Wir schaffen aber auch dadurch, dass wir die För-

derung für die LAG Rock steigern, eine Brücke für 

diejenigen, die als Kinder und Jugendliche eine gute 

Musikförderung in Niedersachsen erhalten haben 

und den Weg in die Professionalisierung gehen wol-

len, um Bands und Musiker*innen auf dem Weg in 

die Karriere zu fördern. Da geht es um Netzwerke. 

Da hat die LAG Rock eine ganz tolle Struktur und 

gute Unterstützungsangebote aufgebaut, die wir 

weiter stärken wollen. 

Wir haben die Spielstättenförderung - auch etwas, 

das wir viele Jahre immer wieder über die politische 

Liste unterstützt haben und das jetzt dank des Mi-

nisters im Haushalt mit 450 000 Euro festgeschrie-

ben ist. 

Stillstand in der Kultur in Niedersachsen ist das also 

nicht - ganz im Gegenteil! Wir haben im ersten Jahr 

viele Dinge auf den Weg gebracht, schaffen ver-

lässliche Bedingungen für Kultur und wollen natür-

lich an dem, was wir uns vorgenommen haben, in 

den nächsten Jahren weiterarbeiten. Ich bin auch 

ganz optimistisch, dass uns das gelingen wird. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank. - Die nächste Wortmeldung kommt 

aus der Fraktion der AfD, von der Abgeordneten  

Jessica Schülke! 

(Beifall bei der AfD) 

Jessica Schülke (AfD): 

Werter Herr Präsident! Sehr geehrte Herren, sehr 

geehrte Damen! Im Änderungsantrag der AfD zum 

Haushaltsentwurf 2024 sehe ich in meinem Fach-

bereich Wissenschaft und Kultur folgenden Ände-

rungsbedarf: In Berücksichtigung der Tatsache, 

dass hier das Geld der Steuerzahler verwendet 

wird, außerdem in einigen Bereichen definitiv nicht 

geklärt werden konnte, wohin das Geld geht bzw. 

wofür die Gelder verwendet werden, habe ich mich 

nach Abwägung fach- und gesellschaftspolitischer 

Kriterien entschlossen, einige Einsparungen vorzu-

nehmen. Hinzu kommt, dass nicht nur generell, son-
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dern auch gerade in diesem meinem Ressort Gel-

der aus sehr verschiedenen und unübersichtlichen 

Kanälen fließen.  

Ich gehe in meiner Haushaltsrede auf drei mir wich-

tige Punkte ein. 

Der erste Punkt in meiner Rede zum Haushalt 2024 

ist die kulturelle Internationalisierung. Bei der 

Zweckbestimmung unter dem wohlklingenden Na-

men „kulturelle Internationalisierung“ plant das Land 

Niedersachsen für den Haushalt 2024 insgesamt 

799 000 Euro. Darin enthalten ist ein zusätzlicher 

pauschaler Betrag in Höhe von einer Dreiviertelmil-

lion. Damit will das Land sogenannte Komplemen-

tärfinanzierungsprogramme aus Bund und EU auf-

stocken. Vor dem Hintergrund, dass bereits Gelder 

in diesen Bereich fließen und vielzählige Förderpro-

gramme im Bereich Kultur bestehen, sehen wir als 

AfD-Fraktion keinen erkennbaren Bedarf für eine 

zusätzliche Extrabezuschussung für den Bereich 

„kulturelle Internationalisierung" und setzen hier 

den Rotstift an. Hier streichen wir 769 000 Euro. 

Der zweite Punkt in meiner Rede zum Haushalt 

2024 ist das Bund-Länder-Professorinnenpro-

gramm. Die Wissenschaft inklusive Forschung und 

Lehre ist ein umfangreicher und großer Bereich. Der 

Grundsatz der AfD ist, dass die Freiheit in For-

schung und Lehre durch eine verlässliche staatliche 

Grundfinanzierung gewährleistet sein muss. Eine 

Bildungsnation wie Deutschland ist dringend auf In-

genieur- und Wissenschaftsnachwuchs sowie 

Hochschulkompetenz angewiesen. 

In Anbetracht des in Deutschland absinkenden Bil-

dungsstandards, der einhergeht mit der Abwande-

rung hoch qualifizierter Wissenschaftler und Füh-

rungskräfte, bedingt durch hohe Steuerlast, aus-

ufernde Migration und eine starke Verminderung 

der Lebensqualität, ist auch Niedersachsen drin-

gend auf eine zügige Elitenförderung angewiesen. 

(Eva Viehoff [GRÜNE]: Frauen ma-

chen das beste Abitur! Frauen machen 

die besten Abschlüsse! Frauen sind 

immer besser - nur nicht Professorin-

nen! - Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Frau Kollegin Viehoff, bitte! 

(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: Es 

ist sexistisch, zu sagen, dass Frauen 

immer besser sind! - Weitere Zurufe 

von der AfD) 

Jessica Schülke (AfD): 

Anstatt nun den Absturz abzubremsen, um den in-

ternationalen Anschluss nicht zu verpassen, fokus-

siert man sich vorrangig auf die Förderung der 

Chancengleichheit für Frauen in Forschung und 

Lehre und Professorinnenprogramme.  

Diese sind auch in der Fachwelt hoch umstritten. 

Diese neue Schwerpunktsetzung, nämlich der ideo-

logische Kampf um Gleichstellung und Quoten, un-

terstützt nicht die Gleichberechtigung von Frauen 

und Männern, sondern schafft neue Diskriminie-

rung, die diesmal die Männer betrifft. 

(Lachen bei den GRÜNEN - Carina 

Hermann [CDU]: Das ist so peinlich, 

was Sie da erzählen! Meine Güte!) 

Mit der gefühlten Diskriminierung der Frauen an 

Hochschulen lässt sich natürlich viel Geld verdie-

nen. So arbeiten ganze Heerscharen von wissen-

schaftlichen Mitarbeitern und sogenannten Sozial-

forschern daran, zu beweisen, dass die Frauen an 

den Hochschulen hochgradig benachteiligt sind. 

Dazu gehört unter anderem das Kompetenzzent-

rum Frauen in Wissenschaft und Forschung 

(CEWS). Diese sogenannte Denkfabrik des Leibniz-

Instituts für Sozialwissenschaften wird ebenfalls 

staatlich gefördert. 

Empirisch nachgewiesen ist - nachgewiesen! -, 

dass Frauen durch die Quotenregelung bei gleicher 

Befähigung bis zu doppelt so hohe Chancen haben 

wie Männer, eine Professur zu erhalten.  

(Beifall bei der AfD) 

Nicht empirisch nachgewiesen ist die sogenannte 

strukturelle und institutionelle Benachteiligung von 

Frauen. Also: Wenn es nicht mehr darum geht, dass 

die Besten die Hochschulen anführen, sondern die 

herbeigezwungenen Quoten, besteht das Risiko, 

dass das Prinzip der Bestenauslese durch das Pro-

fessorinnenprogramm gefährdet ist.  

Natürlich kann ich nachvollziehen, dass auch die 

Hochschulen bei diesem verlockenden Millionen-

Geldsegen nicht Nein sagen, wenn sie sich bei der 

Berufung auf eine vakante Professur für eine Frau 

entscheiden und sich diesem Programm anschlie-

ßen. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Haben 

Sie den Anspruch an sich, dass Sie ir-

gendjemand ernst nehmen soll?) 
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Hier besteht außerdem das Risiko, dass gegen das 

Grundgesetz agiert wird. Denn die Berufung auf 

eine Professur muss nach dem Prinzip der Besten-

auslese erfolgen, wie es in Artikel 33 Abs. 2 des 

Grundgesetzes festgeschrieben ist. Es geht immer-

hin um die größte Ressource, die Deutschland hat, 

werte Genossen. Ideologie, Fetisch, Wahn und das 

Abdriften aus der Realität haben gerade an Hoch-

schulen und Universitäten nichts zu suchen. Daher 

streichen wir als AfD-Fraktion diese Fördergelder. 

(Beifall bei der AfD) 

Der dritte Punkt in meiner Rede zum Haushalt 2024 

ist Heimatpflege und Denkmalschutz - ein für mich 

sehr wichtiges Thema: der Erhalt der heimischen 

Historie und Identität. Das ist das Fundament unse-

res Landes. Das nennt sich „deutsche Leitkultur“. 

(Carina Hermann [CDU]: Oh! - Zurufe 

von der SPD und den GRÜNEN) 

Wer Gespür und Weitsicht für die Entwicklung ge-

rade in Europa hat, sieht überall die Suche der Men-

schen und gerade der Jugend nach ihrer eigenen 

Identität und nach ihren eigenen Wurzeln. Wer Kon-

takt zu früheren Kollegen und heutigen Freunden 

mit Migrationshintergrund hat, der hört in letzter Zeit 

immer häufiger: Ihr Deutsche habt doch keine Leit-

kultur mehr.  

(Immacolata Glosemeyer [SPD]: Die 

haben Sie wahrscheinlich reden ge-

hört!) 

Und: Was ist denn eure Leitkultur? Vielleicht die Re-

genbogenflagge? - Ja! Wir befinden uns mitten in 

einer Kulturvernichtung hin zu einer Ersatzkultur, 

die sich in der sinnlosen Suche manifestiert, ob man 

sich als Mann oder Frau, trans oder queer definiert 

- Beispiel LGBTQ-Bewegung. Oder man ist paraly-

siert von Weltuntergangsszenarien - Beispiel Klima-

sekten, die mit Milliardenbeträgen finanziert wer-

den. 

(Wiard Siebels [SPD], lachend: „Klima-

sekten“! Die beten den Klimagott an! - 

Carina Hermann [CDU]: Ei, ei, ei!) 

Ein Paradebeispiel für den Niedergang unserer Kul-

tur ist die weltweit als Kunstausstellung der 

Schande in die Geschichte eingegangene Docu-

menta 15 im Jahr 2022 in Kassel. 

(Carina Hermann [CDU]: Was halten 

Sie für eine Rede?) 

Diese war dominiert von der tiefen Abneigung ge-

gen Europas Hochkultur und die Werte des Wes-

tens, garniert mit einem nicht zu übersehenden An-

tisemitismus. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Frau Abgeordnete Schülke, einen kleinen Moment, 

bitte! - Es mag ja sein, dass es der einen oder an-

deren Kollegin oder dem einen oder anderen Kolle-

gen schwerfällt, zuzuhören. Nichtsdestotrotz, es 

gibt hier noch Redezeiten, auch für die Fraktion der 

Grünen. Gegebenenfalls können Sie auch eine Zwi-

schenfrage stellen. Sie können hier einige Dinge 

tun. Aber bitte lassen Sie die Rednerin ausreden 

und zu Wort kommen! Denn wir hier oben können 

die Rednerin fast gar nicht mehr verstehen. 

(Beifall bei der AfD - Immacolata 

Glosemeyer [SPD]: Das ist aber nicht 

so schlimm! - Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Bitte schön, Frau Schülke! 

Jessica Schülke (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

Hier wurde ganz klar sichtbar, dass die Documenta 

ein Sinnbild für die irritierende Ratlosigkeit und die 

tiefe Verunsicherung gerade in Deutschland ist. Die 

42,2 Millionen Euro, die die Veranstaltung kostete, 

wurden zu einem großen Teil vom Steuergeld finan-

ziert. Diese Kulturvernichtung, von Politik und Me-

dien zum woken Zeitgeist hochstilisiert, geht somit 

einher mit einer maßlosen Steuergeldverschwen-

dung. 

Wir, die AfD, wirken dieser Entwicklung entgegen. 

Wir, die AfD, kämpfen für unsere Heimat - unser kul-

turelles Erbe - mit ihren einmaligen Schätzen und 

der damit verbundenen Identität. Deshalb haben wir 

uns für eine Aufstockung der Gelder an dieser Stelle 

im Haushalt entschieden. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD - Meta Janssen-

Kucz [GRÜNE]: Für die braune Ver-

gangenheit! - Carina Hermann [CDU]: 

Unglaublich! Jedes Vorurteil bedient! 

Ehrlich!) 
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Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung kommt aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen, von der Abgeordneten 

Pippa Schneider. Bitte schön, Frau Schneider! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Pippa Schneider (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! „Krisenmodus“ - dieses Wort wurde 

letzte Woche zum Wort des Jahres gekürt. Um in all 

den vielfältigen Krisen Lösungen zu finden, brau-

chen wir die Wissenschaft und unsere Hochschulen 

dringender denn je. Und für all diese Herausforde-

rungen brauchen unsere Hochschulen eben auch 

eine gute finanzielle Ausstattung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ein wichtiger Punkt, um den Hochschulen Pla-

nungssicherheit zu geben, ist die Übernahme der 

Tarif- und Besoldungssteigerungen durch das Land. 

Hiermit sorgen wir auch für gute Arbeitsbedingun-

gen an den Hochschulen. 

Wenn ich mit den Unis im Gespräch bin, dann be-

richten sie mir immer von den maroden Gebäuden. 

An meinem Institut in Göttingen musste man im 

Winter mit Jacke im Hörsaal sitzen, weil man sonst 

einfach erfroren wäre. An anderen Unis regnet es 

rein, oder es ist im Sommer viel zu heiß. Es gibt ei-

nen enormen Investitionsstau für Sanierungen an 

den niedersächsischen Hochschulen. Mit den zu-

sätzlichen Mitteln für die energetische Sanierung 

gehen wir das nun endlich an. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ein weiterer wichtiger Punkt im Haushalt ist der fi-

nanzielle Aufwuchs für die Studierendenwerke, zu-

sätzlich zu den 30 Millionen Euro aus dem letzten 

Nachtragshaushalt. Die Studierendenwerke sind für 

einen großen Teil der sozialen Infrastruktur zustän-

dig, sei das nun Wohnen in den Wohnheimen, Es-

sen in den Mensen oder andere Grundversorgung. 

Gerade in Zeiten von Inflation und steigender Armut 

unter Studierenden  

(Zuruf von der AfD: Was Sie zu verant-

worten haben!) 

ist ein kostengünstiges Angebot hier enorm wichtig. 

Außerdem bieten die meisten Studierendenwerke 

eine Psychosoziale Beratungsstelle an. Die Sozial-

erhebung des Deutschen Studierendenwerks aus 

diesem Jahr hat gezeigt, dass jede*r sechste Stu-

dierende eine oder mehrere gesundheitliche Beein-

trächtigungen hat. 65 % davon haben eine psychi-

sche Erkrankung. Das deutsche Studierendenwerk 

spricht von einer Mental-Health-Krise der Studie-

renden. 

Das sind jetzt alles Zahlen, die hier auf dem Papier 

stehen. Aus meiner Zeit als AStA-Vorsitzende wäh-

rend der Corona-Pandemie kann ich mich aber 

noch sehr gut an die Einzelschicksale der Studie-

renden erinnern. Wir hatten weinende Menschen, 

die bei uns anriefen, weil alle Beratungsstellen völlig 

überfüllt waren. Die Warteliste der Psychosozialen 

Beratungsstelle ist ab November geschlossen ge-

wesen. Das heißt, dass man nicht nur keinen Ter-

min für eine Beratung bekommen hat, sondern man 

konnte sich nicht mal auf die Warteliste dafür set-

zen. Es ist also dringend nötig, diese Angebote auf-

zustocken. Für die Gesundheit unserer Studieren-

den stellen wir mit diesem Haushalt die nötige Fi-

nanzierung zur Verfügung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wenn ich jetzt hier in die Runde fragen würde, wer 

von Ihnen studiert hat, dann würden sich wahr-

scheinlich fast alle melden. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Ich habe nur 

das Leben studiert! - Ulf Thiele [CDU]: 

Um Gottes Willen!) 

Wenn ich dann fragen würde, bei wem auch min-

destens ein Elternteil studiert hat, dann sind das 

wahrscheinlich immer noch die allermeisten. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten - 

Reinhold Hilbers [CDU]: Sie haben alle 

studiert, aber keinen Abschluss!)  

Fast 80 % der Kinder aus einem Akademikerhaus-

halt fangen ein Studium an. Bei den Nicht-Akademi-

kerhaushalten sind es gerade mal ein Viertel. Und 

gerade in Zeiten des Fachkräftemangels können wir 

uns das doch nicht länger erlauben. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Sebastian 

Lechner [CDU]: Doch!) 

Dagegen setzt sich der Verein „ArbeiterKind“ ein: 

für mehr Bildungsgerechtigkeit und einen besseren 

Zugang zu Universitäten, eben für Arbeiterkinder. 

Und ich freue mich besonders, dass im nächsten 
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Jahr wieder die Mittel für diese wichtige Arbeit gesi-

chert sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Investitio-

nen in die Hochschulen, in die Sanierung, in die so-

ziale Infrastruktur und in die Bildungsgerechtigkeit 

sind ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das sind 

keine Investitionen!) 

Und ich freue mich sehr, dass wir mit diesem Haus-

halt für das nächste Jahr die Wissenschaft und die 

Hochschulen in Niedersachsen noch weiter stärken 

können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung stammt ebenfalls aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, von der Abgeord-

neten Eva Viehoff. Bitte schön, Frau Viehoff! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleg*innen! Ganz oft, ob auf kommunaler oder auf 

Landesebene, begegnet uns der Spruch: Kulturaus-

gaben sind freiwillige Ausgaben. Wir müssen sie 

nicht tätigen, wir können sie tätigen. 

Aber wie freiwillig sind sie denn? Brauchen wir das, 

oder kann das weg? Diese Frage darf man in den 

Fragen der Kultur und der Erwachsenenbildung 

nicht stellen. Denn sie sind keineswegs freiwillig, sie 

haben eine besondere Bedeutung für den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt, für den Erhalt unserer 

Demokratie. Kulturelle Angebote sind weiche 

Standortfaktoren, vor allem im ländlichen Raum. 

Wichtiger denn je sind für Kultur und Erwachsenen-

bildung Planbarkeit und Verlässlichkeit und eben 

nicht Versprechen, die man spätestens ab dem 

Haushalt 2025 nicht mehr einhalten kann, liebe 

CDU. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir schaffen Planbarkeit und Verlässlichkeit, meine 

Damen und Herren. Das haben wir gemeinsam ge-

tan, gemeinsam mit den Kolleg*innen der SPD, 

aber auch durch eine gute Zusammenarbeit mit den 

Mitarbeitenden im Finanzministerium, mit Gerald 

Heere, mit den Mitarbeitenden im MWK und mit Mi-

nister Mohrs. Deshalb gilt diesen allen unser herz-

lichster Dank für die Zusammenarbeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

So ist es uns nämlich gelungen, weder im Haus-

haltsplanentwurf des Kabinetts noch in dem jetzt 

vorliegenden Haushalt tatsächlich sparen zu müs-

sen, so wie es zum Beispiel NRW, das in dieser 

Haushaltsdebatte ja häufig als Beispiel genannt 

wird, für 2024 in einem erheblichen Maße tun muss.  

Wir setzen uns dafür ein, dass Kultur und Erwach-

senenbildung auskömmlich finanziert sind. Wir wis-

sen alle, dass mehr immer geht. Aber deshalb freut 

es mich, dass es uns gelungen ist, sowohl Bewähr-

tes zu erhalten, als auch Neues zu wagen. 

Wir stehen für einen vielfältigen Kulturbegriff. Wir 

fördern Kunstschulen und das Projekt LAG Rock, 

die hervorragende Arbeit in der Nachwuchsförde-

rung junger Talente machen. 

Wir fördern Plattdeutsch und Saterfriesisch und die 

freien Künste. Deshalb möchte ich kurz auf die ganz 

rechte Seite zugehen. Was verstehen Sie eigentlich 

unter Heimatpflege und Regionalsprachen? 

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Mehr als 

Sie!) 

Well hüüt Platt snackt, de deit dat nich so as uns 

Öllern. Platt is en coole Spraak, modern un nich old-

backsch, as us de AfD vertellen will. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ihre Idee von Heimatpflege hat mit der Idee des Nie-

dersächsischen Heimatbundes gar nichts zu tun. 

(Zuruf von der AfD: Doch!) 

Sie zeigt, dass Sie die Positionsbestimmung des 

Bundes für Heimat und Umwelt, die auch der Nie-

dersächsische Heimatbund unterzeichnet hat, nicht 

kennen - und das ist vielleicht auch besser so. Hei-

mat ist nämlich da, wo ich mich zu Hause fühle, und 

hat mit irgendwelchen Leitkulturen überhaupt nichts 

zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Und ja, die Kultur steht in den bestehenden multip-

len Krisen weiterhin unter hohem Druck. Und wer 

zeigt uns das am besten? - Das sind die kommuna-

len Theater,  
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(Carina Hermann [CDU]: Die haben 

Sie ja fast vergessen! Die mussten Sie 

über die politische Liste retten!) 

die sich zum Teil in existenziellen Krisen befinden 

und die natürlich aufgrund der auch zu recht erfolg-

reichen Tarifverhandlungen vor großen Herausfor-

derungen stehen.  

Natürlich muss auch erst einmal ein neuer Vertrag 

mit den kommunalen Theatern verhandelt werden. 

Unabhängig davon, dass man, wie der Kollege 

Prange schon sagte, einen Koalitionsvertrag nicht in 

350 Tagen vollständig erfüllt, wird man auch dazu 

kommen, dass die Tarifsteigerungen übernommen 

werden. Für den Haushalt 2024 haben wir sowohl 

für die existenziellen Krisen als auch für die Tarifer-

höhungen, die im März kommen, einen Weg gefun-

den, der sich im Rahmen der finanziellen Gestal-

tungsmöglichkeiten bewegt. Das haben wir erreicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

Mir ist bewusst, dass es uns weiter gelingen muss, 

die Zukunft dieser Häuser nicht nur heute zu unter-

stützen, sondern dass wir versuchen müssen, das 

auch langfristig zu tun. Hier sieht man, wie wenig 

freiwillig Ausgaben für Kultur weder für das Land 

noch für die Kommunen sind.  

Vizepräsident Marcus Bosse: 

Letzter Satz, bitte, Frau Kollegin Viehoff! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Als Fachpolitikerin bin ich mir also sehr wohl be-

wusst: Es gibt auch Baustellen. Aber in diesem 

Sinne freue ich mich sehr über das Erreichte und 

bin gespannt auf die Zukunft.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Marcus Bosse: 

Die nächste Wortmeldung kommt von der Landes-

regierung, von Herrn Minister Falko Mohrs. Bitte 

schön, Herr Mohrs! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Falko Mohrs, Minister für Wissenschaft und Kul-

tur: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Die Welt befindet sich im Wandel, und wer 

die Zukunft als Gestaltungsaufgabe versteht, der 

muss in Forschung und in Lehre investieren. Es 

geht darum, die richtigen Innovationen und die rich-

tigen Fachkräfte zu haben, die in der Lage sind, 

diese Gestaltungsaufgabe anzunehmen.  

Die Dinge, die Niedersachsen heute stark ma-

chen - Agrar, Autoindustrie, Energie -, werden in 

zehn Jahren anders aussehen, als sie heute ausse-

hen. Wenn wir also wollen, dass das auch in Zukunft 

unsere Stärke bleibt, dann gilt es, dort zielgerichtet 

zu investieren. Und das, Frau Kollegin Lutz, tun wir: 

nicht mit der Gießkanne, sondern zielgerichtet in die 

Bereiche, die unserem Land Niedersachsen den 

Wohlstand heute und in Zukunft sichern. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Carina Hermann [CDU]: Wir ha-

ben ja gehört, was Sie alles nicht ge-

macht haben!) 

Genauso ist es wichtig, in der Medizin, in unseren 

Uni-Kliniken die richtigen Rahmenbedingungen zu 

setzen. Ich komme darauf zurück.  

Der Mangel an Fachkräften ist allgegenwärtig. Hier 

spielen die Unis und die Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften die entscheidende Rolle, 

um neben der dualen Ausbildung für die richtigen 

Fachkräfte zu sorgen.  

Unsere Kultur - das ist erwähnt worden - darf Zer-

streuung sein. Sie ist aber auch ein Ort für Diskurs, 

für Gesellschaft und damit ein Anker für unsere frei-

heitlich-demokratische Grundordnung. Das gleiche 

gilt für die Erwachsenenbildung, die politische Bil-

dung, die Grundbildung - sie sorgt dafür, dass wir in 

Zeiten des Wandels lebenslang lernen können.  

Das sind die Schwerpunkte, an denen die Landes-

regierung diesen Haushalt ausgerichtet hat, und ich 

danke den regierungstragenden Fraktionen sehr, 

dass sie mit der politischen Liste genau bei diesen 

Schwerpunkten weitere wichtige Impulse gesetzt 

haben.  

Als ich den Kolleginnen Lutz und Machulla zugehört 

habe, hätte ich auf den Gedanken kommen können, 

dass all die Dinge, die von ihnen gefordert worden 

sind, irgendwie vorbereitet gewesen wären. Aber: 

Wenn Sie uns vorwerfen, dass ein Investitionspro-

gramm beendet worden ist, dann muss ich Ihnen 

sagen: Im Haushalt war dies von Ihren Kolleginnen 

und Kollegen, die heute schräg hinter Ihnen sitzen, 

nicht vorbereitet. Dafür war im Haushalt kein Geld 

vorgesehen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Wenn Sie kritisieren, dass beim Staatstheater Han-

nover Dinge nicht vorgesehen sind, dann muss ich 

sagen: Es waren Ihre Minister, die für dieses Staats-

theater einen Finanzdeckel eingezogen haben.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Der war not-

wendig!) 

Wir sind diejenigen, die diesen Deckel wegnehmen, 

weil wir wissen, dass die Kostensteigerungen über-

nommen werden müssen, dass die Häuser das 

brauchen.  

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen, meine Damen und Herren: Wenn Sie 

jede Rede damit beenden, dass eine bessere Wis-

senschafts- oder Kulturpolitik notwendig ist,  

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

- warten Sie noch, bevor Sie klatschen! -, dann 

muss ich sagen: Korrigieren Sie Ihren Satz! Sie war

notwendig, und deswegen hat Rot-Grün genau das 

auch angefasst, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Mit dem Programm zukunft.niedersachsen haben 

wir eine riesige Chance, die Zukunftsfelder für das 

Land Niedersachsen anzufassen. Wir investieren in 

die Forschung in den Bereichen, die uns stark ma-

chen. Es geht um die Wertschöpfung im Fahrzeug-

bau, es geht um die Batterieproduktion, es geht um 

das Batterierecycling, es geht um die geschlosse-

nen Kreisläufe. Wir investieren aber auch im Be-

reich der Medizin: in die Fragen von individualisier-

ter Medizin, weil es darum geht, gerade auch sel-

tene Erkrankungen zielgerichtet hier in diesem Land 

zu kurieren. Das sind genau die Dinge, die wir nach 

vorne bringen.  

(Vizepräsident Jens Nacke über-

nimmt den Vorsitz) 

Wenn, wie eben, im Blick auf Kultur und Wissen-

schaft kritisiert wird, dass wir international arbeiten, 

muss ich Ihnen sagen: Wir werden das weiter und 

wir werden das verstärkt tun. Ich mache das an ei-

nem Beispiel fest: Unsere Kooperation mit Israel 

werden wir in den nächsten Jahren intensivieren, 

weil es uns wichtig ist, nicht nur von Solidarität zu 

reden, sondern auch so zu handeln. Deswegen ist 

die internationale Zusammenarbeit für uns ein 

Schwerpunkt, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Wir schaffen Planungssicherheit für die Hochschu-

len, indem wir auch für die nächsten Jahre zusi-

chern, dass die Energie- und Personalkosten über-

nommen werden. Das sind alleine in 2024 über 

100 Millionen Euro. Das ist tatsächlich eine sub-

stanzielle Verbesserung für die Hochschulen. Und 

wenn Sie sagen, dass das so nicht wahrgenommen 

wird, dann weiß ich nicht, ob Sie entweder keine 

Gesprächskontakte in die Hochschulen haben oder 

ob Sie das einfach ignorieren.  

Genauso ist es beim Hochschulentwicklungsver-

trag. Den hat damals Rot-Grün geschrieben. Unter 

Ihren Ministern wurde er lediglich fortgeführt.  

(Zuruf von der CDU: Das stimmt nicht!) 

Wir hingegen stellen ihn komplett neu auf. Wir ha-

ben mit den Hochschulen verabredet, dass er im 

ersten Quartal 2024 verabschiedet wird und dass 

darauf aufbauend das NHG überarbeitet wird. Inso-

fern ist es nicht so, dass das irgendwer einfach lie-

gen lässt, sondern es gibt einen klaren Zeitplan, den 

wir mit den Hochschulen verabredet haben. Genau 

so agieren wir, meine Damen und Herren. Das ist 

Planungssicherheit! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich halte es ausdrücklich für notwendig und richtig, 

dass wir noch stärker in das Professorinnenpro-

gramm investieren, als wir das in der Vergangenheit 

getan haben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Gerade einmal knapp 30 % der Professorinnen und 

Professoren in Niedersachsen sind Frauen. Jetzt 

kann man sagen, damit ist man zufrieden. Ich aber 

halte es mit dem Grundgesetz, mit Artikel 3. Da 

steht nämlich drin, dass Frauen und Männer gleich-

berechtigt sind. Und es ist die Verantwortung des 

Staates, diese Gleichberechtigung durchzusetzen. 

Genau deswegen ist dieser Schwerpunkt auch rich-

tig, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Und ich halte es für wichtig - das ist erwähnt wor-

den -, dass wir bei den Studierendenwerken dauer-

haft die Finanzierung anheben. Die Studierenden-

werke sind wesentliche Träger und Bereitsteller der 

Infrastruktur für Studierende in diesem Land. Dass 

es uns gelungen ist, nach dem Nachtragshaushalt, 

den wir dankenswerterweise auf den Weg bringen 

konnten, dauerhaft eine Erhöhung um 700 000 Euro 
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vorzunehmen, ist wichtig für die Studierenden-

werke. Das ist wichtig für die Studierenden in unse-

rem Land.  

Meine Damen und Herren, ich habe davon gespro-

chen, dass wir im Bereich der Sanierung dringen-

den Nachholbedarf haben. Sie alle kennen mit Si-

cherheit das Krull-Gutachten. Sie wissen, wie groß 

der Bedarf ist. Dass es uns für den nächsten Haus-

halt gelungen ist, 94 Millionen Euro zusätzlich für 

den Bereich der Sanierung der Hochschulen zu ver-

ankern, und dass es uns gelingen wird, Mittel in glei-

cher Höhe auch für die Stiftungshochschulen bereit-

zustellen, ist ein Riesenerfolg, mit dem wir einen 

Schritt dahin gehen, dass die Hochschulen auch 

baulich-energetisch besser aufgestellt sind. Auch 

das haben Forschung und Lehre in unserem Land 

verdient, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir haben bei den Neubauten bei der Medizini-

schen Hochschule Hannover und bei der Universi-

tätsmedizin Göttingen erhebliche Beschleunigun-

gen erreicht - vor allem bei der UMG: bis zu 57 Mo-

nate! Das ist eine echte Leistung, aber das ist auch 

notwendig und wichtig. Wir sind mit diesen beiden 

Standorten und mit der EMS, der European Medical 

School in Oldenburg, im Gespräch darüber, wie 

eine Zukunftsstrategie für die Ausbildung im Be-

reich der Medizin aussehen kann. Wir warten nicht 

darauf, dass Ergebnisse vorliegen, sondern es wur-

den - Sie haben es gehört - über die politische Liste 

5 Millionen Euro zusätzlich für die EMS bereitge-

stellt. Wenn Sie sagen, der dritte Bauabschnitt 

müsste jetzt realisiert werden: Wir sind gerade beim 

ersten Bauabschnitt. Der zweite wird gerade ge-

plant, und der dritte ist in Vorbereitung. Das ist, 

wenn man von Eins über Zwei nach Drei zählt, die 

richtige Reihenfolge.  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie müssen den drit-

ten jetzt planen! Der dritte ist der 

Größte!) 

Hier geht es ohne Zeitverlust genau so weiter, wie 

es eingestielt wurde. 

(Ulf Thiele [CDU]: Nein, Herr Mohrs! - 

Gegenruf von Detlev Schulz-Hendel 

[GRÜNE]: Doch, Herr Thiele! - Ulf 

Thiele [CDU]: Nein! Sie müssen jetzt 

den Planungsabschnitt Nr. 3 beginnen! 

- Gegenruf von Detlev Schulz-Hendel 

[GRÜNE]: Nicht immer dem Minister 

widersprechen!) 

Wir haben die Erhöhung auf 200 Studienplätze vor 

uns. Das wird stattfinden. Wir diskutieren, die wei-

tere Erhöhung an allen drei Standorten zu realisie-

ren. Das ist, was wir an dieser Stelle ableisten, 

meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

In der Kultur wurde im Bereich der Musikschulen 

seit Jahren, seit Jahrzehnten dafür gekämpft, einen 

eigenen Ansatz im Haushalt zu bekommen. Jetzt ist 

es endlich gelungen, mit 2 Millionen Euro für die 

Musikschulen - neben dem erwähnten höheren An-

satz für „Wir machen die Musik!“ - etwas festzu-

schreiben, das lange, lange, lange gefordert wurde. 

(Beifall von Annette Schütze [SPD]) 

Es ist mir wichtig, dass wir auch - das ist erwähnt 

worden - im Bereich der kommunalen Theater im 

nächsten Jahr 10 % mehr bereitstellen und damit 

das Versprechen einlösen, dass wir in die anteilige 

Übernahme der Tarifkosten einsteigen. Dass wir 

das tun, war übrigens nicht im Haushalt vorgese-

hen. Insofern sind wir von Rot-Grün diejenigen, die 

diese Planungssicherheit schaffen, meine Damen 

und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Mit der Förderung für die Landesmusikakademie, 

den Landesmusikrat, die LAG Rock sind das also 

deutlich über 3 Millionen Euro. Im Weiteren ist es 

endlich gelungen, für die freien Spielstätten 450 000 

Euro zusätzlich bereitzustellen. 

Wir haben endlich andere lange währende Themen 

wie den Sprengel-Vertrag neu aufgestellt. Das ist 

ein weiterer wichtiger Punkt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, natürlich 

kann man sich an vielen verschiedenen Stellen 

mehr wünschen. Dann wünsche ich mir aber zuerst 

die Redlichkeit, zu sagen, dass man das in der Ver-

gangenheit nicht geschafft hat und Dinge, die wir 

heute realisiert haben, in der Vergangenheit nicht 

gelungen sind. Wir investieren in die Wissenschaft, 

in die Kultur und damit in die Zukunftsfähigkeit un-

seres Landes. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Minister Mohrs.  
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Weitere Wortmeldungen zum Schwerpunkt Wissen-

schaft und Kultur liegen uns nicht vor. 

Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 32: 

Haushaltsberatungen 2024 - Haushaltsschwer-

punkt Kultus  

Dazu hat sich für die Fraktion der CDU Herr Kollege 

Fühner zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Christian Fühner (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wir erleben in Niedersachsen seit ei-

nem Jahr - das muss man sagen und feststel-

len - eine neue Art der Bildungspolitik. Ich finde, 

Frau Hamburg unterscheidet sich schon von ihrem 

Vorgänger Herrn Tonne, insbesondere in einer Sa-

che: Sie ist deutlich kommunikativer.  

Kultusminister Tonne hat das Ganze eher verwaltet 

und hat sich immer dann, wenn es etwas zu verkün-

den gab, in die Presse gestellt. Anders die jetzige 

Ministerin: Frau Hamburg erklärt die Probleme. Sie 

beschreibt die Situation an den Schulen, sie be-

schreibt sie auch ziemlich zutreffend. Sie macht  

Dialogforen. Ich finde, Frau Ministerin, das kann 

man auch tun. Gerade am Anfang ist es auch rich-

tig, die Probleme zu beschreiben. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und von Barbara Otte-Kinast [CDU]) 

Es ist eine Premiere, dass ich mal Applaus von 

Ihnen bekomme. Vielen Dank! Sie müssen aber 

bitte bis zum Ende zuhören. 

(Zuruf: Das ist harte Arbeit!) 

Frau Ministerin, wir haben auch gar kein Problem 

damit, dass Sie Probleme beschreiben, viel mit den 

Verbänden reden und kommunikativ sind. Wissen 

Sie aber, womit wir ein großes Problem haben? - 

Dass es im Moment, nach über einem Jahr, bei dem 

Beschreiben geblieben ist. Es ist bei dem Beschrei-

ben geblieben. Sie gehen die Probleme, die Sie sel-

ber beschreiben, nicht an. Es ist keine wirkliche po-

litische Ambition vorhanden, um die Probleme, die 

Sie selber beschreiben, in den Griff zu bekommen. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Kultusministerin, es reicht nicht, ständig nur 

darüber zu reden. Wir brauchen Ergebnisse. 

Deshalb haben wir uns sehr gespannt den Haus-

haltsplanentwurf angeschaut. Wir haben gesagt: 

Die Ministerin redet über die Probleme. Jetzt muss 

in ihrem ersten Haushaltsplanentwurf auch mal et-

was kommen. Da muss mal etwas drinstehen, bei 

dem man das Gefühl hat: Die Ministerin hat eine 

Idee davon, wie sie die Bildungspolitik verändern 

will, um die viel beschriebenen Probleme in den 

Griff zu bekommen. 

Aber, Frau Ministerin, Ernüchterung macht sich 

breit. Was Sie in Ihrem Haushalt abbilden, wird den 

aktuellen Herausforderungen in keinster Weise ge-

recht. Wir erkennen keinen einzigen Schwerpunkt, 

um die Situation in den Kitas und in den Schulen zu 

verbessern. Was Sie hier abbilden, ist zu wenig. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Ministerin, Schwerpunktsetzung: Man kann 

nicht alles auf einmal. Das haben wir jetzt schon 

mehrfach gehört. Wir machen mal einen Vorschlag, 

welcher Schwerpunkt Ihnen gut zu Gesicht stehen 

würde. Diesen müssten Sie im Bereich der frühkind-

lichen Bildung setzen. In vielen Studien - PISA wer-

den wir morgen noch diskutieren, es gibt aber auch 

andere - wird dargelegt, wie vielfältig und groß die 

Herausforderungen in den weiterführenden Schu-

len usw. sind. 

Wir alle in diesem Haus wissen, dass der Schlüssel 

im Bereich der frühkindlichen Bildung liegt. Deswe-

gen sollte dieser Bereich jetzt - verdammt noch 

mal! - politische Priorität haben. Frühkindliche Bil-

dung ist der entscheidende Faktor, um in Zukunft 

gute Bildungspolitik machen zu können, für die Ent-

wicklung unserer Kinder. Das versäumen Sie mit Ih-

rem Haushaltsplanentwurf, Frau Ministerin. 

(Beifall bei der CDU) 

Deshalb müssen wir - das will ich Ihnen ganz klar 

sagen - in die Offensive gehen. Wir brauchen mehr 

Erzieherinnen und Erzieher. Wir brauchen mehr so-

zialpädagogische Assistenten für unsere Kitas. 

(Zuruf von Djenabou Diallo-Hartmann 

[GRÜNE]) 

Und das wird eben nur gehen, Frau Kollegin, wenn 

wir in die Ausbildung investieren. Wir müssen in die 

Ausbildung hineingehen. Aber Sie weigern sich, im 

Ausschuss darüber zu reden. Sie haben schon fast 

eine Blockadehaltung, wenn wir mit Ihnen über eine 

dualisierte, vergütete Ausbildung sprechen wollen - 

eine echte dualisierte Ausbildung mit einer Ausbil-

dungsvergütung ab dem ersten Monat. Das brau-
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chen wir in Niedersachsen. Und das haben Sie bis-

her immer abgelehnt, obwohl alle Verbände es for-

dern, obwohl alle Kommunen es fordern und wir es 

jetzt schon seit Wochen auf dem Tisch liegen ha-

ben. 

(Beifall bei der CDU - Djenabou Diallo-

Hartmann [GRÜNE]: Es passiert wohl 

was!) 

Aber dann kommen die Regierungsfraktionen. Die 

Ministerin bringt nichts auf den Weg, und dann kom-

men die Regierungsfraktionen. Da habe ich mir echt 

die Augen gerieben. Sie schreiben in Ihre politische 

Liste 1 Million Euro für eine Werbekampagne, um 

Erzieher anzuwerben. Ich habe echt gedacht, das 

ist Satire. Ich habe wirklich gedacht, das ist ein 

schlechter Witz. Welchen Werbespruch wollen Sie 

denn in Ihrer Werbekampagne verwenden? - Aus-

bildung ohne Gehalt. - Kommen Sie zu uns nach 

Niedersachsen! 

(Lachen und Beifall bei der CDU) 

Was wollen Sie für die Leute plakatieren? Wie soll 

so eine Kampagne aussehen? Die Rahmenbedin-

gungen sind das Problem, warum bei uns niemand 

eine Ausbildung machen möchte. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich komme aus 

Lingen an der Grenze zu einem anderen Bundes-

land. Wissen Sie, wo wir als Stadt jetzt unsere Er-

zieherinnen und Erzieher ausbilden? - In Nordrhein-

Westfalen. Wir bilden unsere Erzieher in Nordrhein-

Westfalen aus, weil es dort ab dem ersten Monat 

eine Ausbildungsvergütung gibt. Das gibt es in Nie-

dersachsen nicht, und deswegen haben wir hier 

Nachholbedarf. Hören Sie endlich auf, diese Dinge 

zu blockieren. Wir brauchen eine Vergütung in der 

Erzieherausbildung. 

Schauen wir uns den Block „Schulen“ in Ihrem 

Haushalt an. Den ersten Satz aus Ihrer Rede kön-

nen Sie gleich schon mal streichen. Ich schätze, 

gleich sagen Sie: Das ist der größte Haushaltsan-

satz, den es jemals gegeben hat. Das ist das 

Größte, was wir jemals in den Etat geschrieben ha-

ben. - Das haben Herr Tonne und seine Vorgänger 

auch schon gesagt. Jahr für Jahr ist die Summe grö-

ßer geworden. Das als Erfolg zu präsentieren und 

wie eine Monstranz vor sich herzutragen, wird aber 

am Ende nicht ausreichen. Das wird man ganz ein-

fach auskontern können. 

Ich will das an einem Beispiel verdeutlichen. Frau 

Ministerin, wenn wir über die Anerkennung von aus-

ländischen Abschlüssen sprechen, sagen Sie im-

mer: Ja, da müssen wir etwas machen. Das ist wich-

tig, damit wir Leute aus einem anderen Land in un-

sere Schulen holen können und sie zur Verbesse-

rung der Unterrichtsversorgung beitragen können. - 

Ihre Lösung: Wir stocken Personal bei den Regio-

nalen Landesämtern auf. 

Genau das ist der Ansatz, der sich immer in Ihrer 

Politik widerspiegelt. Es gibt ein Problem. Sie holen 

neues Personal und bauen Bürokratie auf, anstatt 

endlich mal die formalen Hürden abzusenken und 

bei der Anerkennung von Abschlüssen vernünftige 

Verfahren einzuleiten - mit weniger Personal. Statt-

dessen holen Sie sich zusätzliches Personal in Ihre 

Kultusbürokratie, die sowieso schon viel zu groß ist. 

Das ist der Fehler. So gestalten Sie Politik. So wird 

es aber auf Dauer nicht funktionieren können. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich will ein weiteres Themenfeld nennen, warum Ihr 

Haushalt so groß geworden ist. Natürlich, die Besol-

dung der Lehrkräfte: A 13. Ich mache kein Geheim-

nis daraus: Wir begrüßen das. Die A 13-Besoldung 

für alle Lehrkräfte als Einstiegsgehalt ist der richtige 

Weg. Das reicht aber nicht, wenn wir über Qualität 

und Entwicklung von Bildung reden. Die A 13-Be-

soldung für Lehrkräfte, Frau Ministerin, ist ein Zei-

chen der Wertschätzung und Anerkennung. Das ist 

in Ordnung. Das wird aber nicht helfen, wenn es da-

rum geht, die Bildungsqualität in diesem Land zu 

verbessern. Das ist keine Maßnahme, die auf die-

ses Konto einzahlt. Das ist eine Maßnahme für un-

sere Lehrkräfte. Das ist aber keine Maßnahme für 

unsere Kinder und für die Sicherung der Unter-

richtsversorgung in unseren Schulen und erst recht 

keine Maßnahme für Bildungsqualität. Deswegen 

zählt dieses Argument in dieser Diskussion nicht, 

wenn wir über Qualität in unserem Bildungssystem 

sprechen, Frau Ministerin. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir sind uns, glaube ich, zumindest in den demo-

kratischen Fraktionen einig, dass wir einen Ausbau 

von multiprofessionellen Teams brauchen, von 

Schulsozialarbeit, von weiterem pädagogischen 

Personal. Im Nachtragshaushalt haben Sie dafür 

100 Stellen geschaffen, und ich habe gedacht: Su-

per! Das ist - - - 

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

Ja! Wir machen also doch etwas!) 

- Frau Kollegin, hören Sie zu! Sie können danach 

etwas sagen.  
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Das ist der Einstieg in einen Stufenplan! Wenn das 

jetzt so weitergeht und mit jedem Haushalt weitere 

Stellen geschaffen werden, können wir Jahr für Jahr 

die multiprofessionellen Teams und die Schulsozi-

alarbeit aufstocken! 

Wenn das so weitergegangen wäre, hätte ich Sie 

heute dafür gelobt. Aber leider Gottes setzen Sie 

das, was mit dem Nachtrag gelungen ist, mit dem 

jetzigen Haushalt nicht fort.  

Gleich sagen Sie: Wieso? Da sind doch Stellen ver-

stetigt worden. - Das ist ja wohl das Mindeste, dass 

die Menschen, die jetzt schon in den Schulen tätig 

sind, dort weiterarbeiten können und Sie die Stellen 

verstetigen. Hätten Sie das nicht gemacht, wäre das 

für Sie sehr peinlich geworden.  

Der Ausbau der multiprofessionellen Teams wird 

von dieser Landesregierung und den regierungstra-

genden Fraktionen nicht fortgesetzt. Auch das ist 

eine Erkenntnis aus diesem Landeshaushalt. 

(Beifall bei der CDU) 

Ein weiteres Thema, eine weitere Baustelle von 

Ihnen, Frau Ministerin, ist der Ausbau des Ganzta-

ges. Wenn wir uns ansehen, wie Niedersachsen da 

aufgestellt ist, dann müssen wir sagen: Wir laufen 

sehendes Auges in die Situation hinein, dass der 

Rechtsanspruch der Eltern im Jahr 2026 nicht um-

gesetzt werden kann. 

Frau Ministerin, Ihr Motto „Mut zur Lücke“ werden 

wir Ihnen beim Ganztag nicht durchgehen lassen. 

Sie sind hier in Verantwortung. Es kann nicht sein, 

dass Sie keine weiteren Initiativen ergreifen, um 

beim Ganztagsausbau endlich vorankommen, ob-

wohl Sie sehr genau wissen, dass es bei dem 

Tempo, das Sie an den Tag legen, 2026 scheitern 

wird.  

Deswegen fordern wir Sie mit unseren Vorschlägen 

dazu auf, den Ansatz im Landeshaushalt zu erhö-

hen, aber auch regelmäßig nach Berlin zu fahren, 

um Ihrer Kollegin Frau Paus zu erklären, dass der 

Rechtsanspruch ab 2026 gilt und dass die Kommu-

nen in diesem Bundesland noch erhebliche Investi-

tionsmöglichkeiten brauchen, dass sie erhebliche 

Investitionsbedarfe vor sich haben. In einigen Kom-

munen sind die riesengroß; einige Kommunen ste-

hen ganz am Anfang dieser Investitionen. Wenn Sie 

als verantwortliche Ministerin dieses Thema nicht 

anpacken, dann weiß ich nicht, wer es tun soll.  

Wir haben Vorschläge gemacht. Gehen Sie mit! 

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass der 

Rechtsanspruch 2026 eingehalten werden kann! 

Auch da: bei Ihrem Haushalt Fehlanzeige. Das 

reicht nicht, das ist zu wenig. So wird es 2026 gna-

denlos scheitern. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Ministerin, meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen, lassen Sie mich noch auf zwei wei-

tere Bereiche eingehen, die uns als CDU sehr wich-

tig sind und die uns echte Herzensangelegenheiten 

sind. 

Ich möchte da einmal mit einem Lob beginnen, und 

zwar mit einem Lob dafür, dass Sie, Frau Ministerin, 

die Ergebnisse der AG BBS Permanent umgesetzt 

haben: 100 zusätzliche Stellen für den Bereich der 

berufsbildenden Schulen. Das, muss ich sagen, ist 

vernünftig, weil Sie da auf die Praxis hören, weil da 

gemeinsam mit der Praxis etwas ausgearbeitet wor-

den ist. Diese 100 Stellen werden der beruflichen 

Bildung helfen. Das ist richtig. 

Deswegen möchte ich auch empfehlen, dass der 

Ansatz, den Sie da gewählt haben - auf die Praxis 

zu hören, gemeinsam mit den berufsbildenden 

Schulen Sachen zu entwickeln -, auch bei den an-

deren Baustellen im Bereich der beruflichen Bildung 

gehandhabt wird. Sie sollten beispielsweise, wenn 

es darum geht, die Berufsfachschulen umzuorgani-

sieren, endlich von der Haltung abrücken, dass in 

Zukunft alle BFS dual umsetzen.  

Das ist jetzt ein sehr spezielles Thema, aber die be-

rufsbildenden Schulen laufen teilweise Sturm, wenn 

sie hören, was aus Ihrem Ministerium in den Ver-

sammlungen berichtet wird. Es gibt sehr viele Be-

rufsschulen, die diese Strukturreform nicht wollen. 

Deswegen rate ich Ihnen, das, was Sie bei BBS 

Permanent gemacht haben, im nächsten Jahr auch 

bei BFS dual zu machen, nämlich die Maßnahmen 

in engem Austausch mit der Praxis der beruflichen 

Bildung umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU) 

Ein letzter Bereich sind die Schulen in freier Träger-

schaft. Soweit uns bekannt ist, haben alle Kollegin-

nen und Kollegen im Landtag diesen Brief erhalten.  

(Der Redner zeigt ein Schriftstück) 

Aus diesem Brief möchte ich zitieren: 

„Unsere Arbeit und damit die Zukunft unserer 

Schülerinnen und Schüler sind akut bedroht. 

Ursache dafür ist die völlig unzureichende Fi-

nanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft in 

Niedersachsen.“ 
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Weiter wird ausgeführt: 

„Wenn nichts geschieht, sind der Zeitpunkt 

einer Insolvenz und die Schließung der 

Schule in wenigen Jahren absehbar. Die Si-

tuation vieler anderer freier Schulen ist ähn-

lich dramatisch.“ 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wissen Sie, in 

welchem Wahlkreis die Schule, die uns angeschrie-

ben hat, sitzt? - Im Wahlkreis unser Kultusministe-

rin, von Julia Willie Hamburg.  

Frau Ministerin, in Ihrem eigenen Wahlkreis gibt es 

Schulen, die über Insolvenz reden, die darüber re-

den, dass ihre Existenz bedroht ist. Und Sie stellen 

in Ihren eigenen Haushaltsentwurf keine ausrei-

chende Mittel ein, um die Existenz der Schulen in 

freier Trägerschaft zu sichern. Deren Lage hat sich 

in den letzten Jahren durch die Inflation noch einmal 

verschärft. Die Existenz dieser Schulen ist aktuell 

gefährdet. Und Ihr Haushalt gibt keine Antwort da-

rauf, wie beispielsweise die Tariferhöhungen im 

nächsten Jahr abgewickelt werden sollen.  

Es geht hier um die Existenz vieler Schulen und da-

mit auch um die Standorte der Schulen von vielen 

Tausend Schülerinnen und Schülern, die im Haus-

halt nicht abgesichert sind. Sie bilden hier ein hohes 

Defizit ab. Und das ist unzureichend. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Ministerin, all die Bereiche, die wir aufgezählt 

haben, zeigen: Ihr erster Haushaltsentwurf hat 

kaum Kontur. Er hat keine Schwerpunkte in der 

Qualität. Und er hat vor allen Dingen eine extrem 

enttäuschende Botschaft: Auch im nächsten Jahr 

werden die Probleme unserer Kitas und unserer 

Schulen groß sein, und sie werden sich mit Ihrem 

Haushaltentwurf leider weiter verschärfen. Sie blei-

ben hinter Ihren eigenen Ansprüchen weit, weit zu-

rück. Und nicht nur das: Die Lage wird sich ver-

schärfen - auf dem Rücken unserer Kinder -, ob-

wohl es möglich wäre, in diesem Land eine bessere 

Bildungspolitik zu gestalten, wenn Sie sich unseren 

Ideen und unseren Anträgen anschließen würden. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Fühner. - Als Nächstes 

hat sich für die Fraktion der SPD Frau Kollegin 

Lansmann zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Fühner! 

(Christian Fühner [CDU]: Ja! - Heiter-

keit bei der CDU) 

- Schön, dass Sie zuhören. Denn Sie werden gleich 

noch ein paar Schwerpunkte hören. Und ich kann 

Ihnen eine Sorge nehmen. Wir sind ja noch nicht 

fertig. Wir stellen jetzt die entscheidenden Weichen, 

um dem strukturellen Fachkräftemangel zu entge-

hen und die Unterrichtsversorgung fortlaufend zu 

verbessern. Also Lauscher gespitzt halten und gut 

zuhören! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir sind auf einem guten Weg. Daher danken wir 

der Landesregierung für den vorgelegten Haus-

haltsplan, der vor allem eines zum Ausdruck bringt: 

Bildung ist ein zentraler Schwerpunkt dieser Lan-

desregierung und der regierungstragenden Fraktio-

nen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir halten uns nicht mit Lippenbekenntnissen auf, 

sondern werden am Donnerstag einen Haushalt be-

schließen, der solide geplant ist und gleichzeitig 

wichtige Bausteine aus dem Koalitionsvertrag um-

setzt. Wir regieren eben nicht als Luftnummer, son-

dern orientieren uns an den tatsächlichen Gegeben-

heiten. 

Mit diesem Haushalt können wir alle sehr zufrieden 

sein. Ich möchte mich daher herzlich bei allen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses bedan-

ken, die wirklich sehr viel Arbeit investiert haben, um 

einem bildungspolitischen Gesamtkonzept Rech-

nung zu tragen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

- Ja, da kann man ruhig einmal für die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter klatschen. 

Eines zeichnet den Haushalt besonders aus: Er ist 

in den letzten fünf Jahren so stark gewachsen wie 

nie, auf ein Volumen von rund 8 Milliarden Euro. 

Das ist schon ein wichtiges Zeichen, Herr Fühner. 

Wenn ich mich nicht irre, sind wir vor fünf Jahren bei 

knapp 4,9 Milliarden Euro gestartet.  

Es wird also klar und deutlich, dass gute Bildungs-

politik ein Kernanliegen dieser Landesregierung ist. 
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Das ist auch gut so. Das ist aktives politisches Han-

deln zum Wohle der Bildung in Niedersachsen, 

liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ja, es ist kein Geheimnis, dass wir, wie in vielen an-

deren Bereichen, auch in Schule einen Fachkräfte-

mangel haben. Doch wir nehmen das nicht auf die 

leichte Schulter, wie hier behauptet wird, ganz im 

Gegenteil. Wir sind im ständigen Handeln, wir stel-

len mehr Lehrkräfte ein, als das System verlassen.  

Bereits Grant Hendrik Tonne hat ein umfangreiches 

Lehrkräftegewinnungspaket aufgelegt, und nun ge-

hen wir den nächsten und ganz entscheidenden 

Schritt für mehr Attraktivität im Lehrberuf.  

Mit der Einführung von A13 wird ein deutliches Sig-

nal vor allem an die gesendet, die wir besonders 

dringend gerade in der Schule brauchen: die 

Grund-, Haupt- und Realschullehrkräfte. Rund 

29 000 Lehrkräfte werden ab dem 1. August 2024 

eine deutliche Erhöhung ihrer Besoldung erhalten. 

Das ist natürlich ein ganz, ganz wichtiger Schritt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Die Anhebung in einem Schritt ist auch für die Wett-

bewerbsfähigkeit unter den Bundesländern von gro-

ßer Bedeutung, nicht dass sie alle in andere Bun-

desländer wie NRW abwandern.  

Eine weitere wichtige Maßnahme ist, dass auch die 

Funktionsstellen entsprechend mitgedacht werden. 

Hier sprechen wir immerhin über rund 5 700 Lehr-

kräfte. Das ist eine ausdrückliche Wertschätzung für 

diejenigen, die besondere Aufgaben in Schule über-

nehmen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist es daher ein 

ausdrückliches Anliegen, mich an dieser Stelle bei 

allen Lehrkräften, die das System am Laufen halten, 

zu bedanken. Danke für Ihren Einsatz! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir werden mit dem Haushalt 2024 rund 69 Millio-

nen Euro und dann in den Folgejahren aufwach-

send rund 176 Millionen Euro für die Angleichung 

der Besoldung ausgeben. Damit sorgen wir nicht 

nur für mehr Attraktivität, sondern auch für mehr Ge-

rechtigkeit. Man muss einmal klar festhalten: Mit der 

Besoldungsanhebung in einem Schritt stehen wir an 

der Spitze in Deutschland.  

Uns freut es sehr, dass die Entfristung der Stellen 

für nicht lehrendes Personal im Startklar-Programm 

erfolgt. Hierdurch werden 60 Stellen in der Schulso-

zialarbeit und 36 Stellen in der Schulpsychologie 

abgesichert. Das ist ein klares Zeichen dafür, dass 

wir die Schulqualität weiter verbessern wollen.  

Auch die Minijobber und pädagogischen Mitarbeiter 

können im Rahmen des Aktionsprogrammes zur 

Unterstützung der Schulen bei der Aufnahme ukra-

inischer Schülerinnen und Schüler über den 31. De-

zember 2023 hinaus weiter beschäftigt werden. Für 

die Schulen ist das eine wichtige Maßnahme.  

Vizepräsident Jens Nacke:

Frau Kollegin Lansmann! 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Ja? 

Vizepräsident Jens Nacke:

Es gibt den Wunsch nach einer Zwischenfrage des 

Kollegen Hilbers. Wollen Sie die zulassen?  

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Nein, danke.  

Sie sehen, wir denken nicht nur in Prozentpunkten 

der Unterrichtsversorgung, sondern insbesondere 

auch in Qualität. Sämtliche Maßnahmen in diesem 

Bereich umfassen ein Volumen von rund 69 Millio-

nen Euro. Das sind definitiv keine Peanuts.  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Nur um möglichen Zwischenrufen vorzubeugen: Ja, 

59 Millionen Euro sind derzeit für ein Jahr befristet. 

Allerdings sind die Mittel für Schulsozialarbeit und 

Schulpsychologie dauerhaft finanziert, und das 

sollte man auch nicht kleinreden, vor allem in 

schwierigen Zeiten wie diesen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen.  

Mit dem Programm CARE wird den hochbelasteten 

Lehrkräften ein deutliches Signal gesendet, dass 

man auch solche Faktoren des Berufes im Blick hat. 

Die Landesregierung setzt damit um, was aus der 

Praxis und von Verbänden eingebracht wurde. Ein 

herzliches Dankeschön dafür, Frau Ministerin, weil 

Sie mit denen viel im Dialog sind.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Beim Thema Ganztag darf man unserer Meinung 

nach auch etwas positiver sein. An dieser Stelle 
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wird nämlich gern vergessen, dass sich erstmals 

der Bund bei diesem wichtigen Thema beteiligt. Mit 

den vereinbarten 270 Millionen Euro können wir den 

Jugendhilfeträgern kräftig unter die Arme greifen. 

Ich glaube, hier wird immer gern vergessen, mit 

wem der Vertrag geschlossen wurde: vom Bund mit 

den Jugendhilfeträgern und nicht mit uns. 

An dieser Stelle möchte ich einmal klar betonen: 

Das Land verabschiedet sich keinesfalls aus dem 

Ganztag, ganz im Gegenteil. Wir beteiligen uns wei-

terhin mit einem hohen Anteil an den Personalkos-

ten und kommen den Kommunen insofern entge-

gen, dass man sich zum einen zu 50 % an den Be-

triebskosten mit rund 55 Millionen Euro und zum an-

deren an den späteren Investitionskosten zu 10 % 

mit rund 10 Millionen Euro jährlich beteiligt. Sie se-

hen, es geht hier keinesfalls um marginale Beträge, 

sondern um einen großen Kraftakt zur Verbesse-

rung der Schulqualität, die für uns immer schon ein 

wichtiger Punkt war.  

Der Ganztag ist aus unserer Sicht ohnehin eine ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe. Deshalb ist es rich-

tig, dass Kommunen, Land und auch der Bund trotz 

Bildungsföderalismus in diesem wichtigen Bereich 

gemeinsam investieren. Dieser Haushalt stellt klar, 

dass das ganze Thema Ganztag für uns weiterhin 

ein bedeutender Bereich ist.  

Auch im Bereich der BBSen wird ein Ausrufezei-

chen gesetzt. Fachpraxislehrkräfte werden ab dem 

1. August 2024 in der Einstiegsbesoldung auf A10 

angehoben. In diesem Zusammenhang werden zu-

dem 300 zusätzliche Beförderungsstellen nach A11 

geschaffen. Auch die Entfristung von 100 Stellen für 

nicht lehrendes Personal ist ein famoses Signal und 

ein erster Schritt zur Umsetzung der durch die 

AG BBS erarbeiteten Vorschläge.  

Das Thema „Überbetriebliche Lehrlingsunterwei-

sung“ wurde im Ausschuss in den vergangenen 

Jahren oft diskutiert, aber immer nur, weil wir nach-

steuern mussten. Auf diesen Bereich wurde in die-

sem Haushaltsplanentwurf mit 7,5 Millionen Euro 

ein deutliches Augenmerk gelegt. Dieser Betrag 

zeigt deutlich, dass die BBSen, keinesfalls ein 

Randthema sind, wie manche gerne behaupten.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Gleiches gilt für die Schulen in freier Trägerschaft. 

Ich möchte mich zunächst einmal für die Arbeit be-

danken,  

(Christian Calderone [CDU]: Dafür 

können sie sich auch nichts kaufen!) 

die dort täglich geleistet wird. Ich finde, dass die 

Weiterentwicklung des Letters of Intent aus der ver-

gangenen Wahlperiode ein wichtiger Punkt ist, um 

diese Arbeit zu würdigen.  

In manchen Regionen könnten einige Angebote ge-

rade im Bereich der Förderschule für sozial-emotio-

nale Entwicklung ohne die Schulen in freier Träger-

schaft gar nicht abgebildet werden. Deshalb sind 

die aufwachsenden Beträge im Haushalt zunächst 

5 Millionen Euro, dann 12,5 Millionen und später für 

die Umsetzung der neuen Berechnungsformel 

20 Millionen Euro ein deutliches Signal dahinge-

hend, dass Schulen in freier Trägerschaft ein ele-

mentarer Bereich in der Bildungspolitik sind und 

entsprechend finanziell gestärkt werden.  

Abschließend sind wir sehr froh, dass der Ansatz für 

die Sicherheitsleistungen für die jüdischen Gemein-

den als Schwerpunktsetzung um 1 Million Euro von 

5 Millionen auf 6 Millionen Euro angehoben worden 

ist, um gestiegene Baukosten aufzufangen.  

Ich möchte mich an dieser Stelle ausdrücklich bei 

der CDU-Fraktion bedanken, dass sie gemeinsam 

mit uns den Haushaltsantrag für Gedenkstättenfi-

nanzierung eingebracht hat. Das ist ein wichtiges 

Zeichen der Geschlossenheit demokratischer Par-

teien im Kampf gegen Antisemitismus. Vielen Dank, 

liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Herr von Danwitz hat uns in einem der letzten Ple-

narabschnitte vorgehalten, dass wir die falschen 

Prioritäten setzen. Ich weiß nicht, wie Sie das se-

hen, aber das Gewinnen und Halten von Lehrkräf-

ten sowie ihre Wertschätzung sind für mich genau 

die richtigen Prioritäten, denn davon profitiert am 

Ende das gesamte Bildungssystem. Ich kann alle 

Fraktionen nur herzlich einladen, diesem Kultus-

haushalt zuzustimmen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Lansmann. - Als Nächs-

tes hat sich, ebenfalls für die SPD-Fraktion, Frau 

Kollegin Lange zu Wort gemeldet. Sie haben eine 

Restredezeit von gut viereinhalb Minuten.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Corinna Lange (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich versuche das mit den viereinhalb 

Minuten.  

Ich freue mich, Ihnen heute einen Einblick in einen 

besonders wichtigen Teil des Kultushaushalts 2024 

geben zu dürfen, die frühkindliche Bildung.  

Wir stehen im Bereich der frühkindlichen Bildung 

vor extrem großen Herausforderungen. Herr Fühner 

hat es schon angesprochen. Der Fachkräftemangel 

in den Kitas führt zu Schließungen von Gruppen 

und ganzen Einrichtungen. Außerdem belastet er 

die Fachkräfte in den Gruppen massiv. Aber auch 

die Kinder müssen sich in der Realität immer wieder 

an neue Bezugspersonen gewöhnen, obwohl sie 

doch Stabilität brauchen, um sich wohlfühlen zu 

können. Also muss die Bekämpfung des Fachkräf-

temangels in den Kitas für uns alle oberste Priorität 

haben.  

Im Einzelplan 07 können wir für das ganze Jahr 

2024 in diesem Bereich deutliche Akzente setzen. 

Besonders erfreulich ist zum Beispiel die Verschie-

bung der kw-Vermerke für 86 Stellen zur Ausbil-

dung von Kita-Personal um ein Jahr im Rahmen des 

Kita-Qualitätsgesetzes. Diese Planstellen für Lehr-

kräfte in der beruflichen Fachrichtung Sozialpäda-

gogik spielen eine entscheidende Rolle. Die Tatsa-

che, dass diese Stellen vollständig mit unbefristet 

beschäftigten Lehrkräften besetzt werden konnten, 

zeigt den Erfolg dieses Schrittes. Durch die Ausbil-

dung von Lehrkräften im Bereich der Sozialpädago-

gik tragen die Schulen maßgeblich dazu bei, drin-

gend benötigtes qualifiziertes Personal im Bereich 

der frühkindlichen Bildung auszubilden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Weiterhin setzen wir klare Akzente insbesondere 

durch die Anhebung der Finanzhilfe für Krippen-

gruppen in Kindertagesstätten und in der Kinderta-

gespflege, die übrigens ebenfalls eine starke und 

wichtige Säule der frühkindlichen Bildung in Nieder-

sachsen ist. 

Diese Maßnahmen sind nicht nur finanzielle Unter-

stützung, sondern auch ein starkes Bekenntnis zu 

einer hochwertigen Betreuung unserer Jüngsten mit 

einem deutlichen Fokus auf Fachkräftesicherung. 

Und ich bin noch nicht fertig. Drei wichtige Förder-

richtlinien im Haushalt 2024 stellen einen weiteren 

Schritt in Richtung Qualitätsoffensive in der Kinder-

tagesbetreuung dar: erstens die finanzielle Unter-

stützung durch die Förderrichtlinie für Personalge-

winnung, Qualifizierung und Beschäftigung von Zu-

satzkräften in den Einrichtungen, zweitens eine För-

derrichtlinie mit zusätzlichen Landesmitteln in Höhe 

von rund 73 Millionen Euro in 2024 für die Erhöhung 

der Jahreswochenstundenpauschalen und drit-

tens - darüber haben wir hier im Landtag schon sehr 

ausgiebig diskutiert - die Sicherung der bestehen-

den Sprach-Kitas. 

Wir sind davon überzeugt, dass eine frühe Förde-

rung und Bildung der Schlüssel für gesellschaftliche 

Teilhabe und verbesserte Bildungschancen ist. 

Jetzt kommen wir zur politischen Liste und damit zu-

rück zum Anfang meines Redebeitrags, nämlich 

zum Kampf gegen den Fachkräftemangel in den 

Kitas. In unseren stetigen Bemühungen, den Beruf 

der Erzieherin attraktiver zu gestalten, zum Beispiel 

mit dem § 30 NKiTaG oder mit den drei Förderricht-

linien, die ich gerade angesprochen habe, gehen 

wir jetzt mit dem Haushalt einen weiteren wichtigen 

Schritt. Deshalb freue ich mich sehr, dass wir insge-

samt 1,2 Millionen Euro für eine geplante Werbe-

kampagne erreichen konnten. Ich danke den regie-

rungstragenden Fraktionen ausdrücklich für die Un-

terstützung dieser so wichtigen Maßnahme. 

Das Ziel ist, die vielfältigen Ausbildungsmöglichkei-

ten und den gesellschaftlichen Wert eines der 

schönsten Berufe der Welt wieder stärker ins Be-

wusstsein zu rufen und vor allem, das negative 

Image zu überwinden. Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, welchen Blockbuster kennen Sie, bei dem der 

Hauptdarsteller oder die Hauptdarstellerin eine Er-

zieherin ist und ihr Berufsalltag im Film positiv dar-

gestellt wird? 

(Zuruf von der AfD: Kindergarten Cop! 

- Heiterkeit bei der AfD) 

Mit gezielter Ansprache über diese Kampagne wol-

len wir dazu beitragen, das Interesse an diesem so 

wichtigen Berufsfeld noch weiter zu steigern, aber 

auch klarzumachen, wie anspruchsvoll und vielsei-

tig dieser Beruf doch ist. Das Ziel ist klar: Wir bilden 

im Kita-Bereich in Niedersachsen auf höchstem Ni-

veau aus, doch wir wollen noch mehr Auszubil-

dende für die sozialpädagogischen Ausbildungen 

gewinnen und insgesamt für den Beruf der Erziehe-

rin oder des Erziehers werben. 

Herr Fühner, jetzt gehe ich noch auf Ihren Redebei-

trag ein. Ein Problem in unserem Land liegt auch 

darin, dass wir sehr, sehr viele Möglichkeiten ha-

ben, die Ausbildung zu finanzieren. Zum Beispiel 
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gibt es bei mir im Landkreis Stade mehrere Stipen-

dien, unter anderem von der Stadt und dem Land-

kreis. Trotzdem bekommen wir die Klassen nicht 

voll. Die Stadt Achim zahlt eine Ausbildungsvergü-

tung für angehende sozialpädagogische Assisten-

ten in Höhe von 520 Euro und für Erzieherinnen und 

Erzieher in Höhe von 570 Euro. Es gibt so viele 

Möglichkeiten in Niedersachsen, die den Menschen 

überhaupt nicht bekannt sind - inklusive des § 30, 

den wir in Niedersachsen erreicht haben. 

Mit dem Niedersachsen-Plan „Mehr Fachkräfte für 

die Kita!“ wurden seit 2019 bereits zahlreiche Maß-

nahmen zur Steigerung der Ausbildungszahlen um-

gesetzt. Das hat noch Grant Hendrik Tonne als Kul-

tusminister erreicht. Das zeigt, dass wir diese Kam-

pagne vor allen Dingen im ländlichen Raum unbe-

dingt brauchen; denn da werden, wie gesagt, an-

sonsten Klassen überhaupt nicht zustande kom-

men. Deswegen bedanke ich mich ganz herzlich bei 

allen, die uns dabei unterstützt haben, dass wir 

diese Werbekampagne für Erzieherinnen und Erzie-

her umsetzen können. 

Jetzt habe ich ein bisschen überzogen. Vielen 

Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen, für die Auf-

merksamkeit. Danke. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Lange. - Als Nächstes 

hat sich für die AfD-Fraktion der Kollege Rykena zu 

Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich beginne mit einem aktuellen Zitat 

vom Chefredakteur der Welt: „Rot-grüne Fiktion und 

Wirklichkeit passen kaum noch zusammen - und 

der Bürger merkt das.“ Oder, wie Robert Habeck es 

verzweifelt im Interview von sich gab: „Wir sind um-

zingelt von Wirklichkeit.“ Ja, so was aber auch!  

(Beifall und Heiterkeit bei der AfD) 

Grüne Politik funktioniert nicht. Warum spreche ich 

nur von grüner Politik? - Wir werden in Niedersach-

sen von einer rot-grünen Koalition regiert, also von 

einer Ampel ohne den winzigen Korrekturfaktor 

FDP, sozusagen eine „Ampel minus“. Der Koaliti-

onspartner SPD ist quasi nur das Anhängsel der 

Grünen. 

(Heiterkeit bei der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: So fühlen wir uns schon den 

ganzen Tag!) 

Man will eigentlich genau dasselbe, man macht al-

les mit, sagt es nur nicht so deutlich. Doch die Grü-

nen sind der eigentliche Taktgeber.  

Aber grüne Politik funktioniert nicht: Grüne Finanz-

politik - gescheitert! Ich sage nur: Milliarden fehlen, 

Bundeshaushalt verfassungswidrig.  

Grüne Energiepolitik - gescheitert! Ich sage nur: 

Strom wird immer teurer.  

Grüne Klimapolitik - gescheitert! Ich sage nur: 

Deutschland stößt mehr CO2 aus als vor der Ampel. 

(Dr. Dörte Liebetruth [SPD]: Reden Sie 

eigentlich zum Kultushaushalt?) 

- Dazu komme ich gleich. 

Grüne Sozial-, Integrations-, Bau-, Zuwanderungs-, 

Außen-, Wirtschafts-, Agrar- und Verkehrspolitik - 

überall das Gleiche: Grüne Politik scheitert. 

(Dr. Dörte Liebetruth [SPD]: Thema 

verfehlt! - Weitere Zurufe von der SPD: 

Schulpolitik! Sechs! Setzen!) 

Und nun komme ich zum Thema. 

(Zurufe von der SPD: Ah!) 

Warum um alles in der Welt sollen wir nun glauben, 

dass ausnahmsweise grüne Bildungspolitik funktio-

nieren würde? - Ich gebe Ihnen die Antwort. Natür-

lich funktioniert auch grüne Bildungspolitik nicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Ausgerechnet Bildung, wo sich alle Politiker jegli-

cher Couleur seit Jahren einig waren, dass das der 

einzige Rohstoff ist, über den Deutschland im aus-

reichenden Maße verfüge. Und nun das! Jahrzehn-

telang gerierten sich die Grünen als die Experten in 

Sachen Bildung. Jahrzehntelang gingen die schier 

endlosen Schulreformen teilweise direkt auf ihre 

Kappe, samt und sonders aber in ihre Richtung. 

Und was ist passiert? - Deutschlands Schüler sind 

so schlecht wie noch nie zuvor in der Geschichte 

der Bundesrepublik. 

(Zurufe von der AfD: So, so!) 

Die PISA-Studie hat das, was jeder schon lange se-

hen konnte, per Test bestätigt. Als Reaktion auf die 

PISA-Katastrophe bräuchte es jetzt eine große 

Kraftanstrengung, man müsste das Ruder richtig 

herumreißen. Aber in Niedersachsen ist davon 

nichts zu verspüren. Man registriert den riesigen 
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Lehrermangel, aber man unternimmt - zunächst mal 

nichts. Man merkt, dass keine Lehrkräfte für den 

Ganztag da sind, und zieht welche Schlüsse dar-

aus? - Keine! Man erkennt, dass fast ein Viertel der 

Schüler im Alter von 15 Jahren die Mindeststan-

dards im Lesen nicht erfüllt, und will trotzdem offen-

sichtlich weiterhin Nicht-Leser aus den Grundschu-

len in die weiterführenden Schulen versetzen. Sit-

zenbleiben ist halt „ih bäh!“ 

All das ist ein Zeichen von Hilflosigkeit, die entsteht, 

wenn man entdeckt, dass alle rot-grünen Bildungs-

rezepte der vergangenen Jahre versagt haben. 

(Beifall bei der AfD) 

Dem Ex-Kultusminister Tonne habe ich in der ver-

gangenen Legislaturperiode immer wieder vorge-

worfen, er setze keine Schwerpunkte. Finanzpoli-

tisch kann ich das unserer heutigen Kultusministerin 

nicht vorwerfen. Da wurde ein sehr deutlicher 

Schwerpunkt gesetzt, nämlich die Aufstockung der 

Gehälter für Grund- und Hauptschullehrer auf A 13 

sowie für Lehrkräfte für Fachpraxis an Berufsschu-

len auf A 11. 

Bildungspolitisch jedoch sieht es anders aus. 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Hier propagiert die Kultusministerin die - ich zi-

tiere - Politik der tausend kleinen Schritte, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein, nicht 

„kleinen“!) 

was aber in der Realität jedoch bedeutete, dass sie 

mit vielen redete, aber sonst nicht viel geschah. Un-

tätigkeit als „tausend Schritte“ zu bezeichnen - auf 

die Idee muss man erst mal kommen! Nun gut, je-

denfalls verschlingt eine solche Politik kein neues 

Geld. Das ist ja schon mal was! 

Die Steigerung der Gehälter für Grund- und Haupt-

schullehrkräfte auf A 13 ist der bildungspolitische 

Hoffnungsträger der Landesregierung. A 13 soll al-

les richten, sogar den Mangel in den MINT-Fächern 

bekämpfen, wie Herr Ministerpräsident Weil kürzlich 

bei seiner Befragung hier im Plenum von sich gab. 

Wie das gehen soll, ist aber sein Geheimnis, wo 

doch hauptsächlich Grundschullehrer in den Ge-

nuss dieser Steigerung kommen werden.  

Unsere Prophezeiung: A 13 wird den Landeshaus-

halt nun jährlich viele, viele Millionen Euro kosten, 

die Lehrermangellage aber nicht entschärfen. Zum 

einen liegt das, wie gesagt, daran, dass die Anhe-

bung zu etwa zwei Dritteln den Lehrkräften an 

Grundschulen zugutekommt. Dort gab es jedoch 

gar keinen Lehrer- bzw. Bewerbermangel. 

Anders stellt es sich an Hauptschulen und Real-

schulen bzw. an den Oberschulen dar. Man hätte 

eigentlich nach Möglichkeiten suchen müssen, dort 

gezielt Anreize zu setzen, sei es über Zulagen oder 

Aufstockungsmöglichkeiten, eventuell verbunden 

etwa mit einer Nachbildungsmöglichkeit mit gerin-

gen Hürden.  

Überhaupt nicht umgesetzt wurden dagegen Maß-

nahmen, um die tägliche Überlastung von Lehrern 

zu reduzieren. So steht nun zu befürchten, dass 

viele Lehrkräfte das zusätzliche Geld nutzen wer-

den, um selbst für Entlastung zu sorgen, indem sie 

ihre Stunden reduzieren. Zu Zeiten des Lehrerman-

gels ist das jedoch genau das, was wir nicht gebrau-

chen können. 

Aus diesem Grunde werden wir die Erhöhung auf 

A 13 nicht mitgehen und für 2024 dementsprechend 

etwa 54 Millionen Euro einsparen. 

Zur Entlastung der Lehrkräfte findet sich im Haus-

halt der Landesregierung dagegen nichts. Das 

Thema ist aber auch schwierig. Eine ernsthafte Ent-

lastung würde zunächst einmal Lehrerstunden kos-

ten, und die sind äußerst knapp. Frau Hamburg sig-

nalisierte, dass sie die Vorschläge der Ständigen 

Wissenschaftlichen Kommission der KMK abwarten 

will. Diese stoßen jedoch bei Praktikern nahezu ein-

hellig auf Ablehnung. 

Kommen wir nun zu den Schulen in privater Träger-

schaft. Ja, das Land stellt diesen zusätzliche Mittel 

in Höhe von 12,5 Millionen Euro pro Schuljahr in 

Aussicht. Diese Mittel haben aber einen Konstrukti-

onsfehler: Sie sind zweckgebunden für Informati-

onstechnik, schulische Sozialarbeit und die Umset-

zung von Ganztagsangeboten. 

Nun sind die Schulen in freier Trägerschaft in Nie-

dersachsen aber schon seit Jahren dramatisch un-

terfinanziert. Das kann man bei allen Besuchergrup-

pen hier im Landtag aus diesem Bereich geradezu 

spüren. Da geht die nackte Existenzangst um. Herr 

Fühner hat gerade schon darüber berichtet. 

Um den Schulen in freier Trägerschaft etwas Luft zu 

verschaffen, haben wir in unseren Haushaltsentwurf 

zunächst einmal pauschal 5 Millionen Euro mehr 

eingestellt. Ob das ausreichen würde, wissen wir 

nicht. Das Land hat im Letter of Intent versprochen, 

für ein transparentes System zur auskömmlichen 

Finanzierung dieser Schulen zu sorgen. Dieses 

Versprechen gibt es übrigens bereits seit Jahren, al-

lein die Umsetzung steht immer noch aus. 
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Ich komme zum letzten Punkt. Es gibt ein in der Öf-

fentlichkeit ständig zelebriertes Mantra: Bildung ist 

unterfinanziert, wir müssen mehr Geld für Bildung 

ausgeben. - Allen, die dies regelmäßig wiederholen, 

muss man Folgendes klarmachen - auch das wurde 

eben schon gesagt -: Der niedersächsische Bil-

dungshaushalt steigt auf mehr als 8 Milliarden Euro 

pro Jahr und stellt damit wieder den mit Abstand 

größten Einzelhaushalt aller niedersächsischen Mi-

nisterien dar.  

Darüber, ob diese 8 Milliarden Euro jedes Jahr ef-

fektiv im Sinne einer guten Bildung für unsere Schü-

ler eingesetzt werden, werden wir weiter geteilter 

Meinung sein. Das reine Fordern von mehr Geld für 

Bildung kann es aber nicht sein. Bundesweit die 

höchsten Ausgaben, umgerechnet pro Schüler, ver-

zeichnet nämlich ausgerechnet Berlin - und die sind 

wahrlich kein gutes Vorbild in Sachen erfolgreiche 

Bildung. Das möchte ich allen noch mit auf den Weg 

geben. 

In diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerk-

samkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Rykena. - Als Nächstes 

hat sich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Frau Kollegin Nzume zu Wort gemeldet. Bitte 

schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lena Nzume (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr ge-

ehrte Kolleg*innen! Liebe Mitmenschen! Die Weih-

nachtszeit ist ja traditionell die Zeit zum Innehalten, 

zum Revue-passieren-Lassen und um nach vorne 

zu blicken, für einen Ausblick ins neue Jahr. Des-

wegen ist es gut, dass wir heute den Kultushaushalt 

verhandeln und die Gelegenheit nutzen, auf das zu-

rückzublicken, was das Kultusministerium, was die 

Kultusministerin alles geleistet hat, und gleichzeitig 

den Blick nach vorne zu richten. 

Ich finde es schön, dass auf der einen Seite die Po-

litik der tausend Schritte genannt wird. Auf der an-

deren Seite werden aber die tausend Schritte immer 

auf einen Aspekt reduziert. Das ist für mich paradox. 

Genauso sind viele andere Sachen paradox gewe-

sen. 

Ich finde es gut, dass wir uns den Schwerpunkt früh-

kindliche Bildung anschauen. Denn frühkindliche 

Bildung bzw. Bildung beginnt ab der Geburt. Des-

wegen ist es gut, dass wir auch in eine Qualitätsde-

batte in den verschiedenen Bereichen einsteigen 

und morgen auch das Thema Sozialindex behan-

deln werden. 

Aber heute möchte ich sagen: Heute ist ein guter 

Tag für die Bildung. Heute verhandeln wir wirklich 

den größten Kultusetat aller Zeiten mit einem Volu-

men von 8 Milliarden Euro. Einen großen Anteil da-

ran haben die Personalkosten im Bereich der Kita, 

der frühkindlichen Bildung. Der Vorwurf, dass die 

Landesregierung und die Kultusministerin hier nicht 

genug täten, ist also ungerechtfertigt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Mit unserem Haushalt ist es uns gelungen, ein zent-

rales Wahlversprechen der Regierung - A 13 und 

A 10 - umzusetzen. Ich möchte den Blick noch ein-

mal auf die Fachpraxiskräfte richten, denn dort ha-

ben wir es geschafft, A 10 zu verstetigen bzw. jetzt 

einzuführen und 300 Beförderungsstellen zu schaf-

fen. Damit tragen wir wirklich einen Teil zur Erhö-

hung der Attraktivität des Standorts Niedersachsen 

und zur Fachkräftesicherung bei. 

Aber wir haben auch in anderen Bereichen viel ge-

tan, zum Beispiel beim Thema Multiprofessionalität. 

Das ist ein Stichwort, das immer wieder fällt. Wir 

sind in diesem Bereich einen entscheidenden 

Schritt vorangekommen, denn wir erhöhen die Mul-

tiprofessionalität in Schulen, und wir entlasten zu-

sätzlich die Lehrkräfte durch nicht lehrendes Perso-

nal. Im Rahmen des Aktionsprogramms „Startklar in 

die Zukunft“ konnten die Stellen für Schulsozialar-

beit und Schulpsychologie verstetigt werden.  

Zugleich möchte ich daran erinnern, dass wir auch 

im zweiten Nachtragshaushalt über die politische 

Liste das Thema Inklusion noch einmal zusätzlich 

gestärkt haben, indem wir die Stellen im Umfang 

von 100 Vollzeitstellenäquivalenten fortgeschrieben 

haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Besonders in Zeiten des Fachkräftemangels finde 

ich es total wichtig und richtig, die berufliche Bildung 

und die Ausbildung zu stärken. Deshalb - meine 

Kolleginnen haben es gesagt - haben wir auch den 

Bereich der beruflichen Bildung, der berufsbilden-

den Schulen fokussiert. Dabei geht es nicht nur da-

rum, dass wir auch dort Vollzeiteinheiten geschaf-

fen haben, sondern auch darum, dass wir das 
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Thema Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung ge-

stützt haben. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen kurzen 

Blick auf den Haushalt des Sozialministeriums wer-

fen. Denn dort haben wir es ermöglicht, die Regio-

nalen Fachkräftebündnisse zu stärken, die Meister-

prämie und die Weiterbildungsprämie weiterzufüh-

ren. Aber damit nicht genug: Wir haben die Attrakti-

vität des Lehrkräfteberufs auch gesteigert, indem 

wir im Bereich der Berufseinsteigenden, der Nach-

wuchskräfte eine wichtige Maßnahme initiiert ha-

ben, nämlich um gut in den Beruf einzusteigen. Da-

mit haben wir dem Wunsch nach mehr Mentoring 

und Begleitung entsprochen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Fühner hat es gesagt: Wir kümmern uns aber 

auch um die Anerkennung ausländischer Ab-

schlüsse. Quereinsteigende sind auch ein wichtiges 

Thema. Hier haben wir eine berufsbegleitende Qua-

lifikation für Ein-Fach-Lehrkräfte ermöglicht. 

Ich finde es richtig - das ist ein weiteres Herzens-

thema -, dass der Themenkomplex Migration und 

Bildung jetzt verankert wird und dass es auch hier 

Stellenaufwüchse gibt. Es ist nämlich total wichtig, 

dass Personal da ist, das qualifiziert entsprechende 

Abschlüsse anschauen kann, aber auch das Thema 

Mehrsprachigkeit, herkunftssprachlicher Unterricht 

usw. in den Blick nehmen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich komme zum Schluss, möchte aber noch einen 

Punkt ergänzen, den auch meine Kollegin genannt 

hat, nämlich die Förderung der niedersächsischen 

Gedenkstätten. Es ist wichtig, dass wir als demokra-

tische Parteien gemeinsam die Gedenkstätten stär-

ken und unterstützen; denn sie leisten einen wichti-

gen Beitrag für unsere Demokratie. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Nzume. - Als Nächstes 

hat sich, ebenfalls für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen, der Kollege Mennen zu Wort gemeldet. Sie 

haben eine Restredezeit von gut fünf Minuten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleg*innen! 

Das, was Frau Nzume gerade vorgestellt hat, war 

natürlich längst noch nicht alles. Ich möchte noch 

einige Schwerpunkte ergänzen, von denen Sie 

glauben, dass es hier zu wenig gebe. 

Vorher möchte ich aber ganz kurz auf die Ideologie-

phantasien eingehen - heute habe ich auch den Be-

griff „Wokeness“ ungefähr fünf- oder sechsmal von 

dort drüben gehört -, die hier ständig durch den 

Raum schwirren.  

Sie nennen die rot-grüne Bildungspolitik „Ideologie“ 

oder „woke“ oder sagen, es passiert zu wenig, und 

versuchen damit ganz geschickt - vielleicht indem 

Sie es vorwegnehmen -, den Rekord-Etat der Kul-

tusministerin Hamburg infrage zu stellen oder klein-

zureden. Das ist eine ziemlich billige Pauschalität. 

Um ehrlich zu sein, ich glaube nicht, dass das ver-

fängt. Ich zumindest finde es ziemlich platt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte gegen Ihre Fantasien ein paar Fakten 

stellen. Ich fange mit A 13 an, so wie viele andere 

auch schon. Ich fasse mich da aber auch kurz. Wir 

setzen das in einem Schritt mit den Funktionsstellen 

um. Das ist nahezu sensationell. Das treibt uns 

auch im Vergleich zu den anderen Bundesländern 

ganz nach vorne. 

Sehr geehrte Damen und Herren der AfD, Ihre For-

derung, A 13 zu stoppen, und, wie heute Morgen 

geschehen, A 13 als „Schweigegeld“ zu bezeich-

nen, ist eine Ohrfeige für mehr als 30 000 Lehr-

kräfte, denen Sie hier Faulheit, Unlust oder Geldgier 

vorwerfen. Sie bedienen hier eine Neiddebatte. Das 

ist unredlich, war aber auch nicht anders zu erwar-

ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Rot-Grün stärkt in diesem Etat gezielt die Lehrkräfte 

an Grund-, Haupt-, Real- und Gesamtschulen mit 

69 Millionen Euro für A 13, die nicht nur eine Ge-

rechtigkeitslücke schließen, sondern auch die At-

traktivität des Berufs steigern. 

(Swantje Schendel [GRÜNE]: Genau!) 

Liebe CDU-Kolleg*innen, wir wissen ja seit der 

Rede Ihres Fraktionsvorsitzenden gestern, dass 

Herr Hilbers irgendwie doch für alles verantwortlich 

ist, was in der Vergangenheit geschehen ist. Ich bin 

mir ganz sicher, dass mit Ihnen in der Regierung im-
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mer noch eine Verhinderung von A 13 auf der Ta-

gesordnung stehen würde und wir auch keinen Auf-

wuchs von 230 Millionen Euro hätten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: 

Das ist leider so!) 

Und ganz ehrlich: Wie scheinheilig ist es eigentlich, 

zu sagen, dass es das Mindeste ist, die Stellen zu 

verstetigen, für deren Auslaufen Sie in Ihrer Regie-

rungszeit mit gesorgt haben?  

(Christian Fühner [CDU]: Das stimmt 

doch überhaupt nicht! Wir haben die 

Stellen geschaffen, Herr Mennen!) 

Ganz pünktlich zum letzten Sommer wären diese 

Stellen ausgelaufen. Herr Fühner, ganz ehrlich, das 

war eine wirklich schwache Rede. Sie haben keinen 

einzigen Vorschlag der CDU unterbreitet.  

(Christian Fühner [CDU]: Gucken Sie 

mal in unsere Haushaltsvorschläge! 

Da stehen die drin!) 

Sie haben die ganze Zeit ausschließlich auf der Kul-

tusministerin herumgehackt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Beim Thema Ganztag tut Niedersachsen ebenfalls 

deutlich mehr, als der Bund durch den Rechtsan-

spruch verlangt. Denn wir sind nicht nur bei der Fi-

nanzierung des Personals, sondern im Gegensatz 

zu vielen anderen Bundesländern auch als Kofinan-

zierer bei den erforderlichen Baumaßnahmen der 

Kommunen dabei. Das Land trägt künftig die Hälfe 

der 30-prozentigen Investitionskosten. Und ja, jetzt 

können Sie sagen, das Geld würde nicht ausrei-

chen. Aber dann würde ich Ihnen empfehlen, doch 

noch einmal die Studie des Deutschen Jugendinsti-

tuts, die diesen Zahlen zugrunde liegt, zu lesen. Wir 

haben uns die Zahlen ja auch nicht einfach ausge-

dacht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Christian Fühner [CDU]: Reden 

Sie mal mit den Kommunen!) 

Im Bereich Digitalisierung stellen wir über die politi-

sche Liste 1,7 Millionen Euro für Softwarepakete 

und Lizenzen zur Verfügung, die den Lehrkräften 

die Arbeit wesentlich erleichtern werden.  

Ganz besonders ernst nehmen wir - das ist ein wei-

terer, wichtiger Schwerpunkt - die Gesundheit von 

Lehrkräften und Schüler*innen. Wir stärken das 

CARE-Beratungsprogramm und auch die Schulpsy-

chologie. Das hat etwas mit Fürsorge und auch mit 

Respekt zu tun. Es hat etwas damit zu tun, ein guter 

Arbeitgeber zu sein. Deshalb freue ich mich ganz 

besonderes - auch weil ich es immer wieder in den 

Schulen höre -, dass wir lange Antrags- und Warte-

zeiten für eine psychologische Erstberatung mini-

mieren und hier wirklich helfen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zum Thema frühkindliche Bildung hat die Kollegin 

Lange schon ausgeführt. Auch die anderen Schwer-

punkte in den Bereichen freie und private Schulen, 

Ausbildung im Erzieher*innen-Bereich und das An-

werben von Personal halten wir für sehr wichtig. Die 

Zeit reicht bei Weitem nicht aus, um alles aufzufüh-

ren.  

Sie haben hier meiner Meinung nach keinen seriö-

sen Vorschlag vorgelegt - keinen, der langfristig fi-

nanzierbar wäre. Wir hingegen haben mit über 

230 Millionen Euro mehr den größten Etat aller Zei-

ten. Deshalb möchte ich abschließend sagen: Der 

Niedersächsische Landtag hat heute den umfang-

reichsten Etat aller Zeiten auf dem Tisch. Das ist ein 

Problemlöser und auch Initialzünder gleicherma-

ßen.  

Ich danke der Kultusministerin, dem Finanzminister 

und allen, die an diesem Meilenstein mitgearbeitet 

haben.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Mennen. Ich erlaube mir 

den Hinweis, dass wir uns darauf verständigt ha-

ben, dass wir in diesem Haus auf den Begriff 

„scheinheilig“ verzichten wollen. Ich möchte Sie bit-

ten, ihn zukünftig bei Ihren Reden nicht wieder zu 

benutzen. 

Ich gehe davon aus, dass die Kultusministerin spre-

chen möchte, auch wenn sie keinen Zettel abgege-

ben hat. Aber wir wollen hier mal ausgesprochen 

großzügig sein. 

Ich erteile Ihnen das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Vielen Dank, Herr Präsident. Das weiß ich sehr zu 

schätzen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Tat, diese 

von SPD und Grünen getragene Landesregierung 

setzt einen deutlichen Schwerpunkt beim Thema 

Bildungspolitik. Insofern bildet sich dieser auch in 

diesem Haushalt ab, und das - das möchte ich be-

tonen - unter durchaus finanziell schwierigen Rah-

menbedingungen. Er ist eine gute Grundlage, um 

die ersten Schritte in all den Bereichen, die wir im 

Koalitionsvertrag miteinander verabredet haben, 

auch tatsächlich umzusetzen. Wir halten damit 

Wort. Wir legen hier wichtige Grundsteine für un-

sere gemeinsame Bildungspolitik. Insofern ist heute 

ein guter Tag, um diese Debatte zu führen und sich 

darüber zu freuen, was mit dem nächsten Haushalt 

im kommenden Jahr dann auch möglich sein wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Fühner, das wird Sie vielleicht überraschen, 

aber der Satz mit den 8 Milliarden Euro war mitnich-

ten Teil meines Redeentwurfs. Insofern muss ich 

ihn gar nicht weglassen. Aber ich möchte Ihnen 

auch deutlich sagen, dass die Tatsache, dass Sie 

beschreien, dass die Probleme im nächsten Jahr 

größer werden, ja eine Binse ist. Man muss kein 

Orakel sein, um zu wissen, dass in Zeiten des Fach-

kräftemangels die nächsten Jahre durchaus her-

ausfordernd werden und dass trotz aller Anstren-

gungen, die wir hier unternehmen werden, um das 

System zu sichern, der Fachkräftemangel in den 

nächsten Jahren Realität ist. Die Schulen und die 

Kitas erwarten zu Recht, dass wir diese Problem-

lage genau adressieren, um die Herausforderun-

gen, die an den Schulen und in den Kitas damit ein-

hergehen, dann auch zu berücksichtigen.  

Ich möchte auch deutlich sagen: Selbst wenn wir 

das Geld für Ihre Vorschläge hätten - denn sie sind 

nicht seriös finanziert -,  

(Christian Fühner [CDU]: Doch, sind 

sie! Sehr seriös! - Ulf Thiele [CDU]: 

Hört doch mal auf mit dieser Mähr! Das 

stimmt nicht!) 

es wäre nicht geeignet, die Probleme anders zu lö-

sen, als wir sie mit diesem Haushalt angehen, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. Vor diesem Hintergrund 

leistet Ihr Haushaltsänderungsantrag hier auch kei-

nen Beitrag.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Fachkräfte-

mangel ist die zentrale Herausforderung. Ich spre-

che bewusst von einer Politik der tausend Schritte, 

weil ich glaube, dass wir alle miteinander der Ver-

suchung widerstehen sollten, zu suggerieren, es 

gäbe die einfache eine Lösung, und mit einem 

Schlag wäre das Problem gelöst.  

(Christian Fühner [CDU]: Das hat ja nie 

einer gesagt!) 

Denn das wird nicht so sein, und das Problem wird 

zunehmen. Da ist der Bildungsbereich auch nicht al-

leine. Das trifft genauso auf den Gesundheits- und 

Pflegebereich zu. Es trifft genauso auf die IT-Infra-

struktur zu. Es trifft genauso auf andere Fachkräfte 

zu. Hier müssen wir uns etwas einfallen lassen, und 

das tun wir auch, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Es sind mitnichten kleine Schritte. Denn der größte 

Schritt, den wir hier gehen, Herr Kollege Rykena, ist 

das Thema A 13 für alle Lehrkräfte und A 10 für 

Fachpraxislehrkräfte, und zwar in einem Schritt, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. Damit sind wir das 

einzige Bundesland, das diesen finanziellen Kraft-

akt mit einem Mal durchführt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Anne Kura [GRÜNE]: Jawohl!) 

Aber natürlich ist das nicht der einzige Schritt. Das 

Thema Fachkräftemangel und Fachkräftesicherung 

zieht sich in diesem Jahr wie ein roter Faden durch 

das Regierungshandeln, aber auch in diesem Haus-

halt. Wir richten einen großen Fokus auf die Einstel-

lung von nicht lehrendem Personal als Ergänzung 

zu den Lehrkräften an unseren Schulen. Hier ist die 

Verstetigung der Schulsozialarbeit und der Schul-

psychologie sicherlich ein ganz relevanter Punkt für 

die Schulen. Damit können die Schulen unterstützt, 

Multiprofessionalität an den Schulen gelebt und Pla-

nungssicherheit für diese begehrten Fachkräfte ge-

geben werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Denn diese befristet einzustellen, wäre fatal. Des-

wegen geben wir ihnen jetzt unbefristete Stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Darüber hinaus werden wir auch die pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem „Start-

klar“-Programm und jene, die wir im Zuge der Ge-

flüchteten aus der Ukraine eingestellt haben, im 

kommenden Jahr weiterbeschäftigen, weil wir wis-
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sen, dass die Schulen hier vor erheblichen Heraus-

forderungen stehen. All jene sind nicht lehrendes 

Personal. Das lassen wir uns im nächsten Jahr zu 

Recht 69 Millionen Euro kosten.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir werden auch die 100 Stellen für den Bereich der 

Inklusion, von denen Sie beim Nachtragshaushalt 

gesprochen haben, schaffen. Das ist natürlich nur 

der erste Schritt. 69 Stellen im Bereich der Schulso-

zialarbeit und 100 Stellen im Bereich der pädagogi-

schen Mitarbeit bei der Inklusion sind die erste 

Stufe, die wir mit den Haushalten in diesem Jahr im 

Hinblick auf genau dieses nicht lehrende Personal 

auf den Weg gebracht haben. Herr Fühner, Sie ha-

ben mit Herrn Hilbers drei Jahre gebraucht, um die-

sen Umfang an nicht lehrendem Personal in Haus-

halten abzubilden. Das gehört an dieser Stelle 

ebenfalls zur Wahrheit dazu.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Auch mit den 100 Stellen, die wir an den berufsbil-

denden Schulen zur Umsetzung von BBS Perma-

nent auf den Weg bringen, stärken wir genau diese 

Form der Multiprofessionalität.  

Sie haben recht, wir müssen auch über die Aner-

kennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen 

reden. Da ist es aber der erste Schritt, ausreichend 

Personal für die Verfahren auf den Weg zu bringen, 

um diese auch professionell durchführen zu kön-

nen. Sie haben aber auch recht, wenn Sie sagen, 

wir müssten die Verfahren verändern. Wir müssen 

hier schneller werden, wir müssen hier pauschaler 

werden, wir müssen hier besser werden, und die 

Anerkennung als Regel muss das Gebot unserer 

Politik sein. Das werden wir in den nächsten Jahren 

entsprechend bearbeiten, und wir werden die Ver-

fahren anpassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Erlauben Sie mir zu sagen, dass ich es nicht stehen 

lassen kann, wenn gesagt wird, dass die Regiona-

len Landesämter ein Wasserkopf mit zu viel Perso-

nal seien.  

(Christian Fühner [CDU]: Das sagen 

mir die Schulleiter!) 

Wenn Sie einmal die Regionalen Landesämter vor 

Ort besuchen wollen: Die Kolleginnen und Kollegen 

pfeifen zum Teil aus dem letzten Loch, weil sie in 

der Beratung, Begleitung und Unterstützung der 

Schulen alles geben. Das sollte man anerkennen 

und für zusätzliche Aufgaben Personal zur Verfü-

gung stellen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Im Bereich der berufsbildenden Schulen stärken wir 

zudem die Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung 

und die überbetrieblichen Bildungsstätten - ein 

Thema, das uns alle eint und wo wir die Kofinanzie-

rung sichern.  

Erlauben Sie mir, noch einmal deutlich zu sagen: 

BFS dual ist ein Innovationsvorhaben, und genauso 

ist es gedacht. Die Schulen sind herzlich eingeladen 

mitzumachen, denn wir erproben mit den Schulen, 

was in der Praxis funktioniert, anstatt ihnen Regeln 

von oben aufzudrücken.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Darüber hinaus nehmen wir den Rechtsanspruch 

auf den Ganztag ernst, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. Herr Fühner, wir haben uns direkt nach mei-

nem Amtsantritt mit den kommunalen Spitzenver-

bänden getroffen und einen Fahrplan zur gemein-

samen Bearbeitung festgelegt. Wir treffen uns alle 

drei Monate, um bei der Umsetzung entstehende 

Probleme miteinander zu diskutieren. Diese Prob-

leme trage ich selbstverständlich in regelmäßigen 

Abständen in Berlin vor, denn es muss noch eine 

Menge passieren, damit der Rechtsanspruch gut 

umgesetzt werden kann.  

Wir werden erhebliche Summen für Personalausga-

ben zur Ausstattung der Ganztagsschule auf den 

Weg bringen. Mit 55 Millionen Euro, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, finanzieren wir die Hälfte des Ko-

finanzierungsanteils der Kommunen für die Investi-

tionen. Das ist ein klares Commitment der Landes-

regierung mit unseren Kommunen und eine Unter-

stützung genau der Schulträger, die sich hier jetzt 

auf den Weg machen.  

Ich bitte Sie herzlich, kein Blame Game zu spielen 

und nicht mit dem Finger aufeinander zu zeigen. 

Denn für die Kommunen wird das eine erhebliche 

Kraftanstrengung, für uns wird das eine erhebliche 

Kraftanstrengung. Ein solches System in zwei Jah-

ren auf den Weg zu bringen, ist nicht einfach, ge-

rade wo wir auch einen Fachkräftemangel im Bau-

bereich zu verzeichnen haben. Insofern werden wir 

alles geben, um im Jahr 2026 bestmöglich aufge-

stellt zu sein, aber wir werden den Qualitätsansprü-

chen nicht überall zu 100 % genügen. Die Qualität 

werden wir aber perspektivisch genauso auf den 
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Weg bringen und uns dann natürlich auch an den 

Zielen messen.  

Auch im Bereich der Schulen in freier Trägerschaft 

haben wir mit dem Letter of Intent den Einstieg in 

die Umsetzung vollzogen. Wir haben vorher aber 

auch die Schulen in freier Trägerschaft regelmäßig 

berücksichtigt. So haben wir die Energiepreissteige-

rungen abgedämpft, wir bedenken sie beim Ganz-

tagsausbau und den Investitionen. Insofern kann 

man sagen: Wir halten an der Stelle Wort. Nach vie-

len, vielen Jahren werden die Schulen in freier Trä-

gerschaft endlich eine zusätzliche Finanzhilfe für 

die Aufgaben bekommen. Und die, Herr Rykena, ist 

nicht zweckgebunden für diese Aufgaben, sondern 

trägt diesen im Zuge der gesamten Finanzhilfe 

Rechnung. Das möchte ich an der Stelle richtigstel-

len.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD - Glocke des Präsi-

denten) 

Den Bereich der Kitas nehmen wir mit der Richtlinie 

Qualität ebenfalls in den Blick. Aber auch für 

Sprach-Kitas und im Hinblick auf die Jahreswo-

chenstundenpauschale nehmen wir erhebliche Mit-

tel in die Hand, um die Kitas auch in Zeiten des 

Fachkräftemangels gut auszustatten. Ich freue mich 

besonders, dass es uns gelungen ist, die Sprach-

Kitas zu sichern, nachdem sich der Bund aus der 

Finanzierung verabschiedet hatte.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Darüber hinaus werden wir rückwirkend zum Okto-

ber 2022 den Kommunen für die Krippen in der Fi-

nanzhilfe statt 56 %  59 % und für die Kindertages-

pflege statt 41 %  44 % bezahlen. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen auch das sind erhebliche finanzielle 

Kraftanstrengungen, um den Kommunen die Finan-

zierung zugutekommen zu lassen, die sie an der 

Stelle brauchen und die ihnen definitiv zusteht.  

Und wir haben 86 Stellen zusätzlich für die Ausbil-

dung im Bereich der pädagogischen Berufe ge-

schaffen. Auch das ist ein erheblicher und wichtiger 

Schritt in der Frage ausreichender Fachkräfte.  

Ich betone hier noch einmal: Wir haben bereits 

18 000 Menschen in der Erzieherinnen- und Erzie-

herausbildung. Vor einigen Jahren waren es noch 

9 000. Wir sollten uns schon vor Augen führen, dass 

der Beruf beliebt ist und auch durchaus nachgefragt 

wird. Trotzdem ist die Schulgeldfreiheit bei der Heil-

erziehungspflege, aber auch die Werbekampagne 

jetzt ein richtiger Schritt. Denn noch mehr Leute wol-

len diese Ausbildung ergreifen, allein, sie wissen 

nicht, wie ihr Weg über den Quereinstieg oder über 

andere Möglichkeiten ist. Diese jetzt zu adressieren 

und das Potenzial auch noch abzurufen, kann ich 

nur begrüßen. Ich danke den Fraktionen für das 

Geld für die Werbekampagne.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir haben entschieden, den jüdischen Gemeinden 

die steigenden Baukosten bei den Sicherheitsinves-

titionen zu finanzieren und ihnen 1 Million Euro zu 

geben. Ich freue mich sehr, dass die Fraktio-

nen - CDU, SPD und Grüne - interfraktionell ent-

schieden haben, den Gedenkstätten und den regio-

nalen Gedenkstätten 2 Millionen Euro zusätzlich zu 

geben. Auch dass sie weitere 350 000 Euro für den 

Bereich Antisemitismus zur Verfügung stellen, ist 

ein wichtiges Signal, denn seit dem 7. Oktober stel-

len sich hier ganz neue Fragen, gibt es ganz neue 

Debatten, auch an unseren Schulen, auch in den 

Gedenkstätten. Dafür, dass uns die Fraktionen Geld 

zur Verfügung stellen, um diesen gut Rechnung tra-

gen zu können, danke ich ihnen ganz herzlich.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Frau Ministerin, ich erlaube mir den Hinweis, dass 

Sie die Redezeit um zwei Minuten überschritten ha-

ben.  

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Ich wollte nur noch meine Dankesworte sprechen 

und bin ansonsten fertig. Wenn Sie mir das noch 

gestatten? Man kann ja nicht genug danken, denn 

Haushaltsberatungen sind immer herausfordernd.  

Lassen Sie mich insofern den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Kultusministeriums und auch des 

Finanzministeriums ganz herzlich danken, insbe-

sondere dem Haushaltsreferat meines Hauses. 

Aber ich möchte auch Ihnen als Fraktionen, den an-

gehörten Verbänden und der Landtagsverwaltung 

ganz herzlich für die gute Begleitung dieser Haus-

haltsberatungen danken.  

Wir gehen hier viele Schritte und setzen den Koali-

tionsvertrag mit diesem Haushalt konsequent um.  

Vielen Dank.  

(Starker, anhaltender Beifall bei den 

GRÜNEN und bei der SPD) 
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Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Weitere Wortmeldungen zum Themenbereich Kul-

tus sehe ich nicht.  

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kom-

men, wird die Sitzungsleitung wechseln. Dieser Ta-

gesordnungspunkt ist nämlich besonders kompli-

ziert. Dafür gebe ich sie lieber ab.  

(Heiterkeit) 

(Vizepräsidentin Sabine Tippelt 

übernimmt den Vorsitz)

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf:  

Tagesordnungspunkt 33: 

Haushaltsberatungen 2024 - Haushaltsschwer-

punkt Inneres und Sport  

Im Rahmen dieses Themenbereichs sollen zugleich 

die folgenden Initiativen inhaltlich behandelt wer-

den: 

Tagesordnungspunkt 22: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zum Niedersächsischen 

Hinweisgebermeldestellengesetz sowie zur Än-

derung des Niedersächsischen Beamtengeset-

zes - Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/2430 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 

und Sport - Drs. 19/3058 - Schriftlicher Bericht - Drs. 

19/3095 

Tagesordnungspunkt 23: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Gesetzes über den Finanzaus-

gleich und des Aufnahmegesetzes sowie zur 

Änderung des Niedersächsischen Katastro-

phenschutzgesetzes - Gesetzentwurf der Fraktion 

der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/2741 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Inneres und Sport - Drs. 19/3059 - 

Schriftlicher Bericht - Drs. 19/3062 

Tagesordnungspunkt 24: 

Abschließende Beratung: 

Die Polizei und niedersächsischen Bürger vor 

neuen Arten von Bedrohungen schützen - Reak-

tionsfähigkeit der Polizei gegenüber Terroristen 

und anderen gefährlichen Kriminellen durch 

Ausrüstung mit G38-Gewehren erhöhen - Antrag 

der Fraktion der AfD - Drs. 19/1719 - Beschluss-

empfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport 

- Drs. 19/2851 

Als Erstes erteile ich André Bock von der CDU-Frak-

tion das Wort.  

(Beifall bei der CDU) 

André Bock (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wer 

glaubt, dass rot-grüne Politik dahin führt, dass Nie-

dersachsen sicherer wird, dass das derzeit größte 

Problem in der Innenpolitik, nämlich die Migrations-

krise, mit Kraft und mit Entschlossenheit gelöst wird, 

der glaubt auch an den Weihnachtsmann. 

(Beifall von Klaus Wichmann [AfD] - 

Stephan Bothe [AfD]: Das stimmt!) 

Es genügt schon ein Blick in den Haushalt, um in 

der Realität anzukommen. Am Haushalt bzw. der 

mittelfristigen Finanzplanung kann man ja immer 

die Schwerpunkte und die Akzente erkennen, die 

eine Landesregierung für das kommende Jahr und 

für die Folgejahre setzt. Aber wenn wir uns dort ge-

rade den Bereich Inneres und Sport anschauen -  

oder auch in der politischen Liste der regierungstra-

genden Fraktionen -, so ist da nichts bahnbrechend 

Neues zu erkennen. Man könnte auch sagen: Lust-

los, ideenlos und orientierungslos - so sieht rot-

grüne Innenpolitik aus! 

(Beifall bei der CDU) 

Verwalten statt gestalten - aber genau das geht ge-

rade in diesen Zeiten, in denen wir leben und die 

uns vor besondere Herausforderungen gerade auch 

in der inneren Sicherheit stellen, nicht. Es braucht 

jetzt doch mehr spür- und vor allem auch sichtbare 

Ergebnisse gerade bei der Ausstattung, aber auch 

beim Personal - ob bei Polizei, Feuerwehren, Ret-

tungsdiensten und vielem mehr - oder auch bei dem 

so wichtigen Thema Schutz der Einsatz- und Ret-

tungskräfte. Aber bei Rot-Grün bleiben für diesen 

Haushalt die entscheidenden, großen Würfe aus. 

Meine Damen und Herren, ich gehe nur auf wenige 

Punkte ein. Frau Butter und Frau Buschmann wer-

den hierzu noch ergänzen.  
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Wenn wir uns das Stichwort „Ehrenamt stärken“ an-

schauen - das Sie sich auch auf die Fahnen ge-

schrieben haben; Stichwort „Freiwillige Feuerweh-

ren“ -, dann sehen wir auch dort nach wie vor: Sie 

verlagerten mal eben so - Sie hier im Hause werden 

das erinnern - die Ausbildung zum Truppführer bzw. 

die Truppausbildung auf die kommunale Ebene, 

ohne mit der kommunalen Ebene vernünftig dar-

über zu sprechen und dies zu kommunizieren. Sie 

haben den Ausbildungsgang Truppführer auf Lan-

desebene mal eben abgeschafft. Das ist das eine. 

Aber vor allem gibt es nach wie vor einen Riesen-

stau im Bereich der Lehrgänge, egal für welche Be-

reiche Sie sich das anschauen.  

Auch der Ausbau des NLBK geht nach wie vor im 

Schneckentempo voran, und das in diesen heraus-

fordernden Zeiten. Einen so wichtigen Standort wie 

beispielsweise Celle-Scheuen auch in den nächs-

ten Jahren sozusagen weiter als Baustelle zu füh-

ren, kann zurzeit nicht das richtige Signal sein. Wir 

brauchen nur mal Richtung Süden, nach Bayern 

schauen. In Bayern gibt es vier große Ausbildungs-

standorte für die Freiwilligen Feuerwehren, mit Mil-

lioneninvestitionen geschaffen, aber auch ständig 

fortgeführt und modernisiert. Niedersachsen bleibt 

mit Ihnen in der Steinzeit, meine Damen und Her-

ren. 

(Beifall bei der CDU) 

Thema Migration und Flüchtlinge, Unterbringung 

von Geflüchteten: Auch hier kommen Sie aus eige-

ner Kraft nicht ansatzweise vor die Lage. Sie setzen 

nach wie vor auf Entwicklungen auf europäischer 

und auf Bundesebene. Aber mit eigener Kraft schaf-

fen Sie so gut wie nichts, gerade was die Unterbrin-

gung der Geflüchteten angeht.  

Ich erinnere daran: Am 2. Februar war es, da hat die 

Ministerin im Ausschuss bei ihrer Antrittsrede noch 

großspurig angekündigt: Das von uns fest gesteckte 

Ziel, bis Juni 2023  20 000 Plätze zu schaffen, wer-

den wir erreichen. - Jetzt haben wir Dezember 2023, 

und was haben Sie hingekriegt? - 15 000 Plätze! 

Das ist weit hinter dem Ziel. Auch da haben Sie 

nicht das geliefert, was Sie angekündigt haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Beim Thema Migration haben wir Ihnen auch immer 

wieder die Hand gereicht. Vier Entschließungsan-

träge zu dieser Thematik haben wir in den letzten 

zwölf Monaten vorgelegt. Bis heute von Ihnen zu 

dieser Thematik: kein Bild, kein Ton, keine Reak-

tion, nichts - im Gegenteil. 

(Uwe Dorendorf [CDU]: Unglaublich!) 

Ihr Ministerpräsident stellt sich hier im Plenum an 

das Pult und verkündet - einige Male inzwischen 

schon - den Richtungswechsel, Stichwort „MPK-Be-

schlüsse“. Aber das wird mit grünen Parteitagsbe-

schlüssen sofort wieder kassiert. Auch da werden 

Sie nicht vor die Lage kommen. 

(Beifall bei der CDU) 

Weil wir zum Haushalt sprechen: Sie müssten ja 

nicht alles mit Millionenbeträgen im Haushalt mani-

festieren, aber zumindest endlich mal Konzepte vor-

legen und zeigen, wie denn die Problemlagen ge-

löst werden. Davon ist nichts zu sehen und zu hö-

ren. Lustlos, ideenlos, orientierungslos - so ist eben 

grüne Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU) 

Stichwort „Katastrophenschutz, Zivilschutz und 

Resilienz der Bevölkerung“ - ein wichtiges Thema, 

noch mal mehr seit dem 24. Februar 2022. Auch 

hier fehlen die entscheidenden Schritte, die Haus-

haltspositionen, mit denen der entschlossene Weg 

der letzten Jahre weitergeführt wird. Wahrscheinlich 

werden Sie sich jetzt wieder auf das 40-Millionen-

Euro-Ad-hoc-Paket berufen - ein wirklich guter Weg 

der letzten Landesregierung, der Großen Koalition. 

Aber Sie beschreiten diesen Weg nicht weiter - im 

Gegenteil. Es passiert viel zu wenig. 

Frau Ministerin, Ihr Vorgänger Boris Pistorius war ja 

noch so mutig, im Rahmen einer MPK zu erklä-

ren - Stichwort „100 Milliarden Euro für die Bundes-

wehr“ - und lautstark zu verkünden, es müsse jetzt 

auch 10 Milliarden Euro für Brand- und Katastro-

phenschutz in diesem Lande geben und er wolle 

sich dafür auch nachdrücklich einsetzen. Sie haben 

hier am 2. Februar auch erklärt, dass Sie das Pro-

gramm Ihres Vorgängers fortführen wollen und für 

richtig erachten. Aber wo sind dann Ihre eigenen 

Schritte? Wo ist das Fortführen? - Davon ist auch in 

diesem Haushalt nichts zu sehen, meine Damen 

und Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie sind, das muss ich zugestehen, als Ministerin 

viel im Land unterwegs. Wir lesen das auch immer 

in der Presse: Frau Ministerin tauscht sich aus mit..., 

Frau Ministerin trifft sich mit..., Frau Ministerin be-

glückwünscht, begrüßt und besichtigt. Aber das, 

Frau Ministerin, das ist zu wenig. Das ist zwar rich-

tig, aber wo bleiben Ihre eigenen Konzepte, Ihre 

Gesetzentwürfe? - Bis heute, nach zehnmonatiger 

Amtszeit, nichts zu sehen! 

(Beifall bei der CDU) 
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Ich hoffe, dass wir als CDU-Fraktion und Opposition 

Ihnen auch an dieser Stelle nicht immer wieder in 

die Arbeit helfen müssen, wie wir das beispiels-

weise auch beim Rettungsdienstgesetz oder unse-

rem Antrag zum Schutz von Rettungskräften getan 

haben. 

Aufbruch und Verantwortung für dieses Land Nie-

dersachsen, meine Damen und Herren - vor allem 

Frau Ministerin -, sehen anders aus. Nehmen Sie 

sich ein Beispiel an Vorgängerregierungen! Ich er-

innere an 2003 - um nur wenige Punkte aufzugrei-

fen -: Abschaffung der Bezirksregierungen, Neuor-

ganisation der Polizeistrukturen. Oder 2017: Novel-

lierung des Polizei- und Ordnungsbehördengeset-

zes und des Verfassungsschutzgesetzes - große 

Themen, die wir sofort angefasst haben, als wir da-

mals, 2003 und 2017, ins Amt kamen. Aber jetzt: 

Stillstand der Rechtspflege in diesem Land. Es gibt 

zahlreiche Baustellen, die Sie noch nicht angepackt 

haben. 

Meine Damen und Herren, ein Mehr an Sicherheit, 

mehr Wertschätzung vor allem von Einsatz- und 

Rettungskräften in diesem Land und vor allem auch 

mehr Herz und Konsequenz bei der Migrationspoli-

tik sind auch in Niedersachsen machbar. Die Män-

ner und Frauen in der CDU-Landtagsfraktion stehen 

engagiert für diese Thematiken, werden auch enga-

giert hierfür streiten mit Sebastian Lechner an der 

Spitze. Darauf können sich die Niedersachsen ver-

lassen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Bock. - Der nächste Redner 

ist Herr Watermann von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Ulrich Watermann (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Es ist ja alles so verlässlich, oder? Beim 

letzten Doppelhaushalt habt ihr mich im Kampf ge-

gen die kw-Vermerke bei der Polizei allein gelas-

sen. Da musste ich mich mit dem haushaltspoliti-

schen Sprecher und mit dem Finanzminister herum-

ärgern. Aber wir haben es geschafft. Wir haben im-

mer Akzente gesetzt.  

(Ulf Thiele [CDU]: Ich kann mich erin-

nern, dass wir das gemeinsam verein-

bart haben!) 

Wir haben die Zulagen bei der Polizei geschaffen.  

Wir sind kontinuierlich dabei, den Haushalt des In-

neren stabil weiterzuführen. Deshalb müssen wir 

auch nicht solche Zaubersprünge machen, sondern 

wir arbeiten einfach solide an der Sache.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich bedanke mich ganz herzlich bei der Ministerin. 

Ich bedanke mich beim Innenministerium. Ich be-

danke mich aber vor allen Dingen bei den Polizei-

beamtinnen und Polizeibeamten und bei den Feu-

erwehrfrauen und -männern, die draußen sind und 

unsere Sicherheit garantieren, und bei den anderen 

Rettungskräften ebenso, weil sie im Moment vor be-

sonderen Herausforderungen stehen.  

Das spiegelt sich im Haushalt an vielen Punkten wi-

der, nicht nur in der politischen Liste, sondern auch 

in vielen klaren Schwerpunktsetzungen im Haushalt 

selbst. Meine Kolleginnen und Kollegen werden 

dazu in der Sache noch das eine oder andere aus-

führen.  

Ich kann nur sagen, gerade auch was die Heraus-

forderungen im Bereich der Migration und der Un-

terbringung angeht: Das ist nicht so ganz einfach, 

weil es eben auch genug Kollegen hier im Landtag 

gibt, die versuchen, solche Einrichtungen bei sich 

vor Ort zu verhindern. Es gehört nämlich auch dazu, 

dass man das zusammen macht. Aber weil die Mes-

sehallen jetzt wieder dazukommen, werden wir ge-

nügend Plätze haben. Aber es ist eine echte Her-

ausforderung.  

Wir werden auch darauf achten - das ist ein wichti-

ger Bestandteil -, dass wir gerade im kommunalen 

Bereich dafür Sorge tragen, dass, wenn wir jetzt ge-

setzliche Regelungen schaffen, wir auch berück-

sichtigen, dass die Kommunen vor bestimmten Her-

ausforderungen stehen, dass bestimmte Kräfte dort 

nur schwer verfügbar sind und dass man darüber 

reden muss, wo Regelwerke unter Umständen auch 

mal ausgesetzt oder ein bisschen zusammenge-

dampft werden können. Ich bin gespannt, wie das 

dann, wenn wir dazu kommen, mit der Unterstüt-

zung sein wird. Ich bin mir schon jetzt sicher, dass 

sie wieder enger und schmaler sein wird. 

Ich sage Ihnen: In den elf Jahren, in denen ich die 

Innenpolitik für die SPD-Fraktion verantworte, stan-

den wir immer wieder vor neuen Herausforderun-

gen. Aber wir haben sie gemeistert. Wir haben sie 

gemeistert, indem wir pragmatisch gearbeitet ha-

ben. Wir haben das nicht so sehr mit der Trommel 

und mit dem Weihnachtsbaum gemacht, sondern 
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mit solider Politik. Das soll so bleiben, und das wird 

auch so bleiben. 

Schade drum, dass Sie alles vergessen haben, was 

wir fünf Jahre miteinander gemacht haben! Aber 

das ist halt so. Ich habe es heute schon einmal ge-

sagt: Es ist wirklich sehr bedauerlich, dass man 

seine Rhetorik immer an die jeweilige Rolle anpas-

sen muss. Glauben Sie mir, es ist besser, wenn 

man auch in Oppositionszeiten solide anerkennt, 

was man zusammen geschaffen hat und was an-

dere geschaffen haben. Aber das fällt Ihnen halt 

schwer. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Damit meine Kollegen noch genug Redezeit haben, 

will ich es dabei auch belassen und deutlich sagen: 

Wir werden die Herausforderungen meistern. Frau 

Ministerin, ich bin dankbar für die gute Zusammen-

arbeit nach dem Wechsel. Ich sage Ihnen auch das 

klar: Die SPD-Fraktion, diese Koalition steht an der 

Seite des Innenministeriums, aber auch der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter. 

(Beifall von Djenabou Diallo-Hartmann 

[GRÜNE]) 

Wir sagen ganz deutlich: Wir wissen, dass Nieder-

sachsen in guten Händen ist, wir wissen, dass es 

sicher ist. Und bei dem einen oder anderen Punkt 

machen wir es einfach! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Watermann. - Der nächste 

Redner ist Herr Bothe von der AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Bothe (AfD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Verehrte Kollegen! 

Sehr geehrte Frau Innenministerin, ich möchte Sie 

zu Beginn in Schutz nehmen. Selbstverständlich 

sind Sie nicht allein für das Migrationschaos in 

Deutschland verantwortlich. Nein, das sind Sie 

nicht. Aber Sie tragen in einem wichtigen Bereich 

die Verantwortung für die Rückführung vollziehbar 

Ausreisepflichtiger. Und da kann man leider nur von 

einem völligen Versagen dieser Landesregierung 

sprechen. 

(Beifall bei der AfD) 

Im Oktober dieses Jahres erfolgten beispielsweise 

gerade einmal 64 Abschiebungen in einem Monat, 

von denen 14 lediglich Überstellungen nach der 

Dublin-III-Verordnung waren. Vielleicht können Sie 

diese Zahl noch an Frau Camuz geben. Demgegen-

über hielten sich im gleichen Monat 4 300 vollzieh-

bar ausreispflichtige Personen in Niedersachsen 

auf sowie 17 900 sogenannte Geduldete, die eben-

falls ausreisepflichtig sind. Gleichzeitig haben die 

Asylantragszahlen in den ersten Monaten dieses 

Jahres mit 32 000 den höchsten Wert seit dem Jahr 

2016 erreicht. Die Kommunen, die diese Menschen 

unterbringen müssen, sind komplett überfordert. 

Das wissen wir am Ende alle. 

Also, es ist allerhöchste Zeit, Frau Ministerin - auch 

wenn Sie mir gerade nicht zuhören -, dass Sie sich 

endlich einmal ernsthaft mit dem Thema Abschie-

bungen befassen. Dazu gehört die Schaffung einer 

zentralen Ausländer- und Rückführungsbehörde. 

Die offenkundig nicht funktionierende Praxis in den 

kommunalen Ausländerämtern beim Versuch von 

Abschiebungen macht es erforderlich, die Zustän-

digkeit für Rückführungen von vollziehbar und noch 

nicht ganz vollziehbar ausreispflichtigen Personen 

auf die Landesebene zu verlagern. 

Ausländer ohne Bleibeperspektive müssen bei Ver-

weigerung der freiwilligen Ausreise zeitnah und 

konsequent abgeschoben werden. Aber, Frau Mi-

nisterin, wenn Sie sich ehrlich machen: Das wollen 

Sie überhaupt nicht, denn sonst gäbe es ja schon 

eine zentrale Ausländerbehörde, und es gäbe zent-

rale Rückführungszentren. Die gibt es aber nicht. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD) 

Werte Kollegen, den Preis für die unkontrollierte 

Massenzuwanderung und die flächendeckende Ab-

schiebeverweigerung dieser Landesregierung zah-

len die Menschen in Deutschland und in Nieder-

sachsen. 

Frau Ministerin - jetzt muss ich einmal persönlich 

werden -, ich bin wirklich entsetzt darüber, dass Sie 

anscheinend weder die eigenen Zahlen Ihres Hau-

ses noch die vom BKA kennen. Anders kann ich 

Ihre Zwischenfrage an meinen Fraktionsvorsitzen-

den nicht verstehen.  

Die Zahl der Gewalt- und Rohheitsdelikte steigt ra-

sant, wie auch die Zahl der ausländischen Straftä-

ter, auch hier in Niedersachsen. Die Erosion der in-

neren Sicherheit manifestiert sich unter anderem in 

über 21 000 Messerangriffen in Deutschland im 

Jahr 2022, fast 60 Messerangriffe am Tag, 7 davon 

hier in Niedersachsen. 
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Frauen muss man mittlerweile empfehlen, den öf-

fentlichen Raum zu meiden. In Deutschland gibt 

es - das wurde hier schon richtigerweise von mei-

nem Fraktionsvorsitzenden gesagt - jeden Tag zwei 

brutale Gruppenvergewaltigungen. Im Jahr 2022 

gab es übrigens 1 260 Angriffe, Vergewaltigungen 

und sexuelle Nötigungen in Niedersachsen. Ein 

Programm oder irgendeinen Haushaltstitel, der sich 

damit befasst? - Fehlanzeige! Nein, Sie lehnten un-

seren Antrag zur Sicherheit im öffentlichen Raum 

ab. Das ist das Ergebnis Ihrer ideologischen Politik 

der unkontrollierten Massenzuwanderung, die den 

Menschen hier im Haus dann auch noch als kultu-

relle Bereicherung verkauft wird. 

Frau Innenministerin, wenn jemand das trotz ein-

deutiger Daten und Zahlen des eigenen Hauses 

und des BKA-Berichts „Kriminalität im Kontext von 

Zuwanderung“ nicht wahrnehmen will oder gar noch 

bestreitet, wie das heute Morgen zu vernehmen 

war, dann ist er als politischer Entscheidungsträger 

doch selbst eine Gefahr für die innere Sicherheit - 

oder macht zumindest den Eindruck, dass er nichts 

gegen diese Zustände unternehmen will. Das ist 

nicht weiter tragbar, Frau Ministerin! 

(Beifall bei der AfD) 

Angesichts der laut Ihren eigenen Statistiken explo-

dierenden Kriminalität in Niedersachsen wäre es 

das Mindeste, dass man die Polizei mit aller moder-

nen Ausrüstung ausstattet, die sie benötigt und die 

auch notwendig ist, um der Lage zu begegnen. 

Viele Einsatzlagen haben gezeigt, dass es im Über-

gang vom Schlagstock oder vom Reizgas zur 

Schusswaffe an einem geeigneten milderen Ein-

satzmittel fehlt. Von daher ist es schlichtweg unver-

ständlich, Frau Ministerin, dass Sie den Polizeibe-

amten die schon längst bewährten Elektroimpulsge-

räte vorenthalten. 

Statt also die Polizei mit sinnvollen Einsatzmitteln 

auszustatten, kündigen Sie - und da sind Sie wieder 

auf Ihrem Feld - beim Bundeskongress „Elektromo-

bilität in polizeilichen Flotten“ einen Extrafonds für 

elektrische Dienstfahrzeuge an. Und dies, Frau Mi-

nisterin, obwohl die Erfahrungen aus der täglichen 

polizeilichen Praxis in Bayern gezeigt haben, dass 

die Autos mit Elektroantrieb für den Einsatz im Strei-

fendienst im hohen Maße ungeeignet sind. Somit 

sagen wir ganz klar: Lassen Sie diesen Unsinn, stat-

ten Sie die Polizisten mit Tasern aus, und lassen Sie 

es mit den Elektrowagen! 

(Beifall bei der AfD) 

Aber auch unser Antrag auf Anpassung an die Be-

drohungslage, die Ihr Haus ja auch selber zugibt, 

durch die Einführung des G 38 fand keine Unterstüt-

zung. Ablehnung nicht aus sachlichen Grün-

den - ich habe bisher überhaupt noch kein einziges 

sachliches Argument von Ihnen gehört -, sondern 

aus einer ideologischen Verblendung! Diese übli-

che, sture, ideologisch motivierte Ignoranz auf Kos-

ten der Sicherheit der Menschen ist nicht weiter 

tragbar, gerade jetzt nicht, wo der Konflikt zwischen 

Israel und der Hamas auf den deutschen Straßen 

seinen Wiederhall findet. 

Die jahrzehntelange Masseneinwanderung aus is-

lamischen Kulturkreisen brachte auch Kriminalität 

und Parallelgesellschaften in unser Land. Ihr Lage-

bild „Clankriminalität“ zeigt doch eigentlich ein deut-

liches Bild. Aber sie brachte auch Antisemitismus 

und Israelfeindlichkeit in unsere Städte. Da ist es ei-

gentlich nur eine Frage der Zeit, bis der nächste 

Wirrkopf unter ihnen ausrastet und unter Allahu-Ak-

bar-Rufen den nächsten Terroranschlag begeht. 

Das Interessante an dieser Geschichte ist aber, 

dass Hinweise auf terroristische Bedrohungen nicht 

aus Ihrem Hause des Verfassungsschutzes kom-

men, Frau Ministerin, sondern aus dem Ausland. So 

auch im Fall des kürzlich festgenommenen Irakers, 

der ein Attentat mit einem Messer auf einem Weih-

nachtsmarkt in Hannover geplant haben soll. Wie 

kann es also sein, dass ausländische Dienste die 

Hausaufgaben des niedersächsischen Verfas-

sungsschutzes machen müssen, der dazu noch 

sehr üppig von Ihnen finanziell ausgestattet wird? 

Die mangelnde Erkenntnislage verwundert auf der 

anderen Seite aber auch nicht; denn der Herr Prä-

sident der Behörde, Herr Pejril, hat offenbar immer 

Wichtigeres zu tun. So zieht Herr Pejril von einer 

Veranstaltung gegen rechts zur nächsten durch die 

Lande und vergisst dabei komplett, den islamisti-

schen Terrorismus und den Linksextremismus zu 

erwähnen. Es zeigt sich hier einmal mehr, dass Herr 

Pejril offenbar ausschließlich einen politischen Auf-

trag von Ihnen erhalten hat, Frau Ministerin, aber 

keinen Sicherheitsauftrag im Sinne der Bürger er-

füllt. 

(Beifall bei der AfD) 

Aber auch in anderen Bereichen, Frau Ministerin, 

nimmt man Ihre Politik nur noch mit Kopfschütteln 

zur Kenntnis. Ihre Entscheidung, die Truppführer-

ausbildung auf Landesebene abzuschaffen, hat bei 

den Kreisfeuerwehren für großes Unverständnis ge-

sorgt. 
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Dies hat am Ende die Konsequenz, dass es eine 

Qualitätseinbuße bei der Ausbildung der Feuer-

wehrleute in Niedersachsen geben wird.  

Aber auch das plötzliche Umtopfen von Herrn Uwe 

Lange als Chef der Zentralen Polizeidirektion in die 

Polizeiakademie hat für Irritationen gesorgt, Frau 

Ministerin. Die Petition von über 200 Kolleginnen 

und Kollegen des Herrn Lange zeigt doch, dass Ihre 

geheime Unterrichtung im Innenausschuss zumin-

dest einige Fragen offenlässt. 

Ich will aber mit einem Appell an Sie abschließen, 

Frau Ministerin: Treten Sie endlich aus dem Schat-

ten Ihres erfolglosen Vorgängers. Machen Sie eine 

vernünftige Sicherheitspolitik im Sinne der Bürger. 

Schieben Sie ab, wer hier nicht hingehört. Sichern 

Sie den öffentlichen Raum. Dann haben Sie uns an 

Ihrer Seite. Aber wenn Sie weiter Ihre ideologisch 

motivierte Politik betreiben, haben Sie mit uns einen 

harten politischen Gegner. Und das wird auch im 

nächsten Jahr so bleiben.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Die nächste Wortmeldung kommt von Frau Busch-

mann, CDU-Fraktion. 

Saskia Buschmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Heute spreche ich zu Ihnen 

nicht nur als Abgeordnete des Niedersächsischen 

Landtags, sondern als jemand, der die Realität un-

serer Polizei aus erster Hand kennt. Über 20 Jahre 

lang habe ich im aktiven Dienst meinen Dienst bei 

der Polizei versehen. Diese Jahre haben mir eine 

unersetzliche Perspektive und ein tiefes Verständ-

nis für die realen Herausforderungen gegeben, de-

nen sich Polizistinnen und Polizisten im aktiven 

Dienst Tag für Tag stellen - Einsichten und Erfah-

rungen, die dem Handeln der rot-grünen Landesre-

gierung in jeder Hinsicht fehlen.  

Es ist an der Zeit, dass wir die Dinge beim Namen 

nennen: leere Worte und unzureichende Taten. Die 

Politik der rot-grünen Koalition in Bezug auf unsere 

innere Sicherheit und die niedersächsische Polizei 

ist nichts anderes als eine Farce. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir haben in dieser Legislaturperiode zwei Innenmi-

nister erlebt: Herrn Pistorius und Frau Behrens. 

Beide traten mit imposanten Zusagen an die Öffent-

lichkeit. Doch was wurde uns tatsächlich präsen-

tiert? Und wie steht es um die Einlösung dieser Ver-

sprechen? Wie sieht die Wertschätzung aus, die 

von beiden Innenministern, ihrem Ministerium und 

der rot-grünen Landesregierung unseren Polizistin-

nen und Polizisten entgegengebracht wird?  

Lassen Sie mich Ihnen sagen, was echte Wert-

schätzung bedeutet. Sie bedeutet, den Polizistinnen 

und Polizisten, die Tag und Nacht für unsere Sicher-

heit sorgen, angemessene Arbeitsbedingungen, 

moderne Liegenschaften und Ausrüstung zu bieten. 

Sie bedeutet, ihnen ein Zulagensystem zu offerie-

ren, das mehr als nur Lippenbekenntnisse zur An-

erkennung ihrer harten Arbeit und ihres Engage-

ments darstellt. Gewiss, man hat die Zulagen in den 

Jahren 2017, 2018 und 2023 teilweise erhöht, um 

sie auf ein Niveau zu hieven, um bundesweit ins Mit-

telfeld aufzurücken. Doch lassen Sie uns nicht die 

Augen davor verschließen, dass der Großteil der 

Zulagen für erschwerte Einsätze seit dem Jahr 

2006 - ich betone: seit 17 Jahren - keinerlei Anpas-

sungen gesehen hat. Wo bleibt da die Wertschät-

zung, die man so vollmundig verspricht?  

(Beifall bei der CDU und von Jozef Ra-

kicky [AfD]) 

Wir sehen ein System, das sie im Stich lässt. Aber 

was macht die Regierung? Sie ignoriert den Ernst 

der Lage. Sie versteht anscheinend nicht, dass wir 

im Wettbewerb mit anderen Bundesländern und der 

freien Wirtschaft stehen. Wir brauchen eine Polizei, 

die attraktiv für junge Talente ist, um die Herausfor-

derungen der Zukunft zu meistern. Bevor die Regie-

rung sich in dem Konstruieren von Luftschlössern 

verliert, sollten Sie sich daran erinnern, wo echte 

Wertschätzung ihren Anfang nimmt: bei den Polizis-

tinnen und Polizisten im aktiven Dienst. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir sprechen hier von grundlegenden Bedürfnissen 

wie der von der DPolG Niedersachsen geforderten 

Flexibilitätszulage und einem angemessenen Be-

kleidungsgeld. Wie erklärt man denjenigen, die Tag 

und Nacht oft spontan und ohne Vorwarnung im 

Einsatz sind, dass ihre Belastung weniger wert ist 

als die im regulären Schichtdienst? Das aktuelle Zu-

lagensystem in Niedersachsen ist ein Labyrinth von 

Bürokratie, das dringend einer Modernisierung be-

darf. Wertschätzung sieht anders aus.  

(Beifall bei der CDU) 
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Das Thema Bekleidungsgeld ist so absurd, dass es 

fast schon einer Farce gleicht. Stellen Sie sich das 

vor: Unsere Beamten stehen vor der Wahl, ob sie 

jährlich zwei Poloshirts, eine Hose und einen Troyer  

oder eine Dienstjacke kaufen möchten. Ist das die 

Art von Wertschätzung, die wir unseren Sicherheits-

kräften entgegenbringen?  

Und dann haben wir noch das berüchtigte Zeus-X-

Zeiterfassungssystem. Jeder Versuch, etwas zum 

Positiven zu verändern, endet in nichts als Verzö-

gerungen und bürokratischem Chaos. Es ist ein Pa-

radebeispiel für die mangelnde Kommunikationsfä-

higkeit und Effizienz dieser Regierung.  

Meine Damen und Herren, es ist Zeit für eine Re-

gierung, die versteht, was innere Sicherheit wirklich 

bedeutet, für eine Regierung, die handelt, statt nur 

zu reden, und für eine Regierung, die unsere Polizei 

unterstützt, statt sie im Stich zu lassen. Es ist Zeit 

für einen Wechsel, denn ein sichereres Niedersach-

sen ist machbar.  

(Beifall bei der CDU und von Stephan 

Bothe [AfD])

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Danke, Frau Buschmann. - Der nächste Redner ist 

von Bündnis 90/Die Grünen, Herr Lühmann. Bitte! 

(Unruhe bei der AfD - Glocke der Prä-

sidentin) 

- Wir warten einen Moment, bis Ruhe eingekehrt ist 

und schenken dem Redner Aufmerksamkeit. 

Bitte schön, Herr Lühmann! Sie haben das Wort. 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Danke schön. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleg*innen! Frau Buschmann, ich habe Ihre 

Worte gehört. Allein, vieles finde ich in Ihrem Haus-

haltsentwurf nicht wieder. Aber das machen wir 

gleich der Reihe nach.  

Als ich in die Politik gegangen bin, habe ich mich an 

das Max-Weber-Zitat mit dem harten Bohren dicker 

Bretter erinnert. Das ist nicht sehr attraktiv, aber es 

funktioniert. Und das zeigen wir mit diesem Haus-

halt. Ich bin froh, heute hier zu stehen und zu einem 

Haushalt zu sprechen, der zeigt, dass die Mühen 

der politischen Ebene lohnen, um Politik zu gestal-

ten und Demokratie zu verteidigen. Wie wir das als 

rot-grüne Koalition vorhaben und verlässlich finan-

zieren, das zeigt sich auch im Bereich Polizei und 

im Bereich Demokratie, weil beide Bereiche inei-

nandergreifen, sich verstärken und uns wehrhaft 

machen.  

Die Rahmendaten zeigen einen Aufwuchs von 

47,7 Millionen Euro im Polizeibereich. Dafür einen 

herzlichen Dank an Frau Innenministerin und auch 

für die gute Zusammenarbeit mit dem Innenministe-

rium. Wir stellen endlich die Anhebung der Polizei-

zulage auf Dauer, wir heben Stellen an, wir inves-

tieren zusätzlich in IT-Ausstattung, in IT-Forensik, in 

Gebäude und Ausstattung. Es ist nämlich diese 

Verabredung, die wir getroffen haben: Wir stärken 

dauerhaft und verlässlich die Ausstattung und die 

Zulagen. Und wir verzichten auf Schaufenster-For-

derungen und auf Klamauk, wie wir ihn heute Mor-

gen gehört haben, und auf jeden Klamauk, der zwar 

nach viel klingt, aber mit nichts hinterlegt ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich jedenfalls habe große Zweifel, dass wir ohne 

vernünftige Stellenbeschreibung und auf ein Jahr 

befristet 50 IT-Kräfte in die Polizei bekommen, liebe 

Union. Ein Jahresvertrag - herzlichen Dank. Da wer-

den uns die IT-Leute die Türen einrennen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Noch weniger finde ich allerdings bei den vorgebli-

chen Polizeifreunden vom Rechtsaußen-Ver-

dachtsfall. Die haben nämlich praktisch nichts in 

den Haushalt geschrieben. Und das ist wirklich eine 

Ohrfeige für die Polizist*innen in unserem Land;  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

für die Polizist*innen, die so gefordert sind, wie seit 

Langem nicht, um unsere Demokratie zu schützen 

und zu verteidigen. Von hier aus mein herzlicher 

Dank in und an die niedersächsische Polizei für ih-

ren Einsatz für unsere Demokratie und für ihre klare 

Haltung nach außen und nach innen, gerade ge-

genüber dem mandatierten Rechtsextremismus.  

(Ulf Thiele [CDU]: Ich weiß nicht, ob 

Sie es bemerkt haben: Wir setzen auf 

den Beschluss des Haushaltsaus-

schusses auf! Das steht da alles drin! - 

Gegenruf von Klaus Wichmann [AfD]: 

Das weiß er nicht!) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr Thiele! 
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Michael Lühmann (GRÜNE): 

Herr Thiele, wenn Sie eine Frage haben, stellen Sie 

sie! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Und deswegen bin ich besonders glücklich, dass es 

uns gelungen ist, den Ansatz für das bundesweit 

herausragende und gerade erst ausgezeichnete 

Programm „Polizeischutz für die Demokratie“ deut-

lich zu erhöhen. Ein Dank an alle Initiator*innen und 

vor allem Demokratiepat*innen in der niedersächsi-

schen Polizei. Mit dem zusätzlichen Geld können 

viele tolle weitere Projekte realisiert werden, vor al-

lem die Partnerschaft zwischen Polizei und Zivilge-

sellschaft kann gestärkt werden; denn wir brauchen 

beide im Kampf um die Demokratie! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr Lühmann, lassen Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Thiele zu? 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Ja. Wenn ich das schon anbiete, muss ich das ma-

chen.  

(Ulf Thiele [CDU] tritt an ein Saalmikro-

fon. - Zurufe: Nicht anfassen! - Ulf 

Thiele [CDU] berührt das Mikrofon - 

Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Wie-

der hast du es kaputt gemacht! - Ulrich 

Watermann [SPD]: Es gibt hier jeman-

den, der macht jedes Mikro kaputt! - 

Heiterkeit) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Vielleicht gibt Ihnen die SPD ihr Mikro. - Nein, jetzt 

haben Sie es! 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Herr 

Thiele, für die Reparatur haben wir 

kein Geld vorgesehen!) 

Ulf Thiele (CDU): 

Jetzt klappt es. Schauen Sie mal! Man muss nur 

lange genug warten. Ich habe vorhin gelernt, Frau 

Präsidentin: Von der Präsidiumsbank kann man das 

Mikrofon tatsächlich schalten, wenn es hier unten 

im Saal nicht geht. 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Ja, ich kann das hier oben anschalten. Aber wenn 

Sie das Mikrofon dann wieder ausschalten, ist das 

schlecht. 

Ulf Thiele (CDU): 

Ich habe den Knopf gar nicht gedrückt, Frau Präsi-

dentin. Ich schwöre. 

Danke für die Möglichkeit zur Zwischenfrage. Herr 

Lühmann, ich wollte Sie fragen, ob Ihnen aufgefal-

len ist, dass der Haushaltsantrag der CDU-Fraktion 

auf den Empfehlungen des Ausschusses für Haus-

halt und Finanzen aufsetzt. Das heißt, die Dinge, 

von denen Sie uns vorwerfen, dass sie nicht in un-

serem Haushaltsantrag stehen, sind deshalb nicht 

drin, weil sie im Beschluss des Ausschusses für 

Haushalt und Finanzen stehen. Wir haben das alles 

nicht gestrichen; es ist alles vorhanden. Das sollten 

Sie zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Thiele, für den Hinweis. Ich ziele 

vor allen Dingen auf diese 50 IT-Stellen ab, die die 

CDU in ihrem Antrag hinterlegt hat und die weder 

sachlich noch fachlich begründet sind. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das kann ich aber!) 

Es gibt sicherlich Begründungen dafür. Es gibt eine 

ganze Menge Begründungen dafür. Dazu habe ich 

aber nichts gehört. Dann hätte ich mich auch dazu 

geäußert. Und ansonsten ist es eben so: Wenn man 

die Mittel für ein Jahr einstellt und die Rücklagen 

plündert, dann haben wir das Problem, dass wir das 

in den nächsten Jahren auch machen müssen. Und 

wir können nicht ernsthaft IT-Kräfte für ein Jahr zur 

Polizei holen. Das ist für die nicht lukrativ. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Zurufe von der CDU) 

Ich habe lange mit Jahresverträgen gearbeitet. Das 

macht keinen Spaß. 

Deshalb ist mir zum Schluss wichtig - das passt 

quasi ganz gut dazu -, dass wir es auch geschafft 

haben, Zivilgesellschaft gezielt zu unterstützen. Wir 

erhöhen die Mittel für die Mobile Beratung gegen 

Rechtsextremismus. Wir erhöhen die Mittel für die 

Betroffenenberatung im Zusammenhang mit rechter 

Gewalt. Und wir erhöhen die Mittel für die Recher-

che- und Informationsstelle Antisemitismus. Das ist 

ein sehr wichtiges Signal in die Zivilgesellschaft. Ich 
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möchte ein ganz herzliches Dankeschön an die nie-

dersächsische Zivilgesellschaft aussprechen. Ich 

erwarte hier vom Bund, dass Verlässlichkeit da ist. 

Das haben wir gemeinsam verabredet, und das 

werden wir weiterhin tun. Und wir werden es finan-

zieren. Demokratie verteidigen wir gemeinsam - Po-

litik, Zivilgesellschaft und Polizei; verlässlich, dauer-

haft und gezielt. Das ist machbar. Es ist nicht nur 

machbar, sondern wir machen es auch. Und wir 

bohren die dicken Bretter weiter. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Danke, Herr Lühmann. - Frau Buschmann, Sie ha-

ben die Karte falsch herum gehalten, aber ich 

denke, Sie wollen eine Kurzintervention machen. 

Bitte! 

Saskia Buschmann (CDU): 

Herr Lühmann, sehr gerne unterbreite ich Ihnen 

auch noch unsere weiteren Ausführungen. Das war 

der Zettel meines Redemanuskripts, den ich leider 

überblättern musste, weil ich noch Redezeit für Frau 

Butter übriglassen wollte. Also mache ich einfach 

dort weiter, wo ich aufgehört habe: 

Wenn die rot-grüne Landesregierung bereits an der 

simplen Aufgabe der Zeus-X-Zeiterfassung - - - 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Buschmann, Sie wissen aber, was eine 

Kurzintervention ist? Nicht die Fortsetzung einer 

Rede. Kurzintervention heißt: Antworten auf 

eine - - - 

Saskia Buschmann (CDU): 

Wenn die Landesregierung bereits an einer solch 

einfachen Aufgabe - - - 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Lassen Sie mich bitte erst ausreden, und dann ha-

ben Sie das Wort! 

(Zurufe) 

Also, wir haben geklärt, was eine Kurzintervention 

ist. Nun haben Sie das Wort. 

Saskia Buschmann (CDU): 

Wenn die rot-grüne Landesregierung bereits an ei-

ner Zeus-X-Einführung scheitert, wie will sie dann 

beispielsweise so etwas wie PoC 2 installieren? 

Das wird sicherlich auch nichts. Wir wollen 50 IT-

Stellen schaffen. Damit schaffen wir für die Polizei 

eine deutliche Entlastung. Und wir wollen bei der 

modernen Ausstattung auch gerne den Taser und 

weitere Maßnahmen zum Schutz der Polizistinnen 

und Polizisten einführen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Danke, Frau Buschmann. - Herr Lühmann möchte 

antworten. Bitte! 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Sehr gerne. - Frau Präsidentin! Liebe Kollegin, das 

war dann doch eine überraschend kurze Liste. 

Dann sage ich noch etwas dazu, was mich daran 

stört. Solche Stellen muss man auch durchfinanzie-

ren. Es muss einem klar sein, dass wir das nicht für 

ein Jahr machen können. 

Ich will noch einmal zu dem Taser kommen. Ja, ich 

habe das gelesen. Das ist jetzt ein erneuter Ver-

such. Die CDU hat es in der vorherigen Regierung 

nicht hinbekommen, das durchzusetzen, und Sie 

haben es jetzt nicht hinbekommen, es durchzuset-

zen. Es ist natürlich völlig nobel, dies immer wieder 

in die Haushaltspläne hineinzuschreiben und uns 

vorzuwerfen. Aber der Sachstand ist doch immer 

noch der gleiche, dass Taser aus vielen guten Grün-

den - das haben wir wirklich hinreichend und oft ge-

nug, auch in vergangenen Wahlperioden, disku-

tiert - hier in Niedersachsen nicht gewünscht sind. 

(Ulf Thiele [CDU]: Es ist schlecht, dass 

das nicht gewünscht ist!) 

Das steht auch ganz klar im Koalitionsvertrag. Es 

gibt auch eine ganz klare Haltung einer großen Po-

lizeigewerkschaft dazu. Das können wir natürlich 

immer weiter diskutieren. Dass Sie jetzt aber ernst-

haft mit einem abgelehnten Antrag zum Taser Ihren 

Haushalt schönreden, den Sie bei der Polizei doch 

recht schmal gehalten haben, finde ich doch etwas 

überraschend - dafür, dass Sie die Kompetenz bei 

der inneren Sicherheit immer für sich reklamieren. 

Da haben wir eine ganze Menge mehr geschafft. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von 

der CDU: Die Kompetenz haben wir 

auch!) 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  28. Plenarsitzung am 12. Dezember 2023 

2111

Nur weil man das reklamiert, hat man es nicht auto-

matisch. Das ist allen hier im Raum klar. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

So schmal wie Ihr Haushaltsansatz ist, ist das auch 

ein bisschen traurig für die Polizei. Wir gehen da 

deutlich weiter. Und wir finanzieren das auch ver-

lässlich, solide und grundsätzlich. Und damit ma-

chen wir auch die nächsten Jahre weiter. Da stehen 

wir bei unseren Polizist*innen im Land im Wort, und 

das werden wir auch halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Der nächste Redner ist Herr Saade von der SPD-

Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Alexander Saade (SPD): 

Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lassen Sie mich zunächst einmal auf die 

eine oder andere Einlassung hier antworten.  

Nur um es klarzustellen, weil der eine oder andere 

versucht, hier ein anderes Bild zu schaffen: 

Deutschland ist eines der sichersten Länder der 

Welt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Und Niedersachsen ist wiederum eines der sichers-

ten Bundesländer in Deutschland. Das können wir 

hier einfach mal so stehen lassen, weil es so ist.  

Was die Wertschätzung für die Polizei betrifft: Ich 

finde es ein bisschen dünn, nur zu sagen, wir wollen 

Taser anschaffen. Das sehe ich durchaus ein biss-

chen anders. Rot-Grün hat es anders gemacht: Wir 

haben die Polizeizulage erhöht und haben damit 

jetzt den Spitzenplatz unter den Bundesländern er-

reicht. Mit dem kommenden Haushalt sichern wir 

auch die dauerhafte Finanzierung des Ganzen ab.  

Unsere Beamten - allesamt, nicht nur die Poli-

zei - werden zukünftig natürlich auch von der Ein-

führung des Dienstrades profitieren. 

(Uwe Schünemann [CDU]: Super!) 

Damit machen wir die Polizei in Niedersachsen, 

auch im Vergleich mit anderen Länderpolizeien 

(Uwe Schünemann [CDU]: Sicherer!) 

und auch gegenüber anderen potenziellen Arbeit-

gebern in der freien Wirtschaft, deutlich konkurrenz-

fähiger und attraktiver. 

(Beifall bei der SPD) 

Indem wir die Dienstposten der Inspektionsleiter*in-

nen zukünftig einheitlich nach A 16 besolden, 

schließen wir zudem eine ganz wichtige Lücke in 

der Besoldung. 

Und kommen wir von den Personal- mal zu den 

Sachausgaben: Da stellen wir der Polizei rund 

19,8 Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung - Geld, 

das unter anderem für Schutz- und Sonderbeklei-

dung zur Verfügung steht. 

Die Arbeitsbedingungen auf der Ebene der Inspek-

tionen, der Kommissariate, der Stationen wollen wir 

verbessern, indem wir für kleine Bauunterhaltungs-

maßnahmen mehr Geld zur Verfügung stellen. Das 

sind zukünftig 7 Millionen Euro statt 5 Millionen 

Euro. 

Rot-Grün stellt der Polizei auch mehr Geld für Tech-

nik zur Verfügung. Wir wollen den Digitalisierungs-

prozess im Polizeibereich mit zusätzlichen 7 Millio-

nen Euro unterstützen. In der Praxis müssen ir-

gendwann nämlich auch die Zeiten, in denen Aus-

weisdaten zum Beispiel in Merkbücher übertragen 

werden, ein Ende finden. Handy - Zack! Fotografie-

ren! Ab in den Vorgang! - So muss Digitalisierung 

irgendwann in der Zukunft, hoffentlich, mal sein. 

(Uwe Schünemann [CDU]: Und jetzt? 

2023?) 

Stichwort: „Hasskriminalität“, „Kinderpornografie“. 

Zur Auswertung von Datenträgern wollen wir die 

Einrichtung von IT-Forensik-Laboren mit Hard- und 

Software mit zusätzlichen 1,8 Millionen Euro im 

Jahr fördern. Ich will jetzt nicht zu lange auf Zahlen 

herumhacken. Ich weiß, unsere Innenministerin 

wird gleich sicherlich auch noch etwas zum Haus-

halt sagen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Da-

men und Herren, das Vertrauen der Bürger in Nie-

dersachsens Polizei ist besonders hoch. Unsere 

Polizei ist nicht nur Freund und Helfer für alle, sie ist 

divers, tolerant nach innen und außen, und sie lebt 

den Demokratieschutz. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Und ganz wichtig: Sie lässt sich auch nicht von De-

mokratiefeinden vereinnahmen. Wenn unwahre Be-

hauptungen über unsere innere Sicherheit verbrei-

tet werden, dann ist der öffentliche Widerspruch ei-

nes Polizeipräsidenten bereits ein vorbildliches, 

pflichtbewusstes Verhalten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn sich anschließend aber alle Polizeipräsiden-

ten des Landes geschlossen hinter diesen Polizei-

präsidenten stellen, dann erklärt das auch, warum 

die Menschen unserer Polizei vertrauen und warum 

sie eine bundesweite Vorbildrolle im Demokratie-

schutz einnimmt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Diese Polizei beschützt unsere Bürger und stellt 

sich schützend vor die freiheitliche demokratische 

Grundordnung. Darauf können wir alle sehr stolz 

sein. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Und falls vom rechten Rand heute wieder die Frage 

aufkommt, wie solche Menschen bei der Polizei lan-

den: Sie haben vermutlich in der Schule einfach ein 

bisschen besser aufgepasst. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Demokratieverständnis und polizeiliches Fachwis-

sen gewinnt man nämlich nicht automatisch, wenn 

man irgendwann einmal gezwungen wurde, hinten 

im Streifenwagen Platz zu nehmen. 

Ich schließe mit einem ganz herzlichen Dankeschön 

an die Polizei Niedersachsen für ihren unermüdli-

chen Einsatz für unsere Sicherheit. Möge stets je-

der einen Dienst ohne Zwischenfälle haben und si-

cher nach Hause zurückkehren! 

Glück auf! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Der nächste Redner ist Herr Kauroff von der SPD-

Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Rüdiger Kauroff (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Lieber Herr Bock, ich kann gar nicht fassen, dass 

Sie hier schon wieder das Märchen erzählen, dass 

die Truppführerausbildung einfach so in die Kom-

munen geschoben worden sei. 

(Ulf Thiele [CDU]: Was denn sonst?) 

Sie müssten eigentlich wissen, dass das nicht so ist. 

(Zuruf von der CDU: Doch!) 

80 % dessen, was bislang zur Truppführerausbil-

dung gehörte, gehört schon seit 30 oder 40 Jahren 

zur Truppmannausbildung vor Ort. 

(Michael Lühmann [GRÜNE]: So ist 

es!) 

Lediglich der kleine Teil des Truppführerlehrgangs, 

der darüber hinausgeht, ist auf die kommunale 

Ebene verschoben worden. Darüber haben wir 

beide schon diskutiert. 

(Zuruf von André Bock [CDU]) 

Ich habe etwas von Ihrem Kollegen Lechner gelernt: 

Ich reiche Ihnen jetzt die Hand, Herr Bock. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir beide trinken mal eine schöne Tasse Kaffee und 

besprechen das mit den Lehrgängen, damit Sie das 

richtig verstehen und richtig in die Fläche tragen 

können. 

(André Bock [CDU]: Oder Sie!) 

Diese Verschiebung setzt 1 400 Ausbildungstage 

an den Ausbildungsstandorten frei, damit wir die 

Führungslehrgänge, die wir dringend brauchen - da 

bin ich ja völlig bei Ihnen -, durchführen können. 

(Zuruf von André Bock [CDU]) 

Ich möchte darauf verzichten, Ihnen alle Zahlen vor-

zulesen, die der Haushalt für den Brandschutz vor-

sieht. Ich habe mir vier Zahlen herausgesucht, die 

ich wichtig finde. An diesen Zahlen kann man auch 

erkennen, dass es Dinge gibt, die Rot-Schwarz 

nicht hingekriegt hat, aber Rot-Grün durchaus 

schafft.  

Wenn ich hier stehe, sprechen wir ja meistens über 

das Brandschutzgesetz. 

(André Bock [CDU]: Ein Jahr warten 

wir darauf!) 
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Auf ein neues Brandschutzgesetz warten die Feu-

erwehrkameradinnen und Feuerwehrkameraden 

schon ewig, seit vielen, vielen Jahren. 

(Beifall bei der SPD - André Bock 

[CDU]: Ein Jahr unter Rot-Grün warten 

sie darauf!) 

- Ja, natürlich. Aber wollen wir mal dagegenrech-

nen, wie viele Jahre unter Rot-Schwarz sie darauf 

gewartet haben, Herr Bock?  

(Zuruf von André Bock [CDU]) 

Wir müssen die Tatsachen schon richtig - - - 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr Kauroff, einen kleinen Moment! Die Zeit wird 

angehalten. - Es gibt hier kein Zwiegespräch zwi-

schen Herrn Bock und Herrn Kauroff, sondern das 

Wort hat Herr Kauroff. Herr Bock, Sie wissen, wie 

das geht, wenn Sie etwas sagen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Rüdiger Kauroff (SPD): 

Wir haben das Brandschutzgesetz jedenfalls jetzt in 

Gang gebracht. Das Kabinett hat den Gesetzent-

wurf zur Verbandsanhörung freigegeben. Rot-Grün 

hat es mit Unterstützung unserer Innenministerin 

geschafft, die finanziellen Mittel zur Verfügung zu 

stellen, die für diese Novelle des Brandschutzgeset-

zes erforderlich sind. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Ich mache kein Hehl daraus - Sie alle wissen das -: 

Mein Herz schlägt sehr stark für die Feuerwehr. Ich 

hätte das schon in der letzten Legislaturperiode ge-

macht. Aber die 7 Millionen Euro, die wir da ge-

braucht hätten, hat Ihr Finanzminister uns nicht ge-

geben. Deswegen machen wir es jetzt, mit Rot-

Grün. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN - Lachen bei der CDU) 

Frau Innenministerin Behrens hat sich in Gesprä-

chen sehr dafür engagiert, dass das Geld zur Ver-

fügung gestellt wird, das wir für die Umsetzung des 

neuen Brandschutzgesetzes brauchen. 

(Zuruf von André Bock [CDU]) 

Jetzt stehen 13 632 000 Euro zur Verfügung, damit 

das Brandschutzgesetz, wenn es - vielleicht Anfang 

nächsten Jahres - hier im Plenum beschlossen 

wird, zügig umgesetzt werden kann. 

Aus meiner Sicht ist ganz wichtig, was wir im Brand-

schutzgesetz verankern und finanziell abgesichert 

haben:  

Ich bin 20 Jahre lang als Betreuer mit Jugendlichen 

ins Zeltlager gefahren. Ich habe 20 Jahre lang jedes 

Jahr eine Woche meines Jahresurlaubs - ich war ja 

bei der Post beschäftigt - genommen, um mit den 

Jugendlichen ins Zeltlager fahren zu können. Denn 

für diese Aktion gibt es keinen Bildungsurlaub. Jetzt 

ist vorgesehen, dass die Betreuer, die mit den Ju-

gendlichen für eine Woche ins Zeltlager fahren - es 

sind immer zwei; die Kinder- und Jugendfeuerweh-

ren haben ja männliche und weibliche Mitglieder -, 

für diese eine Woche freigestellt werden. Das heißt, 

die Betreuerinnen und Betreuer müssen nicht ihren 

privaten Jahresurlaub nehmen, sondern können 

sich freinehmen, und der Arbeitgeber bekommt für 

die Lohnfortzahlung eine Erstattung. Dafür haben 

wir 3 045 000 Euro im Haushalt verankert. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Sie haben die politische Liste angesprochen. Für 

den Fall, dass diese 13 632 000 Euro für die Novel-

lierung des Brandschutzgesetzes nicht ausreichen, 

haben wir in der politischen Liste noch einmal 1 Mil-

lion Euro für den Brandschutz verankert, damit wir 

an der einen oder anderen Stelle die Ausrüstung so 

vorsehen können, wie sie sein soll. 

770 000 Euro finden Sie im Haushalt für die Digita-

lisierung der Lehrgangsunterlagen an den Ausbil-

dungsstandorten Celle und Loy. 

Wenn Sie diese Summen jetzt alle richtig zusam-

mengezählt haben, dann werden Sie feststellen, 

dass wir für die Umsetzung dieses Brandschutzge-

setzes insgesamt 18,5 Millionen Euro zur Verfü-

gung stellen. Ich glaube, daran können die Feuer-

wehren durchaus erkennen, wofür das Herz von 

Rot-Grün schlägt, nämlich für die Feuerwehren. 

In diesem Sinne schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Der nächste Redner ist Herr Meyn von der SPD-

Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 
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Philipp Meyn (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zur Förderung des Sports:  

Sportliche Bewegung ist gesund und führt zu mehr 

Miteinander. Deswegen ist die Mitgliederentwick-

lung ein wirklich großartiges Zeichen. 2023 haben 

die Vereine wieder 50 000 neue Mitglieder gewon-

nen, sodass es jetzt über 2,5 Millionen Mitglieder 

sind. Vor Ort wird großartige ehrenamtliche Arbeit 

geleistet. Herzlichen Dank an alle, die sich da ein-

gebracht haben! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir sehen: Die Rahmenbedingungen für die Ver-

eine stimmen. Das wurde auf dem Landessporttag 

am 18. November deutlich. Da wurde gesagt: Die 

Zusammenarbeit mit Ministerin Behrens ist wunder-

bar. 

Und zu Recht: 1,7 Millionen Euro auf der politischen 

Liste für den Schwerpunkt Schwimmschulung. Zu-

sammen mit der festen Finanzhilfe kommen wir da 

auf 36,9 Millionen Euro. Dieses Geld kommt bei den 

47 Kreissportbünden und bei den Fachverbänden 

an. Vor Ort kommt dieses Geld an, wie auch die 

Energiehilfe, ein absolutes Erfolgsmodell. Da ist viel 

Geld abgeflossen, sodass 13 Millionen Euro für den 

neuen Schwerpunkt „energetische Sanierung von 

vereinseigenen Sportanlagen“ eingesetzt werden 

können. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Mittel für die Investitionen in Sportstätten stehen 

für 2024 so weit. Ein Sportstättenprogramm 2025 ist 

natürlich jetzt unser Ziel, damit wir weiterhin Orte 

schaffen, die Lust auf gemeinsame Bewegung ma-

chen. Denn wir sind die Partei des Sports und für 

die Feuerwehren. Ich hoffe da auch noch auf ein 

Zeichen der CDU. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Meyn. - Die nächste Redne-

rin kommt von der CDU-Fraktion: Frau Butter. 

(Beifall bei der CDU) 

Birgit Butter (CDU): 

Werte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren Kollegen! Herr Kauroff, Sie schau-

ten eben etwas vorwurfsvoll in die Vergangenheit, 

was das Brandschutzgesetz anbelangt. Dabei ha-

ben Sie leider Gottes eine Kleinigkeit unterschla-

gen, nämlich zehn Jahre SPD-geführtes Innenmi-

nisterium. Gut, in der SPD gibt es viele Politiker, die 

sich gerne mal nicht erinnern können.  

(Heiterkeit bei der CDU) 

Das wollte ich nur der Vollständigkeit halber noch 

sagen. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

der AfD) 

Zehn Jahre SPD-geführtes Innenministerium, zehn 

Monate Amtszeit von Innenministerin Behrens und 

viele große offene Baustellen. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Frau Kol-

legin, schauen Sie sich die Unterlagen 

der letzten Wahlperiode noch einmal in 

Ruhe an!) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Butter, lassen Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Kauroff zu? 

Birgit Butter (CDU): 

Nein. 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Gut. 

Birgit Butter (CDU): 

Eine Großbaustelle, die während der letzten zehn 

Jahre sträflich vernachlässigt wurde, ist die Verwal-

tungsdigitalisierung. Die Verwaltungsdigitalisierung 

geht, gelinde gesagt, schleppend voran.  

Der Landesrechnungshof fordert die Landesregie-

rung eindringlich auf, die Steuerungs- und Entschei-

dungsstruktur für die IT und die Verwaltungsdigitali-

sierung endlich zu bündeln, zentral und ressortüber-

greifend. Dazu sei ein maximaler Veränderungs-

wille erforderlich. - Den sehe ich in diesem Haushalt 

wahrlich nicht.  

Die Einführung des E-Akten-Basisdienstes ist ein 

Ansatz, aber mehr auch nicht - 9,6 Millionen Euro in 

diesem Jahr, 2,6 Millionen Euro im nächsten Jahr 

für die Kommunen. Rechnen Sie das mal auf die 

Kommunen runter! Da bleibt nicht viel für die Kom-

munen. Gerade sie müssen wir aber unterstützen, 
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sie müssen sich vernetzen. Wir brauchen ein flä-

chendeckendes Konzept für die Kommunen, die 

bislang - jede für sich - müßig im Klein-Klein und in 

unterschiedlichem Tempo ihre Insellösungen erar-

beiten, mit der Folge fehlender Schnittstellen.  

Die IT ist längst eine eigene Fachaufgabe. Eine Ge-

samtsteuerung ist absolut unerlässlich. Der CIO im 

Innenministerium ist ein zahnloser Tiger, der ledig-

lich am Spielfeldrand steht, wenn es darum geht, 

Entscheidungen zu treffen. Wir brauchen die vom 

Landesrechnungshof geforderte Organisationsein-

heit, die nicht nur steuert, sondern auch verbindlich 

entscheidet, damit es endlich vorangeht.  

(Beifall bei der CDU) 

Baustelle Sportstättensanierung, Herr Meyn: Jeder 

Euro, den das Land von den 35,2 Millionen Euro an 

festen Finanzhilfen in den Sport investiert, ist richtig 

und wichtig. Der Sport, insbesondere auch der Brei-

tensport, ist der Kitt, der unsere Jugend, der die In-

tegrationswilligen, der unsere Gesellschaft zusam-

menhält. Das Sportstättensanierungsprogramm mit 

100 Millionen Euro, das 2022 ausgelaufen ist, hat 

merklich dazu beigetragen, dass die niedersächsi-

sche Sportstättenlandschaft nachhaltig moderni-

siert und gestärkt wurde.  

Aber was ist mit einer so wichtigen Neuauflage? 

Marode Sporthallen so weit das Auge reicht! Aus 

meinem Wahlkreis kann ich Ihnen ein halbes Dut-

zend Sportstätten nennen, die eine Sanierung drin-

gend nötig haben. Die Äußerungen der Innenminis-

terin - Herr Meyn, da muss ich Ihnen widerspre-

chen - zu einer Neuauflage sind mehr als vage. Da 

wird in Aussicht gestellt, das 2025 zu diskutieren. 

Ich sehe insofern hier nicht einmal den Willen, das 

weiter aufzulegen.  

Baustelle „Überforderung der Kommunen“: Im Koa-

litionsvertrag steht als fette Überschrift „Starke 

Kommunen für einen handlungsfähigen Staat“. Die 

finanzielle Stärkung der Kommunen soll in den 

nächsten Jahren ein Schwerpunkt im Landeshaus-

halt bleiben. Die Kommunen leisten so viel, sind 

aber am Limit, und das ist kein Jammern auf hohem 

Niveau. Dass die Kommunen gewillt sind, die Auf-

gaben zu stemmen, dass sie einfallsreich und moti-

viert sind, Regelungen umzusetzen, haben sie im-

mer bewiesen. Das ist aber kein Selbstläufer, auf 

den die Landesregierung automatisch und ewig 

bauen kann. Immer mehr Aufgaben bei immer we-

niger finanzieller Ausstattung - das Land über-

spannt hier den Bogen.  

(Beifall bei der CDU) 

Unsere Kommunen leiden unter Finanzknappheit, 

Personalmangel, Bürokratieirrsinn. Und dennoch 

entscheiden wir heute hier über ein weiteres Ge-

setz: das Hinweisgebermeldestellengesetz, das 

den Kommunen abermals eine weitere Aufgabe 

überstülpt, trotz Finanzknappheit, trotz Personal-

mangel. Und wir haben uns doch alle Bürokratieab-

bau auf die Fahnen geschrieben! 

(Glocke der Präsidentin) 

Stattdessen schaffen wir wieder ein Demokratie-

monster.  

Aber wann und wo soll die vom Innenministerium 

angebotene Stelle hier eine Meldung entgegenneh-

men?  

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Letzter Satz, Frau Butter! 

Birgit Butter (CDU): 

Letzten Endes sind es wieder die Kommunen, die 

alles ausbaden müssen. Diesen Bürokratieirrsinn 

tragen wir nicht mit. Insofern wird sich die CDU hier-

bei enthalten. Unsere Kommunen haben wahrlich 

genug zu schultern.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Die nächste Wortmeldung liegt mir von Bünd-

nis 90/Die Grünen vor. Frau Weippert! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nadja Weippert (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Ich kann nur bestätigen, was meine Vorredner der 

rot-grünen Regierungskoalition eben ausgeführt ha-

ben: Dieser Haushalt stärkt Niedersachsen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Von den Kommunen über Ehrenamt und Sport bis 

hin zu unseren Einsatzkräften investieren wir und 

stellen so unser Land zukunftssicher auf.  

Unter diesem Tagesordnungspunkt finden sich aber 

auch weitere Gesetzentwürfe wieder. Mit den Ent-

würfen zum Finanzausgleich und zum Aufnahme-

gesetz sorgen wir beispielsweise dafür, dass noch 

im Haushaltsjahr 2023 die erforderliche Anpassung 

landesgesetzlicher Vorschriften vorgenommen wer-

den kann, um unsere Kommunen vollständig die 
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dringend benötigten zusätzlichen Mittel des Bundes 

in Höhe von rund 95 Millionen Euro im Zusammen-

hang mit der Fluchtmigration zur Verfügung zu stel-

len.  

Zudem wird mit dem Gesetzentwurf zum Nieder-

sächsischen Katastrophenschutzgesetz die beste-

hende Verordnungsermächtigung zur Aufgaben-

übertragung der zivilen Alarmplanung aus rechts-

systematischen Gründen durch eine Zuständig-

keitsregelung ersetzt und der nach dem Konnexi-

tätsprinzip erforderliche Kostenausgleich geregelt.  

Liebe Kolleg*innen, an dieser Stelle sind wir damit 

direkt bei den Themen der Haushaltsberatung, die 

mir, ebenso wie meinem Kollegen Herrn Rüdiger 

Kauroff, besonders am Herzen liegen: die Unter-

stützung der Kommunen, des Ehrenamts und der 

Feuerwehren. Es freut mich sehr, dass wir endlich 

Geld für die ehrenamtlich tätigen Betreuerinnen und 

Betreuer der Jugendfeuerwehren zur Freistellung in 

den Haushalt einstellen können, ebenso wie für den 

Erwerb von Ausrüstung und für die Digitalisierung 

des Lehrgangsangebots beim NLBK, dem Nieder-

sächsischen Landesamt für Brand- und Katastro-

phenschutz.  

Aufgrund höherer Einnahmen aus der Feuerschutz-

steuer werden wir auch die Zuweisung an die Kom-

munen erhöhen können. Die Anpassung des Vertei-

lungsschlüssels soll im Rahmen der Novellierung 

des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes um-

gesetzt werden.  

Im Bereich des Rettungsdienstes bin ich stolz auf 

unser Projekt Telenotfallmedizin, das wir ebenfalls 

in unserem Flächenland endlich auf den Weg brin-

gen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zur Unterstützung und Entlastung unserer tragen-

den Säule Ehrenamt möchte ich zudem die Über-

nahme von GEMA-Gebühren für unsere Vereine in 

Höhe von 1 Million Euro erwähnen; denn unsere 

Vereine können damit künftig Lizenzen für die Nut-

zung von Musik bei Veranstaltungen erwerben und 

werden damit sowohl mit Blick auf bürokratischen 

Aufwand als auch auf gestiegene Kosten aktiv ent-

lastet.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zur Sportstättensanierung und zu „Startklar“ hat 

mein Kollege Herr Meyn eben schon ausführlich 

ausgeführt.  

Last, but noch least ein paar Worte in Richtung 

CDU: Nun ja, auch ich würde mir deutlichere Fort-

schritte beim Thema Digitalisierung wünschen, aber 

diese wünsche ich mir nicht erst seit heute, sondern 

schon seit vielen, vielen Jahren, liebe Kolleg*innen. 

Bekanntermaßen war die CDU auch selbst bis vor 

nicht allzu langer Zeit an der Regierung und damit 

auch an der sie tragenden Koalition in Niedersach-

sen beteiligt.  

Wer es vielleicht noch nicht wusste: In einer Regie-

rungskoalition kann man selbstverständlich auch 

Einfluss auf die Ausgestaltung von Entschließungs-

anträgen und Gesetzentwürfen, die nicht im partei-

eigenen Haus, sondern in dem des Koalitionspart-

ners behandelt werden, nehmen. Aber wie Herr 

Lechner gestern so schön sagte: Politik beginnt 

dort, wo man Prioritäten setzt. - Anscheinend waren 

weder Brandschutzgesetz noch Digitalisierung oder 

Verwaltungsdigitalisierung bei der Union in der Ver-

gangenheit hoch im Kurs, Stichwort „Fax“. Unser 

Kabinett hingegen hat im Oktober dieses Jahres die 

niedersächsische Digitalisierungsstrategie 2030 be-

schlossen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Weippert, lassen Sie eine Zwischenfrage 

von - - - 

Nadja Weippert (GRÜNE): 

Nein.  

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Gut.  

Nadja Weippert (GRÜNE): 

Fazit: Rot-Grün holt mit diesem Haushalt lange Ver-

säumtes nach - von der Verwaltungsdigitalisierung 

bis zur Novelle des Brandschutzgesetzes - und 

macht damit Niedersachsen sicher in Zeiten des 

Wandels.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Die nächste Wortmeldung kommt wieder von Bünd-

nis 90/Die Grünen. Frau Hartmann, bitte! Sie haben 

das Wort.  
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Djenabou Diallo-Hartmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-

leg*innen! Unsere große Errungenschaft in meinem 

Fachbereich ist die Finanzierung des Landesakti-

onsplans gegen Rassismus. Es macht mich über-

glücklich, dass wir als rot-grüne Koalition dieses 

sehr wichtige Projekt endlich auf den Weg bringen, 

an dem mehrere Ministerien und Verbände beteiligt 

sein werden. Hierfür werden insgesamt 1,25 Millio-

nen Euro bereitgestellt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Denn wir sehen unsere demokratische Gesellschaft 

durch Demokratiefeinde gefährdet, leider auch hier 

im Parlament sitzend. Dem wollen wir entschieden 

entgegentreten und Niedersachsen endlich rassis-

muskritisch aufstellen.  

In diesem großen Rahmen wird aber auch die Lan-

desarbeitsgemeinschaft Antidiskriminierung mit 

50 000 Euro Kofinanzierungsmitteln gefördert, da-

mit die wichtige Arbeit, die aufgebaut wurde, voran-

gebracht werden kann. Denn es ist wichtig, dass wir 

zivilgesellschaftliche Strukturen im Bereich Antidis-

kriminierung fördern und stärken.  

Ein weiteres wichtiges Projekt, das wir ausdrücklich 

hier erwähnen müssen, ist, dass wir es geschafft 

haben, dass die sozialpsychologische Beratung in 

Haftanstalten mit 100 000 Euro unterstützt wird.  

Zu meiner großen Freude haben wir auch die Kür-

zungen aus der letzten Wahlperiode bei der Migra-

tionsberatung auf einer Höhe von 9 Millionen Euro 

wieder ausgeglichen. Das ist eine wichtige und not-

wendige Entscheidung. Denn ansonsten hätten wir 

die Strukturen, die zuvor aufgebaut worden sind, 

kaputtgemacht. Das würde einem Einwanderungs-

land, das wir sind, nicht gerecht. Daher ist es gut, 

dass wir das zukünftig auch ausbauen wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Eine weitere Sache, die mir persönlich sehr wichtig 

ist: Wir haben es geschafft, über die politische Liste 

150 000 Euro für Maßnahmen gegen die Genital-

verstümmelung auf den Weg zu bringen. Dafür 

kann ich mich bei den Kolleg*innen, die sich dafür 

mit starkgemacht haben, nur bedanken. Dieser Be-

trag gehört zu dem Maßnahmenbündel, das wir 

zum Schutz von Frauen und Mädchen vor Gewalt 

auf den Weg gebracht haben. Es umfasst insge-

samt ein Volumen von 1,3 Millionen Euro, das wir 

jetzt über die politische Liste sicherstellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Schließlich weiten wir das seit 2019 bestehende 

Projekt „Wege ins Bleiberecht“ aus. Dabei geht es 

um die effektive Umsetzung der auf der Bundes-

ebene geschaffenen Bleiberechtsregelung, und 

zwar des Chancenaufenthaltsrechts. Das wollen wir 

hier in Niedersachsen weiter ausbauen. Daran hat-

ten sich schon die Städte Göttingen, Hannover und 

Oldenburg beteiligt. Der Landkreis Göttingen wird 

damit weitermachen. Wir werden darauf hinwirken, 

dass sich weitere Kommunen beteiligen. 

Die Ausländerbehörden in Niedersachsen werden 

wir zu Willkommenszentren machen, indem wir da-

für sorgen, dass Strukturen besser miteinander ver-

knüpft und gebündelt werden. Wir sind sehr froh, 

dass sich bereits einige Kommunen bereiterklärt ha-

ben, diesem Projekt beizutreten; denn damit wer-

den wir auf der Höhe der Zeit sein. 

(Glocke der Präsidentin) 

Als letzten Punkt möchte ich sagen: So gestaltet 

man eine Migrationsgesellschaft, und zwar eine, die 

die Chancengerechtigkeit vorantreibt. Nächstes 

Jahr machen wir an der Stelle weiter, indem wir wei-

tere wichtige Projekte auf den Weg bringen 

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Bitte 

nicht!) 

und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Nie-

dersachsen - 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Hartmann, letzter Satz! 

Djenabou Diallo-Hartmann (GRÜNE): 

- eine gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Die nächste Wortmeldung liegt mir von Herrn 

Schneider von der SPD-Fraktion vor. 

(Beifall bei der SPD) 

Julius Schneider (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich möchte mich zunächst bei der 
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CDU für die konstruktive Debatte zumindest im Aus-

schuss bedanken. Das unterscheidet Sie ganz er-

freulich von anderen Teilen der Opposition. 

Aber nichtsdestotrotz möchte ich auf einen Aspekt 

aufmerksam machen, über den sich sicherlich alle 

Fraktionen dieses Hauses freuen werden: Wir för-

dern das Ehrenamt mit 1 Million Euro zusätzlich im 

nächsten Jahr. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir wollen Vereine und ehrenamtliche Organisatio-

nen von der GEMA entlasten, von Bürokratie und 

von Kosten. Im Sport klappt das bereits vorbildlich, 

hier gibt es einen Rahmenvertrag zwischen DOSB 

und GEMA.  

Eine ähnliche, möglichst unbürokratische Struktur 

wollen wir auch für die anderen ehrenamtlichen Or-

ganisationen schaffen. Damit machen wir genau 

das, was uns die ehrenamtlichen Strukturen von 

Feuerwehr bis Generationenhilfe immer wieder ins 

Stammbuch schreiben: weniger Bürokratie, weniger 

Kosten, und das direkt vor Ort, wo sich die Men-

schen treffen! 

Wir machen das gerne; denn überall dort, wo Eh-

renamtliche zusammenkommen, stärken sie die 

Demokratie. Das Beste, was wir gegen rechts tun 

können, ist, genau diese aktive Zivilgesellschaft zu 

stärken. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Auch dafür gilt es, finde ich, heute mal Danke zu 

sagen, denn das ist in der bisherigen Debatte noch 

nicht so oft vorgekommen. Die Ehrenamtlichen ha-

ben das genauso verdient wie die Polizistinnen und 

die Polizisten, denen wir alle schon zu Recht ge-

dankt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Damit setzen wir auch einen wichtigen Aspekt der 

Enquetekommission „Ehrenamt“ um. Wir machen 

das Ehrenamt etwas einfacher. Und mit Musik ma-

chen die meisten Dinge auch mehr Spaß. Ich 

denke, das ist für alle ein Grund zur Freude. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Danke, Herr Schneider. - Jetzt kommen wir zur Mi-

nisterin für Inneres und Sport. Frau Behrens, Sie ha-

ben das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Daniela Behrens, Ministerin für Inneres und Sport: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Sicherheit ist ein menschli-

ches Grundbedürfnis. Und die Garantie dieser Si-

cherheit ist eine der ganz zentralen Aufgaben unse-

res Staates - ein Versprechen, dass wir in jeder 

Lage erfüllen wollen und erfüllen müssen. Darauf 

können und dürfen sich die Bürgerinnen und Bürger 

in unserem Land verlassen. Das gilt ganz beson-

ders für Niedersachsen. Niedersachsen ist ein si-

cheres Land. Niedersachsen wird ein sicheres Land 

bleiben. Dafür legt dieser Haushalt die Grundlage. 

Ich glaube, dass wir mit den vielen Themen, die in 

diesem Haushalt verankert sind, dieses Sicherheits-

gefühl auf verschiedenster Ebene erfüllen können. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Ulf Thiele [CDU]: Sicherheitsge-

fühl! Wie wäre es mit Sicherheit?) 

Ich bedanke mich für eine sehr intensive Beratung 

in den Fachausschüssen. Ich bedanke mich bei al-

len, die an diesem Haushalt mitgearbeitet haben, 

stellvertretend bei meinem Team im Ministerium, 

und natürlich auch für die konstruktive und kreative 

Begleitung aus dem politischen Raum. 

Wenn man den Oppositionsfraktionen in der letzten 

Stunde hier zugehört hat, dann hat man den Ein-

druck, dass Niedersachsen in Schutt und Asche 

liegt, und nichts geht in diesem Land. Das Gegenteil 

ist natürlich der Fall. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Daher möchte ich meine Rede dafür verwenden, 

ganz unbefangen und objektiv auf die wesentlichen 

Punkte dieses Haushalts zu sprechen zu kommen, 

um noch einmal deutlich zu machen, wie viel Gutes 

in diesem Haushalt 2024 für die Sicherheit in Nie-

dersachsen steckt. 

Erstens. Wir sorgen für eine gute Ausstattung der 

Polizei, für eine digitale Modernisierung und auch 

für die Wertschätzung der Polizeiarbeit mit diversen 

finanziellen Unterstützungen. 
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Zweitens. Wir verbessern unsere Strukturen im 

Brand- und Katastrophenschutz und sorgen für eine 

höhere Krisenresilienz unserer Systeme. 

Drittens. Wir unterstützen unsere Kommunen maxi-

mal bei der Digitalisierung und wappnen uns noch 

besser für den Kampf gegen Cyberkriminelle. 

Viertens. Wir stellen umfassend Mittel für unseren 

organisierten Sport in Niedersachsen und damit für 

über 9 000 Sportvereine im ganzen Land zur Verfü-

gung. 

Fünftens. Wir reagieren auf die gestiegenen Her-

ausforderungen in der Aufnahme, in der Unterbrin-

gung und in der Versorgung von Geflüchteten, 

bauen unsere Landesaufnahmebehörde aus und 

stärken damit auch die Kommunen in unserem 

Land. 

Ich finde, das sind fünf ganz wichtige Punkte. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Lassen Sie mich kurz auf diese fünf Bereiche ein-

gehen. 

Der erste Bereich betrifft natürlich auch die gute 

Ausstattung unserer niedersächsischen Polizei. Wir 

haben einen Gesamtansatz von über 1,6 Milliarden 

Euro für die Polizei in Niedersachsen. Damit stehen 

über 48 Millionen mehr für das Jahr 2024 für eine 

zukunftsfähige Ausrichtung der Polizei und für die 

Wertschätzung der Polizei zur Verfügung. Natürlich 

schreiben wir die Polizeizulage fort, die wir im ver-

gangenen Jahr eingeführt haben; das ist ja ein gro-

ßes Versprechen, das wir halten wollen. Wir hatten 

noch nie so viele Polizistinnen und Polizisten wie 

jetzt im Land Niedersachsen im Einsatz. Sie alle 

verdienen es, gute bis beste Rahmenbedingungen 

zu haben. 

Das ist immer wieder eine Herausforderung, gerade 

was die Liegenschaften der Polizei angeht. Da ha-

ben wir viel zu tun. Da hat sich über Jahrzehnte ein 

Sanierungsstau aufgebaut. Daher brauchen wir dort 

einiges an Geduld, aber auch Einsatz. Wir haben 

einige kleine und größere Maßnahmen verankert. 

Die größte Maßnahme ist sicherlich die Sanierung 

in der ZPD. Aber wir haben auch viele kleine Maß-

nahmen in der Fläche vorgesehen; denn es ist wich-

tig, dass die Polizei überall gut arbeiten kann. 

Wir werden dank der Unterstützung über die politi-

sche Liste auch einiges in die Digitalisierung der Po-

lizei stecken. Ich bin nicht so pessimistisch wie Frau 

Buschmann, die sagt, das wird alles nichts. Ich bin 

sehr davon überzeugt, dass wir im nächsten Jahr 

das Thema „digitale Asservatenkammer“ umsetzen, 

dass wir natürlich den Polizeiclient nach vorne ent-

wickeln können und dass wir auch in der digitalen 

Ausstattung der Polizei einen Schritt vorankommen. 

Zur digitalen Ausstattung der Polizei gehört übri-

gens nicht der Taser. Das ist hier schon diskutiert 

worden. Es bleibt dabei: Den braucht niemand in 

der Polizei außerhalb des SEK. So werden wir auch 

weiterhin verfahren. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Der zweite Schwerpunkt ist natürlich der Brand- und 

Katastrophenschutz. Die Novellierung des Brand-

schutzgesetzes haben wir gerade in der Verbands-

beteiligung. Ich gehe davon aus, dass wir den Ge-

setzentwurf im ersten Quartal des kommenden Jah-

res in den Landtag einbringen werden.  

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Behrens, einen kleinen Moment, bitte! - Herr 

Bothe und die AfD-Fraktion, ich bitte Sie um Ruhe. 

- Gut. Wir können fortfahren. Bitte! 

Daniela Behrens, Ministerin für Inneres und Sport: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin.  

In der Novelle zum Brandschutzgesetz wird viel Gu-

tes stecken. Wir stärken die Kinder- und Jugendfeu-

erwehren - ein lange gehegter Wunsch. Über 3 Mil-

lionen Euro werden wir investieren. Wir digitalisie-

ren das Lehrangebot des NLBK mit über 770 000 

Euro. Das wird die Aus- und Fortbildung unserer 

Feuerwehrfrauen und -männer im Land stärken. 

Auch das wird dringend gewünscht. 

Über die politische Liste - auch dafür herzlichen 

Dank - haben wir 1 Million Euro mehr für die Aus-

rüstung unserer Brand- und Katastrophenschützer 

zur Verfügung. Das ist wichtig; denn das, was die 

tun, kann man gar nicht mit Geld aufwiegen. Herzli-

chen Dank dafür! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Im Rettungsdienst kriegen wir die Anschubfinanzie-

rung für die Telenotfallmedizin mit über 330 000 

Euro hin. In den Folgejahren sind es über 1,8 Milli-

onen Euro. 

Wir entwickeln auch die Notruf-App „nora“ mit 

600 000 Euro weiter. Wir hatten in diesem Jahr ei-

nige Vorfälle, vor deren Hintergrund, glaube ich, wir 
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alle der Meinung waren, dass wir die Weiterentwick-

lung benötigen. Auch das haben wir im Haushalt 

2024 verankert. 

(Ulf Thiele [CDU]: Lob und Anerken-

nung!) 

- Danke schön, Herr Thiele. 

Der dritte Bereich betrifft das Thema Digitalisierung. 

Wenn Sie in den Haushalt hineinschauen - auch 

das haben wir im Fachausschuss intensiv bespro-

chen -, dann sehen Sie, wie viel Kraft wir in die Un-

terstützungs- und Beratungsangebote für Kommu-

nen in den Jahren 2024 und 2025 hineinstecken. 

Wir wollen, dass die Kommunen die Onlinedienste, 

die es schon gibt, auch einsetzen, damit das digitale 

Rathaus für unsere Bürgerinnen und Bürger erleb-

bar wird. Damit sie das tun, übernehmen wir die Fi-

nanzierung dieser Angebote. Deswegen hat keine 

Kommune im nächsten Jahr einen Grund, bei der 

Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes nicht da-

bei zu sein. Ich werde die Kommunen natürlich auch 

daran messen, dass sie die guten Angebote, die es 

schon gibt, jetzt auch in die Realität bringen. 

Wir unterstützen die Kommunen auch weiterhin bei 

der Durchführung des Cyber-Sicherheitschecks. 

Auch das ist wichtig. Über 200 Kommunen haben 

das schon durchlaufen. Wir brauchen gut aufge-

stellte Kommunen, die das auch hinbekommen. 

Wenn Sie das Thema Digitalisierung insgesamt an-

schauen, dann sehen Sie, dass wir über 23 Millio-

nen Euro im kommenden Jahr für Digitalisierung 

mehr zur Verfügung haben. Damit werden wir die 

zentrale Infrastruktur digitalisieren. Ich bin sehr si-

cher, dass wir im nächsten Jahr einen Schritt weiter 

kommen können. Denn ich bin - wie auch viele von 

Ihnen - nicht zufrieden, wie das Thema Digitalisie-

rung insgesamt in Niedersachsen und in Deutsch-

land läuft. Auch dafür ist in diesem Haushalt Vor-

sorge getroffen worden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Viertens zum Thema Sport. Wir haben im nächsten 

Jahr wieder viele Millionen Euro für den Sport zur 

Verfügung: mehr als 36,9 Millionen Euro als Finanz-

hilfe, die der Landessportbund bekommt und auch 

an die vielen Sportvereine weitergegeben wird, die 

im Land tätig sind. 

Dank der politischen Liste können wir den 

Schwimmunterricht im nächsten Jahr mit über 

1,7 Millionen Euro fortführen. Das ist ein wesentli-

cher Impuls aus der „Startklar“-Modellvariante vom 

vorvergangenen Jahr. Es ist wichtig, dass unsere 

Kinder in Niedersachsen schwimmen lernen. Das 

können wir im nächsten Jahr noch einmal stärker 

unterstützen, meine Damen und Herren. 

Zum fünften und letzten Punkt: Die größte Heraus-

forderung ist natürlich die Aufnahme von Geflüchte-

ten in Niedersachsen. Das wird auch 2024 ein gro-

ßes Thema sein. Es werden wieder viele Menschen 

kommen, die bei uns Zuflucht vor politischer Verfol-

gung suchen. Natürlich wollen wir uns darauf vorbe-

reiten. Wir haben über 95 Millionen Euro für Perso-

nal, für Sachkosten, für Investitionsausgaben, für 

die Stärkung der Landesaufnahmebehörde in Nie-

dersachsen veranschlagt. Wir wollen und werden 

auf 20 000 Plätze kommen. Denn das sorgt dafür, 

dass sich die Kommunen gut auf die Geflüchteten 

vorbereiten können, die wir an sie weiterleiten und 

die wir auch gut bei uns in der Gesellschaft integrie-

ren wollen. 

Natürlich gehört zum Thema Geflüchtete auch, 

dass diejenigen, die im Asylverfahren nicht Zu-

spruch bekommen, irgendwann zurückgeführt wer-

den müssen. Wir setzen aber vor allen Dingen auf 

freiwillige Ausreisen und zur Not auf Zwangsrück-

führungen. Das gehört zum Asylsystem dazu. 

Meine Damen und Herren, ich finde, das ist ein gu-

ter Haushalt für Inneres und Sport, mit dem wir im 

nächsten Jahr alle Herausforderungen gut bewälti-

gen können. Wir können das Land weiter so sicher 

halten, wie es jetzt ist. Ich bedanke mich ganz herz-

lich bei allen denjenigen, die mich und mein Haus 

dabei unterstützen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Ministerin.  

Vor dem Aufruf des nächsten Tagesordnungspunk-

tes nehmen wir einen Wechsel in der Sitzungslei-

tung vor. 

(Vizepräsidentin Meta Janssen-

Kucz übernimmt den Vorsitz)

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die Be-

ratung fort. Wir behandeln jetzt: 
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Tagesordnungspunkt 34: 

Haushaltsberatungen 2024 - Haushaltsschwer-

punkt Finanzen und Hochbau  

Der erste Wortbeitrag kommt vom Abgeordneten Li-

lienthal seitens der AfD-Fraktion. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Peer Lilienthal (AfD):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und 

Herren! Ich will den Fokus dieses Redebeitrags auf 

einen Bereich lenken, dem wir hier vielleicht immer 

zu wenig Beachtung schenken.  

Wir sprechen über große Summen. Zur Wahrheit 

gehört, dass viele der Steuern, die wir irgendwann 

einnehmen, in der Regel von den Bürgern und den 

Unternehmen gezahlt bzw. generiert werden, und 

dazwischen steht die Finanzverwaltung. Das ist 

also eine Verwaltung, die es uns im Grunde erst er-

möglicht, zu handeln, die einen demokratischen und 

handlungsfähigen Staat schafft und natürlich auch 

gerecht Steuern vollzieht.  

Warum befasse ich mich mit der Finanzverwaltung? 

- Natürlich nicht nur, weil das vom Haushaltsplan 

abgedeckt ist, sondern auch, weil die Finanzverwal-

tung einige Alleinstellungsmerkmale hat. Über ein 

oder zwei davon werde ich jetzt mit Ihnen sprechen. 

Zum einen ist die Finanzverwaltung überproportio-

nal vom demografischen Wandel, der überall in der 

Gesellschaft stattfindet, betroffen. Weshalb ist das 

so? - Die Finanzbeamten wurden immer wieder in 

Wellen eingestellt. Wir erleben jetzt ja auch, dass 

der Finanzminister mehr einstellt bzw. versucht, 

mehr einzustellen. Diese Maßnahme ist erst einmal 

völlig richtig. Er bemüht sich also. Es gab allerdings 

auch mal Zeiten in den 2000er-Jahren, als die jun-

gen Leute nach erfolgreicher Ausbildung in Rinteln 

und Bad Eilsen nicht übernommen, sondern dem 

freien Markt zur Verfügung gestellt wurden. Das gab 

es also auch. Es wurde immer in Wellen eingestellt. 

Jetzt haben wir die Abgänge derer, die seit 35 oder 

fast 40 Jahren in der Verwaltung tätig sind. Das wird 

jetzt natürlich schlagend und ist ein großes Prob-

lem. 

Ein anderes Alleinstellungsmerkmal ist, dass die Fi-

nanzbeamten - das ist singulär in der Verwaltung; 

mir wäre jedenfalls kein Fall bekannt, wo das noch 

so ist - auf dem freien Arbeitsmarkt überproportional 

große Chancen auf hohe Gehälter haben. Das 

heißt, sie werden durch den Staat ausgebildet im 

mittleren Dienst bzw. ehemaligen mittleren 

Dienst - ich lasse das „ehemaligen“ jetzt immer 

weg; das ist sehr sperrig -, vor allem aber im geho-

benen Dienst, und können dann nach kurzer Praxis-

zeit im Finanzamt in die steuerberatenden Berufe 

gehen. Dort liegen die Einstiegsgehälter ungefähr 

bei 70 000 Euro brutto pro Jahr. An ein solches Ein-

stiegsgehalt kommt eine Verwaltung bzw. der Staat 

im gehobenen Dienst erst einmal nicht heran, auch 

nicht nach einer gewissen Praxisphase. Da bin ich 

ausnahmsweise beim Finanzminister: Da kann man 

über Geld nur sehr wenig machen. Man muss viel-

leicht andere Instrumente bemühen. Zu einem 

komme ich gleich zum Schluss meiner Rede. 

Wie groß ist das Phänomen? - Wir haben im Jahr 

2022 - Sie wissen das; ich habe das mal ange-

fragt - 419 Altersabgänge - das ist das große Mehr, 

das jetzt abgeht -, aber auch fast 300 - genau: 

264 - Abgänge, die nicht altersbezogen sind. Ein 

paar sind dabei, die durch die Prüfung gefallen 

sind - das zu verbessern, könnte man auch mal an-

gehen -, aber auch viele der von mir eben beschrie-

benen jungen Leute gehen in die steuerberatenden 

Berufe, also wechseln quasi die Seite. Mir ist natür-

lich klar, dass beides - Steuerberater und Finanz-

amt - Institute der Rechtspflege - genauer: der 

Steuerrechtspflege - sind; so kann man das viel-

leicht einordnen. Von daher ist das gar kein Vorwurf. 

Ich kann das auch durchaus nachvollziehen. Man 

will als junger Mensch natürlich etwas erleben und 

hat vielleicht noch nicht unbedingt einen Blick für die 

Vorzüge, die die Finanzverwaltung hat. Die gibt es 

nämlich auch: Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Vielleicht müsste man das mal stärker nach vorne 

stellen. 

Die technische Ausstattung - dazu komme ich 

gleich auch noch - ist zwar nicht so, wie man es sich 

wünscht, aber sie ist nicht so katastrophal wie in an-

deren Bereichen. - Die Innenministerin ist jetzt 

schon weg. Aber wenn Sie mal in eine Polizeiwache 

gehen: Dort stehen zum Teil ja sogar noch Faxge-

räte. Manchmal meint man, man ist dort im Technik-

museum. Also so schlimm ist es im Finanzamt nicht. 

Aber nichtsdestotrotz ginge dort natürlich noch ein 

bisschen mehr. 

Diese Neueinstellungen, die jetzt richtigerweise ge-

fahren werden, werden aber niemals die Altersab-

gänge kompensieren. Diese Abgänge werden auch 

nicht durch KI kompensiert werden. Das ist ja in den 

letzten Monaten ein beliebtes Instrument geworden, 

dass man immer so sagt: Es gibt künstliche Intelli-

genz, und die kann in diesem Besteuerungsprozess 

auch etwas machen. - Das stimmt, irgendwas ma-

chen kann die. Aber am Ende geht es immer um 
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Lebenssachverhalte, und Lebenssachverhalte kön-

nen halt vor allem durch Menschen bearbeitet wer-

den. Ich glaube also nicht daran, dass großartig 

Personal durch KI ersetzt wird. Das kann meinetwe-

gen ergänzen, aber ersetzen wird es das nicht. 

Was ist also jetzt eines der großen Probleme, und 

wie sieht die Lösung aus? - Wir haben die jungen 

Leute bei uns. Die bewerben sich nach meinem Da-

fürhalten auch genug. Ich habe in den Beratungen 

jedenfalls nichts anderes gehört. Aber anscheinend 

fehlen so ein bisschen die Bindungskräfte. Über 

Geld kommen wir da nicht ran. Wir müssen diesen 

Beruf also auf einem anderen Weg irgendwie attrak-

tiver machen. Einen Punkt hatte ich schon ange-

sprochen: die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Das ist, völlig klar, insgesamt ein dickes Brett, das 

da zu bohren ist. Aber das müsste man vielleicht 

mehr in den Fokus rücken.  

Jetzt komme ich zu dem Vorschlag, den wir im ers-

ten Halbjahr - das hoffe ich, wenn ich mich in der 

Fraktion durchsetze - noch mit einem Antrag unter-

mauern werden, der sich aber jetzt auch schon im 

Haushaltsplanentwurf unserer Fraktion, im Einzel-

plan 04, findet.  

Wir meinen, dass man einmal über die Lernorte 

nachdenken muss. Die Steuerakademie mit den 

Standorten Bad Eilsen und Rinteln hat natürlich, 

wenn man andere Studienorte wie zum Beispiel 

Hannover, Braunschweig oder Oldenburg betrach-

tet, echt ein paar Nachteile. Denn das sind Kurorte. 

Da fühlen sich also Best Ager wohl, aber die sind für 

junge Leute vielleicht nicht unbedingt so attraktiv. 

Man kommt da auch, zumindest mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln, unheimlich schlecht hin. Das liegt 

zwar beides an der Autobahn, aber versuchen Sie 

mal, mit Bus oder Bahn dahinzukommen. Ich habe 

das einmal im Rahmen einer Weiterbildung ge-

macht. Es ist im Prinzip ausgeschlossen, dass man 

das auch nur einmal die Woche macht. Das geht 

also nicht.  

Aber vielleicht gibt es ja eine Lösung. In den letzten 

Monaten ist darüber diskutiert worden, die Finanz-

ämter in Hannover, also die Veranlagungsfinanz-

ämter und die Sonderfinanzämter, in der Karl-Wie-

chert-Allee 4 zusammenzuführen. Jetzt gibt es in 

diesen Finanzämtern natürlich einen Riesenaufruhr 

dagegen. Die wollen das also nicht. Jetzt haben wir 

einen Vorschlag entwickelt - der ist aus der Frak-

tion, aber auch, muss man ehrlicherweise sagen, 

aus Hörsälen in Rinteln gekommen -, der dahin 

geht: Überlegt doch mal, ob man nicht aus dieser 

Karl-Wiechert-Allee 4 in Hannover eine Ausbil-

dungseinrichtung macht, ob man möglicherweise 

die Standorte Bad Eilsen und Rinteln aufgibt und in 

Hannover zusammenführt! 

Jetzt ist mir auch klar, dass bei jungen Leuten viel-

leicht der Wunsch im Vordergrund steht und die 

ganzen technischen Probleme nicht gesehen wer-

den. Wir haben uns deshalb sehr intensiv damit be-

fasst und sind auch noch dabei, über diese Quad-

ranten in dem Gebäude zu sprechen. Man bräuchte 

vielleicht nicht alles, so viel kann man schon mal sa-

gen. Es gäbe noch einiges an der Infrastruktur zu 

tun. Dafür ist auch dieser Titel in der Höhe einge-

stellt. Man müsste quasi Mietereinbauten vorneh-

men, weil das natürlich vornehmlich Büroflächen 

sind. Was Hörsäle und so etwas angeht, wäre das 

kein Problem.  

Aber es wäre schon möglich, eine Unterkunft - jetzt 

komme ich zu einem sehr wichtigen Punkt - gegen 

Entgelt bereitzustellen. Warum ist das so wichtig? - 

Wir haben mit diesen Mehreinstellungen natürlich 

folgendes Problem verursacht: Die Kollegen des 

gehobenen Dienstes werden in Rinteln ausgebildet 

und müssen sich da jeweils monatsweise für die 

Lehrgänge einmieten. Das führt dazu - große Nach-

frage, der Markt bleibt gleich -, dass die Mieten un-

heimlich in die Höhe gegangen sind. Wir haben 

auch von Einzelfällen gehört, dass diese Situation 

der jungen Leute ausgenutzt wird. Die Vermieter 

wissen, dass die irgendwie eine Wohnung brau-

chen. Sie wissen, dass sie in einer guten Lage sind, 

setzen die Leute ein bisschen auf den Pott und ge-

hen in Abwesenheit der jungen Leute in die Zimmer 

hinein und verhalten sich nicht immer brillant.  

Aber das soll gar nicht der Grund sein, sondern der 

Grund ist: Natürlich sind die Mieten dadurch relativ 

hoch geworden. Ich meine, es würde zu mehr At-

traktivität führen, wenn man sagt: Hier nehmen wir 

ein bisschen Druck aus dem Kessel und stellen 

euch hier in Hannover, wenn das möglich ist - wie 

gesagt, langer Prüfungsprozess - eine Unterkunft 

gegen Entgelt bereit. - Ich bin mir ziemlich sicher, 

dass der Wohnraum in Rinteln anderweitig verwen-

det werden könnte. Wohnraum ist ja ohnehin ein 

Problem. Wir meinen, dass wir damit auf der richti-

gen Fährte wären. Das würde sich lohnen zu prüfen.  

Grundsätzlich ist es natürlich so: Unsere Antrage 

werden im Ausschuss beraten - manchmal vielleicht 

nicht in der Tiefe, die man sich wünscht -, aber am 

Ende immer abgelehnt. Ich glaube, dieser Antrag 

würde es jedoch wert sein, dass Sie ihn aufnehmen 

und selber mal darüber nachdenken, ob es nicht 
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eine Idee wäre, die jungen Leute hier in Hannover 

auszubilden. Wir können im Ausschuss darüber 

sprechen. Das hat noch tausend andere Vorteile, 

von Zentralisierung und weniger Reisekosten für die 

nebenamtlich Fortbildenden usw. usf. Aus unserer 

Sicht ist das eine super Idee. Schauen Sie sich das 

einmal an, und dann sprechen wir im Ausschuss 

darüber. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Jetzt sind wir, wie bei Haushaltsbe-

ratungen üblich - erst spricht die größte Oppositi-

onsfraktion, und es steigt nicht die kleinste Opposi-

tionsfraktion ein -, wieder da, wo wir eigentlich sein 

sollten. Ich habe es jetzt so übernommen, kann 

aber nur um Entschuldigung bitten.  

Für die CDU-Fraktion hat sich als Erster Herr Abge-

ordneter Claus Seebeck zu Wort gemeldet. Bitte, 

Herr Abgeordneter Seebeck! 

(Beifall bei der CDU) 

Claus Seebeck (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Finanzverwaltung ist das Rück-

grat eines jeden Landes. Sie sorgt dafür, dass es 

genügend Mittel für öffentliche Aufgaben und Pro-

jekte gibt. Aber wie jedes andere Organ ist auch die 

Finanzverwaltung Niedersachsens mit Schwierig-

keiten konfrontiert, die überwunden werden müs-

sen, um effektiv zu arbeiten. Der Haushaltsentwurf 

der Landesregierung zeigt leider, dass die großen 

Herausforderungen nicht angegangen werden.  

Die erste Herausforderung liegt in der Personalaus-

stattung und Qualifikation, der Wertschätzung lang-

jähriger Mitarbeiter sowie einer aktiven Nachwuchs-

gewinnung. Angesichts der zunehmenden Komple-

xität des Steuerrechts ist es unerlässlich, qualifi-

zierte und motivierte Mitarbeiter zu haben, die auf 

dem neusten Stand der geltenden Gesetze und 

Verordnungen sind.  

Wie andere Bereiche des öffentlichen Dienstes 

auch, steht die Finanzverwaltung in Niedersachsen 

vor der Herausforderung, ausreichend Fachperso-

nal zu rekrutieren und nachhaltig zu binden. Wir se-

hen sehr wohl, dass in der Finanzverwaltung viele 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr lange auf die 

ihnen zustehende Beförderung warten. Daher 

schlagen wir in unserem Haushaltsentwurf ein Stel-

lenhebungsprogramm vor, dass wir in der Vergan-

genheit ebenfalls schon für die Polizei und den Jus-

tizvollzug realisiert haben. Das ist ein Ausdruck der 

Wertschätzung für unsere Finanzbeamten.  

(Beifall bei der CDU) 

Für die zwingend benötigten Einstellungen müssen 

wir unter anderem Investitionsmittel für die Steuer-

akademie zur Verfügung stellen, um die räumlichen 

Voraussetzungen zu schaffen. Doch leider finden 

wir davon im Haushaltsentwurf nichts wieder. 

Bis zur Schaffung dieser Voraussetzung an den 

Standorten in Rinteln und Bad Eilsen muss für eine 

Übergangszeit ein weiterer Aus- und Fortbildungs-

ort eingerichtet werden. Sie können fest mit einer 

parlamentarischen Initiative der CDU zu genau die-

sem Thema im nächsten Jahr rechnen. Denn mit ei-

nem Standort zum Beispiel im Bereich Nordnieder-

sachsens kann es gelingen, den Kreis von interes-

sierten Bewerberinnen und Bewerbern aus diesem 

Einzugsgebiet Niedersachsens zu erhöhen, also 

neue Personalmärkte zu erschließen.  

Ferner ist aus meiner Sicht auch ein weiterer Stand-

ort für Fortbildung zwingend erforderlich. Viele Fort-

bildungen können aufgrund von Platzproblemen der 

Steuerakademie derzeit nicht oder nur in einem 

nicht erforderlichen Maße durchgeführt werden.  

Die zweite und offensichtlich größte Herausforde-

rung ist die Digitalisierung. Die Technologie entwi-

ckelt sich atemberaubend schnell. Um Schritt zu 

halten, muss die Verwaltung sicherstellen, dass sie 

nicht nur über die neuesten IT-Systeme verfügt, 

sondern auch das Know-how hat, um diese Sys-

teme effektiv einzusetzen. Dies umfasst auch die 

Datenanalyse zur Erkennung von Steuerbetrug und 

zur Verbesserung der Steuerverwaltung. Ein digita-

les System, auch unter der erweiterten Anwendung 

von künstlicher Intelligenz - ebenfalls schon Be-

standteil des Antrags der CDU -, ermöglicht eine ef-

fiziente Vorgangsbearbeitung, verbessert die Kom-

munikation mit den Bürgern und führt zu Transpa-

renz in finanziellen Angelegenheiten. 

Die dritte Herausforderung befasst sich mit der zu-

nehmenden Komplexität der Steuergesetze. Mit 

jährlichen Änderungen und Neuerungen in der 

Steuergesetzgebung sowie den zunehmenden in-

ternationalen Beziehungen wird die Steuerland-

schaft immer komplexer.  

Auch die Bewältigung steuerlicher Betrugsfälle 

nimmt eine zentrale Rolle ein. Es ist eine große Her-

ausforderung, Betrügern stets einen Schritt voraus 

zu sein. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, obwohl die Her-

ausforderungen groß sind, können wir ihnen mit 

Mut, Innovationen und Entschlossenheit begegnen. 

Mit einer gut organisierten, modernen und effizien-

ten Finanzverwaltung können wir sicherstellen, 

dass Niedersachsen finanziell stark, transparent 

und gerecht bleibt. Doch dafür bedarf es einer Lan-

desregierung, die sich einer weiteren Modernisie-

rung der Strukturen nicht in den Weg stellt.  

(Beifall bei der CDU) 

Dies ist leider momentan nicht zu erkennen. Die 

Rolle der Politik ist es, die nötigen Rahmenbedin-

gungen für eine starke Finanzverwaltung zu schaf-

fen. Wenn das gelingt, ist eine starke und gerechte 

Finanzverwaltung zum Wohle aller Bürgerinnen und 

Bürger in unserem schönen Land machbar.  

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Seebeck. - Eben-

falls für die CDU-Fraktion hat jetzt Frau Abgeord-

nete Melanie Reinecke das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Melanie Reinecke (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lassen Sie mich in dieser Haushalts-

debatte den Einzelplan 13 und hier das Sonderver-

mögen zur energetischen Sanierung genauer unter 

die Lupe nehmen.  

(Uwe Schünemann [CDU]: Das ist 

auch nötig!) 

Um den Investitionsbedarfen bei der Gebäudeinfra-

struktur des Landes nachzukommen, wurde das 

Sondervermögen 2013 von der damaligen rot-grü-

nen Landesregierung unter dem Namen „Sonder-

vermögen zur Nachholung von Investitionen durch 

energetische Sanierung und Infrastruktursanierung 

von Landesvermögen“ eingerichtet. Der Verwen-

dungszweck wurde zwischenzeitlich um die Unter-

bringung von Flüchtlingen erweitert. Wir als CDU-

Fraktion haben das Sondervermögen bereits im 

Jahr 2013 abgelehnt, und das aus gutem Grund.  

Mit unserem Haushaltsantrag fordern wir die Auflö-

sung des Sondervermögens. Das Sondervermögen 

umfasst 45,5 Millionen Euro für die Unterbringung 

von Flüchtlingen in landeseigenen Gebäuden sowie 

321 Millionen Euro für Sanierungsmaßnahmen und 

Energieeinsparungen in landeseigenen Baulichkei-

ten. Das rot-grüne Faible für die Vermeidung von 

Ansätzen im Kernhaushalt zeigt auch in diesem 

Fall, dass viel gewollt und wenig bewirkt wird.  

(Beifall bei der CDU) 

Über den programmatischen Ansatz des Sonder-

vermögens ist längst die Zeit hinweggegangen. Die 

Corona-Pandemie hat gezeigt, dass in weiten Be-

reichen der Landesverwaltung das Arbeiten im 

Homeoffice möglich ist. In vielen Fällen ist es sogar 

sinnvoller, als mehrere Beschäftigte in einem Büro 

unterzubringen. Ein wichtiger Beitrag zur Reduzie-

rung der Ausgaben des Landes und zur Verringe-

rung unseres CO2-Fußabdrucks bestünde also da-

rin, erst einmal zu schauen, ob die Immobilien des 

Landes in ihrem bisherigen Umfang überhaupt noch 

benötigt werden. Was nicht mehr gebraucht wird, 

sollte verkauft oder zumindest vermietet werden.  

(Beifall bei der CDU) 

Kann es sein, dass diese Landesregierung nicht nur 

die Verwaltungsdigitalisierung verschläft, sondern 

auch in modernen Arbeitskonzepten wie Home-

office, Working Hubs oder anderen intelligenten Lö-

sungen immer noch nicht angekommen ist? 

(Beifall bei der CDU - Eike Holsten 

[CDU]: Ja, das kann sein! - Uwe Schü-

nemann [CDU]: Das ist so!) 

Nicht zuletzt der demografische Wandel und die 

schon jetzt wachsenden Schwierigkeiten, geeignete 

Nachfolgerinnen und Nachfolger für ausscheidende 

Bedienstete zu finden, werden immer größere Teile 

der genutzten Gebäude über kurz oder lang leer 

stehen lassen. Die verbleibenden Gebäude kann 

das Land über den Einzelplan 20 in Schuss halten. 

Es ist absolut nicht ersichtlich, warum und nach wel-

chen Kriterien umfangreiche Baumaßnahmen im 

Kernhaushalt, vergleichbare Maßnahmen aber in 

weit größerem Umfang über ein Sondervermögen 

abgewickelt werden, auf das der Haushaltsgesetz-

geber wenig Einfluss hat.  

Natürlich bieten solche Sondervermögen praktische 

Vorteile, aber die überjährige Verfügbarkeit der da-

rin enthaltenen Mittel muss nicht nur ein Segen sein. 

Zur Beschleunigung der Arbeiten wird es in vielen 

Fällen jedenfalls nicht beitragen, dass Mittel ge-

nauso gut im nächsten oder auch im übernächsten 

Jahr abließen könnten.  

Laufende Ausgaben, auch laufende Bauunterhal-

tungen, müssen künftig stärker aus laufenden Ein-

nahmen finanziert werden. So plausibel es sich 
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auch anhört, dass Sondervermögen die Durchfüh-

rung von Bauunterhaltungen erlauben, die aus den 

Einnahmen eines Jahres nicht finanziert werden 

können - besser wäre es, notwendige Sanierungen 

frühzeitig anzugehen und sie nicht durch Liegenlas-

sen immer größer werden zu lassen, weil man dafür 

ja zur Not ein Sondervermögen hat. Zu einer spür-

baren Beschleunigung oder Vereinfachung der 

Bautätigkeiten des Landes hat das Sondervermö-

gen energetische Sanierung jedenfalls nicht beige-

tragen.  

(Beifall bei der CDU) 

Vielmehr bleibt der Verdacht, dass auch hier Haus-

haltsmittel gebunkert werden, um sie in den kom-

menden Wahljahren publikumswirksam einzuset-

zen.  

Und ganz nebenbei, weil unsere Vorschläge zur 

Auflösung des Sondervermögens von SPD und 

Grünen in früheren Debatten zum klimapolitischen 

Frevel erklärt worden sind: Wenn es Rot-Grün tat-

sächlich vorrangig um die Vermeidung von CO2-

Emissionen ginge, warum nutzt man die Mittel dann 

nicht lieber, um privaten Gebäudeeigentümern die 

energetische Sanierung ihrer Gebäude schmack-

haft zu machen? - Gleiches Invest, aber ein viel grö-

ßerer Effekt.  

(Beifall bei der CDU) 

Das häufig genannte gute Beispiel, mit dem das 

Land angeblich vorangehen will oder muss, dürfte 

kaum jemanden interessieren. Denn mal ehrlich: 

Wer baut sich schon eine PV-Anlage aufs Dach, nur 

weil das örtliche Finanzamt nebenan auch eine hat? 

Und wenn ich dann auf den Haushaltsansatz für die 

Haftplätze gucke, frage ich mich, wann die aktuelle 

Lage in unseren Haftanstalten bei unserer Justizmi-

nisterin und bei den regierungstragenden Fraktio-

nen ankommt. In den vergangenen Jahren hat das 

Land rund 1 500 Haftplätze abgebaut, unter ande-

rem durch die Schließung der JVA Salinenmoor bei 

Celle im Jahr 2014. Das Ministerium hatte erwartet, 

dass die Bevölkerung in Niedersachsen und damit 

auch die Zahl der Straftäter zurückgehen werde. 

Diese Prognose hat sich nicht erfüllt.  

Aktuell ist oft ein zeitnaher Strafantritt nicht möglich, 

weil es an Kapazitäten fehlt. Deshalb haben wir als 

CDU-Fraktion 10 Millionen Euro für weitere Haft-

plätze gefordert. Denn wenn die Strafe nicht auf das 

Urteil folgt, verliert es einen Großteil seiner Korrek-

tivwirkung.  

Liebe Kollegen, Sie sehen also: Bessere Haushalts-

planung im Bereich Hochbau ist machbar.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Reinecke. - Für die 

CDU-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Ulf Thiele 

das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Jetzt hängt gerade die Uhr.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das ist 

bei ihm nichts Ungewöhnliches!) 

Aber die Restredezeit beträgt noch fast sechs Minu-

ten. - Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Herzlichen Dank. - Jetzt ist die Uhr auch wieder da.  

Frau Präsidentin! Ich will damit beginnen, dass ich 

eine Verwirrung beim Kollegen Lilienthal bezüglich 

inhaltlicher Dinge kurz aufkläre. Herr Lilienthal, ich 

hatte den Eindruck, dass Sie in der Debatte vorhin 

eines nicht gesehen haben: dass Haushaltsände-

rungsvorschläge, die in den Ausschuss eingebracht 

werden, keine eigene Drucksachennummer haben,  

(Peer Lilienthal [AfD]: Weil es keine 

Anträge sind!) 

- aber hallo! -, sondern eine Vorlagennummer be-

kommen. Wenn Sie sich zur Drucksache 19/1900 

neu die Vorlagen 10 und 11 des Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienstes anschauen, werden Sie 

feststellen,  

(Zuruf von Peer Lilienthal [AfD]) 

dass dort die Änderungsvorschläge der CDU-Frak-

tion zum Haushaltsgesetz und zum Haushaltsbe-

gleitgesetz zu finden sind. Mithin haben Sie - das 

will ich hier noch einmal zu Protokoll geben - vorhin 

schlicht an der Wahrheit vorbeigeredet.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Kollege Lilienthal, die AfD-Fraktion hat noch 

eine Restredezeit von einer Minute. Vielleicht kön-

nen Sie sie nachher nutzen. - Bitte, Herr Kollege 

Thiele! 

Ulf Thiele (CDU): 

Nun ja, da ging es ja nur um Semantik.  
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Ich habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, um 

zwei Dinge aus unserer Sicht darzustellen.  

Erstens. In den Reden tauchte heute immer wieder 

einmal die Behauptung auf, unser Haushaltsantrag 

sei nicht seriös finanziert. Ich will Ihnen mal was sa-

gen: Nicht seriös ist es, wenn Sie, den Niedersach-

sen im letzten Jahr mit dem ersten Nachtragshaus-

halt erklären, dass Sie horrende Steuermehreinnah-

men in einer Größenordnung von insgesamt über 

2 Milliarden Euro haben und dass Sie diese, weil 

sie, quasi inflationsbedingt entstanden sind, vollum-

fänglich an die Menschen und an die Unternehmen, 

die sie gezahlt haben, zurückgeben, und man dann 

schon im Nachtragshaushalt selbst sehen kann, 

dass Sie sie eben nicht an die Menschen zurückge-

ben, sondern in wesentlichen Teilen in Ihre Bunker, 

nämlich in diverse Sondervermögen, hineinschrei-

ben.  

Genau das haben Sie getan! Sie haben sich eine 

ganze Reihe fetter Speckpolster in Sondervermö-

gen angelegt. Das eine, das im Übrigen verfas-

sungsrechtlich hoch kritisch ist, ist gerade genannt 

worden, aber auch im Wirtschaftsförderfonds usw.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das ha-

ben wir ja schon lange nicht mehr ge-

hört!) 

Und die Rücklage selbst - Sie können keinem er-

zählen, dass Sie das nicht deshalb gemacht haben, 

weil Sie diese Mittel mit Blick auf die Wahlkämpfe 

zur Kommunalwahl und zur Landtagswahl in Re-

serve halten wollen, damit Sie dann Wohltaten 

übers Land geben können.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Auch 

wenn Sie die Märchen munter weiter 

erzählen, glauben Sie sie nur selber!) 

- Nein, Herr Tonne, wir sind der Auffassung, dass 

die Aufgaben, die die Landesregierung jetzt hätte, 

um dieses Land in einer tiefen Krise wieder auf Vor-

dermann zu bringen - und diese Aufgaben liegen 

auf der Hand -, dazu führen müssten, dass diese 

Mittel jetzt eingesetzt werden. Darum haben wir ei-

nen Haushaltsantrag vorgelegt, mit dem wir zeigen, 

wie das jetzt geht. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: In dem 

Sie die Deckungslücke der kommen-

den Jahre nicht erklären können!) 

- Entschuldigung, Herr Tonne! Sie haben schon 

gestern in Ihrer Replik auf die Regierungserklärung 

eine Falschbehauptung aufgestellt, weil nämlich nur 

10 % der Summe, die wir beantragen, tatsächlich 

durchlaufend sind, weil sie im Wesentlichen Perso-

nalkosten sind. Alle anderen sind Investitionen oder 

Einmalausgaben, die auf politischen Listen wieder 

auftauchen können, usw. Also verkaufen Sie die 

Menschen bitte nicht für dumm.  

(Beifall bei der CDU) 

Der zweite Grund, warum wir der Auffassung sind, 

dass man in dieser besonderen Situation, in der wir 

momentan sind, den Mut haben kann, auch aus der 

Rücklage zu buchen, ist der, dass wir alle miteinan-

der völlig sicher sein können, dass der Jahresab-

schluss, den wir im Frühjahr sehen werden - dann 

können Sie sich das Protokoll der heutigen Sitzung 

hervorholen und sich noch einmal anschauen, was 

ich hier gesagt habe -, einen Umfang von mindes-

tens 1 Milliarde Euro haben wird.  

Das ist aus zwei Komponenten zu erklären: nämlich 

erstens aus einer wiederum inflationsgetrieben sehr 

hohen Herbst-Steuerschätzung, die zeigt, wie gut 

die Steuereinnahmen gelaufen sind, und zwei-

tens - das haben wir hier ausreichend miteinander 

diskutiert - dem Thema Sofortprogramm, weil der 

wesentliche Teil dessen, was Sie ins Sofortpro-

gramm hineingebucht haben, mit dem Jahresab-

schluss ungenutzt herausgebucht werden wird und 

die Rücklage zurückfließt. Man kann heute schon 

ausrechnen, dass das am Ende eine Summe von 

zusammen über 1 Milliarde Euro sein wird. 

Also, mit Verlaub: Machen Sie sich um Ihre Rück-

lage bloß keine Sorgen, sondern lösen Sie mit den 

Mitteln, die Sie zur Verfügung haben jetzt und heute 

und im nächsten Jahr und mit diesem Haushalt die 

Probleme dieses Landes und sorgen Sie dafür, 

dass dieses Land seine Chancen ergreift und nicht 

alles liegen lässt, was dazu führen könnte, dass die-

ses Land endlich mal vorankommt! 

(Beifall bei der CDU) 

Der andere Punkt, den ich heute noch einmal kurz 

ansprechen wollte, ist die Situation, die wir mit Blick 

auf das Haushaltschaos des Bundes haben. Das 

kann man ja alles so wegwischen. Man kann ja sa-

gen: Das haben wir auch nach Wahljahren. - Ja, 

aber nach Wahljahren haben wir das, weil wir einen 

Übergang in der Bundesregierung haben. Jetzt ha-

ben wir aber eine Bundesregierung! Ich meine, das 

fällt nicht immer auf, und auch, dass wir einen Kanz-

ler haben, fällt nicht immer auf. Aber es soll so sein, 

dass da eine gewählte Bundesregierung ist, die ei-

gentlich handlungsfähig sein müsste. Die ist aber 

nicht in der Lage, uns einen Haushaltsplanentwurf 

vorzulegen. 
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Das hat erstens die Konsequenz, dass wir in einer 

Größenordnung von 1,8 Milliarden Euro bei Kofi-

nanzierungsmitteln Unsicherheit haben, ob die 

kommen oder nicht und an welcher Stelle sie kom-

men, an welcher sie vielleicht nicht kommen, und 

zweitens - das ist das größere Problem -, dass wir 

große Investitionsprojekte in Niedersachsen haben, 

die zeitnah finanziert werden müssen. Sobald die 

IPCEI-, die Wasserstoffprojekte von Brüssel geneh-

migt sind - und die Genehmigungen stehen an -, 

dann muss die Finanzierung kommen. Wenn der 

Bund blank ist, weil er keinen Haushalt hat, dann 

haben wir ein Problem. 

Das ist der Grund, warum wir gesagt haben: Dafür 

brauchen wir im Einzelplan 13 eine Reserve. Die ist 

auch verantwortbar. Und wenn sie nicht oder nicht 

vollumfänglich genutzt werden muss, dann bucht 

man sie mit dem Nachtrag, der ja nach dem Jahres-

abschluss sowieso kommen wird, eben wieder zu-

rück. Aber wir haben dann Sicherheit für dieses 

Land, Sicherheit für diese Projekte. Das ist das, was 

wir als Christdemokraten von dieser Landesregie-

rung in so einer Situation einfordern: dass das 

Haushaltschaos der Berliner nicht auch noch auf die 

wichtigsten Projekte im Wasserstoffbereich in Nie-

dersachsen durchschlägt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Jetzt haben Sie das 

Geld, das Sie nicht haben, doppelt 

ausgegeben! Herzlichen Glück-

wunsch!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Kollege Thiele. - Für die SPD-

Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter Philipp Raulfs 

das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Philipp Raulfs (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich will gerne auch zu den Einzelplä-

nen 04, 13 und dem Hochbau sprechen, denn diese 

Einzelpläne, die im Gesamtkontext des Haushalts 

vielleicht nicht das größte Volumen haben, aber 

doch einige wichtige Mittelansätze enthalten, sind 

auch wichtig: Personal in der Steuerverwaltung, das 

Baumanagement, die Baumaßnahmen, Sonderver-

mögen, Vorsorge für Entwicklungen beim Personal, 

um nur einige Punkte zu nennen, die in diesen 

Haushalten angesetzt werden. 

Aber bevor ich beginne, will ich gerne das gerade 

von dem Kollegen Thiele Gesagte aufnehmen. Ich 

habe mich eben auf meinem Platz gefragt, nach-

dem das mit dem Geldbunkern wieder vorgetragen 

wurde, wie groß bei der CDU eigentlich die Angst 

vor der nächsten Wahl sein muss, wenn Sie ständig 

davon reden, dass wir Geld für Wahlgeschenke vor 

der nächsten Wahl bunkern. 

(Ulf Thiele [CDU]: Wir haben eher 

Sorge um dieses Land!) 

Ich will deutlich sagen, dass die Sorge nicht sein 

muss, dass wir Geld bunkern, sondern dass Sie die 

richtigen Themen setzen. Denn wir, die regierungs-

tragenden Fraktionen, tun ja nur das, was die Men-

schen von uns erwarten, nämlich investieren - in die 

Infrastruktur, in Projekte.  

In dem Zusammenhang will ich auch sagen, dass 

wir es auch für das völlig falsche Signal hielten, jetzt 

eine stille Reserve für das anzulegen, was im Bun-

destag vielleicht nicht beschlossen wird. Wir haben 

heute Morgen und im Rahmen der Regierungser-

klärung doch schon mehrfach darüber gesprochen, 

dass es ein fatales Signal nach Berlin wäre, wenn 

wir jetzt irgendwelche Ansätze bilden würden, um 

irgendwas abzupuffern. 

Sie können sich aber sicher sein, dass diese Lan-

desregierung, dass diese regierungstragenden 

Fraktionen jederzeit handlungsfähig sind und dass, 

wenn es etwas zu tun gibt, wir in der Koalition das 

auf den Weg bringen werden, was wir auf den Weg 

bringen müssen, liebe Kollegen von der CDU-Frak-

tion. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Jetzt aber zu den Themen, die diese Einzelpläne 

betreffen. Wir alle hier im Raum und viele andere 

müssen ja ein großes Interesse an einer funktionie-

renden Steuerverwaltung haben. Das geht vor al-

lem mit engagiertem und gut ausgebildetem Perso-

nal. Dafür gilt es, einiges zu tun, das wir mit diesem 

Haushalt auch anpacken werden, womit wir Verbes-

serungen auf den Weg bringen wollen. 

Wir haben schon eine Menge gemacht: Attraktivi-

tätssteigerung im Bereich des Personals. Ich sage 

nur: Jobrad, Gesundheitsvorsorge, pauschale Bei-

hilfe, und auch Stellenhebungen sind in unserem 

Haushaltsplan entsprechend eingeplant - nur eben 

langfristig und nicht nur kurzfristig; das ist vielleicht 

der Unterschied. 
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Wenn man sich die Ausbildung in Rinteln und Bad 

Eilsen anschaut und sieht, wie diese aufgestellt ist, 

wie engagiert die Verantwortlichen vor Ort arbeiten, 

welche gute Arbeit sie machen und wie hoch die 

Qualität der Ausbildung ist, dann können wir davon 

ausgehen, dass wir dann auch hervorragend aus-

gebildete Steuerfachkräfte in der Steuerverwaltung 

haben werden. Das ist ein Grundstein, damit wir 

auch zukünftig gut aufgestellte Finanzämter in un-

seren Landkreisen, in unseren Städten haben. 

Ich will später noch zum Thema IT kommen und 

jetzt nur sagen, dass ganz klar ist, dass wir im Be-

reich Personal niemanden mit künstlicher Intelli-

genz wegdigitalisieren oder irgendwen wegrationa-

lisieren können. Wir werden die Fachkräfte nicht 

einfach ersetzen. Wir müssen vielmehr heute schon 

die Weichen dafür stellen, dass wir auch in Zukunft 

gut ausgebildetes Personal in unseren Finanzäm-

tern haben werden. Das wollen und werden wir 

auch tun, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn man sich den Einzelplan 04 anschaut, dann 

ist zu erkennen, dass wir 30 zusätzliche Anwärter-

stellen für die kommenden Jahre eingeplant haben. 

Mit diesen zusätzlichen Stellen werden wir dem 

Fachkräftemangel entgegenwirken. Das ist übri-

gens der Unterschied zur AfD-Fraktion, dass wir 

nicht nur das Problem benennen, sondern in unse-

rem Haushaltsplan auch etwas abbilden, das dazu 

führt, dass wir dann auch mehr Menschen in den 

Finanzämtern haben. 

Gleichzeitig - das wissen alle, die schon mal eine 

Ausbildung gemacht haben - sind die angebotenen 

Plätze das eine. Ein attraktives Umfeld, moderne 

Ausstattung, gutes Material und gute Hörsäle sind 

heute wichtiger denn je. Das sind alles Faktoren, die 

dazu führen, dass sich junge Menschen für eine 

Ausbildung in der Steuerverwaltung entscheiden - 

oder eben auch nicht. Aufgrund der Gespräche vor 

Ort an der Akademie haben wir eine klare Vorstel-

lung von den beiden Standorten.  

Einen wichtigen Schritt werden wir mit diesem 

Haushalt beim Thema der digitalen Ausbildung ma-

chen. Hierfür stellen wir nämlich Mittel zur Verfü-

gung, um da besser zu werden und das Thema vo-

ranzutreiben. 

Außerdem werden wir Mittel zur Verfügung stellen, 

um das lehrende Personal in diesem Bereich noch 

stärker auszubilden und mitzunehmen und um da 

für Qualität zu sorgen. Ich bin mir sicher, dass wir 

da schon kurzfristig erfolgreiche Entwicklungen se-

hen werden. 

Gleichzeitig - das will ich ganz offen sagen - wird es 

ab dem kommenden Jahr natürlich auch darum ge-

hen, die Standorte zukunftsfähig aufzustellen. Da ist 

in der Vergangenheit bereits eine Menge getan wor-

den. Wir werden daran anknüpfen und uns fortlau-

fend sehr genau ansehen, wie wir Unterbringungs-

möglichkeiten, Unterrichtsräume und das Umfeld 

weiterentwickeln können. Denn eines ist klar: Nur, 

wenn wir gut ausgebildetes Personal in der Steuer-

verwaltung haben, dann bekommen wir das mit den 

Herausforderungen in der Fläche auch vernünftig 

hin. Dafür sorgen wir mit diesem Haushalt, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. 

Ich habe gesagt, zum Bereich IT in diesen Einzel-

plänen ist auch etwas zu sagen. In vielleicht keinem 

anderen Bereich in der Verwaltung wird so viel über 

Digitalisierung, über künstliche Intelligenz gespro-

chen wie in der Steuerverwaltung. Ich finde, wir sind 

hier schon auf einem ordentlichen Weg. Das muss 

man einfach auch mal sagen; das kann man auch 

mal sagen. Natürlich kann man immer „höher, 

schneller, weiter“ rufen. Das macht man ja meis-

tens, wenn man die Prozesse, die dahinter stehen, 

nicht mehr verantworten muss. Aber ich glaube, 

das, was wir in Zeiten der rot-schwarzen Koalition 

auf den Weg gebracht haben, war schon ganz or-

dentlich. Das ist jetzt alles in der Umsetzung. Zum 

Beispiel die Umstellung von Linux auf Windows: 

Das wird vorbereitet und geht jetzt an den Start. Da-

für haben wir 24 Millionen Euro allein in diesem Jahr 

eingeplant.  

Und auch hinsichtlich der gemeinsamen Software-

entwicklung mit anderen Bundesländern sind die 

geplanten Mehrbedarfe abgebildet. Als Haushalts-

ausschuss haben wir uns entschieden, dieses wich-

tige Thema und die guten Ergebnisse, die es da 

schon gibt, gemeinsam mit der Universität in Olden-

burg weiter zu begleiten. Das wird weitergehen. 

Auch dafür haben wir Mittel eingeplant: 800 000 

Euro. Das ist übrigens ein Mittelaufwuchs. Ich finde, 

das ist auch ein Signal in diesen Bereich, dass man 

klar erkennen kann, wo wir unsere Schwerpunkte 

setzen und wo wir zukünftig noch stärker vorankom-

men wollen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gute Tarifab-

schlüsse für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren 

uns Sozialdemokraten schon immer wichtig, auch 

dann, wenn wir diese Tarifabschlüsse in unseren 

Haushalten gemeinsam mit entsprechenden Ansät-
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zen abbilden und sie ein Stück weit bezahlen müs-

sen; das will ich ganz offen sagen. Folgerichtig ist 

aber trotzdem, dass wir diese Mittel mit dem in die-

ser Woche zu beschließenden Entwurf auf den Weg 

bringen, um das alles zu bezahlen. 

Wir wollen, dass auch im öffentlichen Dienst - egal, 

ob bei Beschäftigten oder Beamten - gut verdient 

wird. Ich habe etwas zu den Herausforderungen 

beim Thema Personal gesagt.  

Und ja: Dieser Abschluss wird unseren Haushalt 

und die Landesfinanzen ziemlich belasten; das 

steht außer Frage. Aber wir finden, dass die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich die-

ses Lohnplus auf jeden Fall verdient haben, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Gehen wir weg von den Menschen und hin zum 

Bau, zum Beton. Ein weiterer wichtiger Bereich in 

den Einzelplänen ist der gesamte Bereich „Bau und 

Hochbau“. Wir werden sicherstellen - darauf kön-

nen sich alle hier im Raum verlassen -, dass wir 

auch zukünftig eine gute Infrastruktur von der 

Straße bis aufs Dach haben werden. Da muss ich 

schon einmal sagen: Ich habe gerade von der CDU 

gehört, dass wir uns erst einmal um die privaten Ge-

bäude kümmern sollen. Das ist sicherlich alles 

schön und richtig. Aber diese Koalition hat sich auch 

der Verantwortung angenommen, für die landesei-

genen Gebäude etwas zu tun und zu schauen, dass 

es dort keinen Investitionsstau gibt. Wir wollen wei-

termachen und sanieren, was in der letzten Vergan-

genheit vielleicht nicht geschafft wurde. Deshalb ist 

es richtig, dass wir in diesen Bereich investieren und 

etwas tun. 

Allen ist dabei bewusst, dass es im Baubereich eine 

ordentliche Preissteigerung gibt. Ein weiterer, viel-

leicht noch viel entscheidenderer Faktor ist aber aus 

unserer Sicht das Thema Personal. Es ist immer 

schwieriger, Projekte umzusetzen, weil uns die nö-

tigen Fachkräfte fehlen. Aus unserer Sicht gibt es 

zwei Wege, dagegen etwas zu tun. Einerseits ver-

suchen wir externes Personal, Freiberuflerinnen 

und Freiberufler, zu gewinnen, um Projekte voran-

zutreiben. Das gelingt uns so gut, dass wir einen 

Mehrbedarf im Haushalt gesehen haben und den 

auch entsprechend abbilden. 

Um perspektivisch eigenes Personal noch besser 

auszubilden, wird es die Möglichkeit beim Staatli-

chen Baumanagement geben, ein duales Studium 

zu absolvieren. Ich finde, das ist eine hervorra-

gende Entwicklung, sodass wir dann auch zukünftig 

in der Lage sein werden, so große Projekte wie die 

PV-Offensive oder die energetische Sanierung un-

serer Gebäude eigenständig mit unserem eigenen 

Personal voranzutreiben, liebe Kolleginnen und Kol-

legen. 

Der gesamte Haushalt ist gut aufgestellt. Das gilt 

auch für diese drei Einzelpläne, zu denen ich ge-

rade geredet habe. Die Spanne der Herausforde-

rungen in dem Bereich ist doch sehr groß. Vom Be-

reich Personal bis zum Bereich Baufortschritt ist ei-

niges zu tun. Anders als vielleicht in anderen Berei-

chen ist das Geld an dieser Stelle nicht immer das 

größte Problem, sondern tatsächlich sind es die feh-

lenden Fachkräfte, damit die Bauten vorangetrieben 

und Projekte umgesetzt werden können. An dieser 

Stelle wollen wir anpacken. Wir werden kluge Lö-

sungen und Ansätze finden, um diesen Herausfor-

derungen zu begegnen. Die Einzelpläne, zu denen 

ich gerade gesprochen habe, sorgen für Planungs-

sicherheit, und sie sorgen für Fortschritt. Wir finden, 

das ist gut so, und hoffen, dass wir dann im kom-

menden Jahr mit den Entschlüssen, die wir in dieser 

Woche zu treffen haben, auch ein Stück weit voran-

kommen. 

Vielen herzlichen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Raulfs. - Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Ab-

geordnete Sina Beckmann das Wort. Bitte schön! 

Sina Maria Beckmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Präsidentin, vielen Dank. - Moin, 

meine lieben Damen und Herren! An dieser Stelle 

möchte ich mit einem kleinen Gruß an meinen er-

krankten Kollegen Andreas Hoffmann starten, der 

leider bei diesem Haushalts-Plenum nicht dabei 

sein kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

- Vielen Dank. 

Ich weiß, dass du jetzt und wahrscheinlich auch 

schon vorhin bei der Generaldebatte vor dem Bild-

schirm gesessen und unser Tun genau verfolgt 

hast. Also, liebe Genesungswünsche nach Braun-

schweig und danke für deine Arbeit, für die vielen 
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Stunden, die in diesen Haushalt 2024 reingeflossen 

sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und von Ulf Thiele [CDU]) 

Ich möchte an dieser Stelle auch weiter Danke sa-

gen, weil das heute Vormittag ein wenig zu kurz 

kam, zumindest bei mir. Ich musste da ja so ein 

bisschen durch.  

Danke für die weitestgehend konstruktiven Haus-

haltsberatungen im Ausschuss. Das meine ich wirk-

lich weitestgehend von Herzen. Aber danke auch 

für die vielen Doppelsitzungen und die Getränkever-

sorgung durch die Ministerien, eine Annehmlichkeit 

im - ich zitiere einen Kollegen - „Königsausschuss“. 

Vielen Dank an die Verwaltung, speziell an Frau 

Keuneke, die uns immer wieder mit Informationen 

versorgt hat. Aber auch vielen Dank an das Finanz-

ministerium und hier ganz besonders - und ich 

finde, man merkt da die Frauenpower in Sachen Fi-

nanzen - vielen Dank an Frau Wethkamp, die uns 

mit viel Wissen und mit viel Geduld während der 

Haushaltsberatungen begleitet hat. Natürlich auch 

danke an unseren Finanzminister Gerald Heere für 

ein umsichtiges und starkes Handeln. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir legen hier keinen Spar-, sondern einen Investi-

tionshaushalt vor; denn - und ich wiederhole mich 

da gerne - wir müssen und wir werden in die Zukunft 

investieren. Das zeigt sich im Gesamthaushalt 2024 

mit einem Volumen von 42,4 Milliarden Euro. Der 

Haushaltsplanentwurf ist ganze 3 297 Seiten stark. 

Keine Sorge, ich frage jetzt nicht, wer die alle gele-

sen hat. 

In diesem Abschnitt sprechen wir jetzt über die Ein-

zelpläne 04 - das ist das Finanzministerium -, 

13 - Allgemeine Finanzverwaltung - und 20 - die 

Hochbauten. Alle drei Einzelpläne zusammen ha-

ben einen Anteil am Landeshaushalt von 36,7 %. 

Die Haupteinnahmequelle sind - das wird jetzt auch 

nicht weiter verwundern - Steuereinnahmen in 

Höhe von knapp 36 Milliarden Euro. Wir stellen ei-

nen soliden und gegenfinanzierten Haushalt auf 

und gehen verantwortungsvoll mit der Rücklage um. 

Wir planen sie für die gesamte Legislatur ein und 

sichern so zum Beispiel die dauerhafte Finanzie-

rung der Anhebung auf A 13. 

Und by the way, weil das ja immer wieder auftaucht 

und von der CDU schon gebetsmühlenartig be-

hauptet wird: Wir sparen hier nicht, um später ir-

gendwelche Wahlkampfgeschenke zu verteilen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das werden wir 

dann mal sehen!) 

Lassen Sie uns die Bereiche einmal kurz ein wenig 

aufdröseln. Der Einzelplan 04 - das ist der Ge-

schäftsbereich des Finanzministeriums - ist in ein-

zelne Kapitel unterteilt. Für all diejenigen, die sich 

damit nicht alltäglich auseinandersetzen: Dort fin-

den sich Themen wie Allgemeine Bewilligungen, die 

Steuerakademie, die Steuerverwaltung, das Staatli-

che Baumanagement Niedersachsen, das Landes-

amt für Bezüge und Versorgung und auch der Lan-

desliegenschaftsfonds Niedersachsen. 

Ein wichtiger Schwerpunkt in diesem Abschnitt ist 

sicherlich das Investment in das Personal. Das ha-

ben wir jetzt auch schon ein paar Mal gehört. So in-

vestieren wir zum Beispiel über 1 Million Euro mehr 

in die Aus- und Weiterbildung an der Steuerakade-

mie Niedersachsen, um Top-Personal zu bekom-

men und auch zu behalten, um den Job attraktiver 

zu halten und noch attraktiver zu machen und na-

türlich auch, um die Einnahmen für Niedersachsen 

für zukünftige Haushalte sicherzustellen. 

Wir stärken über die politische Liste auch die Stand-

orte in Rinteln und Bad Eilsen; denn dort findet die 

Aus- und Fortbildung der Steuerakademie statt. Wir 

reden immer von der Stärkung des ländlichen Rau-

mes. Gerade eben hat man bei der AfD gehört, dass 

die das Thema null interessiert. Rinteln und Bad Eil-

sen setzen auf die Steuerakademie; das macht ja 

etwas mit den Orten, und das macht auch etwas in 

den Orten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Weiterhin setzen wir einen großen Schwerpunkt im 

Bereich des Personals in der Steuerverwaltung, ge-

meint sind hier die Steuerfahnder*innen, die sich 

um die niedersächsischen Einnahmen kümmern. 

Im Einzelplan 13 - die Allgemeine Finanzverwal-

tung - geht es vor allem um Steuern: Umsatzsteuer, 

Erbschaftssteuer, Biersteuer, Lotteriesteuer, On-

line-Pokersteuer und viele mehr. Das ist ganz span-

nend, falls man da mal reinblättern möchte, wenn 

man nicht gerade mit den anderen Einzelplänen zu 

tun hat. Dieser Einzelplan, der in weitere Kapitel wie 

Ausgleichszahlungen, Finanzausgleiche, Vermö-

gensverwaltung, allgemeine Rücklage oder auch 

Sondervermögen eingeteilt ist, stellt mit seinem er-

heblichen Überschuss den Ausgleich des Gesamt-

haushaltes dar. 
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Auch die Digitalisierung nimmt zu Recht einen gro-

ßen Teil im Gesamthaushalt ein. In der Generalde-

batte heute Vormittag und auch jetzt ist das wichtig. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Digitalisierung 

meint dabei nicht, analoge Prozesse einfach zu di-

gitalisieren, also zum Beispiel das Word-Dokument 

auszudrucken, auszufüllen und dann als PDF wie-

der einzuscannen. Nein, wir brauchen Digitalisie-

rung als dauerhaften Prozess. Wir dürfen das nicht 

als Projekt sehen, als Phase, die irgendwann wie-

der vorbeigeht. Digitalisierung bestimmt heute un-

ser Leben in vielen Bereichen. Und genau deshalb 

müssen wir das auch in der Verwaltung machen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Sagen Sie das bitte 

der Frau Innenministerin!) 

Wir müssen die digitale Transformation hochfahren, 

und da ist leider ein bisschen was liegengeblieben. 

So stellen wir rund 10 Millionen Euro für die Daten-

verarbeitung im Gemeinschaftsprojekt KONSENS 

in den Haushalt ein. Hier geht es zum Beispiel um 

die Neukonzeption und Neuentwicklung der Auto-

matisationsunterstützung in der Steuerverwaltung. 

Niedersachsen hat also viel Potenzial, auch das hö-

ren wir alle Jahre wieder. Aber es ist ja auch so. 

Während um uns herum Streichhaushalte vorge-

nommen werden, haben wir uns in Niedersachsen 

fast alle damit auseinandergesetzt, wie wir unser 

Bundesland voranbringen wollen, so zum Beispiel 

auch geschehen im Einzelplan 20, der den Bereich 

Hochbau und Investition beinhaltet. Wir gehen in die 

Investitionsoffensive; denn wir wissen, dass wir er-

halten müssen, was wir haben. Gleichzeitig denken 

wir an das Morgen und handeln auch so. Wir gehen 

sie an, die Zukunftsausgaben für ein nachhaltiges, 

klimafreundliches und investitionsstarkes Nieder-

sachsen. 

500 Millionen Euro investieren wir zusätzlich in den 

kommenden Jahren in die Landesliegenschaften. 

Das ist ein ganz starkes Zeichen. Uns Grünen ist es 

sehr wichtig, und wir werden jetzt die maroden Lan-

desgebäude energetisch sanieren, weil es das 

Richtige ist, richtig als Vorbild, richtig für den Wert-

erhalt der Gebäude, richtig für die Wirtschaft und 

ihre Wertschöpfung, richtig für die Handwerksbe-

triebe und zukunftsfähige Jobs, richtig für die Ener-

giewende und richtig für unsere ehrgeizigen Ziele, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Und ja: Wir hatten viele Krisen - auch durch 

Corona -, die teilweise bis heute nachwirken. Seit 

fast zwei Jahren bekriegt Russland die Ukraine. 

Auch das hat Auswirkungen bei uns, auch wenn wir 

nicht aktiv in das Kriegsgeschehen eingreifen müs-

sen. Wir hatten eine hohe Inflation, keine erfreuli-

chen Zahlen bei der Steuerschätzung und wissen 

auch noch nicht, welche Auswirkungen das Bun-

desverfassungsgerichtsurteil zum Klima- und 

Transformationsfonds in Bezug Kofinanzierung für 

Projekte in Niedersachsen haben wird.  

Und dennoch haben wir einen guten Haushalt auf-

gestellt, und dennoch sind wir selbstverständlich 

handlungsfähig. Also nicht immer nur jammern, 

sondern die Suche nach Lösungen bringt uns wei-

ter. Wir müssen einfach machen. Genau das zeigt 

eben auch dieser Teilbereich des Haushaltes, der 

mit viel Weitsicht und Mut aufgestellt wurde, um Nie-

dersachsen sicher in Zeiten des Wandels in eine er-

folgreiche Zukunft zu führen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Beckmann. - Für 

die AfD hat jetzt Herr Abgeordneter Peer Lilienthal 

das Wort. Restredezeit: eine Minute. 

(Beifall bei der AfD) 

Peer Lilienthal (AfD):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich möchte kurz auf 

das Argument „ländlicher Raum“ von Ihnen, Frau 

Beckmann, eingehen. Es ist nicht die Aufgabe der 

Ausbildungseinrichtungen der Finanzverwaltung, 

den ländlichen Raum zu stärken. Ich würde auch 

bestreiten, dass in Rinteln bei dem Wohnungsman-

gel, den wir im Moment haben, danach ein großer 

Leerstand herrscht. Es ist ja nicht so, dass wir keine 

Menschen haben, die im Moment auf Wohnungssu-

che sind.  

Und zum Argument „mehr Platz“: Das ist ja geprüft 

worden. Die Idee, die britische Schule, die sich in 

der Nähe der Steuerakademie befindet, zu nutzen, 

ist aus verschiedenen Gründen verworfen worden. 

Von daher wäre es eine gute Idee, das mal anzuge-

hen.  

Im Übrigen machen das andere Bundesländer ja 

auch. Schauen Sie mal nach Nordrhein-Westfalen: 

In Nordkirchen ist seit 60 Jahren oder so die Ausbil-

dungseinrichtung. Die machen das auch so. Das 

kommt der Ausbildung zugute. Die haben bessere 
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Besteherquoten. Bei der Ausbildung für den geho-

benen mittleren Dienst müssen Sie von Anfang an 

auf dem Platz sein. Da können Sie keine Zeit mit 

Wohnungssuche verschwenden; das ist der Hinter-

grund.  

Wie gesagt, ich freue mich auf die Ausschussbera-

tungen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat Herr Fi-

nanzminister Gerald Heere das Wort. Bitte schön, 

Herr Minister! 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Ich möchte gerne kurz die 

Gelegenheit nutzen, um auf wesentliche Punkte der 

meinem Ressort zugeordneten Einzelpläne einzu-

gehen.  

Zum Einzelplan 04 möchte ich zwei Schwerpunkte 

hervorheben.  

Um unser gemeinsames Ziel, die Steuergerechtig-

keit, zu stärken, ist eine stark aufgestellte Steuer-

verwaltung wichtig. Nicht nur gute Steuergesetze 

braucht es, sondern der Staat braucht Personal für 

den Steuervollzug. Nur so können wir eine gleich-

mäßige und faire Besteuerung aller Einkommen ge-

währleisten und entsprechend auch die Bekämp-

fung der Steuerhinterziehung und der missbräuchli-

chen Steuergestaltung vollziehen. Deshalb haben 

wir als Landesregierung das Ziel, die Personalsitu-

ation in der Steuerverwaltung in den kommenden 

Jahren zu verbessern.  

Deshalb ist mein erster Schwerpunkt die Erhöhung 

der Ausbildungskapazitäten in der Steuerverwal-

tung, um zukünftig offene Stellen besser besetzen 

und zukünftige Altersabgänge ausgleichen zu kön-

nen. Hierbei geht es um junge Menschen, die sich 

für eine außerordentlich verantwortungsvolle Tätig-

keit entscheiden, weil durch sie die Sicherstellung 

einer gleichmäßigen und gerechten Besteuerung 

auch in Zukunft gewährleistet ist und ein Funda-

ment des staatlichen Handelns gelegt wird. 

Bis Ende 2027 scheidet voraussichtlich rund ein 

Viertel des Personals aus. Deshalb habe ich in die-

sem Jahr den bisher größten Einstellungsjahrgang 

seit Bestehen der Steuerakademie Niedersachsens 

mit über 500 Nachwuchskräften im August dieses 

Jahres vereidigt. Auch das veranschaulicht die al-

tersbedingten Personalfluktuationen und die damit 

verbundenen Herausforderungen.  

Der Haushaltsplanentwurf sieht für 2024 und 2025 

zusätzliche Stellen für Anwärterinnen und Anwärter 

vor, um die Ausbildungsplätze weiter aufzustocken, 

und zwar zum 1. August 2024 für den ehemaligen 

mittleren Dienst um 30 auf 328 und für den ehema-

ligen gehobenen Dienst um 48 auf 273 Stellen. Wir 

müssen also die Einstellungen auf Rekordniveau 

fortführen, um die erforderliche Personalausstat-

tung unserer Finanzämter für die Zukunft zu ge-

währleisten.  

Außerdem werden wir die Mittel für die Aus- und 

Fortbildung zum Abbau des durch die Corona-Pan-

demie entstandenen Fortbildungsstaus um 700 000 

Euro erhöhen und damit mehr Fortbildung anbieten.  

Darüber hinaus begrüße ich es sehr, dass die regie-

rungstragenden Fraktionen die Steuerakademie 

ebenfalls im Blick haben und 400 000 Euro unter 

anderem für die Digitalisierung investieren.  

Weil wir uns so intensiv mit der Steuerakademie 

auseinandergesetzt haben, noch einige wenige 

Worte zu den Ideen, die von der Opposition in den 

Raum geworfen wurden. Zum Nachdenken: Die 

Standorte der Steuerakademie sind etabliert, und 

eine Verlagerung wäre erst einmal aus organisato-

rischer Sicht aufwendig. Eine Schwächung des 

ländlichen Raums - hier das Weserbergland - ist 

aus meiner Sicht nicht gewollt. Auch sind die Ge-

bäude in Rinteln und Bad Eilsen baulich auf den 

Akademiebetrieb ausgerichtet. Und für die Orte sel-

ber und ihre Umgebung ist dieser Betrieb ein wich-

tiger Standortfaktor. Sie einfach dort wegzuneh-

men, ist nicht in unserem Interesse.  

Wenn man große Städte als alternative Standorte in 

den Blick nimmt, muss man sich anschauen, was in 

unseren Nachbarländern Bremen und Hamburg los 

ist. Dort hat man große Probleme, Nachwuchs zu 

gewinnen. Das liegt vor allen Dingen daran, dass 

die Konkurrenzsituation durch Steuerberatungs-

agenturen und ähnliches für die Beschäftigten, die 

in die Steuerverwaltung gehen könnten, dort deut-

lich größer ist. Insofern ist gerade unsere Konstruk-

tion mit diesen beiden kleinen Standorten offen-

sichtlich deutlich attraktiver, denn wir haben noch 

genug Bewerberinnen und Bewerber, um hier aus-

bilden zu können. Insofern bin ich erst einmal zu-

rückhaltend, was diese Ideen angeht. Wir wollen die 

Akademie natürlich weiterentwickeln, und das ha-

ben wir auch im Blick. Aber diesen Vorschlägen 

stehe ich erst einmal skeptisch gegenüber. 
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Der zweite Schwerpunkt umfasst die weitere Digita-

lisierung der Steuerverwaltung, die mit zusätzlich 

35 Millionen Euro den Löwenanteil der Mehrausga-

ben in meinem Ressort bildet. Es geht konkret um 

Steuer-VIT zur Verbesserung der IT-Unterstützung 

der niedersächsischen Finanzämter. Wir werden im 

kommenden Jahr das Roll-out in den Finanzämtern 

erleben.  

Ferner haben wir zusätzliche Mittel für KONSENS, 

also die im Länderverbund durchgeführte Entwick-

lung gemeinsamer Verfahren. Auch da gibt es über 

eine Staatssekretärinnen- und Staatssekretäre-AG 

eine gemeinsame Koordination, damit wir zu mehr 

und einer besseren Umsetzung der Digitalisierung 

im Projekt KONSENS kommen.  

Außerdem stellen wir Mittel etwa für das Projekt  

TaDeA des Landesamts für Steuern in Forschungs-

kooperation mit der Uni Oldenburg bereit. Das ist ei-

ner der großen Fortschritte, bei dem wir mittels 

künstlicher Intelligenz einen wichtigen Beitrag zur 

Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs leisten kön-

nen. Das ist ein echtes Vorzeigeprojekt, das wir 

auch weiter finanziell unterstützen. 

Mit all diesen Ausgaben verfolgen wir das Ziel - das 

habe ich versucht, deutlich zu machen -, durch eine 

bessere digitale Unterstützung der Beschäftigten 

und die Ausbildung zusätzlicher Beschäftigter in un-

seren Finanzämtern die demografiebedingt knap-

pen Personalressourcen am Ende so einzusetzen, 

dass eine gleichmäßige und gerechte Besteuerung 

sichergestellt wird, die das Vertrauen der Bürgerin-

nen und Bürger rechtfertigt.  

So viel zur Steuerverwaltung.  

Wir haben darüber hinaus das NLBV, das im Zuge 

des demografischen Wandels vor großen Heraus-

forderungen im Bereich des Personals steht und für 

das wir auch eine entsprechende Nachwuchskräf-

teinitiative starten. Die Zahl der Steuersekretäran-

wärter*innen haben wir entsprechend um zwölf zu-

sätzliche Stellen erhöht. 

Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung und der 

Einführung der Beihilfe-App ist es zu einem stark 

angewachsenen Beihilfeantragsaufkommen ge-

kommen und darüber auch zu einer vorübergehen-

den Verlängerung der Bearbeitungszeiten. Das liegt 

daran, dass wir im Jahr 2023 im Durchschnitt eine 

Erhöhung der Antragszahl von ca. 30 % pro Monat 

zu verzeichnen hatten. Auch die Gesamtzahl der 

eingereichten Belege ist deutlich angestiegen. Es 

werden also auch mehr Krankenbehandlungen ab-

gerechnet. Es ist zu vermuten, dass viele in Vorjah-

ren - in der Pandemiezeit - aufgeschobene Behand-

lungen und Operationen nun nachgeholt werden.  

Wir arbeiten mit Hochdruck daran, diese Bearbei-

tungszeiten jetzt wieder herunterzukriegen, und 

werden auch mit dem Haushaltsplan 2024 entspre-

chend Personal für die elektronische Beihilfebear-

beitung nachsteuern, unter anderem 31 VZÄ für Be-

legerfassung, Validierung, technischen Support und 

die Sachbearbeitung, um den entsprechenden Auf-

wänden zu begegnen und als NLBV wieder besser 

zu werden und den Standard, den wir selber als An-

spruch haben, zu erfüllen. 

Kurz noch zum Einzelplan 20: Sie wissen, wir ha-

ben im Baubereich immer mehr Anmeldungen als 

Kapazität. Wir sind darauf eingegangen, indem wir 

zwei Dringlichkeitslisten erstellt und nach dem 

Grundsatz „worst first“ versucht haben, eine Sortie-

rung vorzunehmen. Auf der Dringlichkeitsliste A ste-

hen erstens die Sanierung von Haus C der Zentra-

len Polizeidirektion Niedersachsen in Hannover und 

zweitens die Sanierung des Umweltlabors der Nord-

westdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt in Göt-

tingen.  

Neben diesen großen Maßnahmen veranschlagen 

wir rund 80 Millionen Euro für Bauunterhaltung und 

26 Millionen Euro für weitere kleine Baumaßnah-

men. 

Und wir haben den Bestand des Infrastruktur-Son-

dervermögens - das ist hier mehrfach diskutiert wor-

den - mit 366 Millionen Euro und mit geplanten wei-

teren Zuführungen ab 2025 in Höhe von jährlich 

21 Millionen Euro, die wir - das sagte ich be-

reits - aus den eingesparten Tilgungen des Corona-

Sondervermögens hinzufügen. Diese sind entspre-

chend mit Maßnahmen hinterlegt. Insofern können 

wir sie auch nicht einfach wegnehmen. 

Herr Thiele, wenn von Ihnen formuliert wird, das sei 

unser „Bunker für den Wahlkampf“: Nein, das 

stimmt nicht. Wir haben über dieses Sondervermö-

gen Maßnahmen hinterlegt, um das Klimagesetz er-

füllen zu können, um unseren Weg überhaupt in 

diese Richtung zu bringen. Wir wissen, dass wir 

deutlich mehr in unseren Gebäudebestand investie-

ren müssen, um die Anforderungen zu erfüllen. 

Deshalb ist das kein Wahlkampfgeschenk oder ir-

gendetwas, sondern eine reine Verpflichtung zur Er-

füllung eines Gesetzes. 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 
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Und schauen wir uns die anderen Fonds an, die Sie 

eben auch so ein bisschen abgetan haben: Wir ha-

ben zum Beispiel in den Wirtschaftsförder-

fonds - ökologischer und gewerblicher Be-

reich - auch erhebliche Millionensummen hineinge-

legt, die bei Ihnen möglicherweise auch unter dem 

Thema „Bunker“ laufen. 

Wo finanzieren wir Ihrer Meinung nach die IPCEI-

Projekte? Nicht nur Salzgitter, sondern die ganzen 

anderen Projekte? Die Wasserstoffprojekte, So-

lar - - - 

(Zurufe von der CDU: Das haben wir 

doch gar nicht angezweifelt!) 

- Das ist aber genau Ihre Diskussion.  

Sie haben gesagt, wir hätten im Sondervermögen 

Geld hinterlegt. Ja, wir haben in diese Sonderver-

mögen Geld gesteckt, weil wir sie brauchen, um zu-

kunftsgerichtete Projekte für die Wasserstoffwirt-

schaft, für die Solarwirtschaft, die wir in Niedersach-

sen aufbauen wollen, zu finanzieren. Dieses Geld 

ist wichtig und wird gebraucht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, Sie haben den Abgeordneten Thiele 

vorhin direkt angesprochen. Er hat jetzt eine Zwi-

schenfrage. Lassen Sie diese zu? 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Ja, gerne. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Kollege Thiele, Sie haben das Wort. 

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

Bitte nicht noch einmal das Saalmikro-

fon anfassen!) 

Ulf Thiele (CDU): 

Das Mikrofon funktioniert. - Frau Präsidentin, herz-

lichen Dank. - Danke, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen.  

Herr Finanzminister, würden Sie zur Kenntnis neh-

men, dass die vergangene Landesregierung mit 

dem Finanzminister Reinhold Hilbers und dem Wirt-

schaftsminister Bernd Althusmann wesentliche 

Teile zur Finanzierung der IPCEI-Projekte genauso 

in den Wirtschaftsförderfonds eingestellt hat und 

dass die CDU-Fraktion überhaupt keinen Antrag ge-

stellt hat, hier irgendetwas auszubuchen und diese 

Finanzierung anzugreifen? 

Wenn Sie das zugestehen, dann würde ich Sie al-

lerdings auch herzlich bitten, dass Sie diesen An-

griff unterlassen und nicht den Eindruck erwecken, 

dass wir die Finanzierung dieser Projekte untergra-

ben würden. Das ist nicht der Fall. 

(Beifall bei der CDU - Björn Thümler 

[CDU]: So ist das nämlich!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Bitte, Herr Minister! 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr geehrter Herr Thiele, das „Rausbuchen“ bezog 

sich auf das Sondervermögen Infrastruktur. 

(Ulf Thiele [CDU]: Nein, Sie haben das 

ausgeweitet!) 

- Das möchte ich bitte vollständig ausführen kön-

nen.  

Der Angriff in Bezug auf den Wirtschaftsförderfonds 

bezog sich auf Ihren allgemeinen Hinweis - das 

können wir gerne im Protokoll nachlesen -, dass wir 

Sondervermögen - Plural - dazu nutzen, um Geld 

für den Wahlkampf zu bunkern. Und da wir außer-

halb des Sondervermögens Infrastruktur nur viel 

Geld auch in das Sondervermögen Wirtschaftsför-

derfonds - ökologischer und gewerblicher Be-

reich - gesteckt haben, kann es sich ja nur um diese 

handeln. 

Insofern ist dieser allgemeine Hinweis doch bitte so 

zu verstehen, dass wir es nicht für den Wahlkampf 

brauchen, sondern für die zukünftige Entwicklung 

des Landes. Wenn wir uns da mit Ihnen einig sind, 

ist es ja noch umso besser. Dann würde ich aber 

darum bitten - in gleichem Maße, wie Sie das auch 

machen -, dass Sie darauf verzichten, uns einfach 

pauschal zu unterstellen, das Geld, das wir in Son-

dervermögen geben, sei für den Wahlkampf. Das ist 

einfach falsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Björn Thümler [CDU]: Wir kom-

men darauf zurück, wenn es soweit 

ist!) 

- Sie kommen darauf zurück, und ich komme zum 

Ende. Ich will Ihre Zeit heute Abend nicht mehr allzu 

lange in Anspruch nehmen.  
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Sie sehen, in den dem Finanzministerium zugeord-

neten Einzelplänen sind wichtige Weichenstellun-

gen - auch in diesem Haushalt - enthalten. Ich be-

danke mich für die konstruktiven Beratungen - auch 

hier und heute. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister Heere.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen zu den 

Einzelplänen 04, 13 und 20 - Finanzen und Hoch-

bau - vor. Wir schließen daher die Beratungen zum 

Tagesordnungspunkt 34. 

Wir kommen in der nun folgenden Stunde zu: 

Tagesordnungspunkt 35: 

Haushaltsberatungen 2024 - Haushaltsschwer-

punkt Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-

stellung  

Im Rahmen dieses Themenbereichs soll zugleich 

der folgende Gesetzentwurf inhaltlich mitbehandelt 

werden: 

Tagesordnungspunkt 25: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des 

Vierzehnten Buchs Sozialgesetzbuch in Nieder-

sachsen - Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/2232 

- Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sozi-

ales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung - Drs. 

19/2982 - Schriftlicher Bericht - Drs. 19/3032 

Wir steigen in die Beratung ein. Zu Wort gemeldet 

hat sich für die CDU-Fraktion der Abgeordnete Vol-

ker Meyer. 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Volker Meyer (CDU): 

Immer locker bleiben, es ist schon spät. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Abgeordneter Meyer, wir warten noch kurz, da-

mit wieder ein bisschen Ruhe einkehrt. Das klappt 

gleich hervorragend, sobald alle ihre Sprechzettel 

abgegeben und ihre Plätze eingenommen haben. 

Dann können wir in diesen umfangreichen Themen-

bereich einsteigen.  

Sie haben das Wort. Bitte, Herr Abgeordneter 

Meyer! 

Volker Meyer (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Als ich mir den Haushaltsplanentwurf 

der Landesregierung und auch die Anträge der Re-

gierungsfraktionen angeschaut habe, habe ich mir 

die Frage gestellt, ob Sie eigentlich noch Ihren ei-

genen Koalitionsvertrag kennen. Überschrieben mit 

den Worten „Niedersachsen zukunftsfest und soli-

darisch gestalten“ streichen Sie - um mal nur vier 

Beispiele zu nennen - Beiträge für die Umsetzung 

der Ergebnisse der Enquetekommission Kinder-

schutz, Gelder für die Frauenhäuser, Gelder für die 

Suchtberatung; dazu ist die Refinanzierung von 

Energie- und Personalkostensteigerungen ungenü-

gend. 

Das ist aus unserer Sicht sicher nicht der Weg, wie 

man Niedersachsen zukunftsfest und solidarisch 

gestaltet. Dabei müssen wir uns gerade in diesen 

schwierigen Zeiten die Frage stellen - - - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Kollege Meyer, vor Ihnen sitzt eine junge Dame 

der Grünen-Fraktion, Frau Abgeordnete Schendel, 

die gerne eine Zwischenfrage stellen würde. Wür-

den Sie diese zulassen? 

Volker Meyer (CDU): 

Das kann sie gerne machen. Bitte schön 

(Ulf Thiele [CDU]: Er hat doch gerade 

erst angefangen! Redezeit generie-

ren!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Wir stoppen immer die Uhr, und dann gibt es zu-

sätzliche Redezeit. Bitte, Frau Abgeordnete Schen-

del! 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Meyer, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen.  
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Zu den angemerkten Streichungen möchte ich 

gerne wissen: Wenn das so wichtig war, warum ha-

ben Sie nicht gemeinsam schon in der letzten Le-

gislatur bei diesen Projekten, die wir dann ja über 

die politische Liste wieder ausgeglichen haben, da-

für gesorgt, dass die Mittel im Haushalt verstetigt 

werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Die Frage ist angekommen. 

Volker Meyer (CDU): 

Sehr geehrte Frau Kollegin! Sie wissen genau, dass 

wir diese Dinge damals ebenfalls über die politische 

Liste refinanziert haben. Wir haben die Gelder zur 

Verfügung gestellt. Das ist bei Ihnen zum Zeitpunkt 

der Antragstellung nicht der Fall gewesen. In Teil-

bereichen ist es jetzt bei Ihnen über die politische 

Liste gemacht worden. 

Ich glaube, wir müssen uns trotzdem insgesamt die 

Frage stellen, wie wir es in unserer heutigen Gesell-

schaft hinbekommen, dass wir alle im Blick haben, 

niemanden zurücklassen und nicht immer nur ein-

zelne Klientelgruppen bedenken. Ich glaube, uns al-

len ist klar, dass die digitale Transformation, die 

ökologische Wende, gerade auch im Bereich der 

Sozialpolitik, große Herausforderungen bedeuten. 

Daher ist es aus unserer Sicht notwendig, dass wir 

diese großen Transformationsprozesse unserer 

Zeit aktiv steuern, Folgen abmildern und einen Aus-

gleich für Hilfsbedürftige schaffen. 

Dabei muss der Mensch im Mittelpunkt unserer Po-

litik stehen, damit er eigenverantwortlich sein Leben 

und seine soziale Teilhabe gestalten kann und nicht 

von staatlicher Seite bevormundet wird. Dort, wo er-

forderlich, müssen wir ihn mit Hilfsangeboten unter-

stützen, damit die Bürgerinnen und Bürger später 

wieder ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 

selbstständig gestalten können. Das ist aus unserer 

Sicht die Hauptaufgabe einer guten Sozialpolitik. 

Daran, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten wir 

unsere tägliche Arbeit messen, und dort sehen wir 

bei Ihnen erhebliche Defizite. 

(Beifall bei der CDU) 

Eine sichere Gesundheits- und Pflegeversorgung, 

der Kinderschutz, die gleichberechtigte Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben von Menschen mit Behin-

derungen und von sozial benachteiligten Men-

schen, soziale Sicherheit und die Unterstützung der 

gemeinwohlorientierten Arbeit sind Kernelemente 

einer guten Sozialpolitik der CDU-Landtagsfraktion, 

die Sie in unseren Anträgen - in unserer Arbeit der 

vergangenen Monate - und auch in unseren Haus-

haltsanträgen finden. 

Ich habe mir im Vergleich dazu einmal die Anträge 

der Regierungsfraktionen angeguckt, die der Sozi-

alausschuss in den vergangenen Monaten behan-

delt hat. Da finden wir einen von den Regierungs-

fraktionen beschlossenen Antrag zum Thema 

Gleichstellung, weiter zwei Anträge zum queeren 

Leben in Niedersachsen und einen Antrag zur In-

tegration zugewanderter Fach- und Arbeitskräfte, 

wobei die Landesregierung gleichzeitig im Haus-

haltsentwurf die Mittel für die Integration Zugewan-

derter ins Handwerk gestrichen hat. 

(Björn Thümler [CDU]: Das kann ja gar 

nicht so sein!) 

- Es war leider so. 

(Björn Thümler [CDU]: Mein Gott!) 

Bei aller Berechtigung dieser Anträge stellt sich für 

uns die Frage, ob dies wirklich die Themen der Zu-

kunft sind, die die Menschen dort draußen auf der 

Straße beschäftigen. Wir glauben das nicht. Das sa-

gen wir Ihnen ganz offen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir sind der Überzeugung, dass Sie mit dieser Art 

von Politik Niedersachsen nicht zukunftsfest und 

solidarisch gestalten und dass es für eine bessere 

Sozialpolitik in Niedersachsen eine andere Sozial-

politik braucht. Wie diese Sozialpolitik aussehen 

kann, liebe Kolleginnen und Kollegen, möchte ich 

Ihnen gerne an einigen Beispielen aufzeigen. 

Unsere Krankenhäuser sind die wichtigsten Einrich-

tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge, für die wir 

als Land Niedersachsen Verantwortung tragen und 

für die wir gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern 

verantwortlich sind. Die Vorschläge der Regie-

rungskommission des Bundes werden voraussicht-

lich zu tiefgreifenden Veränderungen in der Kran-

kenhausstruktur führen, für die am Ende wieder die 

Länder in die öffentliche Verantwortung genommen 

werden und für die wir sicher auch einen Großteil 

der entstehenden Investitionskosten tragen müs-

sen. 

Doch vor Beginn dieses Reformprozesses ist es 

notwendig, eine kalte Strukturreform durch fehlende 

Betriebsmittel zu verhindern. Hier kam von Ihnen, 

Herr Minister Philippi, in den vergangenen Mona-

ten - Herr Lechner hat es vorhin schon einmal an-

gedeutet - immer nur der Fingerzeig nach Berlin. 
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Kein Vorschlag, wie das Land mit eigenen Mitteln 

unsere Krankenhäuser unterstützen kann, um die 

dringend notwendige Versorgung der Bürgerinnen 

und Bürger zu sichern! Auch kein Eingehen auf un-

seren Vorschlag zu verbürgten Liquiditätskrediten 

der NBank! Das ist eindeutig zu wenig, um weitere 

Krankenhausinsolvenzen zu stoppen. 

(Beifall bei der CDU) 

Zum Bereich der Investitionsmittel haben Sie einen 

Vorschlag gemacht. Jedoch hat der Gesetzge-

bungs- und Beratungsdienst deutlich gemacht, dass 

er hier gewisse verfassungsrechtliche Probleme 

aufgrund der Laufzeit und der Unbestimmtheit sieht.  

Warum machen Sie es sich nicht einfach? Warum 

helfen Sie unseren Krankenhäusern nicht schnell? 

Warum stimmen Sie nicht einfach unserem Sonder-

vermögensgesetz zu?  

Ich finde es auch entlarvend, dass das Fachminis-

terium in einer Stellungnahme zu Ihrem Vorschlag 

die Auffassung vertritt: Wenn der Gesetzgeber, also 

wir als Parlament, dieses Risiko mitträgt, trägt er 

auch die Verantwortung dafür. - Hier müssen wir 

uns im Klaren sein, dass wir als Parlament die Ver-

antwortung tragen sollen, ohne auf die Verausga-

bung der Mittel auch nur ein Stück weit Einfluss zu 

haben. Das ist mit uns, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, nicht zu machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Kommen wir zu einem zweiten gesellschaftlich der-

zeit brisanten Thema, der Verschärfung der Pfle-

gesituation. Vollstationäre Pflegeeinrichtungen, Ta-

gespflegen und Pflegedienste müssen zunehmend 

aus wirtschaftlichen Gründen oder weil Personal 

fehlt Anfragen zur Aufnahme von Pflegebedürftigen 

ablehnen oder sogar ihre Einrichtungen schließen. 

Das ist für die pflegebedürftigen Menschen und für 

ihre Angehörigen eine extrem belastende Situation, 

die so nicht sein darf. 

Warum folgen Sie nicht unserem Vorschlag zur Ein-

führung einer einjährigen Pflegehelferausbildung in 

Niedersachsen? 

(Beifall bei der CDU) 

Auch hier, Herr Minister, bleiben Sie eine Antwort 

auf die aktuellen Herausforderungen schuldig und 

verweisen auf die laufende Konzertierte Aktion 

Pflege Niedersachsen. Auch das ist eindeutig zu 

wenig. 

Wir haben Ihnen in zwei Anträgen eine Reihe von 

Vorschlägen gemacht, die in der Unterrichtung 

durch die Landesregierung sogar vielfach befürwor-

tet wurden. Aber tatsächlich wird die Umsetzung 

wieder auf die lange Bank geschoben. Diese Zeit 

haben wir nicht. Die Dienste brauchen jetzt Ihre Un-

terstützung. 

Erschreckend finde ich zudem, dass Sie nicht ein-

mal bereit sind, die Arbeit des Niedersächsischen 

Pflegerats zu unterstützen. Hier haben wir ein drin-

gend benötigtes Gremium zur Beratung in allen 

Pflegefragen, das Sie mit Ihrer Entscheidung vor 

den Kopf stoßen. 

Ein weiteres besonderes Anliegen ist uns der Kin-

derschutz. Auch Sie betonen immer, wie wichtig 

Ihnen dieses Thema ist, und setzen Maßnahmen 

der ehemaligen Landesregierung mit weiteren Mit-

teln fort. Das ist auch richtig. 

Aber es ist uns völlig unverständlich, wie man Gel-

der für Maßnahmen zur Umsetzung der Ergebnisse 

der Enquetekommission Kinderschutz streichen 

kann, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie haben einen interministeriellen Arbeitskreis 

hierzu eingerichtet, der im Oktober Ergebnisse vor-

stellen sollte. Bis heute Fehlanzeige! 

Wir schlagen Ihnen die Bereitstellung von Geldern 

zur Unterstützung von Einrichtungen bei der Erstel-

lung von Kinderschutzkonzepten und eine Ände-

rung des Kammergesetzes für die Heilberufe vor. 

Dies sind Elemente, die den Kinderschutz in Nieder-

sachsen wirklich voranbringen, die schnell imple-

mentiert werden können und die ihre Wirkung zei-

gen werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Dann haben wir noch das Thema Einsamkeit, das 

alle Altersgruppen in unserer Gesellschaft betrifft. 

Für die Bekämpfung der Einsamkeit stellen wir über 

unsere politische Liste gerne Gelder zur Verfügung. 

Ich freue mich über die Signale aus den Regie-

rungsfraktionen, dass sie sich auf diesen Antrag zu-

bewegen, und hoffe, dass wir hier im neuen 

Jahr - Anfang des Jahres - einen gemeinsamen 

Weg finden werden. 

Weiterhin werden über unsere politische Liste unter 

anderem die freie Wohlfahrtspflege, die Suchtbera-

tung, die Aidshilfe, der Landesfrauenrat und das Eh-

renamt unterstützt.  

Auch werden wir die Umsetzung des hier jetzt mit 

zu beratenden SGB XIV in niedersächsisches 

Recht mittragen und entsprechend zustimmen. 
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Bedanken möchte ich mich bei Ihnen, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, für die konstruktive Zusam-

menarbeit sowie bei den Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern des Sozialministeriums für die Auskünfte 

und Zusammenarbeit im Rahmen der Haushaltsbe-

ratungen. 

Einen besonderen Dank möchte ich an Herrn Horn 

richten, der das letzte Mal - das wurde bei anderen 

vorhin auch schon gesagt - die Haushaltsberatun-

gen als Ausschussassistent begleitet hat. Wir alle 

wissen, dass er im nächsten Jahr in den Ruhestand 

geht. Daher Herrn Horn - ich glaube, er ist gerade 

nicht da; aber Herr Wiesehahn kann es vielleicht 

weitergeben - ein herzliches Dankeschön! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich habe Ihnen, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, eine Vielzahl von Maßnahmen aufgezählt, 

mit denen wir Antworten auf die großen gesund-

heits-, gesellschafts- und sozialpolitischen Heraus-

forderungen unserer Zeit, vor allem im Bereich der 

medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie 

der gesellschaftlichen Teilhabe, geben.  

Ich bin der Überzeugung, dass eine bessere Sozi-

alpolitik sich dadurch auszeichnet, dass sie mit 

Rücksicht auf andere Politikfelder versucht, Antwor-

ten auf die Probleme zu geben, die den Menschen 

draußen auf der Straße unter den Nägeln brennen, 

dabei den Menschen Unterstützung gibt, die diese 

Unterstützung brauchen, und sie gleichzeitig för-

dert, sodass sie wieder selbstständig gesellschaftli-

che Teilhabe erleben dürfen. Das ist solidarisch ge-

staltete, zukunftsfeste Sozialpolitik in Niedersach-

sen. 

(Beifall bei der CDU) 

Diese Arbeit, liebe Kolleginnen und Kollegen, wer-

den wir auch in den nächsten Jahren weiterführen. 

Damit werden wir die Bürgerinnen und Bürger in 

den nächsten Jahren von unserer Arbeit weiter 

überzeugen und sie in den Mittelpunkt unserer Hil-

fen stellen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meyer. - Ebenfalls 

für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter 

Eike Holsten das Wort. Bitte! 

(Beifall bei der CDU) 

Eike Holsten (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, vielen Dank. - Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Meyer hat in 

großen Linien nachgezeichnet, wo Sie in der Sozi-

alpolitik in die falsche Richtung steuern - Themen, 

die häufig mit diesem Minister und diesem Ministe-

rium in Verbindung gebracht werden. 

Aber - wem ist es aufgefallen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen? Es gibt nämlich denkbar wenig Anlass, 

das zu merken - dieses Hauses ist seit Beginn der 

Wahlperiode auch für das Thema Arbeit zuständig. 

Warum man das nicht merkt? - Na ja, weil da eben 

nichts passiert. Immer, wenn das Thema auch nur 

im Entferntesten am Horizont dräut, ist Herr Minister 

Lies zur Stelle und macht deutlich, was er davon 

hält, dass das Thema nicht mehr seinem Haus zu 

eigen ist. Herrn Minister Philippi hingegen ist das  

eher fremd, wie auch den rot-grünen Kolleginnen 

und Kollegen in diesem Haus. 

Gerade einmal einen Antrag gab es in unserem 

Ausschuss: zur Integration zugewanderter Fach- 

und Arbeitskräfte, während die Landesregie-

rung - Herr Meyer hat es gesagt - gleichzeitig die 

Mittel für die Integration Zugewanderter ins Hand-

werk im Haushaltsentwurf gestrichen hat. 

Dazu wurde ein Antrag zum besseren Arbeitsschutz 

von Paketboten - natürlich im Wirtschaftsaus-

schuss - eingebracht. Minister Lies hat sich ja auch 

öffentlich deutlich und breit auf dieses Thema ge-

setzt. Beraten haben wir diesen Antrag dann aller-

dings im zuständigen Sozial- und Arbeitsausschuss 

mit der Erkenntnis, dass Sie diesen Antrag eins zu 

eins bei den lieben Kolleginnen und Kollegen von 

ver.di abgeschrieben haben, aber handwerklich so 

unsauber, dass wir Ihnen bei der Korrektur behilflich 

sein mussten.  

(Beifall bei der CDU und von Jozef Ra-

kicky [AfD]) 

Hier beim Haushalt, ganz recht, hätten wir uns ge-

rade von der SPD gewünscht, dass sie die Tarif-

treue etwas höher hält. Für unsere Partner - liebe 

Grüße! - in der Freien Wohlfahrtspflege reicht es 

eben nicht aus, einfach Haushaltsansätze aus dem 

Vorjahr fortzuschreiben.  

Ihre Weigerung, Tarifsteigerungen und erhöhte 

Energie-und Fahrtkosten angemessen zu refinan-

zieren, fördert bei den sozialen Diensten prekäre 

Arbeitsverhältnisse. Das ist keine gute Sozialpolitik, 

meine lieben Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der CDU) 
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Damit nehmen Sie nämlich billigend in Kauf, dass 

Träger, Einrichtungen und Dienste unkoordiniert 

schließen, und damit wird flächendeckend beste-

hende Infrastruktur sozialer Unterstützungsleistun-

gen in Niedersachsen in ihrem Bestand gefährdet, 

so wie es Ihnen die Landesarbeitsgemeinschaft der 

Freien Wohlfahrtspflege bereits vorgetragen hat.  

Liebe Kollegen, in Ihrem Koalitionsvertrag steht 

dazu nur ein bisschen hübsche Prosa, zum Beispiel 

der Masterplan Gute Arbeit: Mitbestimmung stär-

ken, Förderkriterien neu ausrichten, Weiterbil-

dungsangebote und, und, und. Dazu eine Reihe 

Prüfaufträge - wie man das eben so macht, wenn 

man sich, wie Sie, nicht einig ist.  

In Anbetracht von Zeitenwenden und historischen 

Umbrüchen, die Ihr Kanzler gerne beschwört, ist 

Ihnen aber ein wesentlicher Teil der Geschichts-

schreibung entgangen: Dieses Land steckt in einer 

fundamentalen Krise, und Krisen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen - der Kollege Schulz-Hendel ist leider 

nicht da; doch, dahinten ist er! -, überwindet man 

nicht, indem man versucht, den Arbeitsmarkt bei-

spielsweise mit einem neuen Feiertag zu beleben.  

(Beifall bei der CDU und von Omid 

Najafi [AfD]) 

Nein, liebe Kolleginnen und Kollegen, Menschen in 

Arbeit beleben die Konjunktur. Und diese Priorität 

vermissen wir bei Ihnen.  

Wir bitten Sie, das wenige, worauf Sie sich im Koa-

litionsvertrag haben einigen können, mal anzuge-

hen. Alles, was hilft, Menschen in sozialversiche-

rungspflichtige Jobs zu bringen, sollten wir machen. 

Bei diesen Bemühungen würden wir Sie gerne un-

terstützen. Denn - und das ist doch der Irrglaube, 

der Rot und Grün wirklich verbindet und dem man 

nicht oft genug widersprechen kann -: Im Konstrukt 

Ihrer Staatsgläubigkeit denken Sie, der Staat würde 

all das bezahlen, was wir in diesen Tagen hier be-

schließen. In Wirklichkeit ist es doch aber der Steu-

erzahler, der das tut.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir wissen ja, dass Staat und Politik kein Selbst-

zweck sind, sondern eine dienende Funktion ge-

genüber dem Menschen haben. Aber der Staat läuft 

doch in diesen Tagen wegen Ihrer Politik Gefahr, 

keinem Menschen mehr helfen zu können. Das ist 

das Problem, wenn Sie nicht wieder für gute Be-

schäftigung sorgen.  

(Glocke der Präsidentin) 

- Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin.  

Sehr geehrter Herr Minister! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nehmen Sie die neue Aufgabe des Hau-

ses bitte endlich wahr! Machen Sie gute Sozialpoli-

tik für dieses Land, denn sozial ist, was gute Arbeit 

in guter Beschäftigung mit guten Löhnen schafft.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Kollege Holsten. - Für die SPD-

Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete Claudia Schüß-

ler das Wort. Bitte, Frau Abgeordnete Schüßler! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Claudia Schüßler (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Ich freue mich, dass Sie alle wieder hier 

sind, sodass die Reihen gut gefüllt sind, wenn wir 

über den Einzelplan 05 des Haushalts reden. Ich 

freue mich, diesen heute vorstellen zu können - last, 

but not least, wie man so schön sagt. Und für diesen 

Haushalt gilt das im Besonderen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen.  

Denn Sozialpolitik ist weder ein Beiwerk noch ist sie 

gerade für uns selbstverständlich. Sie ist essenziell 

für den Zusammenhalt einer Gesellschaft. Ich bin 

fest davon überzeugt, dass wir deshalb als Land so 

gut dastehen, weil wir einen so gut funktionierenden 

Sozialstaat haben. Es lohnt sich demnach, diesen 

Einzelplan genauer zu betrachten und ihm dann 

auch entsprechende Aufmerksamkeit zu widmen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sprechen hier 

immerhin über den zweitgrößten Etat aller Häuser, 

und das liegt nicht zuletzt an der ungeheuren Viel-

falt der Aufgaben, deren Umsetzung das Ministe-

rium zu verantworten hat.  

Beginnen möchte ich mit dem großen Bereich Ge-

sundheit. Es ist heute schon häufig gesagt worden: 

Die Mittel für den Landeshaushalt sind endlich, so-

dass es in allen Bereichen darauf ankommt, aus 

den vorhandenen Mitteln das Beste zu machen. Ich 

sage es hier sehr bewusst: Genau das ist uns auch 

gelungen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Den Bereich Krankenhausinvestitionen hat der Vor-

sitzende meiner Fraktion, Grant Hendrik Tonne, 

heute Vormittag in seiner Haushaltsrede dargestellt. 

Aber ich sage es gern noch einmal: Mit dem vorlie-

genden Haushalt wird es eine deutliche Verbesse-

rung in diesem Bereich geben.  

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Frau Abgeordnete Schüßler, bitte warten Sie kurz, 

bis das Grundraunen hier im Saal ein bisschen her-

untergefahren wird. Das ist sehr erstaunlich; das 

war auch schon bei den beiden Rednern der CDU 

auffällig. Die Sitzung dauert noch ungefähr 45 Mi-

nuten, und wir sollten versuchen, die Gespräche 

einzustellen und konzentriert den Wortbeiträgen zu 

lauschen bzw. den Haushaltsberatungen zu folgen. 

Es ist doch immer sehr anstrengend, wenn ein stän-

diges Grundraunen im Saal ist. Vielen Dank für Ihr 

Verständnis. 

Bitte, Frau Abgeordnete Schüßler! 

Claudia Schüßler (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Mit der Erhöhung der Investitionsförderung auf 

210 Millionen Euro ab dem kommenden Jahr fließt 

nun endlich zusätzliches Geld in die Krankenhäu-

ser. In den Folgejahren wird es einen weiteren Auf-

wuchs auf insgesamt 305 Millionen Euro geben. 

Das sind große Schritte in die richtige Richtung.  

Eine funktionierende Infrastruktur - und ich war 

wirklich froh, dass heute bei der Beratung einiger 

Haushaltspläne gesagt wurde, wie wichtig Infra-

struktur ist und dass das ein Schwerpunkt ist - ist 

nun einmal essenziell für die Menschen. Dieser ele-

mentare Teil eines Haushalts darf nicht vernachläs-

sigt werden.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Und er wird es auch nicht, wie der vorliegende 

Haushalt zeigt. Das Land Niedersachsen wird sei-

ner Verantwortung im Bereich der Krankenhausfi-

nanzierung gerecht.  

Ich finde es ebenfalls sehr erfreulich, dass unser 

Haushalt dabei auch 10 Millionen Euro für die För-

derung der Regionalen Gesundheitszentren vor-

sieht. Das ist zukunftsorientiert, liebe Kolleginnen 

und Kollegen; denn wir alle wissen, dass es einen 

erheblichen Rückgang der Behandlungen im statio-

nären Bereich gegeben hat und weiterhin geben 

wird. Das wiederum führt dazu, dass nicht überall 

Krankenhäuser in der heutigen Größe aufrecht-

erhalten werden können. Umso wichtiger ist es, 

eine gute Alternative anbieten zu können, um eine 

Versorgung auch in der Fläche zu gewährleisten - 

im Übrigen ein Ergebnis der guten Arbeit der En-

quetekommission zur medizinischen Versorgung in 

Niedersachsen.  

Lieber Kollege Volker Meyer, man kann unserem 

Minister vielleicht Dinge vorwerfen - ich weiß es 

nicht. Aber ich finde, er setzt sich wirklich im Bund 

ein, und das immer wieder. Er scheut keine Ausei-

nandersetzung, wenn es darum geht, Geld für Nie-

dersachsen zur Verfügung zu stellen und dass der 

Bund seine Hausaufgaben macht. Ich hoffe sehr, 

dass das in den nächsten Wochen auch umgesetzt 

wird  

(Ulf Thiele [CDU]: Wenn Sie dann we-

nigstens mal ein Ergebnis hätten!) 

und wir dann endlich weiterkommen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Ulf Thiele [CDU]: Wenn er sich 

mal nicht die Landeszuständigkeit ab-

kaufen lässt!) 

Wo wir bei der Gesundheit sind: Häufig, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, wird übersehen, was wir in der 

Vergangenheit bereits gemacht haben. Wir haben 

Stück für Stück die Schulgeldfreiheit in den Gesund-

heitsberufen eingeführt. Das hat dauerhafte Auswir-

kungen auf den Haushalt. Allein aus dem Einzel-

plan 05 zahlen wir mittlerweile rund 28 Millionen 

Euro für diese Ausbildung. Das ist ein wirklicher Er-

folg, wie ich finde. Auch wenn wir immer noch einen 

spürbaren Mangel an Fachkräften in diesem Be-

reich haben, so ist doch einmal die Hürde gefallen, 

dass Menschen aus diesem Grund einen verant-

wortungsvollen Gesundheitsberuf nicht ergreifen. 

Ich bin froh, dass wir dieses Geld im Haushalt ha-

ben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Es gibt weitere gute Nachrichten: Das Förderpro-

gramm für Helferinnen und Helfer zur Unterstützung 

von pflegebedürftigen Menschen im Alltag wird er-

neut mit 2,1 Millionen Euro bedacht. Auch das ist 

ein wichtiger Baustein zur Unterstützung der Men-

schen in einer besonderen Hilfesituation.  

Auch das ist eine Erwähnung wert: Für die pflegeri-

sche Infrastruktur - das sind Investitionskosten von 
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ambulanten Pflegediensten, teilstationären Pflege-

einrichtungen und Einrichtungen der Kurzzeit-

pflege - sind im nächsten Haushalt 69 Millionen 

Euro vorgesehen.  

Damit gehört Niedersachsen zu den drei Bundes-

ländern, die überhaupt in nennenswerter Höhe In-

vestitionskosten in der Pflege übernehmen. 

(Björn Thümler [CDU]: Das macht es ja 

nicht besser!) 

Wir sehen die Bedarfe und entlasten, wo dies mög-

lich ist, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Das zweite Thema, über das ich hier und heute be-

richten muss, ist fast noch schwieriger. Das liegt da-

ran, dass die Realität manchmal grausamer und un-

gerechter ist, als wir sie uns wünschen. Ich spreche 

von der Zunahme an Gewalt an Frauen und auch 

an Kindern. Die Ursachen sind wohl vielfältig und 

nicht abschließend untersucht. Aber eines dürfen 

wir sicher sagen: Häusliche Gewalt ist kein Delikt im 

Privaten. Sie muss entschieden bekämpft werden. 

Menschen brauchen gerade in ihrem häuslichen 

Umfeld Sicherheit, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Björn Thümler [CDU]: Sehr richtig!) 

Genau deshalb haben wir über unsere politische 

Liste natürlich diesen Bereich gestärkt. Wir haben 

das Defizit im Haushalt gesehen und insgesamt 

weit über 1 Million Euro eingeplant, um in dem Be-

reich vor allen Dingen in Frauenhäuser - in die Er-

höhung der Zahl der Plätze in den vier bestehenden 

Häusern und in zwei neue Frauenhäuser - zu inves-

tieren. Ich halte das für gut angelegtes Geld. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Das ist wichtig und richtig und ein starkes Zeichen 

für alle Frauen in Niedersachsen. Die Plätze werden 

leider gebraucht. So habe ich es mir in einer Frau-

enberatungsstelle in der letzten Woche erzählen 

lassen: Die Formen der Gewalt sind auch schlim-

mer geworden. 

Deshalb ist eine Fortführung und, wo nötig, eine 

Stärkung der niedrigschwelligen und für die Be-

troffenen kostenlosen Beratungen zwingend erfor-

derlich. Auch das haben wir in dem vorliegenden 

Haushaltsentwurf berichtigt. 

Zum Thema Kinderschutz: Wir sorgen mit dem vor-

liegenden Haushalt dafür, dass die Kinderschutz-

Zentren in Südniedersachsen und Braunschweig 

ihre wichtige Arbeit fortführen können. Außerdem 

sorgen wir für die Weiterentwicklung der wichtigen 

forensischen Kinderschutzambulanz an der MHH 

mit ihrer wertvollen und guten Arbeit. Natürlich ha-

ben wir auch über die politische Liste Mittel einge-

stellt, um Ergebnisse der Enquetekommission Kin-

derschutz umzusetzen. Das sind auch für uns wich-

tige und elementare Themen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Es gibt sehr viele Bereiche in dem Haushalt, die es 

ebenfalls wert wären, hier länger und intensiver als 

in der kurzen Redezeit, die uns zur Verfügung steht, 

vorgestellt zu werden. Es geht um die Beratungs-

stellen für Opfer von Zwangsprostitution und Men-

schenhandel oder um das Krisentelefon gegen 

Zwangsheirat, um die Weiterentwicklung der Kin-

derschutzambulanzen bei der Universitätsmedizin 

Göttingen oder am Klinikum Rotenburg. Aber es 

geht auch um unseren Ansatz für das Landeskom-

petenzzentrum Barrierefreiheit, das wir im nächsten 

Jahr mit 100 000 Euro unterstützen wollen. 

Der vorletzte Punkt spiegelt ein bisschen die Aufga-

benvielfalt des Hauses wider. Wir werden mit der Fi-

nanzierung von 152 weiteren Unterbringungsplät-

zen im Maßregelvollzug und mit einem mehrjähri-

gen Pilotprojekt zur Behandlung von Menschen in 

einer forensischen Tagesklinik auch diesen Be-

reich, den Maßregelvollzug, stärken. Ferner - auch 

das ist wichtig - erhöhen wir die Vollzugszulage im 

Maßregelvollzug für die wichtige und schwierige Ar-

beit, die dort geleistet wird. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Damit komme ich zu einem letzten Thema, das 

auch im Bereich „Soziales“ liegt. Dem Ministerium 

ist es gelungen, die Mittel für den Bereich „Migration 

und Teilhabe“ zu erhalten - Mittel in einer Höhe von 

fast 10 Millionen Euro -, die auch in Zukunft drin-

gend gebraucht werden, nämlich für die Sprachför-

derung für Zugewanderte oder Geflüchtete, für die 

Migrationsberatung, für die Förderung psychosozi-

aler Zentren und zum Beispiel auch für die landes-

weit tätigen Migrantenorganisationen. Das alles ist 

wichtig, um der Spaltung der Gesellschaft entge-

genzuwirken und den Menschen, die zu uns kom-

men, eine echte Teilhabe an und in unserer Gesell-

schaft zu ermöglichen. 
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Ich möchte mich an dieser Stelle auch bei den vie-

len Menschen aus dem Sozialministerium bedan-

ken, die uns den Haushalt erläutert und erklärt so-

wie Fragen beantwortet haben, aber auch für die 

fairen Debatten im Ausschuss.  

Ich versäume nicht, mich hier den Glückwünschen 

und Dankesworten von Herrn Meyer an Herrn Horn 

anzuschließen und mich bei den Kolleginnen und 

Kollegen der Grünen für unsere intensiven und kon-

struktiven Beratungen zu bedanken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Sozialhaushalt 

prägt das Leben der Menschen vor Ort in vielfältiger 

Weise. Das ist hoffentlich deutlich geworden. Einen 

weiteren Schwerpunkt aus dem kommenden Haus-

halt, der insbesondere das Thema „Teilhabe an der 

Gesellschaft“ betrifft, nämlich den großen Bereich 

der Arbeitsförderung, zu dem ich nicht ausgeführt 

habe, aber der hier nicht ausgespart werden soll, 

wird gleich meine Kollegin Julia Retzlaff vorstellen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Schüßler. - Jetzt 

hat, wie angekündigt, Frau Abgeordnete Julia Retz-

laff das Wort. Bitte, Frau Abgeordnete! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Julia Retzlaff (SPD): 

Danke schön. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Herr Kollege Holsten, ich finde es sehr aben-

teuerlich, wie Sie sich zum Verfechter gerechter Be-

zahlung aufschwingen, wenn Ihre eigene Partei 

doch schon so mit dem Mindestlohn hadert. Dar-

über sollten Sie noch einmal nachdenken. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Kommen wir zum Thema Arbeit! Arbeit ist ein we-

sentlicher Baustein für gesellschaftliche Teilhabe, 

ist Investition in eine stabile Wirtschaft und in den 

Erhalt von Wohlstand und Sozialsystemen in unse-

rem Land. Deshalb ist Arbeit für uns ein zentrales 

Thema und zugleich eine drängende Herausforde-

rung unserer Zeit. 

Wir befinden uns mitten im demografischen Wandel 

und in der Transformation unserer Arbeitswelt durch 

Digitalisierung und Dekarbonisierung der Wirt-

schaft. Zugleich ist der Bedarf an Arbeits- und Fach-

kräften in nahezu allen Bereichen ungebrochen 

hoch - ob in Kitas, in der Pflege, im Handwerk oder 

in der Industrie. Dafür brauchen wir Lösungen.  

Auch da, Herr Holsten, frage ich mich, wo Sie denn 

im Sozialausschuss gewesen sind; denn viele Lö-

sungen, die wir brauchen, werden in den Initiativen 

aufgegriffen, die die Landesregierung bereits auf 

den Weg gebracht hat: 

Das ist erstens die Konzertierte Aktion Pflege in Nie-

dersachsen, die einen Schwerpunkt auf die Gewin-

nung von Fachkräften für die Pflege setzt. 

Das ist zweitens die Erarbeitung des Masterplans 

Gute Arbeit für eine Stärkung der Mitbestimmung 

und Sicherung guter Arbeitsbedingungen in einer 

modernen digitalen Arbeitswelt. 

Und das ist drittens die Fachkräfteinitiative - erst 

kürzlich vorgestellt -, die berufliche Ausbildung, 

Weiterbildung und Zuwanderung in den Arbeits-

markt ressortübergreifend in den Fokus nimmt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Auch im gesamten Landeshaushalt bilden Maßnah-

men für attraktive Arbeit und Gute Arbeit quer durch 

alle Ressorts Schwerpunkte: A 13 bzw. E 13 für 

Lehrkräfte von der Grundschule bis zum Gymna-

sium ist schon angesprochen worden. Frau Schüß-

ler hat die Schulgeldfreiheit in den Gesundheitsbe-

rufen angesprochen. Die Erhöhung der Sicherheits-

zulagen für Polizei, Justiz, Rettungskräfte und Maß-

regelvollzug sind wichtige Schritte, die wir mit dem 

Haushalt 2024 einführen oder verstetigen. 

Im Haushalt des Sozial- und Arbeitsministeriums 

nehmen erstens Arbeitsförderung und Weiterbil-

dung in Ausbildungsberufen zentrale Positionen 

ein. Eine große Position haben Sie ja inhaltlich noch 

nicht erwähnt: Für die Fachkräftebindung im Hand-

werk und im gewerblich-technischen sowie im land-, 

forst- und hauswirtschaftlichen Bereich finanzieren 

wir mit insgesamt 28,5 Millionen Euro die erfolgrei-

che Meisterprämie und die Weiterbildungsprämie. 

Diese gezielte Aufstiegsförderung wird sehr gut in 

Anspruch genommen und ist ein wichtiges Instru-

ment der beruflichen Weiterbildung und Fachkräfte-

sicherung. 

Die zweite Säule im Haushalt des Sozial- und Ar-

beitsministeriums für Arbeit ist die Arbeitsförderung 

über die acht niedersächsischen Fachkräftebünd-

nisse. Sie sind zentrale Anker zur Verbesserung der 
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Arbeitsmarktsituation vor Ort in den Regionen. Sie 

gilt es, als regionale Networker für Arbeits- und 

Fachkräftegewinnung und nachhaltige Integration 

in den Arbeitsmarkt zu stärken. 

Aktuell werden über den Haushaltstitel Initiativen 

wie die 21 „Start Guides“-Projekte, die zugewander-

ten Menschen niedrigschwellig Orientierung und 

Beratung für den Einstieg in den Arbeitsmarkt bie-

ten, oder die Beratungsstelle für mobile Beschäf-

tigte, das Welcome Center Heidekreis und weitere 

Projekte zur Fachkräftegewinnung finanziert. 

Das sind sehr wichtige Maßnahmen der Arbeitsför-

derung. Daran wollen wir anknüpfen. Davon wollen 

wir mehr. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Angesichts der drängenden Herausforderungen 

wollen wir die Beratungs- und Vernetzungsstruktu-

ren innerhalb der Fachkräftebündnisse ausbauen. 

Ja, lieber Herr Kollege Meyer, es war zunächst we-

niger Geld im Haushalt vorgesehen. Aber das liegt 

an der Mittelfristplanung der vorherigen Landesre-

gierung. An ihrer Erstellung waren auch Ihre Minis-

ter beteiligt, unter anderem der Wirtschaftsminister, 

in dessen Ministerium der Bereich Arbeit vorher ge-

hörte. Eine Streichung ist es in dem Sinne also nicht 

gewesen, es ist eine Fortführung der Mittelfristpla-

nung gewesen. Auch für uns ist das natürlich nicht 

zufriedenstellend gewesen. 

(Volker Meyer [CDU]: Wenn Ihnen das 

so wichtig ist, hätten Sie ja zusätzliche 

Mittel einstellen können!) 

Wir setzen deshalb mit zusätzlichen 2,5 Millionen 

Euro über unsere politische Liste ein starkes Zei-

chen für den Bereich der Arbeitsförderung. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Unser Ziel ist, die Welcome Center der Regionen zu 

Fachkräfteservicestellen als Koordinatoren weiter-

zuentwickeln, um Arbeits- und Fachkräfte vor allem 

mit Migrationsgeschichte und die Unternehmen vor 

Ort zusammenzubringen. Denn um qualifizierte Mit-

arbeitende nachhaltig für unsere Unternehmen zu 

gewinnen, braucht es Kümmererstrukturen mit zent-

ralen Anlaufstellen. 

Zugewanderte Menschen brauchen gute Bera-

tungsangebote und Unterstützung beim Einstieg in 

den Arbeitsmarkt und beim Ankommen in der Ge-

sellschaft. Gerade kleine und mittlere Firmen brau-

chen Unterstützung bei der Personalgewinnung, 

beim Onboarding bis hin zum Aufbau einer Willkom-

menskultur im Unternehmen. 

Es braucht auch weitere Initiativen aus den Regio-

nen nach konkreten Bedarfen in den Regionen: für 

Fachkräfteanwerbung, berufliche Orientierung oder 

individuelle Einstiegsberatung. In 2023 wurden viele 

solcher Projekte gefördert. Das wollen wir fortset-

zen. Wir sind deshalb froh, dass wir zusätzlich 

2,5 Millionen Euro für die Arbeitsförderung in den 

Haushalt einstellen können. Denn Investitionen in 

den Arbeitsmarkt sind Investitionen in die Zukunfts-

fähigkeit unseres Landes. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Retzlaff. - Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Ab-

geordnete Schendel das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Die letzten Jahre haben unsere Gesellschaft her-

ausgefordert. Ich will gar nicht all die Krisen aufzäh-

len; denn wir alle kennen die Probleme gut genug, 

müssen wir doch in unserer Arbeit täglich Antworten 

finden. 

Neben allen neuen Krisen, neben allen neuen Her-

ausforderungen gibt es aber eine Krise, die bleibt 

und die uns gesellschaftlich immer wieder aufreibt: 

Das ist die Krise der Armut und die Vergrößerung 

der Schere zwischen Arm und Reich.  

In Niedersachsen sind mehr als 1,3 Millionen Men-

schen armutsgefährdet. Fast ein Fünftel von ihnen 

sind Kinder und Jugendliche. Diese Anteile haben 

sich in den letzten Jahren kaum geändert. Dennoch 

haben Inflation und Energiepreissteigerungen diese 

Menschen besonders hart getroffen. Der Frust und 

das Gefühl, von der Politik alleingelassen zu wer-

den, wachsen und verfestigen sich.  

Das ist nicht erstaunlich, verfolgt man auch aktuell 

wieder politische Debatten über Armut. So fordern 

auf Bundesebene - das wissen Sie - CDU und FDP 

mal wieder, jedes Jahr aufs Neue, Kürzungen oder 

Nichterhöhungen beim Bürgergeld. Dabei ignorie-

ren sie, dass das kaum Einsparungen zur Folge 
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hätte, dagegen aber das verfassungsmäßig garan-

tierte Existenzminimum angreifen würde.  

Ich möchte es hier deutlich sagen: Ich finde, es ist 

eine Schande, wie wir politisch über Armut diskutie-

ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Deshalb möchte ich an dieser Stelle allen Sozial- 

und Arbeitsministern danken, die auf Initiative Nie-

dersachsens gefordert haben, dass die Bürger-

gelderhöhung natürlich zum 1. Januar 2024, wie ge-

plant, kommt. Das ist wichtig. Das ist ein wichtiges 

Signal. Ich sage auch ganz deutlich: Mit uns wird es 

keine Kürzungen beim Sozialstaat geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir reden ja immer über begrenzte Haushaltsmittel. 

Deswegen möchte ich Ihnen auch einen Weg an-

bieten: Statt Kürzungen bei Sozialausgaben 

bräuchte es doch vielmehr eine Vermögensabgabe 

- nicht nur zur haushalterischen Krisenbewältigung 

(Volker Meyer [CDU]: Das ist der völlig 

falsche Weg! - Weitere Zurufe von der 

CDU) 

- ich weiß, dass Sie das nicht hören wollen; ich 

werde es trotzdem sagen -, sondern auch, um die-

jenigen in die Verantwortung zu nehmen, die es sich 

leisten können, die von oder zumindest in den Kri-

sen immer wieder profitiert haben und ihre Vermö-

gen trotz Corona, trotz Krieg gegen die Ukraine, 

trotz Inflation immer weiter vergrößern konnten.  

Ich will Ihnen auch sagen, warum ich das gerade 

einbringe: Eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung 

hat gerade wieder aufgezeigt, was die offizielle 

Reichtumsberichterstattung verschweigt: In 

Deutschland gibt es elf weitere Milliardär*innen, 

500 Milliarden Euro zusätzliches Vermögen, als bis-

lang angenommen, und weniger als die Hälfte der 

Milliardär*innen sind Unternehmer*innen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Und sofort 

muss der Staat sich da bedienen, das 

ist völlig klar! Das muss alles umverteilt 

werden, damit bloß keiner auf die Idee 

kommt, irgendetwas läuft falsch! - Un-

ruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Frau Schendel, warten Sie bitte ganz kurz, bis wie-

der Ruhe einkehrt! 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Die entsprechenden Steuersätze - das wird Sie als 

CDU vielleicht auch interessieren - sind seit 1996 

massiv gesunken, also waren auch unter CDU-Re-

gierungen schon einmal höher. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Neben der Aussetzung der Vermögensteuer hat 

sich zum Beispiel der Steuersatz auf nicht ausge-

schüttete Gewinne seit 1996 halbiert, während der 

Steuersatz auf durchschnittliches Arbeitseinkom-

men nur geringfügig gesunken ist. Das ist hochgra-

dig ungerecht. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ulf Thiele 

[CDU]: Das hat mit dieser verdammten 

kalten Progression zu tun!) 

Das ist kein Widerspruch. Eine Vermögensabgabe 

würde - das wissen Sie - unserem Landeshaushalt 

direkt zugutekommen. Wir könnten noch mehr in 

Bildung, aber auch in unsere soziale Infrastruktur in-

vestieren. Denn die Herausforderungen, vor denen 

wir sozial- und gesellschaftspolitisch stehen, sind in 

den Krisen keineswegs kleiner geworden. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Frau Schendel, würden Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Hilbers zulassen? 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Ich diskutiere gerne am Rande des Plenums noch 

einmal detaillierter mit ihm. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Gut, die Verabredung steht. Fahren Sie fort! 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Soziale Ungleichheit und fehlende Chancengerech-

tigkeit wirken sich auf das Wohlbefinden und das 

Vertrauen der Menschen in zentrale Institutionen 

aus, und das sollte uns alle interessieren. Damit ge-

fährdet die wachsende Ungleichheit den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt und erodiert auch die 

Grundlagen unserer parlamentarischen Demokra-

tie. Die soziale Schere zu schließen - von nichts an-

derem spreche ich -, bleibt damit eine der wichtigs-

ten Aufgaben der Sozialpolitik - auch zum Schutz 

und zum Erhalt unserer Demokratie. 

Trotzdem stellen wir uns selbstverständlich der Ver-

antwortung, die wir haben, und der Herausforde-

rung, trotz begrenzter Haushaltsmittel die Weichen 
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für eine sozial gerechtere Gesellschaft zu stellen. 

Das bedeutet, die vorhandenen Ressourcen gezielt 

und effizient einzusetzen, um die am stärksten be-

dürftigen Gruppen zu unterstützen. 

Als Fraktionen haben wir uns neben dem Thema 

Gewaltschutz deshalb auch der Frage der Teilhabe 

gewidmet. Insgesamt nehmen wir im Bereich Kin-

derschutz fast 1,2 Millionen Euro in die Hand. Au-

ßerdem fördern wir die koordinierte Antidiskriminie-

rungsarbeit auf Landesebene, nehmen Geld für die 

Umsetzung eines Landesaktionsplans gegen Ras-

sismus in die Hand und erhöhen die Förderung der 

Landesarmutskonferenz, um die Interessensvertre-

tung armutsbetroffener Menschen zu stärken. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Unsere Investitionen in Kinderschutz, Antidiskrimi-

nierungsarbeit und die Unterstützung marginalisier-

ter Gruppen sind ein wichtiger Schritt in die richtige 

Richtung. Es bleibt weiterhin viel zu tun. Ich wün-

sche mir, dass wir bei allen Differenzen weiterhin 

konstruktiv zusammenarbeiten. Ich danke Herrn 

Volker Meyer dafür, dass er das tut, 

(Ulf Thiele [CDU]: Ein guter Mann!) 

und wünsche mir, dass Eike Holsten da noch einmal 

ein bisschen lernt. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der SPD - Zuruf von Eike Holsten 

[CDU]) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Schendel. Die 

nächste Verabredung außerhalb des Plenarsaals 

steht. 

(Unruhe) 

- Ich bitte noch einmal darum, dass hier etwas mehr 

Ruhe einkehrt. Hier gibt es ein Grundrauschen, ob-

wohl nicht unbedingt mehr Abgeordnete hier im 

Saal sind. Das gilt in Teilen auch für die Regierungs-

bank. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ein bisschen Stim-

mung!) 

- Das hat nichts mit Stimmung zu tun, Herr Kollege 

Thiele. Das hat einfach mit Zweiergesprächen zu 

tun, die in unterschiedlicher Lautstärke geführt wer-

den. 

Jetzt hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Frau Dr. in Meyer das Wort. 

(Wiard Siebels [SPD] führt ein Ge-

spräch) 

- Herr Abgeordneter Siebels, haben Sie gerade 

nicht zugehört? 

(Wiard Siebels [SPD]: Immer kriege ich 

einen drüber, Frau Präsidentin!) 

Bitte, Frau Dr.in Meyer! 

Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Ich muss mich jetzt ein wenig sputen, aber das ma-

che ich gerne.  

Im Tätigkeitsbereich des Ministeriums für Soziales, 

Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung stehen wir 

vor großen Herausforderungen. Wir haben es heute 

schon gehört: Das soziale Miteinander, Teilhabe an 

der Gesellschaft und eine gute Gesundheitsversor-

gung für alle sind wesentliche Bestandteile einer ge-

sunden Demokratie. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Deswegen möchte ich an dieser Stelle auch mit ei-

nem riesengroßen Dank starten, und zwar - - - 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich muss Sie doch einmal unterbrechen. - Das 

scheint hier nicht zu funktionieren. 

(Zurufe von der CDU: Der Ministerprä-

sident! - Wiard Siebels [SPD]: Ich bin 

es nicht, Frau Präsidentin! - Heiterkeit) 

- Ich habe gesehen, wer es ist. - Auch Herr Minis-

terpräsident Weil nimmt wieder Platz. 

(Heiterkeit und Beifall - Ulf Thiele 

[CDU]: Schön setzen!) 

Es ist nicht das Herumwandern. Es sind die Gesprä-

che. Bitte lassen Sie uns gemeinsam versuchen, 

die Beratung und die Aussprache zum Einzel-

plan 05 jetzt fortzuführen! 

(Anhaltende Unruhe) 

- Wir fangen erst wieder an und ich schalte das Mik-

rofon erst dann wieder frei, wenn hier Ruhe ist. 
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Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE): 

Unsere Gesellschaft würde nicht so funktionieren, 

wenn wir nicht ein weitreichendes Netz an Bera-

tungs- und Unterstützungsstrukturen hätten, die 

sich hier bei uns im Land um die Menschen mit un-

terschiedlichsten Herausforderungen kümmern. 

Genau diese Institutionen tragen dazu bei, dass die 

Menschen wohnortnah Hilfe bekommen, wenn sie 

sie brauchen. Dafür vielen, vielen Dank! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir haben im letzten Jahr mit vielen von ihnen ge-

sprochen. Ich kann sagen: Eigentlich würde überall 

mehr Geld gebraucht. Die Landesregierung hat 

dazu einen Plan ausgearbeitet, und wir haben noch 

einmal nachjustiert. Das ist übrigens auch der, auf 

den wir uns beziehen sollten. Diese Mittel reichen 

trotzdem - das können wir sagen - nicht aus. Sie 

würden aber, glaube ich, auch noch lange nicht aus-

reichen. Wir haben es trotzdem einerseits geschafft, 

den Status quo abzusichern, und andererseits wei-

tere Schwerpunkte gesetzt, nämlich da, wo die Not 

am größten ist.  

(Swantje Schendel [GRÜNE]: Genau!) 

Deswegen möchte ich meinen Fokus heute noch 

einmal auf zwei Bereiche legen: einerseits den 

Schutz von Frauen und Mädchen vor Gewalt und 

andererseits die Absicherung der Gesundheitsver-

sorgung der Menschen bei uns im Land. Denn das 

steht in der Bedürfnispyramide ganz unten. Sicher 

und gesund zu sein, sind die Voraussetzungen für 

Teilhabe an dieser Gesellschaft. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Björn Thümler [CDU]: Das 

stimmt! - Volker Meyer [CDU]: Da sind 

wir uns wieder einig!) 

Bis wir einen bundeseinheitlichen Rechtsrahmen für 

eine verlässliche Finanzierung des Hilfesystems ha-

ben, werden wir gewaltbetroffene Frauen und Mäd-

chen auch weiter im Rahmen der freiwilligen Leis-

tungen unterstützen, damit Frauen und Mädchen ei-

nen Ort haben, wenn die Not am größten ist. Frau 

Schüßler hatte das schon ausgeführt. Ich möchte 

trotz meiner wenigen Redezeit nicht unerwähnt las-

sen, dass die AfD hier keinen Bedarf sieht und da-

mit die Not vieler Frauen komplett negiert. Gleiches 

gilt für die Maßnahmen der Gewaltprävention. Das 

ist ein Unding! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Es sind genau diese Präventionsmaßnahmen, die 

besonders wichtig sind. Genau da wollen wir wir-

ken. Wir wollen wirken, wo wir Gewalt verhindern 

können. Das ist in der Täterberatung und auch im 

Bereich der Genitalverstümmelung. Denn jede Frau 

und jedes Mädchen, der und dem dieses Leid er-

spart bleibt, sind das Geld mehr als wert. Das sehen 

leider nicht alle im Parlament so. Deswegen ist es 

umso wichtiger, dass wir hier eine dauerhafte, über-

geordnete Struktur schaffen, um die Maßnahmen 

zum Gewaltschutz von Frauen und Mädchen zu ko-

ordinieren.  

Deswegen bin ich dem Ministerium an dieser Stelle 

außerordentlich dankbar, dass es es geschafft hat, 

über technische Umverteilung für eine Koordinie-

rungsstelle zur Umsetzung der Istanbul-Konvention 

auf Landesebene die Ressourcen bereitzustellen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ebenso effektiv arbeitet das Land an der Sicherstel-

lung der Gesundheitsversorgung der Menschen, 

und zwar im ganzen Land. Wir haben schon von 

den Krankenhausinvestitionen gehört - ich werde 

darauf jetzt nicht mehr eingehen -, von den 3 Milli-

arden Euro in den nächsten zehn Jahren und auch 

von den Maßnahmen der regionalen Gesundheits-

zentren. Denn diese sind wirklich ein wichtiger Bau-

stein zur lokalen und hochwertigen Versorgung im 

gesamten Flächenland.  

Weitere Bereiche im Gesundheitsbereich, die wir 

hervorheben wollen, sind die Schulgeldfreiheit für 

die Gesundheitsfachberufe und die Investitionen in 

die pflegerische Infrastruktur. Details dazu - danke 

an Claudia Schüßler - haben wir eben auch gehört. 

Aber nicht nur die Sicherstellung, sondern eine zu-

kunftsfähige Weiterentwicklung der Gesundheits-

versorgung müssen unser gemeinsames Ziel sein. 

Es geht nicht nur ums Geld, sondern es geht vor al-

lem um systematische Reformen und darum, dass 

die Menschen im Land mitgenommen werden, und 

zwar alle Menschen - auch die, die das System am 

Laufen halten. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal vor einer 

Ängste schürenden Oppositionspolitik warnen. 

Denn diese hilft hier niemandem, vor allen Dingen 

nicht den Menschen im Land.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Als letzter Satz an dieser Stelle: Wir haben gehört, 

die Aufgaben im Sozialbereich sind existenziell. Wir 
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übernehmen mit diesem Haushalt und durch die 

Weiterentwicklung und Strukturentwicklung Verant-

wortung für diese Sozialreform.  

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Dr.in Meyer. - Für die AfD-Frak-

tion hat jetzt der Abgeordnete Dr. Rakicky das Wort. 

Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine Damen 

und Herren! Die Landesregierung setzt in dem vor-

gelegten Einzelplan 05 die absolut falschen 

Schwerpunkte. Die meisten Einzelposten zeigen 

deutlich, dass bei über 90 % der dort genannten 

Maßnahmen die einheimische Bevölkerung nicht 

profitiert. Im Gegenteil: Sie ist es, die all die Maß-

nahmen für Flüchtlinge und sonstige Randgruppen 

finanzieren muss. Deshalb sagen wir: Es ist Zeit für 

eine politische Umkehr. Neue Schwerpunkte müs-

sen gesetzt werden. Das betrifft vor allem das Ge-

sundheitswesen.  

Die Profitausrichtung des Gesundheitssystems ist 

eine der größten politischen Sünden der Bundesre-

publik. 1992 kostete das deutsche Gesundheitssys-

tem umgerechnet 160 Milliarden Euro. 2021 waren 

es schon 474 Milliarden Euro, davon mehr als 10 % 

in Niedersachsen. Und was bekamen die Men-

schen, nicht nur in Niedersachsen, für diese Ver-

dreifachung der Kosten? - Patienten werden teils 

frisch operiert entlassen, sogenannte blutige Entlas-

sungen. Das Personal arbeitet permanent am Limit. 

Viele Ärzte verstehen kaum Deutsch. Und das Al-

lerschlimmste: Aus Betten- oder Personalmangel 

sortieren sogar Kinderkliniken kranke Kinder nach 

Behandlungsdringlichkeit aus. „Patientenbingo“ 

nannte das kürzlich eine Kinderkrankenschwester 

der Kinderintensivstation an der Medizinischen 

Hochschule Hannover.  

Nein, die Schwarzwaldklinik, wie man sie aus dem 

ZDF-Vorabendprogramm kannte, ist abgebrannt, 

meine Damen und Herren. 

(Björn Thümler [CDU]: Nee, die steht 

noch!) 

Und Sie legten das Feuer!  

Es ist ein zynischer Witz, dass die Politik ausge-

rechnet das damalige Gesundheitssystem als zu 

teuer schlechtmachte - allen voran die SPD. Sie gab 

auch den Startschuss für den Ausverkauf unserer 

Gesundheit an Finanzinvestoren und Pharmain-

dustrie, die sich seitdem durch die Patientenfür-

sorge fressen wie Termiten durch einen Dachstuhl. 

Die Folge ist ein unkontrolliertes Krankenhausster-

ben, auch in Niedersachsen.  

Schämen Sie sich! Dass Sie Gesundheit in ein und 

dasselbe Ministerium stecken - - - 

(Wiard Siebels [SPD]: Schämen Sie 

sich für solch eine Rede! Das ist eine 

Unverschämtheit, hier von Feuerlegen 

zu sprechen!) 

- Wenn Sie zuhören, lernen Sie was. 

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, ich lerne 

hier, dass man von Feuerlegen spricht! 

Unmöglich ist das! Wir können mal 

über Brandstifter reden!) 

Dass Sie Gesundheit in ein und dasselbe Ministe-

rium wie Gleichstellung stecken, zeugt an sich 

schon von einer Missachtung. Gratis-Tampons und 

Christopher-Street-Paraden sind wohl kaum gleich 

bedeutsam mit einer Säule der Daseinsfürsorge wie 

die Krankenhäuser. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das hat auch 

keiner behauptet!) 

Aber wen schert es schon, dass Deutschland - - - 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist unglaub-

lich! - Weitere Zurufe - Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Ganz kurz, mal!  

(Wiard Siebels [SPD]: Er hat von Feu-

erlegen gesprochen, Frau Präsiden-

tin!) 

- Wir haben das hier oben wahrgenommen.  

(Wiard Siebels [SPD]: So ist es!) 

Ich würde Sie bitten - - - 

(Wiard Siebels [SPD]: Es ist immer das 

gleiche Muster bei Ihnen! - Gegenruf 

von Klaus Wichmann [AfD]: Mit dem 

Reinschreien ist es auch dasselbe!) 

Herr Abgeordneter Siebels, wir sind im Einzel-

plan 05.  
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Ich möchte jetzt auch den Redner der AfD bitten, 

solche Vergleiche und Unterstellungen hier zu las-

sen. Krankenhäuser werden, egal aus welchen 

Gründen - die will ich hier nicht erläutern -, ge-

schlossen. Sie werden aber nicht abgebrannt. Und 

es legt hier keiner Feuer. Deshalb bitte ich Sie, in 

dieser Debatte auf Ihre Sprache zu achten und jetzt 

fortzufahren. 

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

Aber wen schert es schon, dass Deutschland mit die 

schlechteste Lebenserwartung in Westeuropa hat, 

dass Zigtausende Kinder in Niedersachsen depres-

siv sind, dass man Monate auf einen Facharztter-

min wartet, dass letztes Jahr in Niedersachsen 53 

Apotheken für immer das Licht ausgemacht haben, 

dass die Tuberkulose ein Comeback erlebt und es 

immer mehr Totgeburten gibt? Wen schert all das, 

solange vor dem Gesundheitsministerium tugend-

tapfer die Regenbogenfahne flattert? 

Zurück zum Haushalt: Leider zeigt dieser Haushalt, 

dass Sie nichts gelernt haben. Mit Millionen aus 

Steuergeldern werden grün-rote Gesellschaftsex-

perimente finanziert. Es ist eine Zumutung sonder-

gleichen, wie hier mit dem Geld der Bürger umge-

gangen wird.  

Meine Damen und Herren, es geht hier um sehr viel 

Geld. Als größter Brocken springen uns sofort die 

Kosten der sogenannten Migrationsberatung ins 

Auge. Die wahre Bezeichnung hier sollte „Migrati-

onsförderung“ heißen, meine Damen und Herren. 

Wir müssen nicht 11,2 Millionen Euro für Migrati-

onsberatung ausgeben. Wir betrachten die 57 Milli-

onen Euro, die der Bund nächstes Jahr dafür aus-

gibt, als mehr als genug.  

Die AfD beantragt Kürzungen in Höhe von 19 Milli-

onen Euro für völlig überflüssige Posten wie die be-

reits genannte Migrationsberatung oder „Maßnah-

men zur Herstellung der Gleichberechtigung“ und 

„Maßnahmen zur Integration von Frauen in das Ar-

beitsleben“.  

Ich habe eine Eilmeldung für Sie: Wir haben das 

Jahr 2023.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Dr. Rakicky, lassen Sie eine Zwischenfrage 

zu?  

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

Nein. Ich lasse keine Frage zu.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Okay. Gilt das für Ihre gesamte Redezeit? 

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

In Deutschland steht es Frauen frei, arbeiten zu ge-

hen.  

(Volker Bajus [GRÜNE]: Ja, natürlich! - 

Zurufe von der SPD: Großzügig! - Sol-

len Sie vielleicht noch Danke sagen?) 

Sie haben übrigens auch seit über - - - Was, bitte? 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Sie haben die Zwischenfrage der Kollegin Meyer 

eben nicht zugelassen. Ich habe Sie gefragt, ob das 

für die gesamte Redezeit gilt.  

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

Ich lasse keine Zwischenfragen zu.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Sie lassen keine Zwischenfragen zu. Das ist jetzt 

angekommen, auch bei den Kollegen und Kollegin-

nen. Bitte, fahren Sie fort!  

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (AfD): 

Also zu der Eilmeldung für Sie: Wir haben das Jahr 

2023. In Deutschland steht es Frauen frei, arbeiten 

zu gehen. Sie haben übrigens auch seit über hun-

dert Jahren das Wahlrecht und dürfen ihr eigenes 

Konto eröffnen.  

(Unruhe bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN - Wiard Siebels 

[SPD]: Sie haben jetzt mehr über sich 

als über die Frauen gesagt!) 

Wir kürzen auch die Förderung eines psychosozia-

len Zentrums für traumatisierte Flüchtlinge. Gegen-

vorschlag: Finanzieren Sie doch mit den 2,5 Millio-

nen Euro ein psychosoziales Zentrum für von 

Flüchtlingen traumatisierte Deutsche und die vielen 

Kinder, die Sie drei Jahre lang mit Ihren unsinnigen 

Corona-Maßnahmen gequält haben.  

(Beifall bei der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: Sie wollten doch etwas zur 

Frauenpolitik sagen!) 

Reden wir über die Krankenhäuser. Die Deutsche 

Krankenhausgesellschaft rechnet im nächsten Jahr 

mit bis zu 80 Klinikinsolvenzen, und 30 sollen schon 

dieses Jahr pleitegegangen sein. In Niedersachsen 

ist jede dritte Klinik insolvenzbedroht, und mindes-

tens drei Kliniken sind bereits pleitegegangen. 
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Glückwunsch! Sie haben nicht nur das Schulsystem 

gegen die Wand gefahren, die innere Sicherheit ab-

geschafft und die Straßen und Brücken verkommen 

lassen. Sie machen jetzt auch noch die Kranken-

häuser platt. Medizinisch gesprochen, ist Ihre Politik 

ein einziger Behandlungsfehler.  

(Wiard Siebels [SPD]: Dafür dürfen die 

Frauen ja jetzt ein Konto eröffnen!) 

In Niedersachsen schiebt die Landesregierung eine 

Investitionslücke in Höhe von 3,5 Milliarden Euro 

vor sich her. Jetzt verpflichtet sie sich zu Kranken-

hausinvestitionen in Höhe von 920 Millionen Euro. 

Wer meint, das sei doch eine Menge Geld, der sollte 

jetzt gut zuhören. 

Die Gesundheitskosten für Asylbewerber in 2022: 

136 Millionen Euro. Ausgaben für vermeintliche In-

tegration, Unterbringung und Betreuung von Mig-

ranten in 2024: 1,8 Milliarden Euro.  

Sie können hier zwar nicht einmal genug Fiebersaft 

für Kinder garantieren, aber laden die halbe Welt zu 

uns ein,  

(Beifall bei der AfD) 

frei nach dem tschechischen Sprichwort: „Wo man 

Bier braut, da lässt es sich gut leben.“ Und wir, die 

Steuerzahler, zahlen die Zeche.  

Mit diesen Migrationskosten könnte man den Inves-

titionsstau bei Krankenhäusern in nur drei Jahren 

auflösen.  

(Wiard Siebels [SPD]: Wer hat das 

denn ausgerechnet?) 

Sie aber wollen 3 Milliarden Euro erst über die kom-

menden zehn Jahre bereitstellen. Für Dutzende Kli-

niken läuft somit die letzte Vorstellung an, und ge-

spielt wird „Stirb langsam“.  

(Wiard Siebels [SPD]: Alle Zahlen ein-

fach durcheinanderknobeln! Das ist ty-

pisch!) 

Doch es ist offenbar gewollt, dass die geplünderten 

Standorte jetzt über die Klinge oder besser: das 

Skalpell springen. So dürfen Mittel aus dem Sonder-

vermögen für Krankenhausinvestitionen auch expli-

zit „Maßnahmen bei Schließung oder Umstellung 

von Krankenhäusern fördern“. Da haben wir es 

schwarz auf weiß, meine Damen und Herren: Sie 

retten nicht, Sie leisten Sterbehilfe.  

Als AfD stellen wir Patienten vor Profite und Ver-

nunft vor Ideologie, anders als Sie.  

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, ja, ja! - Wei-

tere Zurufe von der SPD - Glocke der 

Präsidentin) 

Mit uns wird es mehr Gesundheit für weniger Kos-

ten geben.  

(Wiard Siebels [SPD]: Und die Frauen 

dürfen sogar ein Konto eröffnen! Das 

ist ja wunderbar! Das ist ja eine tolle 

Welt!)  

Daher: Wer nur heiße Luft haben will, wählt die Grü-

nen oder die SPD. Wer Taten will, der wählt die AfD.  

(Wiard Siebels [SPD]: Wer als Frau ein 

Konto haben will, muss die AfD wäh-

len, oder wie?) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Für die Landesregierung hat jetzt Minister Dr. An-

dreas Philippi das Wort.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir beraten und besprechen immer noch den Be-

reich Soziales, Arbeit, Gesundheit und den The-

menkomplex Gleichstellung.  

Herr Minister Dr. Philippi, Sie haben das Wort.  

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! In der Sozialpolitik 

geht es in besonderer Weise um die Menschen in 

Niedersachsen. Es geht um die Teilhabe für alle 

Menschen, um ein soziales und gerechtes Zusam-

menleben in unserer Gesellschaft.  

Gerade bei der aktuellen Finanzlage müssen wir 

den Spagat zwischen einer sozialen Politik und den 

finanziellen Rahmenbedingungen, die ein Landes-

haushalt setzt - - - 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Dr. Philippi, ich möchte Sie nicht unterbrechen. 

Aber ich will einfach noch mal bitten, tief durchzuat-

men und jetzt dem Redebeitrag des Ministers für die 
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Bereiche Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-

stellung zu folgen. Das sollte in den folgenden zehn 

Minuten doch noch möglich sein. - Vielen Dank für 

Ihr Verständnis.  

Bitte, Herr Dr. Philippi! 

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Nicht alles, was wünschenswert ist, kann sofort fi-

nanziert werden. Umso mehr freue ich mich, dass 

es trotz der angespannten Haushaltslage gelungen 

ist, die finanzielle Ausstattung für eine gute Sozial-

politik in Niedersachsen auch in 2024 zu sichern. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten, einer der 

finanziellen Schwerpunkte ist die Krankenhausver-

sorgung. Wir haben schon viel darüber gehört. Ich 

werde jetzt nicht mehr im Einzelnen aufzählen, was 

wir alles Gutes tun, und an dieser Stelle nur noch 

einen Hinweis geben: Zu den jährlich rund 120 Mil-

lionen Euro für die pauschale Förderung zur Wie-

derbeschaffung kurzfristiger Anlagegüter kommen 

17,3 Millionen Euro zur Förderung von Schließung 

oder Umwandlung von Krankenhäusern sowie 

10 Millionen Euro zur Förderung von regionalen Ge-

sundheitszentren hinzu.  

Eines möchte ich aber noch einmal klarstellen. So 

wie Weihnachten alle Jahre wieder kommt die CDU 

jeden Monat wieder mit ihrem Vorschlag zu Bürg-

schaften. Ihre Forderung ist ja nicht neu. Seit Mai 

hören wir das jeden Monat wieder. 

(Ulf Thiele [CDU]: Seit einem Jahr sa-

gen wir das! Seit einem Jahr, Herr Mi-

nister!)  

Wir waren mit allen Beteiligten das ganze letzte 

Vierteljahr im Gespräch, waren vor allem mit den 

Krankenhäusern vor Ort und auch mit den Ge-

schäftsführungen im Gespräch. 

(Ulf Thiele [CDU]: Nein, mit den Trä-

gern müssen Sie reden!) 

Wenn Sie wollen, nehme ich Sie mit.  

(Beifall bei der SPD - Zuruf von Ulf 

Thiele [CDU]) 

Aber ich werde nicht müde, die Zuständigkeit für die 

Betriebskosten, die die Hauptpreistreiber sind, zu 

betonen. Das sind die Kosten des Bundes und nicht 

die Kosten des Landes.  

(Beifall bei der SPD - Zuruf von Ulf 

Thiele [CDU]) 

Wenn es nach mir gegangen wäre, dann hätten wir 

schon heute einen weiteren Schritt getan. Mit dem 

Krankenhaustransparenzgesetz hätten wir nämlich 

die Flankierung eines Transformationsprozesses in 

der letzten Woche in Berlin schon beschlossen.  

(Zurufe von der CDU)  

In der vergangenen Sitzung des Bundesrats näm-

lich haben wir auf die Anrufung des Vermittlungs-

ausschusses verzichtet und haben einen Vorschlag 

vorgelegt, der erheblich mehr Liquiditätssicherung 

als jede mögliche Bürgschaft gebracht hätte, für fri-

sches Geld gesorgt hätte, und bei den Energiehilfen 

hätten wir vor allem aber eine unterjährige Anpas-

sung des Landesbasisfallwertes erzeugt und hätten 

so steuern können, wohin es läuft.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Volker Meyer [CDU]: Aber Ihre 

Planungskompetenz wäre weg gewe-

sen! - Weitere Zurufe von der CDU) 

Aber Ihre Genossen aus NRW haben das verhin-

dert. Und heute Nachmittag rufen Sie an und fra-

gen: Was passiert denn jetzt eigentlich? Das ist so 

nicht richtig. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Zurufe und Gegenrufe von der 

CDU und von der SPD) 

Wir hätten mit diesem Gesetz 600 Millionen Euro für 

Niedersachsen geholt. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, warten Sie bitte kurz! - Wir haben alle 

die Möglichkeit - Herr Kollege Thiele kennt die Ge-

schäftsordnung -: Stellen Sie eine Zwischenfrage, 

aber unterhalten Sie sich nicht über die Bänke hin-

weg!  

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN - Zurufe von der CDU) 

Herr Kollege Thiele, ich habe Sie eben schon ein-

mal darauf hingewiesen: Wir haben eine Geschäfts-

ordnung. Wir versuchen, nach ihr zu verfahren. Sie 

können jederzeit eine Zwischenfrage stellen. Herr 

Minister wird sie dann vielleicht beantworten; das ist 

ihm anheimgestellt. Aber ich bitte wirklich, nicht 

über die Bänke hinweg miteinander zu sprechen 

und nicht gegen den anderen anzuschreien. Das 

hat mit parlamentarischem Austausch wirklich 

nichts zu tun. Ich bitte, das für heute einzustellen.  
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(Björn Thümler [CDU]: Wer schreit, hat 

unrecht!) 

- Es gibt einen sehr schönen, alten Spruch, Herr Ab-

geordneter Thümler: Wer schreit, hat garantiert 

nicht recht.  

(Björn Thümler [CDU]: Das sage ich ja 

die ganze Zeit! Er schreit doch! - Ge-

genruf von Minister Dr. Philippi: Ich 

habe nicht geschrien! Sie haben mich 

noch nicht schreien gehört!) 

Herr Minister Dr. Philippi versucht, lauter zu spre-

chen, um gegen Ihr Geschrei anzukommen.  

Wir werden erst fortfahren - und wenn wir hier noch 

eine halbe Stunde sitzen -, wenn hier wirklich Ruhe 

einkehrt. Wir sind in einem Parlament. Meine bei-

den Schriftführer und ich sind uns einig, dass es bei 

dieser Lautstärke etwas anstrengend ist, auch für 

uns hier oben. Ich habe Sie eben gebeten, zu ver-

suchen, die letzten zehn Minuten bei der Einzel-

planberatung 05 konzentriert zuzuhören und sich 

an die Regeln unserer Geschäftsordnung zu halten.  

Das ist jetzt ein weiterer Versuch. Ansonsten unter-

breche ich die Sitzung, und wir machen eine Pause. 

(Zurufe: Oh! - Heiterkeit und vereinzelt 

Beifall bei der SPD) 

Bitte, Herr Dr. Philippi! 

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Natürlich, meine Damen und Herren, haben wir 

auch das Thema Landesbürgschaften und Kredite 

geprüft. Beides würde aber das Land Niedersach-

sen hinsichtlich der Schuldenbremse in vollem Um-

fang belasten. 

(Ulf Thiele [CDU] und Björn Thümler 

[CDU]: Das stimmt doch gar nicht!)  

- Doch, das stimmt. 

Die im Bundesratsverfahren angedachte Lösung 

wäre dagegen sofort umsetzbar  

(Widerspruch von Ulf Thiele [CDU]) 

und brächte den Krankenhäusern zeitnah die not-

wendige Liquidität. Es wäre daher wesentlich ziel-

führender, wenn die unionsgeführten Bundesländer 

ihre Blockadehaltung aufgeben würden, 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

wenn Sie ihnen einen guten Ratschlag in diese 

Richtung geben würden. Wir sind dabei und versu-

chen, das umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, nächstes Thema: Die 

Entwicklung - - - 

(Volker Meyer [CDU] meldet sich) 

- Nein, wir haben das schon geklärt, Herr Meyer und 

ich. 

(Lachen bei der CDU und bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Okay. Es ist sehr schön, dass Sie das hinterher un-

tereinander klären. Wir haben jetzt vernommen: 

Herr Minister Dr. Philippi lässt keine Zwischenfra-

gen zu und bringt seine Ausführungen zu Ende. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist ja schwach! 

- Carina Hermann [CDU]: Das ist ja 

schade! - Björn Thümler [CDU]: 

Nächstes Jahr!) 

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Die Entwicklung des Maßregelvollzugs in Nieder-

sachsen ist ein weiteres wichtiges Thema. Denn 

nach wie vor brauchen wir zusätzliche Plätze für die 

Unterbringung von psychisch kranken und suchter-

krankten Straftäterinnen und Straftätern, um den 

Belegungsdruck in den Einrichtungen des Maßre-

gelvollzugs abzubauen. Mit dem Haushalt 2024 

können wir bis zu 152 zusätzliche Plätze im Maßre-

gelvollzug mit einem Volumen von mehr als 23 Mil-

lionen Euro finanzieren.  

Für neue Unterbringungsplätze muss aber auch 

qualifiziertes Fachpersonal gewonnen werden. Das 

ist in Zeiten des Fachkräftemangels eine besondere 

Herausforderung. Um als Arbeitgeber attraktiv zu 

werden, habe ich mich dafür eingesetzt, dass für die 

schwierige und wichtige Arbeit im Maßregelvollzug 

die Stellenzulage von 110 Euro auf 180 Euro erhöht 

wird.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ein weiterer Schwerpunkt unserer Sozialpolitik ist 

der Bereich Migration und Teilhabe. Die politische 

Gestaltung der Migrationsgesellschaft betrifft alle 

gesellschaftlichen Bereiche und hat sich als ge-

meinschaftliche Daueraufgabe allen staatlichen 
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Handelns etabliert. In Zeiten wachsender Zuwande-

rung ist es von besonderer Bedeutung, verlässliche 

Integrationsstrukturen zu erhalten und weiterzuent-

wickeln, selbst wenn die Lage finanzpolitisch zu-

nehmend herausfordernder wird.  

Ich freue mich sehr, dass Haushaltsansätze im Be-

reich Migration und Teilhabe auch in 2024 auf dem 

Niveau des Vorjahres gehalten werden konnten. 

Meine Damen und Herren, wichtig ist mir ganz be-

sonders auch der Bereich der Pflege. 82 % der Pfle-

gebedürftigen in Niedersachsen werden in ihrer ei-

genen Häuslichkeit versorgt, mehr als die Hälfte von 

ihnen ausschließlich von Angehörigen.  

Durch die mit der Anerkennungsverordnung ge-

schaffenen Möglichkeiten der Einzelanerkennung 

im Rahmen der Angebote zur Unterstützung im All-

tag - kurz: AzUA - wollen wir viele neue Helferinnen 

und Helfer gewinnen. Für das Förderprogramm, das 

zum 1. Januar 2024 neu aufgelegt wird, planen wir 

erneut 2,1 Millionen Euro ein. 

Wie alle Länder sind auch wir in Niedersachsen ge-

meinsam mit den Pflegekassen und den Kommu-

nen für die Vorhaltung einer leistungsfähigen, zah-

lenmäßig ausreichenden und wirtschaftlichen pfle-

gerischen Versorgungsstruktur verantwortlich. Die-

ser Verpflichtung kommen wir durch zielgerichtete 

Förderung der Investitionen in die pflegerische Inf-

rastruktur nach. Auch für 2024 haben wir für diesen 

Zweck Mittel in Höhe von rund 69 Millionen Euro 

veranschlagt. Damit gehört Niedersachsen zu den 

drei Bundesländern, die überhaupt in nennenswer-

ter Höhe Investitionskosten in der Pflege überneh-

men.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich die Mittel, die wir 

in Niedersachsen für eine gute familienfreundliche 

Infrastruktur bereitstellen. Die Corona-Zeit war ge-

rade für Familien eine wirklich schwierige Zeit. Der 

Familienalltag hat sich komplett verändert. Das 

merken viele Familien noch bis heute. In dieser her-

ausfordernden Zeit muss es ganz besonders unser 

Ziel sein, Familien zu stärken und zu unterstützen. 

Auch in 2024 veranschlagen wir daher hohe Haus-

haltsansätze für die verschiedenen Förderpro-

gramme für unterstützende Bildungs-, Begegnungs- 

und Erholungsangebote für Familien. Dafür haben 

wir 7,7 Millionen Euro in den Haushalt geschrieben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, ein Thema liegt mir sehr 

am Herzen, und das ist der Kampf gegen Gewalt 

gegen Frauen. Hier möchte ich das an der MHH ver-

ankerte Netzwerk ProBeweis erwähnen, das Be-

troffenen von häuslicher oder sexueller Gewalt eine 

verfahrensunabhängige und vertrauliche Spurensi-

cherung anbietet.  

Das Konzept ist derart überzeugend, dass die fo-

rensische Spurensicherung durch das Netzwerk 

ProBeweis ab 1. Januar eine kassenfinanzierte 

Leistung sein wird. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und von Delia Klages [AfD]) 

Erlauben Sie mir darüber hinaus noch einen weite-

ren Hinweis aus dem Bereich Gleichstellungspolitik: 

Wir haben den Referent*innenentwurf der Novelle 

des NGG erarbeitet und werden diesen Anfang 

2024 dem Kabinett zur Freigabe für die Verbands-

anhörung vorlegen. 

Ich danke an dieser Stelle den regierungstragenden 

Fraktionen dafür, dass über die politische Liste die 

Finanzierung von wichtigen Maßnahmen gesichert 

werden kann. Zu nennen sind hier insbesondere der 

Bereich Arbeitsförderung, die Bereiche Kinder-

schutz und Gewaltschutz für Frauen und Mädchen. 

Damit können wir unsere gute Sozialpolitik in diesen 

Bereichen auch in 2024 fortführen. 

Meine Damen und Herren, der Sozialhaushalt für 

2024 bietet einen guten finanziellen Rahmen für all 

das, was die meisten, die hier heute anwesend sind, 

wahrscheinlich wollen: Eine gute soziale Politik für 

alle Bürgerinnen und Bürger in Niedersach-

sen - gleich welchen Alters und welcher Herkunft, 

egal, welches Geschlecht sie haben, für Menschen 

mit und ohne Handicap, für gesunde und für kranke 

Menschen. 

Und ich denke, Sie geben mir recht, wenn ich sage: 

Der gesamte Etat des Sozialressorts in Höhe von 

mehr als 6,8 Millionen Euro - 

(Björn Thümler [CDU]: Milliarden!) 

- habe ich mich versprochen? - 

(Björn Thümler [CDU]: Milliarden!) 

- danke; 6,8 Milliarden Euro - ist mit Blick auf das 

Wohl von uns allen, in allen Lebenslagen, kein Euro 

zu viel.  

Vielen Dank. Glück auf! 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Dr. Philippi. - Wir haben eine 

Wortmeldung vorliegen; zusätzliche Redezeit nach 

§ 71 Abs. 3. Herr Abgeordneter Volker Meyer, Sie 

haben das Wort für 90 Sekunden. 

(Beifall bei der CDU) 

Volker Meyer (CDU): 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn Ihnen 

das nicht gefällt und Sie später zum Glühwein kom-

men, müssen Sie das noch ein Momentchen ertra-

gen.  

Bei allem Respekt für die Arbeit: Wir haben vom ers-

ten Tage an gesagt, dass wir eine Krankenhausre-

form mittragen werden. Aber es gibt für uns einen 

ganz entscheidenden sachlichen Zusammenhang: 

Das ist, dass wir das Planungsrecht des Landes in 

keiner Form infrage stellen. Das ist mit uns mit nicht 

zu machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich glaube, Herr Minister Philippi, die Auswirkungen 

dieses Transparenzgesetzes hätten darin bestan-

den, dass sich der Bundesgesundheitsminister das 

Planungsrecht bei den Ländern abgekauft hätte und 

dann in die Krankenhausplanung der Länder einge-

stiegen wäre. Das ist der völlig falsche Weg, um 

Krankenhausplanung in einem Lande wie Nieder-

sachsen zu machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Daher bin ich den CDU-Ministern dankbar, dass sie 

dieses Transparenzgesetz in dieser Form abge-

lehnt und an den Vermittlungsausschuss überwie-

sen haben. Das ist genau der richtige Weg, um zu 

erreichen, dass die Länder ihre Planungshoheit be-

halten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank Ihnen, Herr Kollege Meyer. 

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Da-

mit beenden wir die Aussprache zum Einzelplan 05 

und beenden für den heutigen Tag die Haushalts-

beratung. Morgen setzen wir die Haushaltsberatung 

mit den verbliebenen Schwerpunkten fort. 

Ich wünsche Ihnen einen vor allem erholsamen 

Abend. Bis morgen früh. Danke schön. 

Schluss der Sitzung: 20.16 Uhr 
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